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Finanzierungsleasingverträge in China: 
Eine Kommentierung im Spiegel der jüngsten 
Interpretation des Obersten Volksgerichts
Knut Benjamin Pißler 1

I. Einleitung 1

Am 24.2.2014 hat das Oberste Volksgericht 
(OVG) eine weitere 2 justizielle Interpretation 3 zum 
Vertragsgesetz 4 bekannt gemacht, in der das Ge-
richt speziell auf Fragen des Finanzierungsleasings 
eingeht. Sie trägt den Titel „Erläuterung des Obers-
ten Volksgerichts zu Fragen der Rechtsanwendung 
bei der Behandlung von Streitfällen zu Finanzie-
rungsleasing-Verträgen“ 5 (OVG-Finanzierungslea-
singerläuterung) und ist seit dem 1.3.2014 von den 
Gerichten anzuwenden 6. Zugleich wurde eine 1996 
erlassene justizielle Interpretation des OVG zum Fi-
nanzierungsleasing außer Kraft gesetzt. 7

In einer Präambel der Interpretation gibt das 
OVG an zu bezwecken, dass Streitfälle zu Finanzie-

1 Priv.-Doz. Dr. iur. Knut B. Pißler, M.A. (Sinologie), ist wissenschaftli-
cher Referent am Max-Planck-Institut für ausländisches und internatio-
nales Privatrecht in Hamburg (pissler@mpipriv.de). Der Autor ist Herrn 
Dr. Jakob Riemenschneider, Taylor Wessing, München, für wertvolle 
Hinweise sehr zu Dank verpflichtet.
2 Zum allgemeinen Vertragsrecht sind bereits folgende justizielle Inter-
pretationen ergangen: „Erläuterungen des Obersten Volksgerichts zu ei-
nigen Fragen des ‚Vertragsgesetzes der Volksrepublik China‘ (Teil 1)“ [最
高人民法院关于适用《中华人民共和国合同法》若干问题的解释（一）] 
vom 19.12.1999, deutsch mit Quellenangabe in: Frank Münzel (Hrsg.), 
Chinas Recht, 15.3.99/1; „Erläuterungen des Obersten Volksgerichts 
zu einigen Fragen des ‚Vertragsgesetzes der Volksrepublik China‘ (Teil 
2)“ [最高人民法院关于适用《中华人民共和国合同法》若干问题的解释 
（二）] vom 9.2.2009, chinesisch-deutsch in: ZChinR 2009, S. 288 ff. Da-
neben hat sich das OVG auch zu einzelnen Vertragstypen wie etwa zu 
Mietverträgen (siehe ZChinR 2010, S. 272 ff.), Bauausführungsverträgen 
(siehe ZChinR 2011, S. 60 ff.), Technologieverträgen (siehe ZChinR 2011, 
S. 44 ff.), Immobilienkaufverträgen (siehe ZChinR 2011, S. 131 ff.), zu Rei-
severträgen (siehe ZChinR 2012, S. 368 ff.) und zuletzt zum Kaufrecht 
(siehe ZChinR 2014, S. 373 ff.) geäußert.
3 Ausführlicher zu justiziellen Interpretationen Björn Ahl, Die Justizaus-
legung durch das Oberste Volksgericht der VR China – Eine Analyse der 
neuen Bestimmungen des Jahres 2007, in: ZChinR 2007, S. 251 ff.
4 [中华人民共和国合同法] vom 15.3.1999, deutsch mit Quellenangabe in: 
Frank Münzel (Hrsg.), Chinas Recht, 15.3.99/1.
5 Chinesisch-deutsche Fassung in diesem Heft, S. 144 ff.
6 § 26 Abs. 1 OVG-Finanzierungsleasingerläuterung. Zur Anwendung 
der Interpretation auf zur Zeit des Inkrafttretens bereits rechtshängige 
Verfahren siehe § 26 Abs. 2 OVG-Finanzierungsleasingerläuterung.
7 Die „Bestimmungen des Obersten Volksgerichts zu einigen Fragen der 
Behandlung von Streitfällen zu Finanzierungsleasing-Verträgen“ [最高
人民法院关于审理融资租赁合同纠纷案件若干问题的规定] (Fafa [1996] 
Nr. 19) vom 27.5.1996 (im Folgenden: OVG-Finanzierungsleasingbestim-
mungen 1996); abgedruckt in: Amtsblatt des Obersten Volksgerichts [中
华人民共和国最高人民法院公报] 1996, Nr. 3, S. 95 f.

rungsleasing-Verträgen von den Volksgerichten kor-
rekt behandelt werden. Es bezieht sich ausdrücklich 
auf das Vertragsgesetz, wo das Finanzierungslea-
sing als ein typischer Vertrag im 14. Kapitel geregelt 
ist (§§ 237 bis 250), sowie auf das Sachenrechtsge-
setz 8 und das Zivilprozessgesetz 9 als Grundlage für 
die Interpretation. Dementsprechend behandelt das 
OVG in der Interpretation nicht nur schuldrechtli-
che, sondern auch sachenrechtliche (gutgläubiger 
Erwerb 10) und zivilprozessuale (Beteiligung Dritter 
am Prozess 11) Fragen.

Anders als in Deutschland 12 und in vielen Nach-
barländern der westlichen Welt hat das Finanzie-
rungsleasing in China offenbar keine bilanziellen 
und steuerrechtliche Vorteile. 13 Dieser Aspekt kann 
im vorliegenden Beitrag daher ausgeblendet blei-
ben. Stattdessen wird die vertragsrechtliche Seite 
von Finanzierungsleasinggeschäften behandelt: 
Nach einer kurzen Darstellung des Hintergrunds 
für den Erlass der Interpretation (II) werden im Fol-

8 [中华人民共和国物权法] vom 16.3.2007; deutsch in: Frank Münzel 
(Hrsg.), Chinas Recht, 16.3.07/1; chinesisch-deutsch in: ZChinR 2007, S. 
78 ff.
9 [中华人民共和国民事诉讼法] vom 9.4.1991 in der Fassung vom 
31.8.2012; chinesisch-deutsch in: ZChinR 2012, S. 307 ff.
10 Siehe unten unter III 4 c.
11 Siehe unten unter III 6.
12 Siehe hierzu die komprimierte, aber umfassende Darstellung bei Mi-
chael Martinek, Das Leasinggeschäft, in: Herbert Schimansky/Hermann-Josef 
Bunte/Hans-Jürgen Lwowski (Hrsg.), Bankrechts-Handbuch, 4. Aufl., Mün-
chen 2011, S. 865 ff.
13 Siehe hierzu einführend Xiaoyuan Hu, Juristische Rahmenbedingun-
gen des Leasing-Geschäfts in China, in: Finanzierung Leasing Facto-
ring 2010, Nr. 3, S. 131 ff. (168 ff.). Hu bemerkt (auf S. 172): „Im Vergleich 
zu anderen Finanzierungsformen hat das Finanzierungsleasing keine 
bilanziellen und steuerlichen Vorteile. Die charakteristischen Merkmale 
des Finanzierungsleasings (zum Beispiel Steueraufschiebungswirkung, 
Bilanzneutralität des Leasing-Nehmers) spielen keine Rolle, wodurch 
man das Leasing-Geschäft stark einschränkt.“ Rechtsgrundlagen der 
steuerlichen Behandlung des Finanzierungsleasings und der Abgren-
zung zum Operating-Leasing sind § 11 Unternehmenseinkommenssteu-
ergesetz der VR China [中华人民共和国企业所得税法] vom 16.3.2007, 
deutsch mit Quellenangabe in: Frank Münzel (Hrsg.), Chinas Recht, 
16.3.07/1; § 58 Nr. 3 Durchführungsverordnung zum Unternehmensein-
kommenssteuergesetz der VR China [中华人民共和国企业所得税法实
施条例] vom 12.6.2007; § 6 Unternehmensbuchhaltungsstandard Nr. 21 
– Leasing [企业会计准则第21号——租赁] vom 15.2.2006, abgedruckt in: 
Finance and Accounting Monthly [财会月刊] 2006, Nr. 6, S. 25 ff.; und 4. 
Abschnitt Ziffer 3 Unternehmensbuchhaltungsstandard – Leasingleitfa-
den [企业会计准则——租赁指南]. 

Aufsätze
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genden die Regelungen der Interpretation im Kon-
text der Bestimmungen zum Finanzierungsleasing 
im Vertragsgesetz vorgestellt (III), wobei auf eine 
Kommentierung der Interpretation zurückgegriffen 
wird, die unter der Leitung der zweiten Zivilkam-
mer des OVG verfasst wurde. 14 Der Beitrag schließt 
mit einem Fazit (IV).

II. Hintergrund für den Erlass der Interpretation

Hintergrund der Regelung ist laut Kommen-
tierung ein vermehrtes Aufkommen von Finan-
zierungsleasing-Streitigkeiten vor chinesischen 
Gerichten. 15 Zugleich nimmt die wirtschaftliche Be-
deutung des Finanzierungsleasings in China zu. 16

Der Entwurf eines Finanzierungsleasingge-
setzes 17, der unter der Leitung des Finanz- und 
Wirtschaftsausschusses des Nationalen Volks-
kongresses 18 (NVK) im November 2006 fertigge-
stellt wurde, ist nicht verabschiedet worden. 19 Im 
Jahr 2009 begann das OVG daraufhin im Auftrag 
des Finanz- und Wirtschaftsausschusses und des 
Rechtsordnungsarbeitsausschusses des Ständigen 
Ausschusses des NVK 20 mit dem Entwurf einer jus-
tiziellen Interpretation zum Finanzierungsleasing. 21

Die Kommentierung macht deutlich, dass man 
sich beim Entwurf der Interpretation nicht nur an 
der nationalen Gesetzgebung, Modellgesetzen, 
Rechtsprechung und Lehrmeinungen verschiedener 
Staaten 22, sondern insbesondere auch am internati-
onalen Einheitsrecht orientiert hat: Genannt werden 
das UNIDROIT-Übereinkommen über das interna-
tionale Finanzierungsleasing vom 28.05.1988 23 und 

14 XI Xiaoming [奚晓明] (Hrsg.), Verständnis und Anwendung der justi-
ziellen Interpretation des Obersten Volksgerichts zu Finanzierungslea-
sing-Verträgen [最高人民法院关于融资租赁合同司法解释理解与适用], 
Beijing 2014 (zitiert als: XI Xiaoming-Bearbeiter).
15 Laut XI Xiaoming-XI Xiaoming [奚晓明], Einleitung, S. 1, und XI Xiao-
ming-LI Zhigang [李志刚], S. 21, haben chinesische Volksgerichte im Jahr 
2008 in erster Instanz 860 Fälle, 2009 1.677, 2012 4.591 und im Jahr 2013 
bereits 8.530 Fälle angenommen.
16 2013 betrug das Volumen von Finanzierungsleasingverträgen in China 
2,1 Billionen Yuan; es gab 1026 Leasinggesellschaften, siehe hierzu und 
zu weiteren statistischen Angaben LEI Jiping/YUAN Shuang/LI Zhigang 
[雷继平/原爽/李志刚], Handelspraxis und justizielle Reaktion: Einige 
rechtliche Fragen zu Finanzierungsleasing-Verträgen [交易实践与司法回
应: 融资租赁合同若干法律问题], in: Journal of Law Application [法律适
用] 2014, Nr. 4, S. 33 ff. (33).
17 Chin. „融资租赁法“.
18 Chin. (abgekürzt) „全国人大财经委“.
19 XI Xiaoming-XI Xiaoming [奚晓明], S. 32 (dort Fn. 1). Der Entwurf ist 
in der Kommentierung (auf den S. 458 ff.) abgedruckt; kurze Darstellung 
des Inhalts des Entwurfs bei Xiaoyuan Hu, a.a.O. (Fn. 13), S. 172 f.
20 Chin. (abgekürzt) „全国人大常委会法工委“.
21 Siehe das „Interview“ zu der justiziellen Interpretation mit einem (na-
mentlich nicht genannten) Verantwortlichen der 2. Kammer des OVG, 
XI Xiaoming, S. 11.
22 So finden sich Hinweise auf die Rechtsprechung und Lehre in 
Deutschland, Taiwan (bspw. auf S. 35 f.) und Japan (S. 41), die Regelun-
gen im Modelgesetz in den USA (Uniform Commercial Code, bspw. auf 
S. 39) sowie auf die Gesetzgebung in Frankreich (S. 39), Russland (S. 40) 
und in Serbien, Kasachstan und Usbekistan (S. 41).
23 Chin. „国际融资租赁公约“; das Übereinkommen ist im Internet ein-
sehbar unter http://www.unidroit.org/fr/leasing-ol-2/leasing-anglais . 
Zu dem Übereinkommen siehe Carsten Dageförde, Internationales Finan-

das UNIDROIT-Modelgesetz über Leasing vom 
13.11.2008 24. 25

III. Die Regelungen im Einzelnen

1. Definition, Vertragsinhalt und Erscheinungs-
formen

§ 237 Vertragsgesetz definiert den Finanzie-
rungsleasing-Vertrag 26 als einen Vertrag, bei dem 
der Leasinggeber 27 aufgrund der vom Leasingneh-
mer 28 getroffenen Wahl eines Verkäufers 29 und eines 
Leasinggegenstandes 30 vom Verkäufer den Leasing-
gegenstand erwirbt und dem Leasingnehmer zum 
Gebrauch zur Verfügung stellt; der Leasingnehmer 
zahlt im Gegenzug Leasingraten 31. 32

In einem Finanzierungsleasing-Vertrag sind 
nach § 238 Vertragsgesetz Regelungen zu treffen:

—  zur Bezeichnung, Menge, Spezifikationen 
und technischen Funktionen des Leasingge-
genstandes,

—  zum Verfahren der Abnahme 33 des Leasing-
gegenstandes,

—  zur Grundlaufzeit 34,

—  zur Zusammensetzung der Leasingraten und 
zu den Terminen und der Art und Weise ihrer 
Zahlung und

zierungsleasing – Deutsches Kollisionsrecht und Konvention von Ottawa 
(1988), München 1992, S. 98 ff. (dort – auf den S. 162 ff. – findest sich auch 
eine deutsche Übersetzung des Übereinkommens). Das UNIDROIT-
Übereinkommen hatte bereits beim Entwurf des Vertragsgesetzes Pate 
gestanden. Siehe YAO Hong [姚红] (Hrsg.), Synopse der Bestimmungen 
des „Vertragsgesetzes der Volksrepublik China“ und der betreffenden 
Vertragsbestimmungen im In- und Ausland [《中华人民共和国合同法》
与国内外有关合同规定条文对照], Beijing 1999, S. 151 ff.
24 Chin. „租赁示范法“; das Modellgesetz ist im Internet einsehbar unter 
http://www.unidroit.org/instruments/leasing/model-law .
25 SONG Xiaoming/LIU Zhumei/YUAN Shuang [宋晓明/刘竹梅/原爽], 
Verständnis und Anwendung der „Erläuterung zu Fragen der Rechtsan-
wendung bei der Behandlung von Streitfällen zu Finanzierungsleasing-
Verträgen“ [《关于审理融资租赁合同纠纷案件适用法律问题的解释》的
理解与适用], in: Volksjustiz [人民司法] 2014, Nr. 7, S. 28 ff. (29).
26 Chin. „融资租赁合同“.
27 Chin. „出租人“. Der Begriff wird im Zusammenhang des Mietrechts 
im Vertragsgesetz auch als „Vermieter“ verwendet.
28 Chin. „承租人“. Der Begriff wird im Zusammenhang des Mietrechts 
im Vertragsgesetz auch als „Mieter“ verwendet.
29 Chin. „出卖人“.
30 Chin. „租赁物“.
31 Chin. „租金“. Der Begriff wird im Zusammenhang des Mietrechts im 
Vertragsgesetz auch als „Mietzins“ verwendet.
32 Vgl. die entsprechende Definition in Art. 1 Abs. 1 UNIDROIT-Über-
einkommen (Fn. 23), die von YAO Hong (Hrsg.), a.a.O. (Fn. 23), S. 151 f., 
als Vorbild für die Regelung in § 237 Vertragsgesetz genannt wird. Zu 
anderen Definitionen aus aufsichtsrechtlicher und buchhalterischer Sicht 
siehe XI Xiaoming-XI Xiaoming [奚晓明], S. 32 f. Dort führt XI Definitio-
nen nach der „Methode zur Verwaltung von Finanzierungsleasing-Ge-
sellschaften“ [金融租赁公司管理办法] vom 13.3.2014, nach der „Methode 
zur Verwaltung von ausländische investierten Leasinggeschäften“ [外商
投资租赁业管理办法] vom 3.2.2005 und nach dem „Unternehmensbuch-
haltungsstandard Nr. 21 – Leasing“ [企业会计准则第21号－－租赁] vom 
15.2.2006 an.
33 Chin. „检验方法“.
34 Chin. „租赁期限“; wörtlich: „Mietdauer“.
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—  zur Währung, in der die Raten zu zahlen 
sind, sowie

—  dazu, ob der Leasinggegenstand am Ende der 
Grundlaufzeit in das Eigentum des Leasing-
nehmers fällt.

Für den Vertrag ist nach § 238 Satz 2 Vertragsge-
setz die Schriftform erforderlich. 35

Um den Finanzierungsleasing-Vertrag von ähn-
lichen Geschäften (Ratenzahlungskauf, Darlehen 36 
etc.) abzugrenzen 37, ist nach § 1 Abs. 1 OVG-Fi-
nanzierungsleasingerläuterung neben den Rechten 
und Pflichten der Parteien auch auf die Natur des 
Leasinggegenstandes 38, seinen Wert 39 sowie auf die 
Leasingraten 40 abzustellen. Die Bezeichnung als 
Finanzierungsleasing-Vertrag allein ist nicht aus-
schlaggebend, wenn das Geschäft tatsächlich kein 
Finanzierungsleasing ist, § 1 Abs. 2 OVG-Finanzie-
rungsleasingerläuterung. Handelt es sich (trotz der 
Bezeichnung) nicht um einen Finanzierungsleasing-

35 Zum Schriftformerfordernis siehe § 11 Vertragsgesetz. Ein Schrift-
formmangel hat die Unwirksamkeit des Vertrags zur Folge, Yuanshi Bu, 
Einführung in das Recht Chinas, 2009, S. 105. Die Unwirksamkeit kann 
gemäß § 36 Vertragsgesetz durch die Erfüllung der Hauptleistungs-
pflicht und die Annahme der Erfüllung geheilt werden.
36 Diese Abgrenzung hat, trotz des eindeutigen Kriteriums, dass dem 
Leasingnehmer nicht ein Geldbetrag, sondern ein durch Kauf eigens er-
worbener Gegenstand zum Gebrauch überlassen wird, die chinesischen 
Gerichte häufig beschäftigt. Siehe Jakob Riemenschneider, Das Darlehens-
recht der Volksrepublik China, Berlin 2008, S. 66. Riemenschneider führt 
dieses Problem darauf zurück, dass rechtliche Hindernisse bei der Ver-
gabe zwischenbetrieblicher Darlehen Anlass zu Umgehungsgeschäften 
gegeben hätten.
37 XI Xiaoming-XI Xiaoming [奚晓明], S. 38. Siehe dort (S. 34 ff.) zu den 
Theorien, die international zur Einordnung des Leasings vertreten wer-
den, sowie (auf S. 37) zu folgenden wesentlichen Merkmalen des Finan-
zierungsleasings im chinesischen Vertragsgesetz: (1) Vorliegen einer 
dreiseitigen Vertragsbeziehung; (2) Auswahl des Leasinggegenstandes 
und des Leasinggebers durch den Leasingnehmer; (3) Amortisation des 
Leasinggegenstandes durch Leasingraten; (4) Eigentum des Leasingge-
bers am Leasinggegenstand während der Vertragslaufzeit; (5) (optionale) 
Erwerbsoption des Leasingnehmers am Ende der Vertragslaufzeit.
38 Nicht grundsätzlich ausgeschlossen sind unbewegliche Sachen als 
Leasinggegenstand: XI Xiaoming-XI Xiaoming [奚晓明], S. 47 f., führt aus, 
dass er „Werksgebäude und Equipment in einem Unternehmen“ [企业厂
房、设备在内] als Leasinggegenstand für zulässig erachte. Im Übrigen 
soll es bei Immobilien laut XI darauf ankommen, ob die „Verwaltungs- 
und Aufsichtsabteilungen der Leasingbranche“ [融资租赁行业的行政监
管部门] der betreffenden Leasinggesellschaft eine Genehmigung erteilt 
hat, Immobilien wie beispielsweise Gebäude [商品房], städtische Rohr-
netze [城市地下管网] oder öffentliche Straßen [公路] zum Leasinggegen-
stand zu machen. XI Xiaoming-LI Zhigang [李志刚], S. 62, geht ohne weite-
res davon aus, dass solche „städtischen Infrastruktureinrichtungen“ [城
市基础设施] Gegenstand von Sale-and-lease-back-Vertragsverhältnissen 
sein können. Rechte [权利] können nach Ansicht von XI (S. 50 f.) hinge-
gen „im Allgemeinen“ nicht Leasinggegenstand sein (als Beispiele führt 
er „Gebühreneinzugsrechte“ [收费权], Markenrechte und Patentrechte 
an). Software sei für sich gesehen [单纯的软件] ebenfalls kein zulässi-
ger Leasinggegenstand (S. 53). Ähnlich argumentieren auch LEI Jiping/
YUAN Shuang/LI Zhigang, a.a.O. (Fn. 16), S. 35 ff.
39 Der (vereinbarte) Wert [价值] des Leasinggegenstandes muss nach 
XI Xiaoming-XI Xiaoming [奚晓明], S. 53, höher sein als der tatsächliche 
Wert [估价] des Leasinggegenstandes, da ansonsten die Gefahr bestehe, 
dass unter der Bezeichnung eines Leasingvertrags „verdeckte Darlehen“ 
[变相贷款] vergeben würden. Siehe auch SONG Xiaoming/LIU Zhumei/
YUAN Shuang, a.a.O. (Fn. 25), S. 29: Sie bilden das Beispiel, dass für ei-
nen Leasinggegenstand, der tatsächlich 1 Mio. Yuan wert ist, ein Wert 
von 1000 Yuan vereinbart wird. Hier sei nach § 237 Vertragsgesetz kein 
Vertrag über ein Finanzierungsleasing abgeschlossen worden, sondern 
ein Darlehensvertrag.
40 Zur Höhe der Leasingraten siehe unten unter III 2.

Vertrag, so sind die Wirksamkeit und die Rechte 
und Pflichten der Parteien nach dem betreffenden 
Vertragsverhältnis gemäß den Regelungen des Ver-
tragsgesetzes festzustellen. 41

§ 2 OVG-Finanzierungsleasingerläuterung 
stellt klar, dass Verträge, bei denen der Leasing-
nehmer Eigentümer des Leasinggegenstandes 
ist, der diesen an den Leasinggeber verkauft (und 
übereignet), um den Leasinggegenstand anschlie-
ßend vom Leasinggeber zu leasen, ebenfalls als 
Finanzierungsleasing-Verträge anzusehen sind (so 
genanntes Sale-and-lease-back 42), obwohl es hier an 
der für das Finanzierungsleasing typischen dreisei-
tigen Vertragsbeziehung fehlt 43. 44 Gleiches gilt für 
das Hersteller- oder Händlerleasing, auf das die 
Kommentierung (an anderer Stelle) die Interpreta-
tion ebenfalls grundsätzlich anwenden will. 45 Sub-
leasingverträge 46 und der so genannte „leveraged 
lease“ 47, bei dem der Leasinggeber eine Fremdfi-
nanzierung für die Beschaffung des Leasinggegen-
standes aufnimmt, sind laut Kommentierung eben-
falls als Finanzierungsleasing-Verträge im Sinne der 
OVG-Interpretation anzusehen. 48

Das Operating-Leasing 49 wird von der Kom-
mentierung einerseits dem Finanzierungsleasing ge-
genübergestellt: Auf das Operating-Leasing fänden 
demnach die Regelungen nach dem 13. Kapitel des 
Vertragsgesetzes über Mietverträge Anwendung. 50 
Andererseits findet sich dort aber auch die Aussa-
ge, dass das Operating-Leasing im Wesentlichen ein 
buchhalterischer Begriff 51 sei, so dass „gleichzeitig“ 
ein Finanzierungsleasing vorliegen könne. Es wird 
daher auf den Einzelfall ankommen, ob die Rege-
lungen der justiziellen Interpretation anzuwenden 
sind.

41 XI Xiaoming-XI Xiaoming [奚晓明], S. 55. XI betont, dass der betreffen-
de Vertrag also nicht allein deswegen nichtig sei, weil es sich trotz der 
Bezeichnung nicht um einen Finanzierungsleasing-Vertrag handelt.
42 Chin. „售后回租“. Laut LEI Jiping/YUAN Shuang/LI Zhigang, a.a.O. 
(Fn. 16), S. 34, machen Sale-and-lease-back-Geschäfte in China teilweise 
über 80% des Geschäftsvolumens von Leasinggesellschaften aus.
43 Zu den wesentlichen Merkmalen des Finanzierungsleasings im chine-
sischen Vertragsgesetz siehe oben Fn. 37.
44 Bei den Sale-and-lease-back-Verträgen kommt es zu den erwähnten 
Abgrenzungsschwierigkeiten zu Darlehensverträgen (Fn. 34). Die Recht-
sprechung hatte „Leasingverträge“, bei denen das Leasinggut nicht exis-
tiert, als nichtige Darlehensverträge angesehen. Siehe Jakob Riemenschnei-
der, a.a.O. (Fn. 36), S. 67.
45 Siehe unten Fn. 125.
46 Chin. „转租赁“.
47 Chin. „杠杆租赁“.
48 XI Xiaoming-XI Xiaoming [奚晓明], S. 59.
49 Chin. „经营性租赁“. Da diese Form des Leasings auf eine mehrfache 
Verwendbarkeit des Leasinggegenstands durch verschiedene Leasing-
nehmer angelegt ist, ergeben sich Abgrenzungsschwierigkeiten zur Mie-
te, soweit die Nutzungsüberlassung auf Zeit im Vordergrund steht.
50 XI Xiaoming-XI Xiaoming [奚晓明], S. 38.
51 Nach der Definition der in Fn. 32 angeführten Quelle.
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2. Rechte und Pflichten der Parteien

Nach der bereits genannten Definition des 
Finanzierungsleasing-Vertrags hat der Leasingge-
ber die Hauptpflicht, dem Leasingnehmer die Ge-
brauchsmöglichkeit an einem von ihm zu beschaf-
fenden Leasinggegenstand für die vereinbarte Zeit 
einzuräumen. 52 Um dem Leasingnehmer die Ge-
brauchsmöglichkeit einräumen zu können, schließt 
der Leasinggeber mit dem Verkäufer des Leasingge-
genstands einen Kaufvertrag ab und entrichtet den 
entsprechenden Kaufpreis. 53 Der Leasingnehmer 
wird nicht Vertragspartei dieses Kaufvertrags. Der 
Leasinggeber erwirbt Eigentum am Leasinggegen-
stand, § 242 Satz 1 Vertragsgesetz. 54

Die Hauptleistungspflicht für den Leasingneh-
mer ist die Zahlung der vereinbarten Leasingraten, 
§ 248 Satz 1 Vertragsgesetz. 55 Soweit die Parteien 
keine Vereinbarung über die Höhe der Leasingraten 
getroffen haben, werden diese nach § 243 Vertrags-
gesetz aufgrund eines großen Teils der Kosten oder 
der gesamten Kosten des Erwerbs des Leasingge-
genstandes und eines angemessenen Gewinns des 
Leasinggebers festgesetzt. Gemeint ist hiermit, dass 
die Leasingraten die Kosten für die Anschaffung 
des Leasinggegenstandes ganz oder größtenteils 
decken müssen zuzüglich einer Gewinnmarge. 56

Die Übergabe an den Leasingnehmer ist nach 
§ 239 Vertragsgesetz eine Pflicht des Verkäufers. Der 
Leasingnehmer hat nach dieser Vorschrift die auf 
die Inempfangnahme des Leasinggegenstands be-
züglichen Rechte des Käufers. Diese dem Leasing-
nehmer gewährten Rechte des Käufers umfassen 
nicht das Geltendmachen von Ersatzansprüchen ge-
gen den Verkäufer, so dass hier (in Verbindung mit 

52 Vgl. auch § 245 Vertragsgesetz, wonach der Leasinggeber dem Lea-
singnehmer Besitz und Gebrauch des Leasinggegenstandes gewährleis-
ten muss.
53 § 241 Vertragsgesetz stellt klar, dass der Leasinggeber ohne das Ein-
verständnis des Leasingnehmers nicht den Kaufvertrag abändern darf, 
den er auf Grund der Vorgaben des Leasingnehmers mit dem Verkäu-
fer geschlossen hat. Da YAO Hong (Hrsg.), a.a.O. (Fn. 23), S. 152 f., als 
Vorbild für § 241 Vertragsgesetz Art. 11 des UNIDROIT-Übereinkom-
mens (Fn. 23) nennt, ist diese Vorschrift wohl so zu verstehen, dass der 
Leasingnehmer gegen eine nachträgliche Änderung des Kaufvertrags 
geschützt wird: Änderungen wären demnach zwar weiterhin möglich 
(Grundsatz der Vertragsfreiheit); die Änderung wirkt sich jedoch nur in 
dem Verhältnis zwischen Leasinggeber (Käufer) und Verkäufer (Liefe-
rant) aus; sie hat keine Auswirkungen auf die Rechte des Leasingneh-
mers gegen den Verkäufer.
54 Dementsprechend hat der Leasinggeber bei einer Insolvenz des Lea-
singnehmers nach § 242 Satz 2 Vertragsgesetz ein Aussonderungsrecht  
[别除权] im Hinblick auf den Leasinggegenstand, HAN Shiyuan [韩世远], 
Vertragsrechtswissenschaft [合同法学], Beijing 2010, S. 478.
55 Die Verjährungsfrist für den Zahlungsanspruch beträgt nach § 25 
OVG-Finanzierungsleasingerläuterung zwei Jahren, wobei die Frist ab 
dem Tag berechnet wird, an dem die Leasingdauer endet.
56 XI Xiaoming-XI Xiaoming [奚晓明], S. 53. Als Vorbild für § 243 Vertrags-
gesetz nennt YAO Hong (Hrsg.), a.a.O. (Fn. 23), S. 153, Art. 1 Abs. 2 (c) des 
UNIDROIT-Übereinkommens (Fn. 23), nach dem ein Merkmal des Fi-
nanzierungsleasings ist, dass die nach dem Leasingvertrag zu zahlenden 
Beiträge so kalkuliert sind, dass sie insbesondere eine volle Amortisation 
der Kosten für die Anschaffung der Ausrüstung oder einen wesentlichen 
Teil derselben ermöglichen.

der eingeschränkten Haftung des Leasinggebers für 
Leistungsstörungen in Bezug auf den Leasingge-
genstand 57 und der Regelung des § 240 Vertragsge-
setz 58) bislang eine Lücke (kein Direktanspruch des 
Leasingnehmers gegen den Verkäufer) besteht. 59

Der Leasingnehmer trägt nach der Übergabe 
des Leasinggegenstands durch den Verkäufer als 
Besitzer gemäß § 7 OVG-Finanzierungsleasinger-
läuterung das Risiko des zufälligen Untergangs und 
der zufälligen Verschlechterung. 60 Er trägt also die 
Sach- und Preisgefahr, so dass der Leasinggeber in 
diesem Fall weiterhin die Zahlung der Leasingra-
ten verlangen kann, soweit die Parteien nichts an-
deres vereinbart haben. Der Leasingnehmer muss 
den Leasinggegenstand gemäß § 247 Vertragsgesetz 
zweckmäßig bewahren und gebrauchen; er ist ver-
pflichtet, den Leasinggegenstand zu warten und zu 
reparieren. 61

3. Abschluss und Wirksamkeit von Finanzie-
rungsleasing-Verträgen

Für den Abschluss und die Wirksamkeit von 
Finanzierungsleasing-Verträgen gelten grundsätz-
lich die allgemeinen Regelungen im Vertragsgesetz: 
Nach § 44 Satz 1 Vertragsgesetz werden nach dem 
Recht errichtete Verträge mit der Errichtung wirk-
sam. Etwas anderes gilt gemäß § 44 Satz 2 Vertrags-
gesetz, wenn nach gesetzlichen oder verwaltungs-
rechtlichen Bestimmungen für die Wirksamkeit 
zunächst ein Genehmigungs-, Registrierungs- oder 
sonstiges Verfahren durchgeführt werden muss. Da 
für Finanzierungsleasinggeschäfte in China eine 
Gewerbezulassung erforderlich ist 62, stellt sich die 
Frage, ob ein Finanzierungsleasing-Vertrag auch 
dann wirksam ist, wenn eine solche Gewerbezulas-
sung nicht eingeholt wurde.

Die justizielle Interpretation des OVG zum Fi-
nanzierungsleasing aus 1996 beantwortete diese 
Frage negativ: Nach deren Ziffer 5 waren Finan-
zierungsleasing-Verträge ohne eine entsprechende 
Gewerbezulassung unwirksam. 63 § 3 OVG-Finan-

57 Siehe hierzu unten unter III 6 a bb.
58 Siehe hierzu unten unter III 6 a.
59 Dies erkennen zutreffend auch LEI Jiping/YUAN Shuang/LI Zhigang, 
a.a.O. (Fn. 16), S. 38.
60 Zu weiteren Regelungen des Gefahrübergangs siehe unten unter III 4 a.
61 Als Vorbild für § 247 Vertragsgesetz nennt YAO Hong (Hrsg.), a.a.O. 
(Fn. 23), S. 154, Art. 9 Abs. 1 des UNIDROIT-Übereinkommens (Fn. 23).
62 Siehe zur Gewerbezulassung bei Finanzierungsleasinggeschäften 
Xiaoyuan Hu, a.a.O. (Fn. 13), S. 131 ff. Die Kommentierung, XI Xiaoming-
ZHENG Yong [郑勇], S. 73, nennt explizit das Genehmigungserforder-
nis beim Leasing von medizinischen Geräten nach der „Verordnung zur 
Beaufsichtigung medizinischer Geräte“ [医疗器械监督管理条例] vom 
4.1.2000, wobei diese Verordnung am 7.3.2014 revidiert worden ist, was 
in der Kommentierung nicht berücksichtigt wurde.
63 Ziffer 5 OVG-Finanzierungsleasingbestimmungen 1996 (Fn. 7) laute-
te: „Sind von Finanzierungsleasing-Verträgen Gegenstände berührt, die 
betreffenden Abteilungen zur Genehmigung berichtet werde müssen, 
muss festgestellt werden, dass die Finanzierungsleasing-Verträge un-
wirksam sind, wenn keine Genehmigung vorliegt.“
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zierungsleasingerläuterung kommt nun zu einem 
anderen Ergebnis. Demnach darf das Volksgericht 
nicht allein deshalb feststellen, dass der Finanzie-
rungsleasing-Vertrag unwirksam ist, weil der Lea-
singgeber keine Verwaltungsgenehmigung zur 
gewerblichen Nutzung des Leasinggegenstands er-
langt hat. 64

Der Wortlaut der Vorschrift trifft keine Aussa-
ge dazu, ob ein Finanzierungsleasing-Vertrag un-
wirksam ist, wenn der Leasingnehmer keine solche 
Genehmigung vorweist. Die Kommentierung ar-
gumentiert jedoch, dass die Genehmigung nur den 
rechtmäßigen Gebrauch des Leasinggegenstands 
durch den Leasingnehmer betreffe und die Wirk-
samkeit des Vertrags nicht beeinflusse. Demnach 
sei der Finanzierungsleasing-Vertrag auch dann als 
wirksam anzusehen, wenn der Leasingnehmer kei-
ne entsprechende Genehmigung habe. 65

Die Rechtsfolgen im Hinblick auf das Eigen-
tum am Leasinggegenstand bei Unwirksamkeit des 
Vertrags regelt (als Interpretation der allgemeinen 
Rechtsfolgen bei unwirksamen Verträgen nach § 58 
Vertragsgesetz 66) § 4 OVG-Finanzierungsleasinger-
läuterung. 67 Grundsätzlich ist demnach bei dieser 
Frage auf Parteivereinbarungen im Finanzierungs-
leasing-Vertrag oder eine nachträgliche Überein-
kunft der Parteien zurückzugreifen. Ansonsten ver-
bleibt das Eigentum (gemäß der Regelung in § 242 
Vertragsgesetz) beim Leasinggeber und der Lea-
singnehmer muss den Leasinggegenstand an den 
Leasinggeber herausgeben, § 4 Satz 1 OVG-Finan-
zierungsleasingerläuterung.

Etwas anderes gilt nach § 4 Satz 2 OVG-Finan-
zierungsleasingerläuterung in folgenden Fällen:

—  Wenn der Leasingnehmer die Unwirksamkeit 
des Vertrags verursacht hat, und der Leasing-
geber nicht die Rückgabe des Leasinggegen-
stands fordert, oder

—  wenn der Leasinggegenstand derzeit in Ge-
brauch ist, sodass nach der Rückgabe an den 
Leasinggeber der Wert des Leasinggegen-
stands und seine Funktionsfähigkeit deutlich 
verringert werden würde.

Sind die Voraussetzungen erfüllt, so „kann“ das 
Volksgericht entscheiden, dass das Eigentum am 

64 Das OVG setzt damit seine Bemühungen fort, die (zahlreichen) ver-
waltungsrechtlichen Genehmigungserfordernisse nicht auf zivilrechtli-
che Vertragsverhältnisse durchschlagen zu lassen, wie es dies bereits in 
§ 9 der ersten Interpretation zum Vertragsgesetz vom 19.12.1999 (Fn. 2) 
angelegt hatte. Vgl. XI Xiaoming-ZHENG Yong [郑勇], S. 79, der sich auf 
diese Regelung bezieht.
65 XI Xiaoming-ZHENG Yong [郑勇], S. 86.
66 XI Xiaoming-GAO Yanzhu [高燕竹], S. 86; SONG Xiaoming/LIU Zhumei/
YUAN Shuang, a.a.O. (Fn. 25), S. 30.
67 Vgl. die Vorgängerregelung in § 7 OVG-Finanzierungsleasingbestim-
mungen 1996 (Fn. 7).

Leasinggegenstand an den Leasingnehmer über-
geht. Der Leasingnehmer muss dem Leasinggeber 
im Gegenzug den Wert des Leasinggegenstands 
ersetzt, wobei die Umstände der Vertragserfüllung 
und der bereits erfolgten Zahlungen der Leasingra-
ten zu berücksichtigen sind.

Gerechtfertigt werden diese Rechtsfolgen von 
der Kommentierung im Hinblick auf den ersten 
Fall (Leasinggeber „verzichtet“ auf sein Eigentum) 
damit, dass die Partei, bei der (im Hinblick auf die 
Unwirksamkeit des Vertrags) kein Verschulden 
vorliegt, geschützt werden müsse. Für den zweiten 
Fall (Gebrauch des Leasinggegenstandes durch den 
Leasingnehmer) argumentiert die Kommentierung 
ökonomisch: Der Herausgabeanspruch (aus § 58 
Vertragsgesetz) sei ausgeschlossen, wenn dies zu 
wirtschaftlich unvernünftigen Ergebnissen führe. 68

4. Vertragserfüllung und gutgläubiger Erwerb 
des Leasinggegenstands

a. Gefahrübergang

Gemäß § 239 Vertragsgesetz ist der Verkäufer 
verpflichtet, den Leasinggegenstand dem Leasing-
nehmer vereinbarungsgemäß zu übergeben. Mit 
der Übergabe geht die Sach- und Preisgefahr auf 
den Leasingnehmer über, § 7 OVG-Finanzierungs-
leasingerläuterung.

Das Vertragsgesetz sieht aber keine Annahme-
pflicht des Leasingnehmers vor, da es die Annahme 
(wie auch im allgemeinen Vertragsrecht) allein als 
ein Recht des Gläubigers konstruiert. 69 Dement-
sprechend enthält das Vertragsgesetz auch keine 
Voraussetzungen, bei deren Vorliegen der Leasing-
nehmer die Annahme des Leasinggegenstands ver-
weigern kann, wenn dieser nicht vereinbarungsge-
mäß übergeben wird.

Hier schafft nun § 5 OVG-Finanzierungsleasing-
erläuterung Abhilfe (ohne dass freilich zunächst 
eine Annahmepflicht des Leasingnehmers statuiert 
würde; diese wird stillschweigend vorausgesetzt 70): 
Der Leasingnehmer hat demnach ein Recht der An-
nahmeverweigerung (mit der Folge, dass die Sach- 
und Preisgefahr nicht auf ihn übergeht),

—  wenn der Leasinggegenstand den Vereinba-
rungen auf erhebliche Weise nicht entspricht; 
und

68 XI Xiaoming-GAO Yanzhu [高燕竹], S. 86. Als Beispiel führt GAO den 
Einbau einer Maschine an, deren Ausbau übermäßige Schäden verursa-
chen würde.
69 Siehe Knut Benjamin Pißler, Der Dienstleistungsvertrag im chinesi-
schen Vertragsgesetz, in: Reinhard Zimmermann (Hrsg.), Service Con-
tracts, Tübingen 2010, S. 193 ff. (211).
70 Das Annahmeverweigerungsrecht wird aus dem Kaufrecht (§ 148 Ver-
tragsgesetz: Annahmeverweigerung bei Qualitätsmängeln der Kaufsa-
che) hergeleitet, siehe XI Xiaoming-ZHANG Leisong [张雷松], S. 102.



120

Pißler, Finanzierungsleasingverträge in China, ZChinR 2015

—  wenn der Verkäufer den Leasinggegenstand 
nicht innerhalb der Übergabefrist oder nicht 
innerhalb eines vernünftigen Zeitraumes 
übergeben hat, und dies auch nach Mahnung 
durch den Leasingnehmer oder Leasinggeber 
bis Ablauf der Mahnfrist nicht tut.

Schäden die dem Leasinggeber dadurch ent-
stehen, dass der Leasingnehmer die Annahme des 
Leasinggegenstands verweigert, ohne dies dem 
Leasinggeber umgehend mitzuteilen, oder dass der 
Leasingnehmer die Annahme des Leasinggegen-
stands ohne ordentlichen Grund verweigert, muss 
der Leasingnehmer ersetzen, § 5 Abs. 2 OVG-Finan-
zierungsleasingerläuterung.

§ 10 OVG-Finanzierungsleasingerläuterung be-
trifft die Frage, wer die Gefahr des zufälligen Unter-
gangs und der zufälligen Verschlechterung des Lea-
singgegenstands nach Ablauf des Leasingzeitraums 
trägt. Soweit der Leasinggegenstand nach Ablauf 
des Leasingzeitraums an den Leasinggeber her-
ausgegeben werden muss, kann der Leasinggeber 
in diesem Fall einen „angemessenen Ersatz“ 71 for-
dern. Zu ersetzen ist nach der Kommentierung der 
Restwert des Leasinggegenstands. 72 Gleiches gilt 
gemäß § 10 OVG-Finanzierungsleasingerläuterung, 
wenn die Rückgabe wegen Verbindung oder Vermi-
schung mit anderen Sachen unmöglich ist. Weiter-
gehende vertragliche Ansprüche des Leasinggebers 
sind nach der Kommentierung ausgeschlossen. 73

b. Zahlungsanspruch trotz Geltendmachung 
von Ersatzansprüchen durch den Leasingneh-
mer

Gemäß § 240 Vertragsgesetz kann der Leasing-
geber mit dem Leasingnehmer und dem Verkäufer 
vereinbaren, dass der Leasingnehmer die Rechts-
behelfe wegen Nichterfüllung von Vertragspflich-
ten gegenüber dem Verkäufer ausübt. 74 Es handelt 
sich dabei also um eine vertragliche Abtretung von 
Gewährleistungsansprüchen oder um eine Ermäch-
tigung der Geltendmachung dieser Ansprüche, die 
aus dem Kauf- oder Werkvertrag zwischen dem 
Leasinggeber und dem Verkäufer bestehen. 75 Übt 
der Mieter den Rechtsbehelf aus, Ersatz zu fordern, 
muss der Vermieter ihn gemäß § 240 a.E. Vertrags-
gesetz unterstützen. 76

71 Chin. „合理补偿“.
72 Chin. „残余价值“. Siehe XI Xiaoming-YUAN Shuang [原爽], S. 176.
73 XI Xiaoming-YUAN Shuang [原爽], S. 176.
74 Dass es sich um zweiseitige Vereinbarungen zwischen dem Leasing-
geber und dem Leasingnehmer einerseits und zwischen dem Leasingge-
ber und dem Verkäufer andererseits handelt, und nicht – wie man nach 
dem Wortlaut des § 240 Vertragsgesetz meinen könnte – bestätigt auch 
HAN Shiyuan [韩世远], a.a.O. (Fn. 54), S. 473 f.
75 Zur dogmatischen Einordnung siehe HAN Shiyuan [韩世远], a.a.O. 
(Fn. 54), S. 473 f.
76 Siehe zur Durchsetzung dieser Pflicht durch die Erweiterung der 
Haftung des Leasinggebers nach § 18 OVG-Finanzierungsleasingerläu-

§ 6 OVG-Finanzierungsleasingerläuterung stellt 
klar, dass die Ausübung dieser Rechte durch den 
Leasingnehmer diesen grundsätzlich nicht von sei-
ner Pflicht zur Zahlung der Leasingraten (aus dem 
Finanzierungsleasing-Vertrag) befreit. Begründet 
wird dies mit dem Grundsatz der relativen Wirkung 
von Parteivereinbarungen 77: Leistungsstörungen 
im Verhältnis der Parteien des Kaufvertrags wirken 
sich nicht auf die Erfüllungsansprüche im Verhält-
nis der Parteien des Leasingvertrags aus. 78

Allerdings sieht die Vorschrift Ausnahmen vor, 
wenn der Leasingnehmer als Begründung für eine 
Verringerung oder Aussetzung der entsprechenden 
Zahlungspflicht geltend macht,

—  dass er sich bei der Festlegung des Leasingge-
genstands auf die Fähigkeiten des Leasingge-
bers verlassen hat oder

—  dass der Leasinggeber sich in die Wahl des 
Leasinggegenstands eingemischt hat.

Diese Ausnahmen rechtfertigt die Kommentie-
rung damit, dass es in diesen Fällen unbillig wäre, 
wenn der Leasingnehmer die Risiken einer Leis-
tungsstörung allein zu tragen hätte: Der Leasing-
geber sei durch sein Verhalten über seine Finanzie-
rungsfunktion hinaus tätig geworden und müsse 
daher einen Teil der Risiken tragen. 79

c. Übertragung auf Dritte

Gemäß §§ 79, 80 Vertragsgesetz können Gläubi-
ger unter bestimmten Voraussetzungen Rechte aus 
Verträgen ganz oder teilweise auf Dritte abtreten. 80 
In diesem Zusammenhang übernimmt § 8 OVG-
Finanzierungsleasingerläuterung den im chinesi-
schen Mietrecht (§ 229 Vertragsgesetz) verankerten 
Grundsatz „Kauf bricht nicht Miete“ 81 für Finanzie-
rungsleasing-Verträge. In der Interpretation heißt 
es hierzu, dass der Übertragungsempfänger wegen 
der Abtretung der Rechte aus dem Finanzierungs-
leasing-Vertrag nicht die Auflösung oder Änderung 
des Vertrags verlangen kann. 82

§ 9 OVG-Finanzierungsleasingerläuterung be-
schäftigt sich mit dem Fall, dass der Leasingnehmer 
oder der tatsächliche Nutzer des Leasinggegen-
stands diesen als Nichtberechtigter auf einen Drit-
ten überträgt. Für die Frage, ob der Dritte Eigentum 
oder andere dingliche Rechte am Leasinggegen-
stand erwirbt, gilt nach der Interpretation die Vor-

terung unten unter III 6 a.
77 Chin. „合同相对性的理论“.
78 XI Xiaoming-ZHANG Leisong [张雷松], S. 111.
79 XI Xiaoming-ZHANG Leisong [张雷松], S. 111.
80 Siehe hierzu etwa Yuanshi Bu, a.a.O. (Fn. 35), S. 113 f.
81 Chin. „买卖不破租赁“.
82 Siehe XI Xiaoming-SU Bei [苏蓓], S. 143, wo auf eine ähnliche Regelung 
in Art. 14 des UNIDROIT-Übereinkommens (Fn. 23) verwiesen wird.
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schrift über den gutgläubigen Erwerb in § 106 Sa-
chenrechtsgesetz. Allerdings wird ein gutgläubiger 
Erwerb des Dritten nach § 9 OVG-Finanzierungslea-
singerläuterung ausgeschlossen, wenn:

—  der Leasinggeber den Leasinggegenstand an 
einer deutlichen Stelle gekennzeichnet hat 
und der Dritte im Zeitpunkt des Geschäfts 
durch den Leasinggeber Kenntnis darüber 
hat oder hätte haben müssen, dass es sich um 
einen Leasinggegenstand handelt; 

—  der Leasinggeber den Leasingnehmer er-
mächtigt, eine Hypothek am Leasinggegen-
stand mit dem Leasinggeber als Hypothe-
kengläubiger zu bestellen und dies bei der 
Registrierungsbehörde nach dem Recht re-
gistriert wird 83;

—  nicht gemäß dem Gesetz, Verwaltungsrechts-
normen und Bestimmungen branchenbezo-
gener und regional zuständiger Abteilungen 
im Zeitpunkt des Geschäfts zwischen Lea-
singnehmer und dem Dritten bei dem betref-
fenden Organ Auskunft über Finanzierungs-
leasinggeschäfte eingeholt wird 84;

—  der Leasinggeber beweisen kann, dass der 
Dritte auf andere Weise Kenntnis hat oder 
Kenntnis darüber hätte haben müssen, dass 
es sich beim Gegenstand der Übergabe um 
einen Leasinggegenstand handelt. 85

Mit dieser Regelung fasst das OVG laut Kom-
mentierung Rechtsprechung der Untergerichte zum 
gutgläubigen Erwerb nach § 106 Sachenrechtsgesetz 
bei Leasingverträgen in Form von Regelbeispielen 
zusammen. 86

83 Indem sich der Leasinggeber auf diese Weise eine Hypothek am in 
seinem Eigentum stehenden Leasinggegenstand bestellt, versucht er, 
eine zusätzliche Sicherheit am Leasinggegenstand zu erlangen, was in 
der Praxis anscheinend häufig vorkommt und von der Kommentierung 
mit Hinweis auf § 77 der Interpretation zu einigen Fragen der Anwen-
dung des Sicherheitengesetzes [关于适用《中华人民共和国担保法》若
干问题的解释] vom 8.12.2000 (chinesisch-englisch in: China Law and 
Practice, Vol. 15 [2001], Nr. 1, S. 24 ff.) für zulässig erachtet wird. Siehe XI 
Xiaoming-ZHANG Leimo [张雷模], S. 155.
84 Woraus sich diese Pflicht zur Einholung von Auskünften ergibt, lässt 
die Kommentierung offen. XI Xiaoming-ZHANG Leimo [张雷模], S. 155 
f., nennt jedoch zwei solcher Auskunftsplattformen: (1) die von der Chi-
nesischen Zentralbank betriebene Credit Reference Center [征信中心]: 
http://www.pbccrc.org.cn ; (2) das vom Handelsministerium initiierte 
Registrierungssystem für Finanzierungsleasinggeschäfte [融资租赁业
务登记系统] der CRC Movables Interest Registry Co. Ltd. [中征动产融
资登记服务有限责任公司]: http://www.zhongdengwang.com . Beide 
Plattformen scheinen nun aber unter dem Dach der Chinesischen Zen-
tralbank zusammengeführt worden zu sein. LEI Jiping/YUAN Shuang/LI 
Zhigang, a.a.O. (Fn. 16), S. 40, gehen offenbar davon aus, dass es gegen-
wärtig keine Pflicht zur Einholung von Auskünften gibt, denn sie stellen 
dies erst für die Zukunft in Aussicht.
85 Zu Beispielen, wann diese Auffangklausel greifen soll, siehe XI Xiao-
ming-ZHANG Leimo [张雷模], S. 156.
86 XI Xiaoming-ZHANG Leimo [张雷模], S. 150.

5. Einseitige Vertragsauflösung

Die Vertragsauflösung umfasst im allgemeinen 
Vertragsrecht mehrere Kategorien von Beendigungs-
tatbeständen, die als einseitige Vertragsauflösung in 
Gestalt eines kündigungs- oder rücktrittsähnlichen 
Gestaltungsrechts oder als einvernehmliche Ver-
tragsauflösung in Gestalt eines Aufhebungsvertrags 
auftreten. 87 Für die einseitige Vertragsauflösung 
enthält das Vertragsgesetz keine Frist, sondern legt 
in § 94 bestimmte Voraussetzungen für eine solche 
Vertragsauflösung fest. 88

a. Voraussetzungen

Für das Finanzierungsleasing sieht das Vertrags-
gesetz über diese allgemeinen Tatbestände der Ver-
tragsauflösung hinaus nur eine einseitige Vertrags-
auflösung für den Fall vor, dass der Leasingnehmer 
nach Mahnung die Leasingraten nicht innerhalb ei-
ner „vernünftigen Frist“ zahlt: Unter dieser Voraus-
setzung kann der Leasinggeber gemäß § 248 Satz 2 
Vertragsgesetz (1) Zahlung der gesamten Leasingra-
ten verlangen oder (2) den Vertrag auflösen und die 
Mietsache zurücknehmen. 89

Die justizielle Interpretation des OVG sieht nun 
eine Reihe von weiteren Tatbeständen der Vertrags-
auflösung vor, die teilweise beiden Vertragspartei-
en, teilweise aber auch nur dem Leasinggeber oder 
nur dem Leasingnehmer zustehen. Dabei wird ins-
besondere der Tatbestand der Vertragsauflösung 
durch den Leasinggeber in § 248 Satz 2 Vertrags-
gesetz eingeschränkt. 90 Diese Einschränkung der 
gesetzlichen Voraussetzungen für eine Vertragsauf-
lösung durch den Leasinggeber versucht das OVG 
durch eine erweiterte Haftung des Leasingnehmers 
bei Zahlungsverzug auszugleichen. 91

aa. Vertragsauflösung durch den Leasinggeber 
und den Leasingnehmer

Nach § 11 OVG-Finanzierungsleasingerläute-
rung können Leasinggeber und Leasingnehmer den 
Vertrag einseitig auflösen, wenn

1)  der durch Leasinggeber und Verkäufer errich-
tete Kaufvertrag aufgelöst, für unwirksam 
erklärt oder widerrufen wird und beide Sei-
ten nicht erneut einen Kaufvertrag errichten 
können 92;

87 Siehe zur Vertragsauflösung in der Systematik der Beendigungstatbe-
stände des Vertragsgesetzes Jakob Riemenschneider, a.a.O. (Fn. 36), 169 ff.
88 Siehe hierzu etwa Yuanshi Bu, a.a.O. (Fn. 35), S. 115.
89 Als Vorbild für § 248 Vertragsgesetz nennt YAO Hong (Hrsg.), a.a.O. 
(Fn. 23), S. 154, Art. 13 Abs. 2 des UNIDROIT-Übereinkommens (Fn. 23).
90 Siehe sogleich unten unter III 5 a bb.
91 Siehe unten unter III 6 b.
92 Im Hinblick auf das Erfordernis, dass Leasinggeber und Verkäufer 
nicht erneut einen Kaufvertrag abschließen können, weist die Kommen-
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2)  der Leasinggegenstand wegen eines Grun-
des unvorhersehbar beschädigt oder zerstört 
wird, der keiner der beiden Seiten zugerech-
net werden kann, und der Leasinggegenstand 
auch nicht repariert oder ersetzt werden 
kann 93;

3)  der Verkäufer dafür verantwortlich ist, dass 
das Ziel des Finanzierungsleasing-Vertrags 
nicht verwirklicht werden kann.

Laut Kommentierung handelt es sich um eine 
Vertragsauflösung wegen objektiver Unmöglichkeit 
der Erfüllung 94, wobei der Autor zugesteht, dass 
diese im Vertragsgesetz keine Grundlage hat. 95

bb. Vertragsauflösung durch den Leasinggeber

Der Leasinggeber kann nach § 12 OVG-Finan-
zierungsleasingerläuterung den Vertrag auflösen, 
wenn

1)  der Leasingnehmer ohne Zustimmung des 
Leasinggebers den Leasinggegenstand über-
trägt, weitervermietet, mit einer Hypothek 
belastet, verpfändet, als Kapitalanteil einlegt 
oder auf andere Weise über den Leasingge-
genstand verfügt 96;

2)  der Leasingnehmer nicht innerhalb der ver-
traglich vereinbarten Frist die vereinbarte 
Höhe der Leasingrate zahlt, dies einer ver-
traglich vereinbarten auflösenden Bedingung 
entspricht und er auch nach Mahnung durch 
den Leasinggeber nicht innerhalb einer ver-
nünftigen Frist zahlt 97;

tierung darauf hin, dass es sich um eine objektive Voraussetzung han-
delt; der Abschluss eines neuen Vertrages muss also unmöglich sein. XI 
Xiaoming-LÜ Qiang [吕强], S. 191.
93 Zu einer solchen Reparatur oder zu einem solchen Ersatz ist laut Kom-
mentierung der Leasingnehmer gemäß § 247 Vertragsgesetz verpflichtet. 
XI Xiaoming-LÜ Qiang [吕强], S. 186. Auch hierbei (vgl. Fn. 87) handelt es 
sich um eine objektive Voraussetzung; die Reparatur oder der Ersatz des 
Leasinggegenstandes muss also unmöglich sein, ebenda, S. 191.
94 Chin. „客观上的履行不能“.
95 XI Xiaoming-LÜ Qiang [吕强], S. 179, 183. LÜ Qiang weist (unter an-
derem) auf eine ähnliche Regelung in der justiziellen Interpretation zu 
Immobilienkaufverträgen aus dem Jahr 2003 hin. Siehe hierzu Knut 
Benjamin Pißler, „Kaufverträge“ über Immobilien in China: Das Oberste 
Volksgericht tritt für die Rechte der Immobilienerwerber ein und weist 
Bauträger in die Schranken, ZChinR 2011, 116 ff. (127).
96 Solche Rechtsgeschäfte waren nach Ziffer 10 der OVG-Finanzierungs-
leasingbestimmungen 1996 (Fn. 7) bislang unwirksam. XI Xiaoming-LÜ 
Qiang [吕强], S. 201 f. betont, dass diese Auffassung im Hinblick auf die 
Neuinterpretation des OVG zu den Regelungen über die Verfügung 
durch Nichtberechtigte (§§ 51, 132 Vertragsgesetz) überholt sei. Siehe zu 
dieser Neuinterpretation Knut Benjamin Pißler, Der Doppelverkauf im 
chinesischen Recht: Vom Wettlauf der Käufer und ius ad rem im chinesi-
schen Zivilrecht, ZChinR 2014, S. 352 ff.
97 Mit dem Erfordernis einer Mahnung und der Gewährung einer „ver-
nünftigen Frist“ werden die Voraussetzungen für eine vertraglich ver-
einbarte Vertragsauflösung (nach § 93 Abs. 2 Vertragsgesetz) im Falle 
eines Zahlungsverzugs des Leasingnehmers verschärft. XI Xiaoming-LÜ 
Qiang [吕强], S. 202 f. rechtfertigt dies mit der „Unauflösbarkeit von Fi-
nanzierungsleasingverträgen“: Die Interessen des Leasinggebers seien 
durch diese zusätzlichen Voraussetzungen nicht geschädigt, da die Ver-
tragsauflösung und die Rücknahme des Leasinggegenstandes nicht die 
„bevorzugte Wahl“ [优先选择] des Leasinggebers sei und nicht dem ver-

3)  im Vertrag keine eindeutigen Vereinbarungen 
zu den Umständen der Auflösung wegen aus-
stehenden Leasingraten enthalten sind, aber 
der Leasingnehmer im mindestens zweimali-
gen Rückstand mit der Zahlung ist, oder der 
ausstehende Betrag über 15% der insgesamt 
geschuldeten Leasingraten erreicht und er 
diesen auch nach Mahnung durch den Lea-
singgeber nicht innerhalb einer vernünftigen 
Frist zahlt 98;

4)  der Leasingnehmer gegen Vertragsvereinba-
rungen verstößt und dadurch die Verwirkli-
chung des Vertragsziels unmöglich macht.

Diese Tatbestandsvoraussetzungen bilden laut 
Kommentierung eine Vertragsverletzung durch den 
Leasingnehmer und rechtfertigen daher eine einsei-
tige Vertragsauflösung durch den Leasinggeber. 99

cc. Vertragsauflösung durch den Leasingnehmer

§ 13 OVG-Finanzierungsleasingerläuterung 
sieht schließlich eine einseitige Vertragsauflösung 
durch den Leasingnehmer für den Fall vor, dass der 
Leasinggeber es ihm unmöglich gemacht hat, Besitz 
am Leasinggegenstand zu erlangen oder den Lea-
singgegenstand zu nutzen.

Auch hierbei handelt es sich laut Kommentie-
rung um eine Vertragsauflösung wegen Vertrags-
verletzung, wobei die Rechtsgrundlage wiederum 
unklar bleibt. 100

b. Rechtsfolgen

Die allgemeinen Rechtsfolgen der Vertragsauf-
lösung sind in § 97 Vertragsgesetz geregelt: Ist der 
Vertrag noch nicht erfüllt worden, entfällt die Erfül-
lungspflicht; ist er schon erfüllt worden, so wird der 
Vertrag rückabgewickelt, wobei diese Rückabwick-
lung durch die Wiederherstellung des ursprüng-
lichen Zustands, andere Maßnahmen zur Abhilfe 
und Schadenersatz durchgeführt wird. 101

traglichen Zweck entspreche, die der Leasinggeber verfolge.
98 Diese Regelung verschärft die Voraussetzungen der Vertragsauflö-
sung nach § 248 Satz 2 Vertragsgesetz. XI Xiaoming-LÜ Qiang [吕强], 
S. 203 f. rechtfertigt dies wiederum mit der „Unauflösbarkeit von Finan-
zierungsleasingverträgen“: Die allgemeinen Voraussetzungen für eine 
Vertragsauflösung wegen Nichterfüllung von Hauptleistungspflichten 
aus Verträgen des § 94 Nr. 3 Vertragsgesetz müssten auch für Finanzie-
rungsleasingverträge gelten. Man habe sich an der Regelung zur Ver-
tragsauflösung bei Ratenzahlung im Kaufrecht (§ 167 Vertragsgesetz) 
orientiert, wobei man die dort geltende Voraussetzung (ein Fünftel des 
gesamten Kaufpreises) herabgesetzt und zusätzlich das Erfordernis einer 
Mahnung hinzugefügt habe.
99 XI Xiaoming-LÜ Qiang [吕强], S. 194.
100 XI Xiaoming-LÜ Qiang [吕强], S. 209 konstatiert, dass geltende Geset-
ze keine entsprechende Regelung vorsehen, aus denen sich ergebe, ob 
eine Verletzung der Pflichten des Leasinggebers zur Besitzverschaffung 
und Gebrauchsüberlassung nach § 245 Vertragsgesetz den Leasingneh-
mer zur Vertragsauflösung berechtigt.
101 Yuanshi Bu, a.a.O. (Fn. 35), S. 115.
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Für den Finanzierungsleasing-Vertrag sind kei-
ne besonderen Rechtsfolgen für die Vertragsauflö-
sung im Vertragsgesetz normiert. Im Hinblick auf 
den Leasinggegenstand wird aus § 250 Vertragsge-
setz gefolgert, dass der Leasinggeber zur Wieder-
herstellung des ursprünglichen Zustands die Her-
ausgabe des Leasinggegenstands verlangen kann, 
soweit keine anderweitigen Vereinbarungen beste-
hen. 102 Verlangen die Vertragsparteien nur die Auf-
lösung des Vertrags, kann das Gericht sie nach § 14 
OVG-Finanzierungsleasingerläuterung darauf hin-
weisen, zugleich die Herausgabe des Leasinggegen-
stands oder Schadenersatz geltend zu machen. 103

Die Interpretation enthält drei Regelungen zum 
Schadensausgleich zwischen Leasingnehmer und 
Leasinggeber, wobei im Hinblick auf Ersatzansprü-
che des Leasinggebers nach dem jeweiligen Auflö-
sungsgrund unterschieden wird:

aa. Ersatzansprüche des Leasinggebers

Nach § 15 OVG-Finanzierungsleasingerläu-
te rung kann der Leasinggeber „Ersatz ge-
mäß den Umständen der Abschreibung des 
Leasinggegenstands“ 104 verlangen, wenn der Fi-
nanzierungsleasing-Vertrag nach § 11 Nr. 2 OVG-
Finanzierungs leasing erläu te rung wegen unvor-
hersehbarer Beschädigung oder Zerstörung des 
Leasinggegenstandes aufgelöst wird, der keiner der 
beiden Seiten zugerechnet werden kann. Er hat also 
trotz Gefahrübergangs auf den Leasingnehmer kei-
nen Anspruch auf die Zahlung der weiteren Leasin-
graten. 105

Wird der Finanzierungsleasing-Vertrag gemäß 
§ 11 Nr. 1 OVG-Finanzierungsleasingerläuterung 
wegen der Auflösung, der Feststellung der Unwirk-
samkeit oder des Widerrufs des Kaufvertrags aufge-
löst, kann der Leasinggeber nach § 16 Abs. 1 OVG-

102 XI Xiaoming-SONG Xiaoming [宋晓明], S. 220.
103 Allerdings besteht laut XI Xiaoming-SONG Xiaoming [宋晓明], S. 226, 
keine Hinweispflicht des Gerichts und das Klagebegehren bleibt auch 
nach dem Hinweis durch das Gericht unverändert. Der Hinweis dient 
nach SONG (S. 216) nur der Steigerung der Verfahrenseffizienz.
104 Chin. „按照租赁物折旧情况给予补偿“. Man ist versucht, den Begriff 
„Abschreibung“ [折旧] hier als „Wertverfall“ zu übersetzen. Es ist näm-
lich fraglich, ob der buchhalterische Begriff der Abschreibung gemeint 
sein kann: Die Abschreibung des Leasinggegenstandes lässt schließlich 
nur bedingt Rückschlüsse auf seinen tatsächlichen Restwert zu. Da die 
Abschreibung des Leasinggegenstandes typischerweise höher als dessen 
Wertverfall ist, würde sich aus § 15 OVG-Finanzierungsleasingerläute-
rung ansonsten eine nachteilige Regelung für den Leasinggeber ergeben 
(sein Schadenersatz wäre häufig geringer als der tatsächliche Restwert 
des Leasinggegenstands). Da § 23 OVG-Finanzierungsleasingerläute-
rung im Rahmen der Ermittlung des Wertes des Leasinggegenstands 
jedoch (unter anderem) auf eine „im Finanzierungsleasing-Vertrag ver-
einbarten Abschreibung des Leasinggegenstands“ [融资租赁合同约定的
租赁物折旧] abstellt, dort jedoch typischerweise kein Wertverfall, son-
dern die Abschreibung vereinbart sein wird, ist davon auszugehen, dass 
auch in § 15 OVG-Finanzierungsleasingerläuterung der buchhalterische 
Begriff der Abschreibung gemeint ist.
105 XI Xiaoming-WANG Fubo [王富博], S. 220.

Finanzierungsleasingerläuterung nur dann „Ersatz 
der entsprechenden Schäden“ verlangen, wenn 

—  dies im Finanzierungsleasing-Vertrag verein-
bart wurde oder

—  der Leasingnehmer den Verkäufer oder den 
Leasinggegenstand gewählt hat.

Begründet wird dieser Schadenersatzanspruch 
damit, dass bei einer Rückabwicklung von Verträ-
gen wegen Vertragsauflösung die eine Partei zwar 
grundsätzlich nur dann Schadenersatz verlangen 
könne, wenn bei der anderen Partei eine Vertrags-
verletzung oder Verschulden vorliege; bei Finanzie-
rungsleasing-Verträgen rechtfertige sich aber eine 
Schadenersatzhaftung des Leasingnehmers, weil 
ansonsten die Erwartungen des Leasinggebers un-
berücksichtigt blieben und die Risiken ungerecht 
verteilt seien. 106 Hat der Leasinggeber allerdings 
bereits vom Verkäufer Ersatz seines Schadens er-
halten, wird der Leasingnehmer gemäß § 16 Abs. 2 
OVG-Finanzierungsleasingerläuterung „entspre-
chend von seiner Haftung befreit“ 107.

§ 22 Abs. 1 OVG-Finanzierungsleasingerläute-
rung gibt dem Leasinggeber, der den Vertrag nach 
§ 12 OVG-Finanzierungsleasingerläuterung aufge-
löst hat, ausdrücklich einen Anspruch auf Rückgabe 
des Leasinggegenstands und Schadenersatz gegen 
den Leasingnehmer. 108

Keine ausdrückliche Regelung enthält die Inter-
pretation zu der Frage, ob der Leasinggeber auch 
einen Ersatzanspruch gegen den Leasingnehmer 
hat, wenn der Vertrag nach § 11 Nr. 3 OVG-Finan-
zierungsleasingerläuterung (vom Leasinggeber 
oder Leasingnehmer wegen einer vom Verkäu-
fer zu vertretenden Unmöglichkeit der Verwirkli-
chung des Ziels des Leasingvertrag) oder nach § 13 
OVG-Finanzierungsleasingerläuterung (vom Lea-
singnehmer wegen Nichterfüllung der Gebrauchs-
überlassungspflicht durch den Leasinggeber) auf-
gelöst wird. Für die Vertragsauflösung nach § 13 
OVG-Finanzierungsleasingerläuterung erscheint 
schlüssig, dass ein Ersatzanspruch des Leasing-
gebers ausgeschlossen sein soll, da sein Verhalten 
zur Vertragsauflösung geführt hat. Den Fall der der 
Vertragsauflösung nach § 11 Nr. 3 OVG-Finanzie-
rungsleasingerläuterung wird man unter die „ande-
ren Umstände, die den Parteien nicht zugerechnet 
werden können“, in § 15 OVG-Finanzierungsleasin-
gerläuterung subsumieren können, so dass der Lea-
singgeber hier „Ersatz gemäß den Umständen der 
Abschreibung des Leasinggegenstands“ verlangen 
könnte.

106 XI Xiaoming-WANG Fubo [王富博], S. 243 f.
107 Chin. „免除[…]相应的赔偿责任“.
108 Zur Berechnung des Schadenersatzes siehe unten unter III 6 c.
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bb. Ersatzanspruch des Leasingnehmers

Auf der anderen Seite hat der Leasingnehmer ge-
mäß § 249 Vertragsgesetz einen Ausgleichsanspruch 
gegen den Leasinggeber, wenn der Leasingnehmer 
vereinbarungsgemäß nach dem Ende der Laufzeit 
Eigentum am Leasinggegenstand erwerben sollte 
und bereits einen großen Teil der Leasingraten be-
zahlt hat, soweit der Wert des Leasinggegenstands 
höher ist als die noch offenen Leasingraten und an-
deren Gebühren. 109

6. Haftung wegen Vertragsverletzung

Erfüllt eine Partei einen Vertrag nicht oder nicht 
vertragsgemäß, stehen der vertragstreuen Partei 
nach allgemeinem Vertragsrecht (§ 107 Vertrags-
gesetz) die Rechtsbehelfe der Realerfüllung 110, Ab-
hilfemaßnahmen (gemäß § 111 Vertragsgesetz) und 
Schadenersatz (gemäß § 113 Vertragsgesetz) kumu-
lativ zur Verfügung. 111

Die justizielle Interpretation des OVG bestimmt, 
unter welchen Voraussetzungen der Leasingneh-
mer bzw. der Leasinggeber wegen Vertragsverlet-
zung haftet.

a. Haftung des Leasinggebers

In Hinblick auf die Haftung des Leasinggebers 
ist zwischen der Verletzung allgemeiner Vertrags-
pflichten und Leistungsstörungen in Bezug auf 
den Leasinggegenstand zu unterscheiden: Der Lea-
singgeber ist gemäß § 244 Vertragsgesetz nämlich 
grundsätzlich von einer Haftung befreit, wenn der 
Leasinggegenstand nicht den Vereinbarungen oder 
dem Gebrauchszweck entspricht. 112 Der Leasing-
geber kann gemäß § 240 Vertragsgesetz mit dem 
Leasingnehmer und dem Verkäufer vereinbaren, 
dass dann, wenn der Verkäufer die Pflichten aus 
dem Kaufvertrag nicht erfüllt, der Leasingnehmer 
das Recht ausübt, Ersatz zu fordern. Dem Wortlaut 
nach kommt es für die Ausübung dieser Rechte des 
Leasingnehmers gegen den Verkäufer also auf ver-
tragliche Vereinbarungen an. 113

109 Mit dieser Regelung soll laut HAN Shiyuan [韩世远], a.a.O. (Fn. 54), 
S. 478, verhindert werden, dass der Schaden des Leasinggebers über-
kompensiert [损失获得重复填补] wird.
110 Zum Erfüllungsanspruch als ein Rechtsbehelf im Rahmen der Haf-
tung wegen Vertragsverletzung siehe Knut Benjamin Pißler, Das neue chi-
nesische Vertragsrecht, RabelsZ 2004, S. 328 ff. (344).
111 Yuanshi Bu, a.a.O. (Fn. 35), S. 115 f.
112 Die Regelung in § 244 Vertragsgesetz hat nach YAO Hong (Hrsg.), 
a.a.O. (Fn. 23), S. 153, Art. 8 Abs. 1 (a) des UNIDROIT-Übereinkommens 
(Fn. 23) zum Vorbild, wonach der Leasinggeber nicht für die Beschaffen-
heit der Leasingsache einzustehen hat, solange die konkrete Leistungs-
störung nicht auf sein eigenes Verhalten zurückgeht.
113 A.A. HAN Shiyuan [韩世远], a.a.O. (Fn. 54), S. 474: HAN geht (trotz 
der Formulierung des § 240 Vertragsgesetz: „kann“) davon aus, dass es 
sich um eine Pflicht des Leasinggebers handelt, dem Leasingnehmer im 
Kaufvertrag mit dem Verkäufer einen Erfüllungsanspruch einzuräumen, 
so dass der Leasinggeber wegen Vertragsverletzung haftet, wenn er dies 
nicht tut. Hierfür spricht immerhin, dass Art. 10 Abs. 1 des UNIDROIT-

§ 240 Satz 2 Vertragsgesetz bestimmt, dass der 
Leasinggeber verpflichtet ist, den Leasingnehmer 
bei der Ausübung dieses Rechts unterstützen. 114

aa. Haftung für die Verletzung von Vertrags-
pflichten

§ 17 OVG-Finanzierungsleasingerläuterung 
kon kre tisiert, unter welchen Voraussetzungen der 
Leasing geber wegen Vertragsverletzung haftet, 
wenn er gegen seine in § 245 Vertragsgesetz nor-
mierte Pflicht verstößt, dem Leasingnehmer die Ge-
brauchsmöglichkeit am Leasinggegenstand einzu-
räumen. 115 Dies ist der Fall, wenn

1)  der Leasinggegenstand ohne ordentlichen 
Grund zurückgenommen wird;

2)  der Leasingnehmer im Besitz oder der Nut-
zung des Leasinggegenstands ohne ordentli-
chen Grund beeinträchtigt oder gestört wird;

3)  der Leasinggeber verursacht, dass Dritte 
Rechte am Leasinggegenstand geltend ma-
chen;

4)  der Leasingnehmer in seinem Besitz oder sei-
ner Nutzung des Leasinggegenstands auf an-
dere unangemessene Weise beeinflusst wird.

Ein ordentlicher Grund nach den Nr. 1 und 2 
liegt laut Kommentierung dann vor, wenn der 
Leasinggeber etwa eine „routinemäßige Prüfung 
oder Wartung“ 116 des Leasinggegenstandes vor-
nimmt. 117

Ist der Tatbestand des § 17 OVG-Finanzierungs-
leasingerläuterung erfüllt, muss der Leasinggeber 
dem Leasingnehmer „den entsprechenden Schaden 
ersetzen“ 118.

Gemäß § 18 OVG-Finanzierungsleasingerläu-
terung haftet der Leasinggeber außerdem, wenn 
er seiner Pflicht gemäß § 240 Satz 2 Vertragsgesetz 
nicht nachkommt, den Leasingnehmer bei der Aus-
übung der Rechte gegen den Verkäufer zu unter-
stützen. Hier muss der Leasinggeber die „entspre-

Übereinkommens (Fn. 23) von YAO Hong (Hrsg.), a.a.O. (Fn. 23), S. 152, 
als Vorbild für die Regelung in § 240 Vertragsgesetz genannt wird. Art. 10 
des UNIDROIT-Übereinkommens räumt dem Leasingnehmer einen 
(gesetzlichen) Direktanspruch gegen den Verkäufer (Lieferanten) als 
Ausgleich dafür ein, dass der Leasinggeber gemäß Art. 8 Abs. 1 (a) des 
UNIDROIT-Übereinkommens grundsätzlich nicht für die Beschaffenheit 
der Leasingsache einzustehen hat.
114 Zur Durchsetzung dieser Pflicht durch die Erweiterung der Haftung 
des Leasinggebers nach § 18 OVG-Finanzierungsleasingerläuterung sie-
he sogleich im Text.
115 Laut XI Xiaoming-YANG Zhengyu [杨征宇], S. 251 handelt es sich hier-
bei (in den Nr. 1 bis 3) um drei häufig auftretende Beispiele dafür, wie 
der Leasinggeber seine Pflicht nach § 245 Vertragsgesetz verletzt, sowie 
(in Nr. 4) um eine Generalklausel, um andere Verletzungstatbestände zu 
erfassen.
116 Chin. „正常检查、维护“.
117 XI Xiaoming-YANG Zhengyu [杨征宇], S. 251.
118 Chin. „赔偿相应损失“.



125

Pißler, Finanzierungsleasingverträge in China, ZChinR 2015

chende Haftung“ 119 übernehmen, soweit eine der 
folgenden Verhaltensweisen dazu führt, dass es 
dem Leasingnehmer unmöglich ist, vom Verkäufer 
fristgemäß Ersatz zu fordern, oder dass die Ersatz-
forderung scheitert: 120

1)  Der Leasinggeber hat Kenntnis von einem 
Qualitätsmangel des Leasinggegenstands, 
klärt den Leasingnehmer über diesen jedoch 
nicht auf;

2)  der Leasingnehmer übt sein Recht auf Ersatz 
aus, aber der Leasinggeber lässt ihm nicht die 
notwendige Hilfe zukommen;

3)  der Leasinggeber verzögert die Ausübung 
des Rechts auf Ersatz, wobei im Finanzie-
rungsleasing-Vertrag vereinbart ist, dass nur 
der Leasinggeber dieses Recht dem Verkäufer 
gegenüber ausüben kann;

4)  der Leasinggeber verzögert die Ausübung 
des Rechts auf Ersatz, wobei im Kaufvertrag 
(zwischen Leasinggeber und Verkäufer) ver-
einbart ist, dass nur der Leasinggeber dieses 
Recht dem Verkäufer gegenüber ausüben 
kann.

Im Ergebnis kommt man also zu einer Pflicht 
des Leasinggebers aus § 240 Satz 2 Vertragsgesetz, 
den Leasingnehmer bei der Ausübung der Rechte 
gegen den Verkäufer zu unterstützen, die unabhän-
gig von der Frage besteht, ob der Leasinggeber mit 
dem Leasingnehmer und dem Verkäufer nach § 240 
Satz 1 Vertragsgesetz vereinbart haben, dass der 
Leasingnehmer das Recht ausübt, vom Verkäufer 
bei Nichterfüllung seiner Vertragspflichten Ersatz 
zu fordern. 121

bb. Haftung für Leistungsstörungen in Bezug 
auf den Leasinggegenstand

Im Hinblick auf den Leasinggegenstand sind 
die Rechte des Leasingnehmers gegen den Leasing-
geber im Falle von Leistungsstörungen nach § 244 
Vertragsgesetz eingeschränkt. 122 Der Haftungsaus-

119 Chin. „相应责任“.
120 Zwischen der Verhaltensweise des Leasinggebers und dem Scheitern 
des Rechtsbehelfs des Leasingnehmers muss insofern eine Kausalität be-
stehen, siehe XI Xiaoming-YANG Zhengyu [杨征宇], S. 265.
121 XI Xiaoming-YANG Zhengyu [杨征宇], S. 260 ff. YANG Zhengyu weist 
(auf S. 266) außerdem auf die Regelung in Art. 10 Abs. 1 des UNIDROIT-
Übereinkommens (Fn. 23) hin, nach dem die Verpflichtung des Verkäu-
fer (supplier) aufgrund des Kaufvertrags (supply agreement) auch dem 
Leasingnehmer gegenüber besteht: „The duties of the supplier under the 
supply agreement shall also be owed to the lessee as if it were a party to 
that agreement and as if the equipment were to be supplied directly to 
the lessee. However, the supplier shall not be liable to both the lessor and 
the lessee in respect of the same damage.“
122 Siehe XI Xiaoming-GAO Yanzhu [高燕竹], S. 277. GAO Yanzhu leitet 
diesen grundsätzlichen Haftungsausschluss des Leasinggebers aus ei-
nem Vergleich mit der Stellung und den Pflichten des Verkäufers bzw. 
Vermieters ab: Im Gegensatz zum Verkäufer und Vermieter habe der 
Leasinggeber keinen unmittelbaren Bezug zum Vertragsgegenstand, da 
er diesen nach Wahl des Leasingnehmers erwerbe und dieser dem Lea-

schluss bezieht sich dabei laut Kommentierung nur 
auf Sachmängel, nicht auf Rechtsmängel, für die der 
Leasinggeber (wegen Verstoßes gegen § 245 Ver-
tragsgesetz) immer haftet. 123

Ausnahmsweise haftet der Leasinggeber nach 
§ 244 Vertragsgesetz auch für Sachmängel, wenn

1)  der Leasingnehmer sich bei der Bestimmung 
der Mietsache auf die Fähigkeiten des Ver-
mieters verlassen hat, oder

2)  der Leasinggeber sich in die Wahl der Mietsa-
che eingemischt hat.

Diese Ausnahmetatbestände, bei deren Erfül-
lung der Leasinggeber dem Leasingnehmer haf-
tet, wenn der Leasinggegenstand nicht den Ver-
einbarungen des Finanzierungsleasing-Vertrags 
entspricht, konkretisiert das OVG in § 19 Abs. 1 
OVG-Finanzierungsleasingerläuterung. 124 Er muss 
demnach „die entsprechenden Haftung“ überneh-
men, wenn:

1)  der Leasinggeber im Zeitpunkt der Wahl 
durch den Leasingnehmer bezüglich des Ver-
käufers und des Leasinggegenstands die Aus-
wahl des Leasinggegenstands „entscheidend 
bestimmt“ 125;

2)  der Leasinggeber sich in die Wahl durch den 
Leasingnehmer bezüglich des Verkäufers 126 
oder des Leasinggegenstands einmischt oder 
verlangt, diese entsprechend dem Willen des 
Leasinggebers zu treffen 127;

singnehmer vom Verkäufer direkt übergeben werde. Die Funktion des 
Leasinggebers beschränke darauf, die Finanzierung des Leasinggegen-
standes zur Verfügung zu stellen. GAO Yanzhu geht bei seinen Ausfüh-
rungen davon aus, dass der Leasinggeber seine ihm gegen den Verkäufer 
zustehenden Ansprüche wegen Leistungsstörungen an den Leasingneh-
mer abtritt. Den Leasinggeber treffe insoweit eine Pflicht zur Abtretung 
dieser Ansprüche. GAO verweist (auf S. 278) außerdem auf die Regelung 
in Art. 8 des UNIDROIT-Übereinkommen (Fn. 23), die ebenfalls vorsieht, 
dass der Leasinggeber grundsätzlich nicht für die Beschaffenheit der 
Leasingsache einzustehen hat.
123 XI Xiaoming-GAO Yanzhu [高燕竹], S. 284 f.
124 XI Xiaoming-GAO Yanzhu [高燕竹], S. 271, 278 f. GAO führt dazu aus, 
dass diese Ausnahmen dem Prinzip „es haftet derjenige, der entschei-
det“ [谁决定谁负责] folgten.
125 Chin. „起决定作用“. Nach XI Xiaoming-GAO Yanzhu [高燕竹], S. 271, 
279 f. reicht es für eine „entscheidende Bestimmung“ nicht aus, wenn der 
Leasinggeber eine allgemeine Empfehlung ausspricht, eine allgemeine 
Vorstellung oder Listen mit Leasingprodukten oder Verkäufern gibt. Die 
Ausführungen von GAO lassen im Übrigen deutlich werden, dass es auf 
den Einzelfall ankommt, wann eine „entscheidende Bestimmung“ der 
Auswahl durch den Leasinggeber vorliegt. So sollen etwa beim Herstel-
ler- oder Händlerleasing [厂商租赁] die Ziffern (1) und (2) des § 19 Abs. 1 
OVG-Finanzierungsleasingerläuterung im Hinblick auf eine „entschei-
dende Bestimmung“ der Wahl des Verkäufers nicht zur Anwendung 
kommen, da bei dieser Form des Leasings der Verkäufer selbst die Rolle 
des Leasinggebers (durch ein vom Verkäufer nicht unabhängiges Lea-
singinstitut) übernimmt.
126 Zur einschränkenden Anwendung dieses Ausnahmetatbestandes im 
Falle des Hersteller- oder Händlerleasings siehe Fn. 125.
127 Als Beispiel führt XI Xiaoming-GAO Yanzhu [高燕竹], S. 280, an, dass 
der Leasinggeber den Leasingnehmer im Leasingvertrag verpflichtet, ei-
nen dort angeführten Verkäufer zu wählen, oder vom Leasingnehmer 
verlangt, einen anderen Verkäufer zu wählen, obwohl dieser bereits 
selbst einen Verkäufer ausgewählt hatte.
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3)  der Leasinggeber den bereits durch den Lea-
singnehmer gewählten Verkäufer oder Lea-
singgegenstand eigenmächtig ändert 128.

Die Beweislast für die Tatsachen zur Erfüllung 
der Ausnahmetatbestände trägt nach § 19 Abs. 2 
OVG-Finanzierungsleasingerläuterung der Lea-
singnehmer. 129

cc. Sonstige Freistellung des Leasinggebers von 
der objektbezogenen Haftung

Von der Haftung befreit ist der Leasinggeber 
nach § 246 Vertragsgesetz außerdem, wenn „der 
Leasinggegenstand“ 130 während der Gebrauchs-
überlassung an den Leasingnehmer einem Dritten 
einen Schaden verursacht. 131 Gemeint ist damit, 
dass der Leasinggeber von allen Haftungsrisiken 
bezüglich der Fehlerhaftigkeit des Leasinggegen-
stands befreit wird, wobei offen bleibt, ob sich die 
Regelung nur auf seine Haftung als Leasinggeber 
(gegenüber dem Leasingnehmer wegen Schäden an 
anderen Rechtsgütern als dem Leasinggegenstand) 
oder auch auf seine Haftung als Eigentümer (gegen-
über jedermann) bezieht. 132

b. Haftung des Leasingnehmers

Hauptleistungspflicht des Leasingnehmers ist 
die Zahlung der Leasingraten. Erfüllt der Leasing-
nehmer seine Zahlungspflicht nicht, haftet er nach 
den allgemeinen Regelungen wegen Vertragsverlet-
zung gemäß § 107 Vertragsgesetz.

Für den Leasingvertrag sieht § 248 Satz 2 Ver-
tragsgesetz zwei Rechtsbehelfe des Leasinggebers 
bei Zahlungsverzug durch den Leasingnehmer vor: 
Neben der Vertragsauflösung 133 kann er, wenn der 
Leasingnehmer nach Mahnung die Leasingrate nicht 
innerhalb einer vernünftigen Frist zahlt, die Zahlung 

128 XI Xiaoming-GAO Yanzhu [高燕竹], S. 280 f., stellt klar, dass dieser 
Ausnahmetatbestand auch dann erfüllt ist, wenn der Leasingnehmer 
den Leasinggegenstand annimmt, obwohl ihm nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 
OVG-Finanzierungsleasingerläuterung ein Annahmeverweigerungs-
recht zusteht, da der Leasinggegenstand (als aliud-Lieferung) auf erheb-
liche Weise nicht den Vereinbarungen entspricht.
129 Laut XI Xiaoming-GAO Yanzhu [高燕竹], S. 281, basiert diese Beweis-
lastverteilung auf dem allgemeinen Grundsatz, dass derjenige die Tatsa-
chen zu beweisen hat, die seinen Anspruch begründen [谁主张谁举证]; 
der Leasingnehmer müsse also beweisen, dass der Ausnahmetatbestand 
erfüllt sei. Es sei für den Leasinggeber außerdem unmöglich, eine nega-
tive Tatsache [消极事实] (also die Nichtbeeinflussung der Wahl des Lea-
singnehmers) zu beweisen.
130 Gemeint ist offensichtlich eine Person, die den Leasinggegenstand 
besitzt.
131 Laut HAN Shiyuan [韩世远], a.a.O. (Fn. 54), S. 479, hat der Gesetzge-
ber hierbei vor allem an folgende Situationen gedacht: Verkehrsunfälle, 
Produkthaftung, Verkehrssicherungspflichten bei Immobilien und Ver-
letzung von geistigen Eigentumsrechten.
132 Als Vorbild für § 246 Vertragsgesetz nennt YAO Hong (Hrsg.), a.a.O. 
(Fn. 23), S. 153 f., Art. 8 Abs. 1 (b) des UNIDROIT-Übereinkommens 
(Fn. 23). Dort bleibt nach Art. 8 Abs. 1 (c) des UNIDROIT-Übereinkom-
mens die Haftung des Leasinggebers als Eigentümer jedoch gerade 
unberührt. Die Ausführungen von HAN Shiyuan (Fn. 54) lassen darauf 
schließen, dass nach § 246 Vertragsgesetz auch jede Haftung des Leasing-
gebers als Eigentümer ausgeschlossen sein soll.
133 Siehe hierzu oben unter III 5 a.

der gesamten Leasingraten 134 verlangen. Der Lea-
singgeber hält also am Vertrag fest, stellt die restli-
chen Leasingraten aber fällig. Konsequenterweise 
bestimmt § 21 Abs. 1 OVG-Finanzierungsleasinger-
läuterung, dass das Volksgericht den Leasinggeber 
auf sein Wahlrecht 135 zwischen den Rechtsbehelfen 
nach § 248 Satz 2 Vertragsgesetz hinzuweisen hat: 
Hält der Leasinggeber am Vertrag fest, und verlangt 
er die Zahlung der restlichen Leasingraten, soll er 
nicht den Vertrag auflösen und die Rückgabe des 
Leasinggegenstands verlangen können. 136

§ 20 OVG-Finanzierungsleasingerläuterung 
sieht bei Zahlungsverzug des Leasingnehmers ei-
nen Anspruch des Leasinggebers unterhalb der 
Schwelle des § 248 Satz 2 Vertragsgesetz vor. Dem-
nach kann der Leasinggeber gemäß den Vereinba-
rungen des Finanzierungsleasing-Vertrags Verzugs-
zinsen und entsprechende Vertragsstrafe fordern, 
wenn der Leasingnehmer die Zahlungspflicht der 
Leasingraten nicht fristgerecht oder andere Zah-
lungspflichten verspätet erfüllt. Der Leasinggeber 
wird also auf den Anspruch auf Zahlung von Zin-
sen und Ersatz weiterer Schäden verwiesen, wenn 
die (durch das OVG erweiterten) Voraussetzungen 
für eine Vertragsauflösung nicht gegeben sind. 137

c. Berechnung des Schadenersatzes

Zur Berechnung des Schadenersatzes ist bei 
einer Vertragsverletzung nach allgemeinem Ver-
tragsrecht auf das Erfüllungsinteresse des Geschä-
digten abzustellen, so dass entgangener Gewinn 
ebenfalls als Schaden gilt, § 113 Vertragsgesetz. 
Beschränkt wird der Schadenersatz der Höhe nach 
auf den Betrag, den die vertragsverletzende Par-
tei bei Abschluss des Vertrags als mögliche Folge 
einer Vertragsverletzung vorhersah oder vorherse-
hen musste.

134 Chin. „全部租金“. Diese gesamten Leasingraten umfasst nach XI 
Xiaoming-LI Zhigang [李志刚], S. 310 die bereits fälligen Raten, die der 
Leasingnehmer noch nicht gezahlt hat, sowie die gesamten noch nicht 
fälligen Raten.
135 Da XI Xiaoming-LI Zhigang [李志刚], S. 300, ausführt, dass das Volks-
gericht die Klage des Leasinggebers abzuweisen hat, wenn dieser trotz 
Hinweises des Gerichts nicht zwischen den Rechtsbehelfen wählt, könn-
te man auch von einer Wahlpflicht sprechen.
136 XI Xiaoming-LI Zhigang [李志刚], S. 303. LI Zhigang weist (auf S. 306) 
darauf hin, dass auch vertraglich nicht vereinbart werden kann, dass der 
Leasinggeber im Falle des Zahlungsverzugs durch den Leasingnehmer 
sowohl die Zahlung der restlichen Leasingraten als auch die Rückgabe 
des Leasinggegenstandes verlangen kann. Eine entsprechende Vertrags-
klausel sei von den Gerichten nicht zu berücksichtigen [不应予以支持]. 
Die Ausübung des Wahlrechts hindert den Leasinggeber freilich nicht 
daran, den Vertrag aufzulösen, wenn der Leasinggeber zunächst am Ver-
trag festhält und die restlichen Leasingraten gemäß § 248 Satz 2 Vertrags-
gesetz fällig stellt, der Leasingnehmer diese Zahlungspflicht jedoch nicht 
erfüllt; § 21 Abs. 2 OVG-Finanzierungsleasingerläuterung.
137 Die Ausführungen von XI Xiaoming-SU Bei [苏蓓], S. 287 ff. und XI 
Xiaoming-LI Zhigang [李志刚], S. 305, machen deutlich, dass das OVG 
wohl die Unterscheidung einer einfachen und schwerwiegenden Verlet-
zung der Zahlungspflicht durch den Leasingnehmer im Sinn hatte, wie 
diese auch in Art. 13 des UNIDROIT-Übereinkommen (Fn. 23) vorgese-
hen ist.
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Die Interpretation des OVG enthält in den §§ 22 
und 23 Regelungen zur Berechnung des Schadener-
satzes. § 22 OVG-Finanzierungsleasingerläuterung 
bezieht sich dabei auf eine Verletzung der Ver-
tragspflichten durch den Leasingnehmer, wenn der 
Leasinggeber den Vertrag nach § 12 OVG-Finanzie-
rungsleasingerläuterung aufgelöst hat 138: Hier soll 
der Leasinggeber so gestellt werden, als hätte der 
Leasingnehmer vereinbarungsgemäß seine Pflichten 
erfüllt. 139 Dementsprechend unterscheidet die Vor-
schrift danach, wer nach Beendigung der Laufzeit 
des Leasings das Eigentum am Leasinggegenstand 
hat. Fällt das Eigentum an dem Leasinggegenstand 
dem Leasingnehmer zu, so kann der Leasinggeber 
gemäß § 22 Abs. 2, 1. Alt. OVG-Finanzierungslea-
singerläuterung als Schadenersatz die noch offenen 
Leasingraten und andere Gebühren abzüglich des 
Wertes des zurückerhaltenen Leasinggegenstandes 
verlangen (denn diesen hätte er bei vereinbarungs-
gemäßer Erfüllung nicht zurückerhalten). Handelt 
es sich um einen Leasingvertrag, bei dem der Lea-
singgegenstand am Ende der Laufzeit im Eigentum 
des Leasinggebers verbleibt, wird von den offenen 
Leasingraten und anderen Gebühren nur der Rest-
wert des Leasinggegenstands abgezogen. 140

Besteht zwischen den Vertragsparteien Streit 
über den Wert des Leasinggegenstands, so kann 
das Volksgericht gemäß § 23 Abs. 1 OVG-Finanzie-
rungsleasingerläuterung diesen Wert gemäß den 
Vereinbarungen des Finanzierungsleasing-Vertrags 
bestimmen. Sind im Finanzierungsleasing-Vertrag 
keine Vereinbarungen vorhanden oder sind diese 
nicht klar, kann das Volksgericht den Wert des Lea-
singgegenstands unter Berücksichtigung der im Fi-
nanzierungsleasing-Vertrag vereinbarten Abschrei-
bung des Leasinggegenstands 141 und des Restwerts 
des Leasinggegenstands nach Vertragsende festge-
legen.

Ist eine der Vertragsparteien mit dem so durch 
das Volksgericht ermittelten Wert nicht einverstan-
den, kann diese Partei das Volksgericht gemäß § 23 
Abs. 2 OVG-Finanzierungsleasingerläuterung auf-
fordern, eine „befähigte Stelle“ 142 zur Bestimmung 

138 Siehe hierzu oben unter III 5 a bb.
139 Siehe XI Xiaoming-ZHENG Yong [郑勇], S. 339, der sich auf die Re-
gelung in § 113 Vertragsgesetz bezieht. SONG Xiaoming/LIU Zhumei/
YUAN Shuang, a.a.O. (Fn. 25), S. 35, führen aus, dass sich das OVG hier 
an Art. 13 Abs. 2 (b) des UNIDROIT-Übereinkommens (Fn. 23) orientiert 
habe, der für die Höhe des Schadenersatzes des Leasinggebers bestimmt, 
dass er so zu stellen ist, als hätte der Leasingnehmer den Vertrag ord-
nungsgemäß erfüllt.
140 Siehe XI Xiaoming-ZHENG Yong [郑勇], S. 339 f.
141 Chin. „租赁物折旧“.
142 Chin. „有资质的机构“. Die Kommentierung schweigt dazu, um 
welche „befähigten Stellen“ es sich handelt. Die Ausführungen von XI 
Xiaoming-LI Zhigang [李志刚], S. 346 und 350, machen jedoch deutlich, 
dass das Gericht bei der Entscheidung, ob es den Wert in Form einer 
Bewertung oder einer Versteigerung in Auftrag gibt, auf die Besonder-
heiten des Leasinggegenstands (also etwa dessen Absetzbarkeit) abzu-
stellen hat.

des Werts mittels Bewertung oder Versteigerung zu 
beauftragen.

7. Intervention durch Dritte

In § 24 OVG-Finanzierungsleasingerläuterung 
beschäftigt sich das OVG schließlich mit Fragen 
der Beteiligung Dritter an Prozessen (Intervention). 
Diese sind in § 56 Zivilprozessgesetz geregelt: Nach 
Abs. 1 kann ein Dritter, der meint, einen selbständi-
gen Anspruch im Hinblick auf den Streitgegenstand 
zu haben, in das Verfahren intervenieren. Gemäß 
Abs. 2 kann ein Dritter, der zwar keinen selbständi-
gen Anspruch im Hinblick auf den Streitgegenstand 
hat, (auf eigenen Antrag hin oder von Amts wegen) 
als Dritter am Verfahren beteiligt werden, soweit 
das Ergebnis der Regelung des Falles rechtlich seine 
Interessen berührt. 143

§ 24 Abs. 1 OVG-Finanzierungsleasingerläute-
rung betrifft Klagen zwischen Verkäufer und Käu-
fer (Leasinggeber) und zwischen Leasinggeber und 
Leasingnehmer. Wird nur wegen Ansprüchen aus 
einem dieser Vertragsverhältnisse (Kaufvertrag 
bzw. Leasingvertrag) Klage erhoben, so kann die 
Partei des jeweils anderen Vertragsverhältnisses 
vom Gericht zur Teilnahme am Prozess als Dritte 
aufgefordert werden, wenn diese Partei nach An-
sicht des Gerichts durch die Folge der Regelung 
des Falls in ihren rechtlichen Interessen berührt 
wird. 144

In § 24 Abs. 2 OVG-Finanzierungsleasinger-
läuterung geht es um die Situation, dass Leasing-
nehmer und der tatsächliche Nutzer des Leasing-
gegenstands nicht personengleich sind. Kommt es 
in dieser Situation zu einem Prozess zwischen Lea-
singgeber und Leasingnehmer, kann der tatsächli-
che Nutzer vom Gericht zur Teilnahme am Prozess 
als Dritte aufgefordert werden, wenn dieser Dritte 
nach Ansicht des Gerichts durch die Folge der Re-
gelung des Falls in seinen rechtlichen Interessen be-
rührt wird.

Während das Gericht bei den beiden vorheri-
gen Absätzen des § 24 OVG-Finanzierungsleasin-
gerläuterung ein Ermessen eingeräumt bekommt, 
Dritte zum Prozess hinzuziehen, ist dies im Absatz 
3 nicht der Fall: Macht der Leasingnehmer direkt 
gegen den Verkäufer kaufvertragliche Rechte wie 
die Inempfangnahme des Leasinggegenstands 
oder Ersatz geltend, muss das Volksgericht den 
Leasinggeber zur Teilnahme am Prozess als Dritter 
auffordern. Die Kommentierung begründet diese 

143 Siehe zu dieser Rechtsfigur Yuanshi Bu, a.a.O. (Fn. 35), S. 284 f.
144 Zu Beispielen, wann Interessen des Verkäufers einer Klage des Lea-
singnehmers gegen den Leasinggeber wegen Qualitätsproblemen der 
Leasingsache nicht berührt sind, siehe XI Xiaoming-YIN Ai [殷嫒], S. 379. 
Leider werden keine Beispiele für das Vorliegen entsprechender Interes-
sen des Verkäufers angeführt.
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Intervention mit dem Hinweis auf die Pflicht des 
Leasinggebers nach § 240 Abs. 2 Vertragsgesetz, den 
Leasingnehmer bei der Ausübung dieser Rechte zu 
unterstützen. Der Verkäufer sei der Verbindungs-
punkt sowohl zwischen Leasing- und Kaufvertrag 
und zwischen den streitigen Interessen von Lea-
singnehmer und Verkäufer. 145

IV. Fazit

Die OVG-Interpretation zum Finanzierungs-
leasing soll als Zwischenlösung bis zur Verabschie-
dung eines Leasinggesetzes 146 dienen. Das Gericht 
springt insofern wieder einmal als Quasi-Gesetz-
geber rechtsfortbildend ein. Die Orientierung am 
Recht verschiedener Staaten und am internationa-
len Einheitsrecht, die durch die Kommentierung 
eindrucksvoll dokumentiert ist, kann inzwischen 
fast als Standard beim Erlass justizieller Interpreta-
tionen gelten. 147

Offenbar spielt die steuerrechtliche Dimension 
des Leasinggeschäfts, die in Deutschland, wie in 
vielen Nachbarländern der westlichen Welt auch, 
an der „Wiege“ dieses Rechtsinstituts stand und 
die verschiedenen Untertypen rechtlich geprägt 
und durchgeformt hat, in China keine besondere 
Rolle. 148 Die so intrikaten Abgrenzungsfragen zwi-
schen wirtschaftlichem und rechtlichem Eigentum 
unter Beachtung der Vorgaben der deutschen Ab-
gabenordnung (und der Leasingerlasse des Bun-
desfinanzministeriums 149) finden daher in China 
keine Parallele. Dagegen hat die vertragsrechtliche 
Seite – durch das Vertragsgesetz, aber insbesondere 
durch die justizielle Interpretation des OVG – bis in 
die Details des Leistungsstörungsrechts hinein eine 
sehr feingliedrige normative Erfassung erfahren, 
die den wirtschaftlichen Interessen im Dreiecksver-
hältnis der Beteiligten durchaus entspricht und sich 
auch in den Rechtsrahmen namentlich der UNI-
DROIT-Vorgaben 150 einfügt.

Erstaunlich ist, dass der Finanzierungsleasing-
vertrag in China offenbar als ein recht homogenes 
Geschäft verstanden wird und es insbesondere nä-
here Unterscheidungen zwischen verschiedenen 
Arten des Vollamortisationsvertrags oder der Tei-
lamortisationsverträge kaum gibt. Auch hat das (in 
Deutschland so bedeutende) Sale-and-lease-back-
Verfahren keine nähere Beachtung gefunden. 151

So regelt das OVG mit seiner Interpretation 
(trotz der insoweit irreführenden Bezeichnung) 

145 XI Xiaoming-YIN Ai [殷嫒], S. 373 f.
146 Siehe oben unter II.
147 Siehe oben unter II.
148 Siehe oben unter I.
149 Siehe hierzu Michael Martinek (Fn. 12), S. 872 ff.
150 Siehe oben unter II.
151 Siehe oben unter III 1.

im Grunde alle Erscheinungsformen des Leasings. 
Nur für das Operating-Leasing wird es für die Fra-
ge der Anwendbarkeit auf den Einzelfall ankom-
men. 152

Mit der Regelung zur Wirksamkeit von Lea-
singverträgen setzt das OVG seine Bemühungen 
fort, eine Trennung ordnungspolitischer Genehmi-
gungserfordernisse von der Frage der Wirksamkeit 
zivilrechtlicher Verträge zu erreichen. 153 Kommen 
die Gerichte nicht umhin, einen Leasingvertrag für 
unwirksam zu erklären, räumt ihnen das OVG bei 
Fehlen einer Vereinbarung der Parteien ein Ermes-
sen ein, um pragmatisch nach ökonomischen Ge-
sichtspunkten über die Rückabwicklung und insbe-
sondere über das Eigentum am Leasinggegenstand 
zu entscheiden. 154

Da der Verkäufer verpflichtet ist, den Leasingge-
genstand dem Leasingnehmer zu übergeben, womit 
die Sach- und Preisgefahr auf den Leasingnehmer 
übergeht, gibt das OVG dem Leasingnehmer ein 
Annahmeverweigerungsrecht. Dies ist konsequent, 
da ihm ein solches Recht als Käufer des Leasingge-
genstandes zustehen würde. 155

Dass die OVG-Interpretation auch sachenrecht-
liche Fragen im Zusammenhang mit Leasingverträ-
gen behandelt (gutgläubiger Erwerb im Falle einer 
Verfügung des Leasingnehmers über den Leasing-
gegenstand als nichtberechtigter Veräußerer) ist 
zwar aus deutscher Sicht ungewöhnlich. In China 
erscheint die Regelung jedoch ebenso naheliegend 
wie schlüssig, da das chinesische Zivilrecht nicht 
dem Trennungsprinzip folgt. 156

Einen Schwerpunkt setzt das OVG auf die Re-
gelung der Tatbestände der Auflösung von Leasing-
verträgen. Dabei werden die Voraussetzungen für 
eine Vertragsauflösung im Hinblick auf die objekti-
ve Unmöglichkeit der Erfüllung von Vertragspflich-
ten 157 und die Nichterfüllung der Hauptleistungs-
pflicht des Leasinggebers 158 einerseits erweitert. 
Andererseits legt das OVG im Hinblick auf die Fi-
nanzierungsfunktion des Leasingvertrags strengere 
Voraussetzungen an 159, indem etwa die Auflösung 
von Leasingverträgen durch den Leasinggeber we-
gen Nichterfüllung der Zahlungspflicht des Lea-

152 Siehe oben unter III 1.
153 Siehe oben unter III 3.
154 Siehe oben unter III 3.
155 Siehe oben unter III 4 a.
156 Siehe oben unter III 4 c.
157 Siehe oben unter III 5 a aa.
158 Siehe oben unter III 5 a cc.
159 XI Xiaoming-LÜ Qiang [吕强], S. 197 f. LÜ Qiang schreibt von der „Un-
auflösbarkeit von Finanzierungsleasingverträgen“ [融资租赁合同的不可
解约性], die es erforderlich mache, dass im Vergleich zu den allgemeinen 
Regelungen über die Vertragsauflösung strengere Voraussetzungen an-
gelegt werden. Er führt neben der Finanzierungsfunktion [融资性] als 
Gründe auch die Langfristigkeit [周期长], die gewichtigen Interessen [利
益重大] und die Komplexität dieser Geschäfte [交易复杂] an.
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singnehmers um weitere Voraussetzungen ergänzt 
wird. 160

Die Regelungen zum Schadensausgleich zwi-
schen Leasingnehmer und Leasinggeber bei einer 
Vertragsauflösung dienen der Konkretisierung der 
allgemeinen Rechtsfolgen nach § 97 Vertragsgesetz. 
Es wird hierbei danach differenziert, auf wessen 
Verhalten die Vertragsauflösung zurückzuführen 
ist, ohne den Ersatzanspruch von einem subjektiven 
Verschulden einer der Vertragsparteien abhängig zu 
machen. 161

Einen zweiten Schwerpunkt setzt das OVG auf 
die Haftungstatbestände: Hier erfolgt zunächst eine 
Konkretisierung, wann ein Verstoß gegen die Ge-
brauchsüberlassungspflicht nach § 245 Vertragsge-
setz vorliegt. 162

Die wohl innovativste Regelung ist dem OVG 
in § 18 OVG-Finanzierungsleasingerläuterung ge-
lungen, da es hiermit eine Lücke schließt, die vom 
Gesetzgeber offengelassen wurde 163: Indem es die 
Pflicht zur Unterstützung des Leasingnehmers 
durch den Leasinggeber nach § 240 Satz 2 Vertrags-
gesetz zu einer allgemeinen und von vertraglichen 
Vereinbarungen der drei am Leasing beteiligten 
Parteien unabhängigen Pflicht erhebt, bei deren 
Nichterfüllung der Leasinggeber haftet, schafft das 
OVG einen starken Anreiz dafür, dass der Leasing-
geber entsprechende vertragliche Vereinbarungen 
schließt und den Leasingnehmer bei der Ausübung 
seiner Rechte gegen den Verkäufer unterstützt. 164 
Einen Direktanspruch des Leasingnehmers gegen 
den Verkäufer, der sich durchaus damit rechtferti-
gen lässt, dass es sich beim Finanzierungsleasing-
Vertrag funktionell um ein den Abschluss eines 
Kaufvertrags ersetzendes Geschäft handelt, bei dem 
der Leasinggeber auf die Funktion der Darlehens-
gewährung reduziert ist 165, konnte das OVG nicht 
unmittelbar in der Interpretation normieren, weil es 
sich ansonsten der Gefahr des Vorwurfs ausgesetzt 
hätte, in die Befugnisse des Gesetzgebers einzugrei-
fen. 166

160 Siehe oben unter III 5 a bb.
161 Siehe oben unter III 5 b.
162 Siehe oben unter III 6 a aa.
163 Siehe oben unter III 2.
164 Siehe oben unter III 6 a aa.
165 Dementsprechend sieht der Entwurf eines „Leasinggesetzes“ vom 
November 2006 (siehe oben unter II) in § 26 einen solchen Direktan-
spruch vor: „Verstößt der Lieferant gegen die Vereinbarungen im Lie-
fervertrag, kann der Leasingnehmer gegenüber dem Lieferanten die 
Schäden geltend machen, die [der Lieferant] dem Leasingnehmer durch 
die Vertragsverletzung verursacht. Übt der Leasingnehmer sein Recht, 
Ersatz zu fordern, direkt gegenüber dem Lieferanten aus, muss ihm 
der Leasinggeber helfen; die Kosten für die und die [Rechts-]folgen der 
Forderung des Ersatzes werden vom Leasingnehmer übernommen und 
genossen.“
166 So auch die Befürchtung von LEI Jiping/YUAN Shuang/LI Zhigang, 
a.a.O. (Fn. 16), S. 41. Dementsprechend sehen sie (auf S. 38) in der Rege-
lung des § 24 Abs. 2 OVG-Finanzierungsleasingerläuterung (Hinzuzie-
hen des Leasinggebers bei Klagen des Leasingnehmers gegen den Ver-

Mit dieser Regelung des § 18 OVG-Finanzie-
rungsleasingerläuterung wird gesichert, dass der 
Leasingnehmer einen Ausgleich für den grundsätz-
lichen Haftungsausschluss des Leasinggebers bei 
Leistungsstörungen in Bezug auf den Leasinggegen-
stand erhält. Diesen Haftungsausschluss hatte das 
Vertragsgesetz bereits normiert; dieser wurde aber 
nunmehr vom OVG im Hinblick auf die Ausnah-
metatbestände und die Beweislast konkretisiert. 167 
Unklar bleibt freilich, inwiefern der Leasinggeber 
auch ansonsten von der objektsbezogenen Haftung 
freigestellt ist. 168

Im Hinblick auf die Haftung des Leasingneh-
mers für die Nichterfüllung seiner Pflicht zur Zah-
lung der Leasingraten kommt das OVG zu einer 
angemessenen Regelung: Bei einer einfachen Ver-
letzung der Zahlungspflicht kann der Leasingge-
ber neben der Zahlung der offenen Raten nur die 
Zahlung von Zinsen sowie Ersatz weiterer Schäden 
verlangen. Vorfälligstellung und Vertragsauflösung 
ist erst unter der Voraussetzung möglich, dass der 
Leasinggeber mahnt und der Leasingnehmer nicht 
innerhalb einer vernünftigen Frist zahlt. 169

Die Haftungsregelungen leiden allerdings da-
runter, dass im Hinblick auf die Höhe des zu erset-
zenden Schadens unterschiedliche Formulierungen 
verwendet werden („Ersatz gemäß den Umständen 
der Abschreibung des Leasinggegenstands“, „Er-
satz der entsprechenden Schäden“, Übernahme der 
„entsprechenden Haftung“), die auch von der Kom-
mentierung nur teilweise weiter erläutert werden. 
Hier bedarf es also einer Auswertung der Rechtspre-
chung, um Erkenntnisse darüber zu gewinnen, wie 
die Volksgerichte die Schadenshöhe ermitteln. Die 
Regelungen in der OVG-Interpretation zur Berech-
nung des Schadenersatzes sind insofern nur einge-
schränkt weiterführend: Sie beziehen sich einerseits 
nur auf den Schadenersatzanspruch des Leasingge-
bers, wenn dieser den Vertrag wegen eines Fehlver-
haltens des Leasingnehmers auflöst. Andererseits 
ist die Ermittlung des Wertes des Leasinggegenstan-
des, mit der die Gerichte nun eine „befähigte Stelle“ 
beauftragen können, nur eine der Grundlagen für 
die Bemessung der Höhe des Schadenersatzes. 170

Mit seinen Regelungen zur Intervention durch 
Dritte trägt das OVG der Besonderheit des Finan-
zierungsleasings Rechnung, dass es sich um ein 
Dreipersonenverhältnis aus Leasinggeber, Lea-
singnehmer und Verkäufer handelt. Insofern ist es 
schlüssig, dass das OVG die Hinzuziehung des Lea-

käufer) eine „indirekte Anerkennung“ [间接的认可] des Direktanspruchs 
des Leasingnehmers aus „prozessualer Sicht“ [从诉讼程序上].
167 Siehe oben unter III 6 a bb.
168 Siehe oben unter III 6 a cc.
169 Siehe oben unter III 6 b.
170 Siehe oben unter III 6 c.
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singgebers für erforderlich hält, wenn der Leasing-
nehmer seinen (vertraglich vereinbarten) Direktan-
spruch gegen den Verkäufer geltend macht. 171 Die 
sich in diesem Zusammenhang ergebenden Folge-
fragen im Hinblick auf die hinzugezogenen Dritten 
(Stellung im Prozess, Rechtskraft der gerichtlichen 
Entscheidung) bedürfen freilich ebenfalls einer wei-
teren Untersuchung. 172

171 Siehe oben unter III 7.
172 Einige der Fragen spricht Yuanshi Bu, a.a.O. (Fn. 35), S. 284 f. an.
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Das Kartellrecht in China –  
Die neuesten Entwicklungen der administrativen 
und der privaten Durchsetzung
Sarah Wersborg 1

1. Einleitung 1

Vor inzwischen mehr als sechs Jahren, näm-
lich am 01.08.2008, ist das Antimonopolgesetz der 
Volksrepublik China (im Folgenden AMG) 2 in Kraft 
getreten. Seitdem sind mehrere Ausführungsbe-
stimmungen sowie justizielle Interpretationen er-
lassen worden. Auch liegen nun erste Urteile der 
chinesischen Gerichte und Entscheidungen durch 
die Behörden vor. Es ist somit ein guter Zeitpunkt, 
nicht nur auf die Entwicklungen des Kartellrechts 
zurückzublicken, sondern auch auf die bisherige 
praktische Bedeutung der Durchsetzung des Kar-
tellrechts durch Behörden und Gerichte einzuge-
hen. Insbesondere die private Kartellrechtsdurch-
setzung in China erlangt immer mehr an Bedeutung 
und Aufmerksamkeit, aber auch die administrative 
Rechtsdurchsetzung durch die Antimonopolvoll-
zugsbehörden fand in letzter Zeit Beachtung in der 
Öffentlichkeit. Erstmalig sind von diesen Entschei-
dungen auch deutsche Unternehmen in einem sig-
nifikanten Umfang betroffen.

Im folgenden Beitrag soll ein Überblick über 
die Entwicklungen in der Fusionskontrolle, der 
Missbrauchsaufsicht und der Kartellverbote sowie 
der privaten Rechtsdurchsetzung gegeben werden. 
Dabei werden sowohl neue gesetzliche Regelungen 
im Bereich der Fusionskontrolle und der privaten 
Rechtsdurchsetzung als auch aktuelle Entscheidun-
gen der Behörden und Gerichte in allen Bereichen 
des Kartellrechts vorgestellt.

2. Entwicklungen in der Fusionskontrolle

A. Allgemeines

Die Fusionskontrolle ist im 4. Kapitel des AMG 
in den §§ 20–31 näher geregelt. Ein Unternehmens-
zusammenschluss liegt gem. § 20 AMG dann vor,

1 Doktorandin bei Frau Prof. Dr. Anja Amend-Traut, Julius-Maximilians-
Universität Würzburg. Ihr sei herzlich für die Unterstützung gedankt. 
Für fachlichen Rat danke ich ebenso dem anonymen Gutachter der 
Zeitschrift für Chinesisches Recht sowie für die Unterstützung bei der 
Literaturrecherche Herrn Dr. Knut Benjamin Pißler, wissenschaftlicher 
Referent am Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales 
Privatrecht in Hamburg.
2 中华人民共和国反垄断法 vom 30.08.2007, chinesisch-deutsch mit Quel-
lenangabe von Markus Masseli, in: ZChinR 2007, S. 307–321.

1)  wenn Unternehmen zusammengelegt wer-
den,

2)  wenn der Erwerb eines Kontrollrechts durch 
ein Unternehmen an einem anderen Unter-
nehmens vorliegt

3)  oder wenn ein vertraglicher oder sonstiger 
Erwerb entweder von Kontrollrechten oder 
der Fähigkeit der Einflussnahme auf ein Un-
ternehmen vorliegt.

Die Zuständigkeit für die Fusionskontrolle liegt 
beim chinesischen Handelsministerium, dem Mi-
nistry of Commerce (im Folgenden MOFCOM). 3 
Die Fusionskontrolle stellt einen großen und be-
deutenden Bereich des Kartellrechts in China dar. 
Allein im Jahr 2014 hat das MOFCOM 245 von 262 
angemeldeten Zusammenschlüssen geprüft und ab-
geschlossen. Von diesen 245 Fusionen wurden vier 
unter Auflagen genehmigt und eine abgelehnt. 4 
Chinesische Unternehmen waren im vergangenen 
Jahr an Fusionen im Wert von insgesamt ca. 396,2 
Milliarden US-Dollar beteiligt. 5 Bedauerlicherweise 
mangelt es jedoch in diesem Bereich an Transpa-
renz, da nicht alle Entscheidungen des MOFCOM 
veröffentlicht werden müssen, was sich aus § 30 
AMG ergibt. 6

B. Nebenbestimmungen und justizielle Inter-
pretationen

Wie zu jedem anderen Gesetz auch wurden im 
Zusammenhang mit dem Antimonopolgesetz jus-
tizielle Interpretationen und Nebenbestimmungen 
erlassen. Nebenbestimmungen und justizielle Inter-
pretationen stellen eine Besonderheit des chinesi-
schen Rechts dar und sind der Tatsache geschuldet, 
dass chinesische Gesetze teilweise sehr rudimentär 

3 中华人民共和国商务部. Markus Masseli, Handbuch chinesische Fusi-
onskontrolle, Berlin 2011, S. 31.
4 Michael Gu, Annual Review of the PRC Anti-Monopoly-Law-En-
forcement (2015), S. 3, abrufbar unter: <http://en.anjielaw.com/
downloadRepository/46dbc187-d36c-43b0-a839-d3d4e70bc784.pdf> 
(zuletzt eingesehen am 12.05.2015).
5 Siehe auch die Mitteilung des MOFCOM, abrufbar unter: <http://
german.mofcom.gov.cn/article/hwberichte/201502/20150200889233.
shtml> ( zuletzt eingesehen am 24.02.2015).
6 Vgl. dazu auch Lukas Ritzenhoff, Fusionskontrolle in China: zwischen 
Recht und Wirklichkeit, Gewerblicher Rechtsschutz und Urheberrecht 
International 2014, S. 33–37, 35.
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und allgemein gefasst sind. 7 Justizielle Interpreta-
tionen oder Auslegungen werden vom Obersten 
Volksgericht (in Folgenden OVG) erlassen. Diese 
Auslegungen sollen ungenau formulierte Vorschrif-
ten ergänzen, Regelungslücken schließen und den 
Gerichten eine Orientierungshilfe bieten. 8 Noch be-
vor das AMG in Kraft trat, wurde mit über 40 Ne-
benbestimmungen gerechnet, die das AMG ergän-
zen sollten. 9

Die ersten Nebenbestimmungen traten bereits 
zwei Tage nach dem AMG am 03.08.2008 in Kraft. 
Diese „Bestimmungen des Staatsrates über Anmel-
dekriterien von Unternehmenszusammenschlüs-
sen“ (im Folgenden Anmeldebestimmungen) 10 
waren zur Durchsetzung des AMG unerlässlich 
und trugen für Investoren und Unternehmen er-
heblich zur Rechtssicherheit und Klarheit bei. 11 
Einige der neueren Bestimmungen im Bereich des 
Kartellrechts beziehen sich wieder auf die Fusions-
kontrolle. Diese „Vorläufigen Bestimmungen zur 
Festsetzung der Kriterien für einfache Fälle von 
Unternehmenszusammenschlüssen“ (im Folgen-
den Bestimmungen) 12 des MOFCOM wurden am 
11.02.2014 verabschiedet und traten am 12.02.2014 
in Kraft. Mit Hilfe dieser Bestimmungen sollen 
Unternehmenszusammenschlüsse, die einen be-
stimmten Marktanteil nicht überschreiten, schneller 
vollzogen werden können. Zur Umsetzung dieser 
Bestimmungen hat das MOFCOM am 18.04.2014 
die „Vorläufigen Leitansichten zur Notifizierung 
von einfachen Fällen von Unternehmenszusam-
menschlüssen“ (im Folgenden Leitansichten) 13 ver-
öffentlicht. Des Weiteren wurden am 06.06.2014 die 
„Überarbeiteten Leitansichten über die Anmeldung 
von Unternehmenszusammenschlüssen“ (im Fol-
genden überarbeitete Leitansichten) 14 vom MOF-
COM veröffentlicht.

a. Anmeldebestimmungen

Die ersten Nebenbestimmungen zum AMG be-
trafen die Fusionskontrolle. Da die Bestimmungen 
zu den Anmeldekriterien von Unternehmenszu-

7 Vgl. Yuanshi BU, Einführung in das Recht Chinas, München 2009, S. 3.
8 Vgl. Yuanshi BU, (Fn. 7), S. 20.
9 Vgl. Markus Masseli, Die chinesische Fusionskontrolle im Lichte der 
ersten Nebenbestimmungen zum Antimonopolgesetz, in: ZChinR 2009, 
S. 18–36, S. 18.
10 国务院关于经营者集中申报标准的规定, chinesisch-deutsch mit Quel-
len angabe von Markus Masseli, in: ZChinR 2009, S. 44–55.
11 Markus Masseli, (Fn. 9), S. 18 f.
12 关于经营者集中简易案件适用标准的暂行规定, chinesisch abruf bar 
unter: <http://www.mofcom.gov.cn/article/b/c/201402/2014020048 
7038.shtml> (zuletzt eingesehen am 26.06.2015), chinesisch-englisch: 
www.lawinfochina.com.
13 商务部反垄断局关于经营者集中简易案件申报的指导意见(试行), chi-
ne sisch abrufbar unter: <http://fldj.mofcom.gov.cn/article/i/201404/ 
20140400555353.shtml> (zuletzt eingesehen am 28.04.2015).
14 关于经营者集中申报的指导意见,  chinesisch abrufbar unter: <http://
fldj.mofcom.gov.cn/article/i/201406/20140600614679.shtml> (zuletzt 
eingesehen am 23.06.2015).

sammenschlüssen im AMG sehr rudimentär und 
ungenau verfasst sind, war eine solche Nebenbe-
stimmung unerlässlich. 15 In § 2 der Anmeldebe-
stimmungen ist definiert, wann ein Unternehmens-
zusammenschluss vorliegt, nämlich dann, wenn 
Unternehmen fusionieren und wenn ein Unterneh-
men die Kontrollrechte über ein anderes Unterneh-
men erlangt durch Erwerb von Anteilrechten, durch 
Vertrag oder auf sonstige Weise. 16 Ebenso wird fest-
gelegt, welche Kriterien für die Anmeldepflicht vor-
liegen müssen; hier sind besonders die Umsatzwer-
te gemäß § 3 Anmeldebestimmungen zu beachten. 
Demnach muss ein Zusammenschluss angemeldet 
werden, wenn:

1)  der zusammengerechnete Umsatz aller am 
Zusammenschluss beteiligten Unternehmen 
weltweit im vergangenen Geschäftsjahr mehr 
als RMB 10 Milliarden betrug und darunter 
mindestens zwei der Unternehmen im ver-
gangen Geschäftsjahr in China jeweils mehr 
als RMB 400 Millionen Umsatz gemacht ha-
ben

2)  oder der zusammengerechnete Umsatz aller 
am Zusammenschluss beteiligten Unterneh-
men im vergangenen Geschäftsjahr in China 
mehr als RMB 2 Milliarden betrug und da-
runter mindestens zwei der Unternehmen im 
vergangenen Geschäftsjahr jeweils mehr als 
RMB 400 Millionen Umsatz gemacht haben.

In § 4 behält sich das MOFCOM vor, bei Ver-
dacht einer Wettbewerbsbeschränkung durch den 
Zusammenschluss eine Untersuchung durchzufüh-
ren, selbst wenn die laut Anmeldebestimmungen 
erforderlichen Kriterien für eine Anmeldepflicht 
nicht vorliegen.

In der Anfangszeit des AMG wurden weitere 
Bestimmungen und Leitlinien zur Umsetzung des 
AMG erlassen, auf die jedoch an dieser Stelle nicht 
ausführlich eingegangen werden kann. 17

b. Bestimmungen für einfache Fälle

Eine der neueren Bestimmungen des MOFCOM 
zum AMG betrifft einfache Fälle von Unterneh-
menszusammenschlüssen. Diese Bestimmungen 
wurden vom MOFCOM am 11.02.2014 verabschie-
det und traten am darauf folgenden Tag in Kraft. 
Mit nur sechs Paragraphen sind diese vorläufigen 
Bestimmungen für einfache Fälle verhältnismäßig 
knapp verfasst. Sie sollen dazu beitragen, dass Zu-
sammenschlüsse kleiner Unternehmen schneller 

15 Vgl. dazu ausführlich Markus Masseli, (Fn. 9), S. 19 f.
16 Zum Begriff und der Übersetzung des Unternehmenszusammen-
schlusses vgl. Markus Masseli, (Fn. 9) S. 20 f.
17 Vgl. dazu Markus Masseli, (Fn. 9), S. 20 f. Die jeweiligen Übersetzungen 
ebenfalls von Markus Masseli, in: ZChinR 2009, S. 47–99.



133

Wersborg, Das Kartellrecht in China, ZChinR 2015

abgewickelt werden können, wobei diese Bestim-
mungen lediglich festlegen, wann ein solcher ein-
facher Fall eines Unternehmenszusammenschlusses 
vorliegt, sie bezieht jedoch nicht Stellung zum Ver-
fahren selbst. 18

aa. Einfacher Fall eines Unternehmenszusam-
menschlusses 

In § 2 der Bestimmungen ist geregelt, unter wel-
chen Voraussetzungen ein einfacher Fall eines Un-
ternehmenszusammenschlusses vorliegt, nämlich 
dann,

1)  wenn die am (horizontalen) Zusammen-
schluss beteiligten Unternehmen im relevan-
ten Markt tätig sind und der gesamte Markt-
anteil insgesamt weniger als 15 % beträgt;

2)  wenn bei vertikalen Zusammenschlüssen der 
gesamte Marktanteil im vorgelagerten oder 
nachgelagerten Markt insgesamt weniger als 
25 % beträgt;

3)  wenn die beteiligten Unternehmen nicht im 
selben relevanten Markt tätig sind und nicht 
in einem vertikalen Verhältnis zu einander 
stehen und der jeweilige Marktanteil jedes 
Beteiligten weniger als 25 % beträgt;

4)  wenn die beteiligten Unternehmen ein Joint 
Venture 19 außerhalb der VR China gründen, 
das in keine Geschäftsaktivitäten in China 
eingebunden ist;

5)  wenn bei Zusammenschlüssen durch einen 
sogenannten „asset-deal“ ein ausländisches 
Unternehmen erworben wird, das keine Ge-
schäftsaktivitäten in China unterhält;

6)  wenn ein Joint Venture, welches bislang ge-
meinschaftlich geführt wurde, von einer der 
Parteien übernommen wird.

Insbesondere die Definition des relevanten 
Marktes kann sich hierbei für die Parteien aller-
dings als schwierig erweisen, da es hierzu weder 
eine Definition noch hinreichende Entscheidungen 
oder Informationen des MOFCOM gibt. 20

18 Hannah C. L. Ha/John M. Hickin/Philip F. Monaghan/Wendy Y.S. Thian/
Yuanjie He, China: MOFCOM Adopts Interim Provisions On The 
Standards That Apply To Simplified Cases Of Concentrations Of Un-
dertakings: First Steps Toward A Fast Track Procedure, abrufbar un- abrufbar un-
ter: <http://www.mondaq.com/x/295934/Antitrust+Competition/
MOFCOM+Adopts+Interim+Provisions+On+The+Standards+That+ 
Apply+To+Simplified+Cases+Of+Concentrations+Of+Undertakings+ 
First+Steps+Toward+A+Fast+Track+Procedure> (zuletzt eingesehen am 
04.02.2015).
19 合营企业.
20 Vgl. Ilka Mauelshagen, Vereinfachte Fusionskontrolle in der Volkrepu-
blik China, Gewerblicher Rechtsschutz und Urheberrecht International 
2014, S. 780–785, S. 782.

bb. Ausnahmen

Liegt nach den oben genannten Kriterien grund-
sätzlich ein einfacher Fall eines Unternehmens-
zusammenschlusses vor, so kann davon jedoch 
wiederum eine Ausnahme gemacht werden. Diese 
Abweichungen sind in § 3 der Bestimmungen gere-
gelt. Eine solche Ausnahme besteht:

1)  wenn das Unternehmen, das die Kontrolle 
über ein Joint Venture (Gemein schafts unter-
nehmen) 21 übernimmt, ein Wettbewerber des 
Joint Ventures ist;

2)  wenn der relevante Markt schwer zu definie-
ren ist;

3)  wenn sich der Zusammenschluss nachteilig 
auf den Marktzugang oder den technologi-
schen Fortschritt auswirkt;

4)  wenn sich der Zusammenschluss nachteilig 
auf Verbraucher oder andere Unternehmen 
auswirkt;

5)  wenn sich der Zusammenschluss nachteilig 
auf die nationale Wirtschaft auswirkt;

6)  wenn nach Ansicht des MOFCOM andere 
Voraussetzungen vorliegen, nach denen der 
Zusammenschluss eine negative Auswirkung 
auf den Wettbewerb hat.

Insbesondere eine Regelung wie in § 3 Nr. 6 ist im 
Kartellrecht keine Seltenheit, eine solche Öffnungs-
klausel ist auch im AMG selbst oft zu finden. 22 Zwar 
ist dies zu begrüßen, da den Gerichten und Behör-
den ein Interpretationsspielraum bleibt, um so auch 
nicht vorhergesehene Fälle darunter subsumieren 
zu können. Allerdings führt eine solche Öffnungs-
klausel auch zu einer Rechtsunsicherheit, die nicht 
unterschätzt werden darf. 23

Weitere Ausnahmen hat sich das MOFCOM in 
§ 4 der Bestimmungen für einfache Fälle vorbehal-
ten. Selbst wenn ein einfacher Fall vorliegt, kann 
das MOFCOM diese Entscheidung zurücknehmen. 
Nämlich dann:

1)  wenn die Parteien Unterlagen zurückhalten, 
falsche Unterlagen oder irreführende Infor-
mationen zur Verfügung stellen;

2)  wenn eine dritte Partei vorbringt, dass der 
Zusammenschluss den Wettbewerb im rele-
vanten Markt beschränkt oder beschränken 
könnte und diese Behauptung genügend be-
legen kann;

21 合营企业.
22 Vgl. §§ 13, 14, 15, 17, 18, 32 AMG.
23 So auch Ilka Mauelshagen, (Fn. 20), S. 783.
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3)  wenn das MOFCOM weiteres Material findet, 
aus dem hervorgeht, dass sich Umstände im 
relevanten Markt des Unternehmenszusam-
menschlusses geändert haben.

Gemäß § 5 der Bestimmungen ist das MOFCOM 
bevollmächtigt, diese Bestimmungen zu interpre-
tieren, was wiederum zu Rechtsunsicherheit bei 
betroffenen Unternehmen führen kann und damit 
eigentlich keine wirkliche Erleichterung für die 
Zusammenschlüsse von kleinen Unternehmen dar-
stellt, da man als Betroffener nicht sicher ist, wie die 
einzelnen Bestimmungen zu interpretieren sind be-
ziehungsweise interpretiert werden.

cc. Offene Fragen

Die vorläufigen Bestimmungen lassen leider 
offen, wie das Verfahren für diese einfachen Fälle 
von Unternehmenszusammenschlüssen ablaufen 
soll und ob vereinfachte Regelungen angewendet 
werden sollen, um die langwierigen Prozesse zu 
beschleunigen. Es wäre wünschenswert, wenn die-
se einfachen Fälle von Unternehmenszusammen-
schlüssen in einem vereinfachten und beschleunig-
ten Verfahren abgewickelt werden könnten, jedoch 
gibt es in den vorläufigen Bestimmungen für einfa-
che Fälle selbst keinerlei Anhaltspunkte für einen 
Zeitrahmen oder andere Verfahrensvorteile. Ob 
diese einfachen Zusammenschlüsse etwa unter den 
Bedingungen des § 25 Abs. 1 AMG innerhalb von 30 
Tagen durchgeführt werden können, ist somit un-
klar und bedarf weiterer Klärung durch das MOF-
COM. Da ca. 60 % der angemeldeten Unternehmens-
zusammenschlüsse in die Kategorie der einfachen 
Fälle fallen, wäre insbesondere eine solche Lösung 
praxisnah und effizient. 24 Gerade im Hinblick auf 
die deutsch-chinesischen Wirtschaftsbeziehungen 
könnten diese vereinfachten Fusionskontrollbe-
stimmungen vorteilhaft sein. Deutschland hat sich 
zu einem der wichtigsten Handelspartner Chinas 
entwickelt, 25 Fusionen und Joint Ventures zwischen 
deutschen und chinesischen Partnern stellen schon 
seit langen keine Seltenheit mehr dar. Daher könnte 
vor allem der in China sehr aktive deutsche Mittel-
stand von einem solchen verkürzten und verein-
fachten Verfahren profitieren.

c. Leitansichten für einfache Fälle von Unter-
nehmenszusammenschlüssen

Etwas Klarheit in das Verfahren für einfache Fäl-
le von Unternehmenszusammenschlüssen bringen 
die am 18.04.2014 vom MOFCOM veröffentlichen 

24 Vgl. auch Hannah C. L. Ha/ John M. Hickin/ Philip F. Monaghan/ Wendy 
Y.S. Thian /Yuanjie He (Fn. 18).
25 Vgl. <http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/ 
Laenderinfos/China/Bilateral_node.html> (zuletzt eingesehen am 
05.02.2005).

Leitansichten 26 zu den vereinfachten Fällen von Un-
ternehmenszusammenschlüssen.

aa. Vorbesprechungen und Anmeldung

Um sich zu versichern, dass es sich um einen 
einfachen Fall handelt, können die Parteien vorab 
eine Einschätzung des MOFCOM einholen; dies er-
gibt sich aus § 1 Leitansichten. Eine solche Regelung 
gibt es bereits für das Standardverfahren und ist so-
mit keine Überraschung. Um dieses besondere Ver-
fahren für einfache Fälle durchführen zu können, 
muss die Anmeldung ausdrücklich als einfacher 
Fall angemeldet werden, da es sonst zum Standard-
verfahren kommt, siehe § 2 Leitansichten. Dies gilt 
auch dann, wenn alle Kriterien für einen einfachen 
Fall vorliegen. 27 Aus § 3 der Leitansichten geht her-
vor, welche Unterlagen für eine Anmeldung eines 
einfachen Falles beim MOFCOM eingereicht wer-
den müssen. In § 4 der Leitansichten wird ein ver-
einfachtes Anmeldeformular für einfache Fälle von 
Unternehmenszusammenschlüssen zur Verfügung 
gestellt, welches von der Internetseite des MOF-
COM heruntergeladen werden kann.

Wenn ein Unternehmenszusammenschluss in 
die Kategorie der einfachen Fälle fällt, so kann die-
ser mittels des entsprechenden Anmeldeformulars 
beim MOFCOM angemeldet werden, welches sehr 
viel weniger Informationen fordert als das Stan-
dardformular. 28 Für ein Unternehmen ist es daher 
besonders vorteilhaft, wenn es an dem speziellen 
Anmeldeverfahren teilnehmen kann, da es nicht 
das Risiko eingeht, zu viele interne Informationen 
preisgeben zu müssen.

bb. Veröffentlichung des Vorhabens und 
Rechtsfolgen

Gemäß §§ 8, 9 kommt hinzu, dass die zur An-
meldung erforderlichen Informationen der Öffent-
lichkeit zugänglich gemacht werden müssen, so-
dass auch dritte Parteien – meist wird es sich dabei 
um Wettbewerber handeln – innerhalb einer Frist 
von 10 Tagen zu dem Zusammenschluss Stellung 
beziehen können und diesen damit möglicherwei-
se erschweren. 29 Auch kann das MOFCOM seine 
Entscheidung, den Zusammenschluss als einfachen 
Fall zu behandeln, jederzeit zurücknehmen, siehe 

26 Siehe oben (Fn. 13).
27 Ilka Mauelshagen, (Fn. 20), S. 784.
28 Vgl. auch Ilka Mauelshagen, (Fn. 20), S. 784; Guat Kim Toh, Minning 
Wie, China’s merger clearance requirements – an update, abrufbar 
unter: <http://www.deacons.com.hk/news-and-insights/publications/
chinas-merger-clearance-requirements-–-an-update.html> (zuletzt ein-
gesehen am 22.04.2015).
29 Xiang Wang, MOFCOM Anti-Monopoly Bureau Issued Procedural 
Rules for Review on Simple Merger Cases abrufbar unter: <http://
www.glo.com.cn/en/content/details_13_289.html> (zuletzt eingesehen 
am 28.04.2015).
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§ 10 der Leitansichten. Dies ist unter anderem der 
Fall, wenn die Parteien falsche Angaben zu dem 
Vorhaben des Zusammenschlusses machen, siehe 
§ 11 der Leitansichten. Auch werden die Parteien 
gemäß § 52 AMG rechtlich zur Verantwortung ge-
zogen und es droht ihnen ein Bußgeld.

d. Überarbeitete Leitansichten über die Anmel-
dung von Unternehmenszusammenschlüssen

Am 06.06.2014 hat das MOFCOM die überarbei-
teten Leitansichten zur Anmeldung von Unterneh-
menszusammenschlüssen veröffentlicht. 30 Diese 
ersetzen die Leitansichten über die Anmeldung von 
Unternehmenszusammenschlüssen vom 05.01.2009 
(im Folgenden Leitansichten 2009). 31 Diese überar-
beiteten Leitansichten zur Anmeldung von Unter-
nehmenszusammenschlüssen bestehen aus 30 Para-
graphen und sind somit deutlich umfangreicher als 
die Leitansichten von 2009 mit 12 Paragraphen.

aa. Begriff der „Kontrolle“

Das Besondere an diesen neuen überarbeiteten 
Leitansichten ist, dass die Antimonopolbehörden in 
§ 3 erstmals seit Inkrafttreten des AMG eine nähere 
Definition des Begriffes der „Kontrolle“ festlegen. 32 
Um festzustellen, ob bei einem Zusammenschluss 
die Kontrolle über ein Unternehmen erlangt wird, 
werden mehrere Faktoren in diese Betrachtung ein-
bezogen. Gemäß § 3 sind dies unter anderem:

—  Zweck und zukünftige Pläne des Vorhabens,

—  durch das Vorhaben bedingte Veränderungen 
der Anteilsstruktur,

—  Stimmrechtsverteilung der Generalversamm-
lung nach dem Zusammenschluss sowie Teil-
nahme- und Stimmenverteilungsnachweise 
für die vergangenen Generalversammlungen,

—  Zusammensetzung des Vorstandes nach dem 
Zusammenschluss,

—  Ernennung und Abberufung des Manage-
ments nach dem Zusammenschluss,

—  die Beziehung zwischen den Gesellschaftern 
und Geschäftsführern nach dem Zusammen-
schluss,

—  die Geschäftsbeziehungen und Kooperati-
onsvereinbarungen des Unternehmens nach 
dem Zusammenschluss.

30 Siehe oben (Fn. 14).
31 Chinesisch-Deutsch mit Quellenangabe Markus Masseli, in: ZChinR 
2009, S.48–50.
32 Vgl. Zhaofeng Zhou, Merger Control finally gets makeover, abrufbar un-
ter: <http://www.chinalawandpractice.com/Article/3358910/Channel/ 
9939/Merger-control-finally-gets-makeover.html> (zuletzt eingesehen 
am 27.02.015).

bb. Umsatzwerte und Joint Ventures

§ 2 der überarbeiteten Leitansichten legt nun 
auch die Umsatzwerte fest, welche sich allerdings 
bereits aus § 3 der Anmeldebestimmungen erge-
ben. 33

Weitere Klarheiten werden geschaffen hinsicht-
lich neu errichteter Joint Ventures, der zu beachten-
den Umsatzzahlen und weiterer Anforderungen 
an die Anmeldung. Gemäß § 4 der überarbeiteten 
Leitlinien sind neu errichtete Joint Ventures, die von 
nur einer Partei kontrolliert werden, nicht als Unter-
nehmenszusammenschluss zu betrachten, sondern 
als Zusammenschluss gelten nur solche Joint Ven-
tures, die von zwei Parteien gemeinsam kontrolliert 
werden. Da ca. 40 % der Zusammenschlussanmel-
dungen in China solche Joint Ventures darstellen, ist 
diese Klarstellung besonders entscheidend. 34 Nach 
§ 5 gilt als Umsatz im Sinne der überarbeiteten Leit-
ansichten nur solcher Umsatz, der durch Käufer von 
Produkten oder Serviceleistungen innerhalb Chinas 
stammt. Exporte in andere Staaten sind somit nicht 
zu berücksichtigen.

cc. Vorbesprechung

§ 9 der überarbeiteten Leitansichten zufolge 
können weiterhin Vorbesprechungen über einen 
zukünftigen Zusammenschluss mit dem MOFCOM 
stattfinden. In den überarbeiteten Leitansichten 
sind die Voraussetzungen für diese Gespräche je-
doch noch detaillierter als in den Leitansichten von 
2009 geregelt. Sie sind jedoch keine Voraussetzung 
für eine Anmeldung, vielmehr können die Unter-
nehmen entscheiden, ob sie solche Gespräche bean-
tragen möchten. Gemäß § 10 muss die Anmeldung 
zu einem solchen Vorgespräch Hintergrundinfor-
mationen über die Transaktion und die Parteien 
enthalten, des Weiteren Fragen und Punkte, die mit 
dem MOFCOM besprochen werden sollen, sowie 
die Namen der Teilnehmer an den Gesprächen und 
Informationen über die Kontaktpersonen. § 11 gibt 
vor, welche Fragen besprochen werden können. Die 
bisherigen Leitansichten oder Nebenbestimmung 
enthielten keinerlei Informationen bezüglich einer 
Anmeldung für diese Vorgespräche. Auch muss es 
sich um einen tatsächlich geplanten Zusammen-
schluss handeln. 35 Anonyme Anmeldungen wer-
den vom MOFCOM nicht akzeptiert, siehe § 11. Das 
MOFCOM kann sodann aufgrund der eingereichten 
Unterlagen entscheiden, ob die Gespräche bereits 
stattfinden können. Sollten die eingereichten Un-
terlagen und Informationen nicht ausreichend oder 
unvollständig sein, können weitere Unterlagen an-

33 Vgl. dazu § 3 Anmeldebestimmungen. Markus Masseli, (Fn. 9), S. 48.
34 Zhaofeng Zhou (Fn. 32).
35 Zhaofeng Zhou (Fn. 32).
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gefordert werden. Sie müssen von dem Unterneh-
men danach in einer vom MOFCOM festgesetzten 
Frist eingereicht werden. Dies ergibt sich aus § 12 
der überarbeiteten Leitansichten.

dd. Anmeldeverfahren

Nach § 13 der überarbeiteten Leitansichten 
kann eine der Parteien dazu bestimmt werden, für 
die Anmeldung verantwortlich zu sein. Sollte die-
se Partei jedoch ihrer Pflicht nicht nachkommen, 
so ist die andere Partei nicht von ihrer rechtlichen 
Verantwortung befreit. Auch wird bezüglich des 
Zeitpunktes der Mitteilung des Zusammenschlus-
ses klargestellt, dass die Anmeldung zwar nach der 
Unterzeichnung des Vertrages stattfinden kann, je-
doch stattfinden muss, bevor der Zusammenschluss 
durchgeführt wird, siehe § 14. Leider wird nicht 
klargestellt, welche Umstände unter der Durchfüh-
rung des Zusammenschlusses zu verstehen sind. 36

In den §§ 20–24 der überarbeiteten Leitansichten 
ist detailliert aufgeführt, welche Dokumente und 
Materialien zur Anmeldung eingereicht werden 
müssen. § 26 der überarbeiteten Leitansichten be-
zieht sich darauf, dass Unternehmen, bei denen es 
sich um einen einfachen Fall eines Unternehmens-
zusammenschlusses handelt, die Leitansichten für 
einfache Fälle zur Information heranziehen können.

ee. Weiteres

Ein bereits angemeldeter oder genehmigter Zu-
sammenschluss kann jederzeit vom MOFCOM wi-
derrufen werden, siehe § 27. Dies ist der Fall, wenn 
die Parteien falsche Dokumente zur Verfügung stel-
len oder Unterlagen zurückhalten. Auch können die 
Parteien gem. § 52 AMG zur rechtlichen Verantwor-
tung gezogen werden. 

Die Unternehmen können die Gespräche sowie 
die Anmeldung selbst vornehmen, sie können sich 
allerdings auch rechtlich vertreten lassen, § 28 über-
arbeitete Leitansichten. Hierzu ist eine schriftliche 
Vollmacht erforderlich.

Auch wenn durch die überarbeiteten Leitansich-
ten des MOFCOM einige bislang unsichere Punkte 
klargestellt werden, wie z.B. der Begriff der Kontrol-
le sowie die detaillierteren Regelungen für die Vor-
gespräche, so bleiben noch immer Fragen offen. Es 
werden keine speziellen Angaben zur Berechnung 
des Umsatzes eines Joint Ventures gemacht noch 
werden die Kriterien festgelegt, nach denen ein Zu-
sammenschluss als vollzogen angesehen wird. Dies 
spricht dafür, dass auch in näherer Zukunft weitere 

36 Zhaofeng Zhou (Fn. 32).

Leitansichten oder Bestimmungen in Kraft treten 
werden. 37

C. Administrative Rechtsdurchsetzung

Die Antimonopolvollzugsbehörden in China 
sind in den letzten Jahren immer aktiver geworden. 
Bislang stellt die Fusionskontrolle den größten Teil 
der Rechtsdurchsetzung dar. Seit Inkrafttreten des 
AMG hat das MOFCOM ca. 800 Zusammenschlüsse 
geprüft. 38 Insofern ist es nicht verwunderlich, dass 
das MOFCOM bereits einige spektakuläre Entschei-
dungen getroffen hat.

Die chinesischen Antimonopolbehörden sind in 
ihren Entscheidungen und Untersuchungen unab-
hängig und nicht an die Entscheidungen anderer 
Kartellbehörden, z.B. denen der EU oder der USA, 
gebunden. Es lässt sich jedoch beobachten, dass die 
chinesischen Behörden teilweise zu ermitteln be-
ginnen, nachdem andere Behörden bereits tätig ge-
worden sind. Allerdings weichen einige der finalen 
Entscheidungen erheblich voneinander ab.

Im Folgenden wird die administrative Durch-
setzung des Kartellrechts durch das MOFCOM mit-
tels aktueller Beispiele erläutert.

D. Entscheidungen im Rahmen der Fusionskon-
trolle

a. Fusionsverbot der P3-Allianz

In der Geschichte des chinesischen Kartellrechts 
wurde erst zweimal ein Unternehmenszusammen-
schluss untersagt. Das erste Verbot wurde kurz nach 
Inkrafttreten des AMG am 18.03.2009 ausgesprochen 
und betraf die Übernahme des chinesischen Safther-
stellers Hui-yuan durch Coca-Cola. 39 Die zweite Un-
tersagung erging im vergangen Jahr am 17.06.2014 
und betraf die sogenannte 3P-Allianz, einen Zusam-
menschluss der drei weltweit größten Reedereien 
(AP Moller-Maersk aus Dänemark, CMA CGM aus 
Frankreich und MSC aus der Schweiz). Das MOF-
COM hatte den Zusammenschluss untersagt, da 
es der Ansicht war, dieser Zusammenschluss habe 
eine wettbewerbsausschließende beziehungsweise 
wettbewerbsbeschränkende Wirkung. Ziel dieser 
Kooperation sollte es sein, die Kapazitäten auf den 
Europa-Asien-, Transpazifik- und Transatlantik-
Routen untereinander aufzuteilen. Nach Auffas-

37 Zhaofeng Zhou (Fn. 32).
38 2008 bis ca. 07.2014. Vgl. Rocky T. Lee/Christian J. Lorenz/Brandon C. 
Kressin, China: Making Life Simpler – China’s Anti-Monopoly Bureau 
Has Reformed The Merger Review Regime, abrufbar unter: <http://
www.mondaq.com/x/331490/Antitrust+Competition/Making+Life+ 
Simpler+Chinas+AntiMonopoly+Bureau+Has+Reformed+The+Merger+ 
Review+Regime> (zuletzt eingesehen am 07.02.2105).
39 Die Entscheidung des MOFCOM chinesisch-deutsch bei Markus 
Masseli (Fn. 3), S.341–344.
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sung des MOFCOM würde der Marktanteil der 
3P-Allianz auf der Europa-Asien-Route ca. 47 % 
betragen und damit den Marktzugang erheblich 
beschränken. 40 Außerdem hätten die Parteien nicht 
genügend dargelegt, dass der positive Einfluss der 
Allianz den negativen Einfluss überwiege oder dass 
die Allianz dem öffentlichen Interesse diene. 41 Be-
achtenswert an dieser Entscheidung war, dass sie 
erging, nachdem die US-Bundeskommission für 
Seefahrt sowie die Europäische Kommission dem 
Zusammenschluss bereits zugestimmt hatten. Aller-
dings hatten sowohl die US-Kommission als auch 
die Europäische Kommission die 3P-Allianz unter 
dem Aspekt einer den Wettbewerb beschränkenden 
Vereinbarung untersucht und nicht, wie das MOF-
COM, als Unternehmenszusammenschluss. 42 Dies 
verdeutlicht einmal mehr, dass Zusammenschlüsse, 
die der Zustimmung des MOFCOM bedürfen, mit 
besonderer Sorgfalt behandelt werden müssen. 43 
Insbesondere hatte sich die chinesische Schifffahrts-
industrie gegen die Allianz ausgesprochen. Da das 
MOFCOM eine von anderen Behörden abweichen-
de Entscheidung traf, wirft dies die Frage auf, ob 
unter Umständen politische Aspekte einen zu gro-
ßen Einfluss auf die Beurteilung durch die Antimo-
nopolbehörden nehmen und die Entscheidungen 
gegenüber internationalen Unternehmen härter 
sind als in Bezug auf rein nationale Sachverhalte. 44 
Daher werden die Entscheidungen des MOFCOM 
in der Zukunft wahrscheinlich international viel Be-
achtung finden.

b. Erste Bußgeldentscheidung des MOFCOM

Erstmalig in der Geschichte des AMG hat das 
MOFCOM eine Geldstrafe in Bezug auf eine Fusi-
onskontrolle verhängt, diese Entscheidung wurde 
am 02.12.2015 durch das MOFCOM veröffentlicht. 45 
Ein Zusammenschluss nach § 20 AMG, der die 
durch den Staatsrat festgesetzten Grenzwerte er-
reicht, muss gemäß § 21 AMG angemeldet werden 

40 Peter Wang/Sébastien J. Evrard, China: China Blocks Global Ship-
ping Alliance, abrufbar unter: <http://www.mondaq.com/x/322944/
Cartels+Monopolies/China+Blocks+Global+Shipping+Alliance> (zu-
letzt eingesehen am 06.02.2015).
41 Michael Gu/Yu Shuitian, No Way: Top Three Shipping Liners Proposed 
Alliance was Blocked by Chinese Watchdog, abrufbar unter: <http://
www.chinalawvision.com/2014/06/articles/competitionantitrust-law-
of-th/no-way-top-three-shipping-liners-proposed-alliance-was-blo-
cked-by-chinese-watchdog/> (zuletzt eingesehen am 06.02.2015).
42 Peter Wang/Sébastien J. Evrard (Fn. 40).
43 Gaby Smeenk/Yi Duan/Sjoerd Van Elferen, China: China Blocks Glo-
bal Shipping Alliance, abrufbar unter: <http://www.mondaq.com/ 
x/328206/Antitrust+Competition/Chinese+Competition+Authority+ 
Blocks+P3+Network> (zuletzt eingesehen am 06.02.2015).
44 Dieser Ansicht auch: Peter Wang/Sébastien J. Evrard (Fn. 40).
45 Vgl. Michael Gu/Yu Shuitian, MOFCOM Steps Up: Penalty Deci-Deci-
sions Regarding Merger Control Published for the First Time, ab- Regarding Merger Control Published for the First Time, ab-
rufbar unter: <http://www.chinalawvision.com/2014/12/articles/ 
competitionantitrust-law-of-th/mofcom-steps-up-penalty-decisions-
regarding-merger-control-published-for-the-first-time/> (zuletzt einge-
sehen am 24.2.2015).

und kann erst nach der Genehmigung des MOF-
COM vollzogen werden. 46 

Diese erste Entscheidung wurde gegen Tsinghua 
Unigroup und RDA Microelectronics erlassen. Nach 
Ansicht des MOFCOM hatte der Zusammenschluss 
der beiden Unternehmen zwar keinen negativen 
Einfluss auf den Wettbewerb, doch wurden die 
Grenzwerte für eine Anmeldung erreicht, sodass 
die Unternehmen für die Missachtung der Anmel-
deplicht zu einer Strafzahlung von insgesamt RMB 
300.000 verpflichtet wurden. 47 Bei einem rechtswid-
rigen Unternehmenszusammenschluss kann diese 
Geldbuße gemäß § 48 AMG bis zu RMB 500.000 
betragen. Diese Entscheidung des MOFCOM ver-
deutlicht, dass Unternehmen die Anmeldepflicht 
und insbesondere die Beachtung der Grenzwerte 
durch die Festsetzung der Antimonopolbehörden 
ernst nehmen müssen. Bei einem Zusammenschluss 
kommt es somit allein auf die Grenzwerte an und 
nicht darauf, ob die Fusion wettbewerbsbeschrän-
kend oder wettbewerbsausschließend ist.

3. Entwicklungen bei Kartellverboten und bei 
der Missbrauchsaufsicht

A. Allgemeines

Die gesetzlichen Regelungen zum Verbot von 
wettbewerbsbeschränkenden Vereinbarungen fin-
den sich in den §§ 13–16 AMG, die des Verbotes des 
Missbrauchs der marktbeherrschenden Stellung in 
den §§ 17–19 AMG.

Die Zuständigkeit für Kartellverbote und Miss-
brauchsaufsicht liegt in China bei der „State Admi-
nistration of Industry and Commerce“ (im Folgen-
den SAIC) 48 und der „National Development and 
Reform Commission“ (im Folgenden NDRC), 49 je 
nachdem, ob es sich um eine Preisabsprache oder 
den Missbrauch der marktbeherrschenden Stel-
lung oder andere Absprachen handelt. Die SAIC 
ist zuständig, wenn es sich um die Beurteilung 
von Kartellabsprachen, Missbrauchsaufsicht sowie 
Verwaltungsmonopolen handelt, die keine Preis-
absprachen oder einen sonstigen Preisbezug bein-
halten; die NDRC hingegen ist für alle Absprachen 
monopolistischer Verhaltensweisen zuständig, die 
einen Preisbezug haben. 50 In den ersten Jahren nach 

46 Vgl. auch Peter Wang/Sébastien J. Evrard/Yizhe Zhang, China: China’s 
MOFCOM Fines Merging Parties For Failure To Notify Transaction Under 
Anti-Monopoly Law, abrufbar unter: <http://www.mondaq.com/ 
x/363078/Cartels+Monopolies/Chinas+MOFCOM+Fines+Merging+ 
Parties+For+Failure+To+Notify+Transaction+Under+AntiMonopoly+ 
Law> (zuletzt eingesehen am 24.01.2015).
47 Vgl. auch Peter Wang/Sébastien J. Evrard/Yizhe Zhang (Fn. 46).
48 国家工商行政管理总局.
49 国家发展改革委员会.
50 Lars Mesenbrink, Das Antimonopolgesetz der VR China im Spannungs-
feld zwischen Politik und Wettbewerbsrecht, Baden-Baden 2010, S. 47 f.
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Inkrafttreten des AMG verhielten sich die Anti-
monopolvollzugsbehörden mit der Erteilung von 
Kartellverboten und Bußgeldverfahren noch sehr 
zurückhaltend, diese Tendenz hat sich allerdings in 
den letzten Jahren rasant geändert, und die Behör-
den sind aktiver denn je, wenn es um die Bestra-
fung von monopolistischen Verhaltensweisen geht. 
Von dieser Entscheidung sind nicht nur chinesische, 
sondern auch internationale Unternehmen betrof-
fen, erstmalig auch deutsche.

B. Entscheidungen

a. Das LCD-Kartell

Die erste spektakuläre Entscheidung der NDRC 
erging am 04.01.2013 51 gegen sechs internationale 
Flachbildschirmhersteller, darunter Samsung, LG 
und HannStar. Aufmerksam auf das Kartell wurden 
die chinesischen Behörden anscheinend nach den 
Entscheidungen der europäischen Wettbewerbsbe-
hörden sowie des US Ministeriums für Justiz; die-
se dienten der NDRC vermutlich als Vorlage und 
Erleichterung. 52 Die europäischen Wettbewerbsbe-
hörden verhängten gegen fünf der Unternehmen 
eine Strafe von insgesamt Euro 648,9 Mio., wobei 
Samsung als Kronzeuge straffrei ausging. 53 Mit 
einem verhängten Maß von RMB 353 Mio. fiel die 
Strafe in China dagegen relativ gering aus. 54 Die 
Preisabsprachen der insgesamt sechs Unternehmen 
wurden zwischen 2001 und 2006 getroffen, sodass 
in diesem Fall nicht das AMG anwendbar war, son-
dern das Preisgesetz 55 vom 29.12.1997. Dies erklärt 
die verhältnismäßig geringe Strafe, denn gemäß 
§ 46 AMG kann das Bußgeld zwischen 1% und 10% 
des jährlichen Umsatzes betragen. 56

b. Die Auto-Kartelle (Volkswagen AG, Chrysler 
und Audi)

Ende vergangenen Jahres sorgten gleich zwei 
beziehungsweise vier weitere Entscheidungen der 
chinesischen Antimonopolbehörden für Aufse-

51 Original-Entscheidung abrufbar unter: <http://jjs.ndrc.gov.cn/ 
gzdt/201301/t20130117_523203.html> (zuletzt eingesehen am 25.02. 
2015).
52 Catherine Shen, China: China Fines Samsung, LG And Four Others 
In LCD Price-Fixing, abrufbar unter: <http://www.mondaq.com/ 
x/351512/Cartels+Monopolies/China+Fines+Samsung+LG+And+Four+
Others+In+LCD+PriceFixing> (zuletzt eingesehen am 27.02.2015).
53 Vgl. auch <http://fazjob.net/ratgeber-und-service/beruf-und-chance/
it-und-telekommunikation/118661_650-Millionen-Euro-Busse-gegen-
Kartell-fuer-Flachbildschirme.html> (zuletzt eingesehen am 27.02.2015).
54 Zhan Hao/Song Ying, NDRC Imposed the Penalty against LCD Panel 
Companies for Their Monopolistic Behavior, abrufbar unter: <http://
www.chinalawvision.com/2013/01/articles/competitionantitrust-law-
of-th/ndrc-imposed-the-penalty-against-lcd-panel-companies-for-their-
monopolistic-behavior/> (zuletzt eingesehen am 25.02.2015).
55 中华人民共和国价格法, chinesisch unter <http://www.gov.cn/ 
banshi/2005-09/12/content_69757.htm> (zuletzt eingesehen am 23.06. 
2015), chinesisch-englisch unter www.lawinfochina.com.
56 Zhan Hao/Song Ying, (Fn. 54).

hen. Erstmals in der Geschichte des AMG war ein 
deutsches Automobilunternehmen von einer Un-
tersuchung und Entscheidung der chinesischen 
Behörden betroffen. Diese Entscheidung ist auch 
deswegen bemerkenswert, da zum ersten Mal in 
ein und demselben Fall sowohl eine horizontale 
als auch eine vertikale monopolistische Vereinba-
rung getroffen wurde. FAW-Volkswagen traf mit 
Audi-Händlern vertikale Vereinbarungen, um den 
Weiterverkaufspreis zu beschränken, diese Preisab-
sprachen traf auch Chrysler mit seinen Händlern. 
Die jeweiligen Händler hatten im Anschluss daran 
untereinander horizontale Vereinbarungen getrof-
fen, um den relevanten Preis festzusetzen. Somit 
liegt sowohl eine Verletzung des § 14 AMG (Verbot 
vertikaler monopolistischer Vereinbarungen) durch 
FAW-Volkswagen und Chrysler vor also auch eine 
Verletzung des § 13 AMG (Verbot horizontaler mo-
nopolistischer Vereinbarungen) durch die Händler. 
Für FAW-Volkswagen wurde ein Bußgeld in Höhe 
von RMB 248,58 Mio. verhängt, dies entspricht ca. 
6% des jährlichen Umsatzes. Für Chrysler fiel das 
Bußgeld geringer aus, es betrug lediglich RMB 31,68 
Mio., ca. 3% des jährlichen Umsatzes. Die acht Au-
di-Händler mussten insgesamt Bußgelder von 29,96 
Mio. zahlen, die drei betroffenen Chrysler-Händler 
sogar „nur“ RMB 2,14 Mio., dies sind jeweils zwi-
schen 1 % und 2 % des Jahresumsatzes. 57

4. Entwicklungen in der privaten Rechtsdurch-
setzung

A. Allgemeines

Gemäß § 50 AMG ist ein Unternehmen, das 
durch ein monopolistisches Verhalten einen Scha-
den verursacht, dem Geschädigten zum Schadens-
ersatz verpflichtet. 58 In der letzten Zeit ist die Zahl 
der von den Gerichten in diesem Zusammenhang 
angenommenen Fälle rasant gestiegen. Bis Mai 2014 
wurden insgesamt bereits 188 Fälle zur Verhand-
lung angenommen, wovon insgesamt 172 Verfahren 
abgeschlossen wurden. 59

57 Michael Gu, FAW-Volkswagen, Chrysler and Related Dealers Fined Near-
ly RMB280 Million for Monopolistic Conduct, abrufbar unter: <http://
www.chinalawvision.com/2014/11/articles/competitionantitrust- 
law-of-th/fawvolkswagen-chrysler-and-related-dealers-fined-nearly-
rmb280-million-for-monopolistic-conduct/> (zuletzt eingesehen am 
17.03.2015).
58 Vgl. zu den einzelnen Voraussetzungen zum Schadensersatz auch 
Sarah Wersborg, Die private Kartellrechtsdurchsetzung in China – Die 
Bestimmungen des Obersten Volksgerichts zur Anwendung des Rechts 
bei monopolbezogenen Zivilstreitigkeiten in: ZChinR 2012, S. 301–306, 
S. 301 ff.
59 Zhan Hao/Song Ying, Private AML Enforcement is Catching up its Pu-
blic Counterpart, abrufbar unter: <http://www.chinalawvision.com/ 
2014/12/articles/competitionantitrust-law-of-th/private-aml- 
enforcement-is-catching-up-its-public-counterpart/> (zuletzt eingese-
hen am 18.03.2015).
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B. OVG-Antimonopolbestimmungen

Einen großen Schritt hin zur Vereinfachung 
der privaten Kartellrechtsdurchsetzung bedeute-
ten die am 31.01.2012 durch den Rechtsprechungs-
ausschuss des Obersten Volksgerichts verabschie-
deten justiziellen Interpretationen zur privaten 
Kartellrechtsdurchsetzung. Diese „Bestimmungen 
des Obersten Volksgerichts zu einigen Fragen der 
Anwendung des Rechts in Verhandlungen we-
gen zivilrechtlicher Streitigkeiten aufgrund mo-
nopolisierender Verhaltensweisen“ (im Folgenden 
OVG-Antimonopolbestimmungen) 60 traten zum 
01.06.2012 in Kraft. Diese stellen die ersten justizi-
ellen Interpretationen des Obersten Volksgerichts 
der VR China (im Folgenden OVG) 61 zur privaten 
Kartellrechtsdurchsetzung dar. Diese Bestimmun-
gen sollen es unter anderem dem Kläger erleich-
tern, einen Schadensersatzanspruch vor Gericht 
geltend zu machen; außerdem schaffen sie Klarheit 
für die Voraussetzungen einer monopolbezoge-
nen Zivilstreitigkeit. 62 So wurden unter anderem 
die allgemeinen Bestimmungen zur Verjährung in 
den Allgemeinen Grundsätzen des Zivilrechts der 
VR China (im Folgenden AGZ) 63 durch die OVG-
Antimonopolbestimmungen erheblich erleichtert. 64 
Des Weiteren finden sich in den OVG-Antimono-
polbestimmungen Regelungen in Bezug auf die 
instanzielle und örtliche Zuständigkeit der Gerich-
te bei monopolbezogenen Zivilstreitigkeiten; und 
es sind Regelungen zur Verweisung an ein ande-
res zuständiges Gericht enthalten. 65 Den Kern der 
OVG-Antimonopolbestimmungen jedoch bilden 
neue Regelungen zur Beweislast sowie der Art von 
Beweisen. Insbesondere eine Beweislastumkehr soll 
es dem Kläger erleichtern, das monopolistische Ver-
halten des Klägers nachzuweisen. 66 Die meisten der 
bislang in China verhandelten monopolbezogenen 
Zivilstreitigkeiten sind zu Gunsten des Beklagten 
entschieden worden, da es dem Kläger meist un-
möglich war, das monopolistische Verhalten oder 
eine marktbeherrschende Stellung des Beklagten 
nachzuweisen. 67

60 最高人民法院关于审理因垄断行为引发的民事纠纷案件应用法律若干
问题的规定, in: New Laws and Regulations (司法业务文选) 2012, Nr. 21, 
S. 43 ff., chinesisch-deutsch von Sarah Wersborg, in: ZChinR 2012 S. 379–
379.
61 最高人民法院.
62 Vgl. zu den Antimonopolbestimmungen Sarah Wersborg, (Fn. 58), S. 
301 ff.
63 中华人民共和国民法通则 vom 12.04.1986, deutsch bei Frank Münzel 
(Hrsg.), Chinas Recht, 12.4.86/1.
64 Vgl. Sarah Wersborg, (Fn. 58), S. 306.
65 Vgl. Sarah Wersborg, (Fn. 58), S. 303.
66 Vgl. Sarah Wersborg, (Fn. 58), S. 304 f.
67 Siehe zu den ersten Klagen auch Vanessa van Weelden, Private Rechts-
durchsetzung im chinesischen Kartellrecht, in: ZChinR 2010, S. 209–221, 
S. 218. Zu den Entwicklungen durch die Anwendung der Antimonopol-
bestimmungen durch die Gerichte, siehe unten.

C. Aktuelle Beispiele

a. Qihoo 360 vs. Tencent

Das Verfahren Qihoo 360 vs. Tencent ist nicht 
nur der erste Fall einer monopolistischen Zivilstrei-
tigkeit, von dem die chinesische Internetindustrie 
betroffen ist, sondern es ist auch die erste monopo-
listische Zivilstreitigkeit, die vor dem OVG verhan-
delt wurde.

Bei Qihoo 360 handelt es sich um eines der größ-
ten Antiviren-Software Unternehmen in China, Ten-
cent ist u.a. der Betreiber der in China beliebtesten 
Instant-Massaging Software.

Im November 2011 verklagte Qihoo 360 Tencent 
vor dem Oberen Volksgericht in Guangdong auf 
Schadensersatz in Höhe von RMB 150 Mio., weil 
Tencent seinen Nutzern nicht gestattete, die Qihoo 
360 Antiviren-Software zu nutzen, sondern der 
Gebrauch der Internetplattform nur möglich war, 
wenn die Tencent Antiviren-Software verwendet 
wurde.

In diesem Fall waren die Definition des relevan-
ten Marktes sowie der Nachweis des Missbrauchs 
der marktbeherrschenden Stellung von besonderer 
Schwierigkeit. Beide Parteien ließen Sachverstän-
dige vor Gericht aussagen, um ihre jeweilige Po-
sition nachzuweisen. Trotz der Sachverständigen 
gelang es Qihoo 360 jedoch nicht, Tencent monopo-
listisches Verhalten – d.h. sowohl die Marktbeherr-
schung als auch den Missbrauch dieser Stellung – 
nachzuweisen. Die Klage wurde am 28.03.2013 vom 
Oberen Volksgericht Guangdong abgewiesen. 68 Da-
raufhin legte Qihoo 360 Berufung vor dem Obers-
ten Volksgericht in Peking ein. Dieses entschied am 
08.10.2014 in seiner ersten Entscheidung in einer 
monopolistischen Zivilstreitigkeit wieder zuguns-
ten des Beklagten, indem es das Urteil des Oberen 
Volksgerichts Guangdong bestätigte. 69

b. Rainbow vs. Johnson & Johnson

Johnson & Johnson (Shanghai) (J&J) ist eines 
der führenden Unternehmen auf dem Gebiet der 
Gesundheitsfürsorge. Rainbow ist einer der Vertrei-
ber der Produkte von J&J. Zwischen beiden bestand 
ein Händlervertrag, mit dem der Weiterverkaufs-

68 Vgl. zu den einzelnen Punkten Zhan Hao/Annie Ying Xue, Tencent 
Defeats Qihoo 360 in First Antitrust Litigation Involving Instant 
Messaging Services, abrufbar unter: <http://www.chinalawvision.com/ 
2013/04/articles/competitionantitrust-law-of-th/tencent-defeats-
qihoo-360-in-first-antitrust-litigation-involving-instant-messaging-
services/> (zuletzt eingesehen am 18.03.2015).
69 David M. Goldstein/Douglas Lahnborg/Michel Roseau/Howard Ullman, 
China: China’s Supreme Court Upholds High Court’s AML Ruling In 
Tencent Case abrufbar unter: <http://www.mondaq.com/x/363584/
Cartels+Monopolies/Chinas+Supreme+Court+Upholds+High+Courts+
AML+Ruling+in+Tencent+Case> (zuletzt eingesehen am 18.03.2015).
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preis der Produkte festgelegt wurde. Als Rainbow 
den vereinbarten Weiterverkaufspreis unterschritt, 
beendete J&J die Geschäftsbeziehung. Rainbow er-
hob daraufhin im April 2010 Klage gegen J&J vor 
dem ersten Mittleren Volksgericht in Shanghai und 
forderte RMB 14 Mio. Schadensersatz wegen mono-
polistischer Vereinbarungen. Diese Klage wurde in 
erster Instanz am 18.05.2012 abgewiesen, und zwar 
mangels Nachweises der wettbewerbsbeschrän-
kenden Wirkung der Vereinbarung. Dass es zwar 
schwer, aber nicht unmöglich ist, die Voraussetzun-
gen für eine Schadensersatzklage zu erfüllen, zeigt 
die Entscheidung in zweiter Instanz: Am 01.08.2013 
verurteilte das Obere Volksgericht in Shanghai J&J 
zu einer Schadensersatzzahlung an Rainbow in 
Höhe von RMB 530.000. 70

5. Zusammenfassung

Das chinesische Kartellrecht hat sich in den letz-
ten Jahren signifikant weiter entwickelt. Nicht nur 
wurden die rechtlichen Grundlagen durch Neben-
bestimmungen und Interpretationen immer detail-
lierter, sondern vor allem die administrative und 
die private Rechtsdurchsetzung haben erhebliche 
Fortschritte gemacht. Die chinesischen Antimono-
polvollzugsbehörden haben sich neben den Einrich-
tungen der EU und der USA international zu einer 
der wichtigsten Institutionen bei der Bekämpfung 
wettbewerbsbeschränkender Vereinbarungen und 
Unternehmenszusammenschlüsse entwickelt.

Im Rahmen der Fusionskontrolle sollten die be-
troffenen Unternehmen immer mit den Behörden 
zusammenarbeiten, da die Bestimmungen oft lei-
der nicht eindeutig sind, beziehungsweise weil die 
Behörden sich meist einen großen Interpretations-
spielraum vorbehalten.

Bei der Kartellbekämpfung fallen vor allem die 
Rekordstrafzahlungen auf, zu denen nationale und 
auch internationale Unternehmen durch die An-
timonopolbehörden verurteilt wurden. Dass sich 
die chinesischen Behörden allerdings in ihren Ent-
scheidungen nicht von anderen Kartellbehörden be-
einflussen lassen, wird daran deutlich, dass bisher 
nicht nur die Höhe der Bußgelder, sondern auch die 
Entscheidungen selbst teilweise erheblich vonein-
ander abweichen.

Ebenfalls ist auffällig, dass nicht nur nationale, 
sondern auch internationale Unternehmen immer 
mehr in den Fokus der Behörden gelangen. Damit 
drängt sich der Eindruck auf, die chinesischen Be-

70 Zhan Hao, Chinese Court’s Roadmap on Vertical Monopoly Analysis: 
Some Comments on the Final Judgment on Rainbow vs. Johnson & 
Johnson Case, <http://www.chinalawvision.com/2013/10/articles/
competitionantitrust-law-of-th/chinese-courts-roadmap-on-vertical-
monopoly-analysis-some-comments-on-the-final-judgment-on-
rainbow-vs-johnson-johnson-case/> (zuletzt eingesehen am 23.06.2015).

hörden unterzögen ausländische Unternehmen ei-
ner strengeren Kontrolle als inländische. Auch wird 
kritisiert, dass wettbewerbsfremde Erwägungen in 
die Entscheidungen einbezogen werden, besonders 
im Rahmen der Fusionskontrolle. 71 Hier die weitere 
Entwicklung zu verfolgen, wird sicherlich interes-
sant sein. Eine alte Juristenweisheit besagt: „Auf ho-
her See und vor Gericht sind wir in Gottes Hand.“ 
Ob das auch für die Antimonopolbehörden gilt, 
wird sich in der weiteren Entwicklung des AMG 
und insbesondere bezüglich dessen Anwendung 
zeigen.

Dass die chinesischen Behörden nach inzwi-
schen mehr als sechs Jahren immer aktiver gegen 
Kartelle und andere wettbewerbsbeschränkende 
Verhaltensweisen vorgehen, ist im Hinblick auf die 
Förderung eines internationalen Wettbewerbs und 
auch zum Verbraucherschutz zu begrüßen. China 
setzt damit die internationalen Standards erfolg-
reich um.

Besonders hervorgehoben werden sollen an die-
ser Stelle die Entwicklungen in der privaten Kar-
tellrechtsdurchsetzung. Zwar ist es noch immer 
mit erheblichen Schwierigkeiten verbunden, einen 
Schadensersatzanspruch geltend zu machen, doch 
es ist nicht unmöglich, wie das Bespiel im Falle 
Rainbow zeigt. Dies sollte insbesondere den Ge-
schädigten Mut machen, auch zivilrechtlich gegen 
monopolistisches Verhalten vorzugehen.

71 Dieser Ansicht auch Lukas Ritzenhoff, (Fn. 6), S. 35.
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Die Verordnung zur Verwaltung 
der Kreditauskunftsbranche
Jelena Große-Bley 1

Seit 12002 gibt es in der Volksrepublik China 
Bestrebungen, ein umfassendes Auskunftssystem 
zur Kreditwürdigkeit von Unternehmen und zu-
nehmend auch Einzelpersonen aufzubauen. 2 Im 
Rahmen dieser Bestrebungen und zur Regulierung 
der Kreditauskunftsbranche an sich wurden in den 
vergangenen zwei Jahren neue Bestimmungen er-
lassen. Hintergrund sind Änderungen im Unter-
nehmensrecht: Nach dem Wegfall der Mindestka-
pitalanforderungen für GmbHs und AGs wurden 
Unternehmen im Jahr 2014 zur jährlichen Abgabe 
einer Kreditauskunft verpflichtet. 3 Zuvor waren im 
Oktober 2013 „Einige Bestimmungen des Obers-
ten Volksgerichts zur Bekanntmachung von Infor-
mationen einer Namensliste über kreditwürdige 
Vollstreckungsschuldner“ 4 in Kraft getreten. Die 
Liste konzentriert sich auf „kreditunwürdige“ Per-
sonen, welche ihren vertraglichen Pflichten nicht 
nachgekommen sind, obwohl sie hierzu in der Lage 
gewesen wären.

Diese Bestimmungen bauen auf einer umfas-
senderen Verordnung des Staatsrats von Anfang 
2013 auf. Die „Verordnung zur Verwaltung der 
Kreditauskunftsbranche“ 5 (KreditauskunftsVO) be-
fasst sich ganz allgemein mit der Branche der Kre-

1 Jelena Große-Bley studiert Moderne Sinologie und Rechtswissenschaf-
ten an der Georg-August-Universität Göttingen. Der Beitrag entstand im 
Anschluss eines Praktikums im Chinareferat des Max-Planck-Instituts 
für ausländisches und internationales Privatrecht in Hamburg.
2 China richtet Zentrale für Kreditauskünfte ein, china.org.cn (中国网), 
10.6.2005, <http://german.china.org.cn/german/178183.htm> (zuletzt 
aufgerufen am 14.1.2015).
3 Reformplan zum System registrierten Kapitals (注册资本登记制度
改革方案 ) vom 7.2.2014, Amtsblatt des Staatsrates (国务院公报) 2014, 
Nr. 6, abrufbar unter: <http://www.saic.gov.cn/zcfg/xzfggfxwj/xxb/ 
201402/t20140219_141923.html> (zuletzt aufgerufen: 27.1.2015); Vor-
läufige Regeln zur Publizität von Informationen von Unternehmen  
(企 业信息公示暂行条例) vom 1.10.2014, Amtsblatt des Staatsrates (国务
院公报) 2014, Nr. 25, abrufbar unter: <http://www.gov.cn/zhengce/
content/2014-08/23/content_9038.htm> (zuletzt aufgerufen: 27.1.2015).
4 最高人民法院关于限制被执行人高消费的若干规定  vom 1.7.2010, 
chi nesisch-deutsche Fassung mit Quellenangaben von TIAN Mei, in: 
ZChinR 2013, S. 351 ff; Siehe auch TIAN Mei, Neue Maßnahmen im 
chinesischen Zwangsvollstreckungsrecht: Einschränkungen im privaten 
und wirtschaftlichen Leben der Vollstreckungsschuldner, in: ZChinR 
2013, S. 343 ff.
5 Chinesisch-deutsche Fassung in diesem Heft, S. 152 ff.

ditauskünfte. Besonders die Akteure, welche haupt-
sächlich mit der Sammlung, Aufbereitung und 
Weitergabe von Kreditinformationen betraut sind, 
werden behandelt.

1. Kreditauskunftsbranche

Die KreditauskunftsVO ist in acht Kapitel geglie-
dert und konzentriert sich inhaltlich vor allem auf 
Hauptakteure der Branche: Kreditauskunftsorgane, 
die Basisdatenbank speziell für Finanzkreditinfor-
mationen sowie die Aufsichtsabteilung des Staats-
rats für die Kreditauskunftsbranche. Auch werden 
die Gewinnung, der Umgang und die Weitergabe 
der Informationen durch die einzelnen Akteure 
reguliert, Rechte durch Informationen betroffener 
Subjekte aufgezeigt und Haftungsregeln festgelegt.

2. Kreditauskunftsorgane

Die KreditauskunftsVO bezeichnet als Kredit-
auskunftsorgane Organe, die hauptgewerblich Kre-
ditauskunftsgeschäfte betreiben und rechtmäßig 
errichtet sind (§ 5). Es wird zwischen Kreditaus-
kunftsorganen unterschieden, welche Unternehmen 
betreffende, und solchen, welche Einzelpersonen 
betreffende Auskunftsgeschäfte betreiben. Es gelten 
jeweils unterschiedliche Vorschriften bezüglich ih-
rer Errichtung und ihres Personals (§§ 6–9, 22 für 
Kreditauskunftsorgane, die Einzelpersonen betref-
fende Geschäfte betreiben; § 10 für Kreditauskunfts-
organe, die Unternehmen betreffende Geschäfte be-
treiben). Ausländische Kreditauskunftsorgane bzw. 
Organe mit Investitionen ausländischer Firmen un-
terliegen gesonderten Vorschriften (§ 45). 6

Als Kreditauskunftsgeschäfte sind Aktivitäten 
definiert, durch die Kreditinformationen zu Un-
ternehmen oder Einzelpersonen „gesammelt, ge-
ordnet, gespeichert, bearbeitet und Nutzern der In-
formationen zur Verfügung gestellt werden“ (§ 2). 

6 Bereits vor Erlass der KreditauskunftsVO errichtete Organe unterlie-
gen der Altfallregelung in § 46.

Kurze Beiträge
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Kreditauskunftsorgane können ihre Informationen 
aus vielfältigen Quellen gewinnen, darunter etwa 
Handelspartner eines Unternehmens, Gewerbe-
verbände und Gerichtsurteile (§ 21). Interessant ist, 
dass Kreditauskunftsorgane zwar verpflichtet sind 
„angemessene Maßnahmen [zu] ergreifen um die 
Richtigkeit von zur Verfügung gestellten Informa-
tionen zu gewährleisten“, jedoch angefügt ist, dass 
die Informationen lediglich zur „Berücksichtigung 7 
durch die Nutzer der Informationen“ gedacht sind 
(§ 23).

Das Ordnen, Speichern und Bearbeiten der In-
formationen findet innerhalb der Volksrepublik 
China 8 statt (§ 24). Zum Sammeln von Informatio-
nen wird keine explizite örtliche Regelung getrof-
fen. Sollen Informationen an Nutzer außerhalb der 
Volksrepublik China weitergegeben werden, sind 
gesonderte Vorschriften anzuwenden (§ 24). Welche 
Vorschriften anzuwenden sind, wird in der Kredi-
tauskunftsVO nicht ausgeführt.

Die eigene Kreditwürdigkeit kann zweimal jähr-
lich kostenlos bei Kreditauskunftsorganen abgefragt 
werden (§ 17). Dieses Recht haben alle sogenannten 
„Subjekte von Informationen“ 9, was sowohl Einzel-
personen als auch juristische Personen bezeichnen 
kann, auf die sich eine bestimmte Information be-
zieht.

3. Sonderfall: Basisdatenbank für Finanzkredit-
informationen

Der Staat hat eine Basisdatenbank für Finanz-
kreditinformationen eingerichtet. Auch sie führt 
Kreditauskunftsgeschäfte und ist in diesem Sinne 
ein Kreditauskunftsorgan, wird jedoch gesondert 
im fünften Kapitel der KreditauskunftsVO geregelt.

Die staatlich eingerichtete Basisdatenbank für 
Finanzkreditinformationen hat den Zweck, speziell 
die Entwicklung der Finanzbranche zu unterstüt-
zen und zu helfen, mögliche Risiken abzuwenden 
(§ 27).

Ihre Informationen erhält die Basisdatenbank 
von Finanzinstituten (§ 30). Für Organe, die Dar-
lehensgeschäfte betreiben, besteht eine Pflicht, ihre 
Informationen der Basisdatenbank zur Verfügung 
zu stellen (§ 28). Solche Organe müssen jedoch vor 
Weitergabe ihrer Informationen an die Basisdaten-
bank ein schriftliches Einverständnis der Subjekte 
der Informationen einholen (§ 29). Offen bleibt, wel-
che Auswirkung die Verweigerung eines solchen 
Einverständnis hat oder ob ein Einverständnis des 

7 Chin. „参考“.
8 Die Formulierung in der KreditauskunftsVO („innerhalb des chinesi-
schen Gebiets“) lässt darauf schließen, dass Hongkong, Macao und Tai-
wan als Gebiete außerhalb der Volksrepublik China gelten sollen.
9 Chin. „信息主体“.

Subjekts zum Eingehen eines Darlehensgeschäfts 
faktisch obligatorisch ist.

Anfragen bei der Basisdatenbank werden gegen 
eine Aufwandsentschädigung bearbeitet (§ 31).

4. Umgang mit Informationen

a) Sammlung von Informationen

Informationen über Einzelpersonen dürfen 
grundsätzlich 10 nur mit Einverständnis der betrof-
fenen Personen gesammelt werden (§ 13). Bestimm-
te Informationen von Einzelpersonen dürfen nicht 
gesammelt werden (§ 14; § 21). Hierzu gehören etwa 
Konfession, Fingerabdrücke oder Krankengeschich-
ten. Andere Informationen dürfen nur nach expli-
ziter Aufklärung des Betroffenen über mögliche 
negative Folgen und daraufhin erteiltem schriftli-
chen Einverständnis gesammelt werden (§ 14). Die 
KreditauskunftsVO nennt in dieser Gruppe etwa 
Informationen zu Einkommen, Ersparnissen und 
Wertpapieren.

b) Weitergabe von Informationen durch Kredit-
auskunftsorgane an Nutzer

Werden bei einem Kreditauskunftsorgan Infor-
mationen über Einzelpersonen durch einen Nut-
zer abgefragt, muss vorab ein schriftliches Einver-
ständnis des Betroffenen erlangt werden. Zusätzlich 
muss der Nutzer eine Vereinbarung über den Nut-
zungsumfang der angefragten Information mit der 
betreffenden Person treffen (§ 18, § 20). Ein derarti-
ges Einverständnis und die Nutzungsvereinbarung 
können in AGBs enthalten sein, bedürfen aber eines 
gesonderten Hinweises (§ 19). Ohne Einverständ-
nis und Nutzungsvereinbarung darf das Kredit-
auskunftsorgan, vorbehaltlich anderer gesetzlicher 
Bestimmungen, die angefragte Auskunft nicht ertei-
len (§ 18). Auch die Basisdatenbank muss vor der 
Erteilung einer Auskunft ein Einverständnis des be-
troffenen Subjekts einholen. Für staatliche Behörden 
gilt lediglich, dass sie nach dem Recht 11 Auskunft 
einzuholen haben (§ 28).

c) Negative Informationen („schlechte Informa-
tionen“)

Die KreditauskunftsVO kennt „schlechte Infor-
mationen“ (§ 15). Diese Informationen sind nach 
der Legaldefinition in § 44 Nr. 3 „für das Subjekt 
der Informationen hinsichtlich der Situation seiner 
Kreditwürdigkeit einen negativen Eindruck bil-
dend“. Werden solche negativen Informationen an 

10 Bereits rechtmäßig veröffentlichte Informationen dürfen ohne Einver-
ständnis gesammelt werden (§ 13).
11 Chin. „依法“.



143

Große-Bley, Die Verordnung zur Verwaltung der Kreditauskunftsbranche, ZChinR 2015

Kreditauskunftsorgane weitergeleitet, muss dies 
dem Subjekt vorher bekanntgemacht werden (§ 15). 
Das Subjekt muss nicht in Kenntnis gesetzt werden, 
wenn die Informationen bereits gesetzlich offenge-
legt worden sind (§ 15). 12 Es steht dem Subjekt frei, 
Erklärungen zu der Information abzugeben, wel-
che durch das Kreditauskunftsorgan zu vermerken 
sind. Die Informationen werden nach einer Frist 
von fünf Jahren gelöscht (§ 16).

Beispielhaft als negative Informationen werden 
in § 44 Nr. 3 etwa nicht pflichtgemäßes Verhalten bei 
Miete oder Nutzung von Kreditkarten aufgelistet.

d) Einwand und Beschwerde durch Subjekte 
von Informationen

Subjekte von Informationen können Einwand 
gegen falsche oder lückenhafte Informationen erhe-
ben (§ 25) und Beschwerde oder Klage bei Eingriff 
in ihre Rechte (§ 26) geltend machen. Über einen 
Verweis in § 32 stehen dieselben Behelfe des Ein-
wands und der Beschwerde auch Subjekten von In-
formationen in der Basisdatenbank zur Verfügung.

5. Aufsichtsabteilung des Staatsrats für die Kre-
ditauskunftsbranche

Die Rolle der Aufsichtsabteilung des Staats-
rats für die Kreditauskunftsbranche wird durch 
die Chinesische Volksbank und ihren Außenstellen 
wahrgenommen (§ 4). Sie führt Aufsicht über die 
gesamte Kreditaufsichtsbranche, inklusive der Ba-
sisdatenbank für Finanzkreditinformationen (§ 27).

Die Aufsichtsabteilung veröffentlicht und aktu-
alisiert Namenslisten aller Kreditauskunftsorgane 
(§ 11). Wird ein Kreditauskunftsorgan aufgelöst, 
muss dies der Aufsichtsabteilung gemeldet werden, 
und die Aufsichtsabteilung überwacht anschließend 
den Verbleibt der Datenbank des betreffenden Or-
gans (§ 12). Die KreditauskunftsVO listet verschie-
dene Aufsichtsmaßnahmen, welche der Aufsichts-
abteilung zur Verfügung stehen (§ 33). Darüber 
hinaus soll die Aufsichtsabteilung für Schadensbe-
grenzung in schweren Fällen von Weitergabe 13 (im 
Sinne von „Durchsickern lassen“) von Informatio-
nen sorgen.

Am 5. Januar 2015 hat die Chinesische Volksbank 
die „Mitteilung zur guten Vorbereitung auf Einzel-
personen betreffende Kreditauskunftsgeschäfte“ 14 

12 In § 21 wird etwa ausgeführt, dass Informationen von zuständigen 
Abteilungen der Regierung nach dem Recht offengelegt werden können 
und auch die Volksgerichte Urteile und Verfügungen veröffentlichen 
können.
13 Chin. „泄露“.
14 关于做好个人征信业务准备工作的通知, chin. Quelle: <http://www.
gov.cn/xinwen/2015-01/05/content_2800381.htm> (zuletzt aufgerufen: 
27.1.2015).

veröffentlicht, in dem Kreditauskunftsorganen, die 
Einzelpersonen betreffende Kreditauskunftsge-
schäfte betreiben, eine Frist von sechs Monaten ge-
geben wurde die KreditauskunftsVO und die Ver-
waltungsmaßnahmen zu Kreditauskunftsorganen 15 
umzusetzen. Der Verlautbarung ist eine Namenslis-
te mit Kreditauskunftsorganen angehängt.

6. Zusammenfassung und offene Fragen

Die KreditauskunftsVO reguliert die Kreditaus-
kunftsorgane, Anforderungen an ihr Personal und 
den Umgang mit Kreditinformationen. Insbeson-
dere Informationen von Einzelpersonen werden 
geschützt. Für Verstöße stellt die Kreditauskunfts-
VO eine Reihe von Haftungsvorschriften bereit. 
Die Einrichtung einer staatlichen Basisdatenbank 
für Finanzkredite zeigt Problembewusstsein für die 
Risiken eines wachsenden Kreditwesens für die ge-
samte Finanzbranche.

Das Verhältnis der einzelnen Kreditauskunftsor-
gane zueinander lässt die KreditauskunftsVO offen. 
Stehen diese in Konkurrenz um Informationen und 
Nutzer zueinander oder ergänzen sie sich? Ledig-
lich für Finanzkreditinformationen ist festgelegt, 
dass die durch die staatliche Basisdatenbank zentral 
zu sammeln sind.

Die Tatsache, dass die Chinesische Volksbank 
zu Beginn dieses Jahres eine sechs-Monats-Frist für 
Kreditauskunftsorgane zur Umsetzung der Kredi-
tauskunftsVO gesetzt hat zeigt, dass der Aufbau 
des Auskunftssystems zur Kreditwürdigkeit noch 
am Anfang steht.

15 征信机构管理办法 vom 15.11.2013, Bekanntmachungen der Chine-
sischen Volksbank (中国人民银行文告) 2013, Nr. 19, abrufbar unter: 
<http://www.pbc.gov.cn/publish/tiaofasi/274/2013/201312031526 
18446381432/20131203152618446381432_.html> (zuletzt aufgerufen: 
27.1.2015).
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Bekanntmachung des Obersten Volksgerichts

Die „Erläuterung des Obersten Volksgerichts zu Fragen der Rechts-
anwendung bei der Behandlung von Streitfällen zu Finanzierungslea-
sing-Verträgen“ sind am 25.11.2013 auf der 1.597. Sitzung des Recht-
sprechungsausschusses des Obersten Volksgerichts verabschiedet 
worden, werden hiermit bekannt gemacht und vom 1.3.2014 an durch-
geführt. 1

Oberstes Volksgericht 
24.2.2014

Erläuterung des Obersten Volksgerichts zu Fragen 
der Rechts anwendung bei der Behandlung von 
Streitfällen zu Finanzierungsleasing-Verträgen

(Am 25.11.2013 auf der 1.597. Sitzung des Rechtsprechungsaus-
schusses des Obersten Volksgerichts verabschiedet, Fashi [2014] Nr. 3)

[Zweck] Um Streitfälle zu Finanzierungsleasing-Verträgen korrekt 
zu behandeln, wird diese Erläuterung auf Grundlage des „Vertrags-
gesetzes der VR China“, des „Sachenrechtsgesetzes der Volksrepublik 
China“, des „Zivilprozessgesetzes der Volksrepublik China“ und wei-
teren gesetzlichen Bestimmungen unter Berücksichtigung der Recht-
sprechungspraxis festgelegt.

1. Feststellung und Wirksamkeit von Finanzierungsleasing-Verträ-
gen

§ 1 [Einordnung eines Vertrages als Finanzierungsleasing-Ver-
trag] Das Volksgericht muss gemäß § 237 Vertragsgesetz unter Berück-
sichtigung der Natur sowie der Zusammensetzung des Wertes des 
[Vertrags-] Gegenstands und der Leasingraten 2 und der Rechte und 
Pflichten der Parteien feststellen, ob das rechtliche Verhältnis eines Fi-
nanzierungsleasings besteht.

Als Finanzierungsleasing-Vertrag bezeichnete, aber tatsächlich kein 
rechtliches Verhältnis eines Finanzierungsleasings bildende [Verträge], 
sind vom Volksgericht gemäß dem tatsächlich gebildeten rechtlichen 
Verhältnis zu behandeln.

1 Quelle des chinesischen Textes: Amtsblatt des Obersten Volksgerichts [最高人民法院公报] 2014, Nr. 7, S. 3 ff.
2 Der Begriff „租金“ wird im Zusammenhang des Mietrechts im Vertragsgesetz auch als „Mietzins“ verwendet.

  最高人民法院公告 1

《最高人民法院关于审理融
资租赁合同纠纷案件适用法律问
题的解释》已于2013年11月25日
由最高人民法院审判委员会第
1597次会议通过，现予公布，自
2014年3月1日起施行。

最高人民法院 
2014年2月24日

最高人民法院关于 
审理融资租赁合同纠纷案件 

适用法律问题的解释

（2013年11月25日最高人民
法院审判委员会第1597次会议通
过 法释〔2014〕3号）

为正确审理融资租赁合同纠
纷案件，根据《中华人民共和国
合同法》《中华人民共和国物权
法》《中华人民共和国民事诉讼
法》等法律的规定，结合审判实
践，制定本解释。

一、融资租赁合同的认定及效力

第一条　人民法院应当根据
合同法第二百三十七条的规定，
结合标的物的性质、价值、租金
的构成以及当事人的合同权利和
义务，对是否构成融资租赁法律
关系作出认定。

对名为融资租赁合同，但实
际不构成融资租赁法律关系的，
人民法院应按照其实际构成的法
律关系处理。

Erläuterung des Obersten Volksgerichts zu Fragen 
der Rechtsanwendung bei der Behandlung von 
Streitfällen zu Finanzierungsleasing-Verträgen

OVG-Erläuterungen zur Behandlung von Streitfällen zu Finanzierungsleasing-Verträgen

DoKumentAtionen
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§ 2 [Sale-and-lease-back] Verkauft der Leasingnehmer den eigenen 
Gegenstand 3 an den Leasinggeber und least den Leasinggegenstand 
anschließend mittels eines Finanzierungsleasing-Vertrags vom Lea-
singgeber zurück, so darf das Volksgericht das Bestehen eines recht-
lichen Verhältnisses eines Finanzierungsleasings nicht allein deshalb 
verneinen, weil der Leasingnehmer personengleich mit dem Verkäufer 
ist.

§ 3 [Keine Nichtigkeit bei fehlender Verwaltungsgenehmigung] 
Muss der Leasingnehmer gemäß Gesetzen [oder] Verwaltungsrechts-
normen zur gewerblichen Nutzung des Leasinggegenstands eine Ver-
waltungsgenehmigung erlangen, darf das Volksgericht nicht allein 
deshalb feststellen, dass der Finanzierungsleasing-Vertrag unwirksam 
ist 4, weil der Leasinggeber keine [derartige] Verwaltungsgenehmigung 
erlangt hat.

§ 4 [Zugehörigkeit des Leasinggegenstands bei Unwirksamkeit 
des Vertrags] Wird der Finanzierungsleasing-Vertrag als unwirksam 
festgestellt, [und] haben die Parteien für den Fall der Unwirksamkeit 
des Vertrags eine Vereinbarung über die Zugehörigkeit des Leasing-
gegenstands getroffen, so ist gemäß der Vereinbarung zu verfahren; 
bestehen keine oder lediglich unklare Vereinbarungen und gelingt den 
Parteien in Verhandlungen keine Übereinkunft, so muss der Leasing-
gegenstand an den Leasinggeber zurückgegeben werden. Hat jedoch 
der Leasingnehmer die Unwirksamkeit des Vertrags verursacht, und 
fordert der Leasinggeber nicht die Rückgabe des Leasinggegenstands 
oder ist der Leasinggegenstand derzeit in Gebrauch, sodass nach der 
Rückgabe an den Leasinggeber der Wert des Leasinggegenstands und 
seine Funktionsfähigkeit deutlich verringert werden würde, so kann 
das Volksgericht entscheiden, dass das Eigentum am Leasinggegen-
stand an den Leasingnehmer übergeht, und der Leasingnehmer nach 
den Umständen der Vertragserfüllung und Zahlung der Leasingraten 
[dem Leasinggeber] den Wert des Leasinggegenstands ersetzt.

2. Vertragserfüllung und Publizität des Leasinggegenstands

§ 5 [Annahmeverweigerungsrecht des Leasingnehmers; Scha-
denersatzanspruch des Leasinggebers] Verstößt der Verkäufer gegen 
seine vertraglich vereinbarten Übergabepflichten hinsichtlich des Ver-
tragsgegenstands, und verweigert der Leasingnehmer die Annahme 
des Leasinggegenstands, so muss das Volksgericht ihn hierbei unter-
stützen, wenn:

(1) der Leasinggegenstand den Vereinbarungen auf erhebliche Wei-
se nicht entspricht;

(2) der Verkäufer den Leasinggegenstand nicht innerhalb der Über-
gabefrist oder nicht innerhalb eines vernünftigen Zeitraumes überge-
ben hat, und dies auch nach Mahnung durch den Leasingnehmer oder 
Leasinggeber bis Ablauf der Mahnfrist nicht tut.

Entstehen dem Leasinggeber Schäden dadurch, dass der Leasing-
nehmer die Annahme des Leasinggegenstands verweigert, ohne dies 
dem Leasinggeber umgehend mitzuteilen, oder dass [der Leasingneh-
mer] die Annahme des Leasinggegenstands ohne ordentlichen Grund 
verweigert, so muss das Volksgericht Schadenersatzforderungen des 
Leasinggebers gegen den Leasingnehmer unterstützen.

3 Vgl. § 242 Vertragsgesetz, nach dem der Leasinggeber das Eigentum an der Leasingsache hat.
4 Unwirksamkeit gemäß § 52 Nr. 5 Vertragsgesetz.

第二条　承租人将其自有物
出卖给出租人，再通过融资租赁
合同将租赁物从出租人处租回
的，人民法院不应仅以承租人和
出卖人系同一人为由认定不构成
融资租赁法律关系。

第三条　根据法律、行政法
规规定，承租人对于租赁物的经
营使用应当取得行政许可的，人
民法院不应仅以出租人未取得行
政许可为由认定融资租赁合同无
效。

第四条　融资租赁合同被认
定无效，当事人就合同无效情形
下租赁物归属有约定的，从其约
定；未约定或者约定不明，且当
事人协商不成的，租赁物应当返
还出租人。但因承租人原因导致
合同无效，出租人不要求返还租
赁物，或者租赁物正在使用，返
还出租人后会显著降低租赁物价
值和效用的，人民法院可以判决
租赁物所有权归承租人，并根据
合同履行情况和租金支付情况，
由承租人就租赁物进行折价补
偿。

二、合同的履行和租赁物的公示

第五条　出卖人违反合同约
定的向承租人交付标的物的义
务，承租人因下列情形之一拒绝
受领租赁物的，人民法院应予支
持：

（一）租赁物严重不符合约
定的；

（二）出卖人未在约定的交
付期间或者合理期间内交付租赁
物，经承租人或者出租人催告，
在催告期满后仍未交付的。

承租人拒绝受领租赁物，未
及时通知出租人，或者无正当理
由拒绝受领租赁物，造成出租人
损失，出租人向承租人主张损害
赔偿的，人民法院应予支持。
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§ 6 [Rechtsfolge der Ausübung des Schadenersatzanspruchs 
durch den Leasingnehmer gegenüber dem Verkäufer im Hinblick 
auf den Zahlungsanspruch des Leasinggebers] Übt der Leasingneh-
mer dem Verkäufer gegenüber sein Recht auf Ersatz 5 aus, hat dies kei-
nen Einfluss auf seine Pflicht aus dem Finanzierungsleasing-Vertrag 
die Leasingraten zu zahlen, es sei denn, der Leasingnehmer macht als 
Begründung für eine Verringerung oder Aussetzung der entsprechen-
den Zahlungspflicht der Leasingraten geltend, dass er sich bei der Fest-
legung des Leasinggegenstands auf die Fähigkeiten des Leasinggebers 
verlassen hat oder der Leasinggeber sich in die Wahl des Leasingge-
genstands eingemischt hat 6.

§ 7 [Gefahrtragung des Leasingnehmers] Solange der Leasingneh-
mer im Besitz des Leasinggegenstands ist, trägt er das Beschädigungs- 
und Zerstörungsrisiko; fordert der Leasinggeber [in diesen Fällen] 
die Fortführung der Zahlungen der Leasingraten, so muss dies vom 
Volksgericht unterstützt werden. Dies gilt nicht, wenn zwischen den 
Parteien hiervon abweichende Vereinbarungen oder andere gesetzli-
che Bestimmungen bestehen.

§ 8 [Keine Auflösung oder Änderung des Finanzierungsleasing-
Vertrags wegen Abtretung] Überträgt der Leasinggeber einen Teil 
oder sämtliche im Finanzierungsleasing-Vertrag bezeichneten Rechte, 
unterstützt das Volksgericht nicht, wenn der Übertragungsempfänger 
deswegen die Auflösung oder Änderung des Finanzierungsleasing-
Vertrags fordert.

§ 9 [Gutgläubiger Erwerb] Überträgt der Leasingnehmer oder der 
tatsächliche Nutzer des Leasinggegenstands ohne Zustimmung des 
Leasinggebers den Leasinggegenstand oder an diesem bestellte andere 
dingliche Rechte, so erlangt der Dritte gemäß § 106 Sachenrechtsgesetz 
Eigentum am Leasinggegenstand oder andere dingliche Rechte; macht 
der Leasinggeber geltend, dass die dinglichen Rechte des Dritten nicht 
entstehen, so unterstützt [dies] das Volksgericht nicht, außer wenn:

(1) der Leasinggeber den Leasinggegenstand an einer deutlichen 
Stelle gekennzeichnet hat und der Dritte im Zeitpunkt des Geschäfts 
durch den Leasinggeber Kenntnis darüber hat oder hätte haben müs-
sen, dass es sich um einen Leasinggegenstand handelt; 

(2) der Leasinggeber den Leasingnehmer ermächtigt, eine Hypo-
thek am Leasinggegenstand mit dem Leasinggeber als Hypotheken-
gläubiger zu bestellen und dies bei der Registrierungsbehörde nach 
dem Recht registriert wird;

(3) nicht gemäß dem Gesetz, Verwaltungsrechtsnormen und Be-
stimmungen branchenbezogener und regional zuständiger Abteilun-
gen im Zeitpunkt des Geschäfts zwischen Leasingnehmer und dem 
Dritten bei dem betreffenden Organ Auskunft über Finanzierungslea-
singgeschäfte eingeholt wird;

(4) der Leasinggeber beweisen kann, dass der Dritte auf andere 
Weise Kenntnis hat oder Kenntnis darüber hätte haben müssen, dass 
es sich beim Gegenstand der Übergabe um einen Leasinggegenstand 
handelt.

5 Vgl. § 240 Vertragsgesetz.
6 Vgl. § 244 Vertragsgesetz.

第六条　承租人对出卖人行
使索赔权，不影响其履行融资租
赁合同项下支付租金的义务，但
承租人以依赖出租人的技能确定
租赁物或者出租人干预选择租赁
物为由，主张减轻或者免除相应
租金支付义务的除外。

第七条　承租人占有租赁物
期间，租赁物毁损、灭失的风险
由承租人承担，出租人要求承租
人继续支付租金的，人民法院应
予支持。但当事人另有约定或者
法律另有规定的除外。

第八条　出租人转让其在融
资租赁合同项下的部分或者全部
权利，受让方以此为由请求解除
或者变更融资租赁合同的，人民
法院不予支持。

第九条　承租人或者租赁物
的实际使用人，未经出租人同意
转让租赁物或者在租赁物上设立
其他物权，第三人依据物权法第
一百零六条的规定取得租赁物的
所有权或者其他物权，出租人主
张第三人物权权利不成立的，人
民法院不予支持，但有下列情形
之一的除外：

（一）出租人已在租赁物的
显著位置作出标识，第三人在与
承租人交易时知道或者应当知道
该物为租赁物的；

（二）出租人授权承租人将
租赁物抵押给出租人并在登记机
关依法办理抵押权登记的；

（三）第三人与承租人交易
时，未按照法律、行政法规、行
业或者地区主管部门的规定在相
应机构进行融资租赁交易查询
的；

（四）出租人有证据证明第
三人知道或者应当知道交易标的
物为租赁物的其他情形。
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§ 10 [Schadenersatz wegen Unmöglichkeit der Rückgabe] Haben 
die Parteien die Rückgabe des Leasinggegenstands an den Leasingge-
ber nach Ablauf des Leasingzeitraums vereinbart, ist dem Leasingneh-
mer die Rückgabe jedoch aufgrund einer Beschädigung, Zerstörung, 
Verbindung oder Vermischung mit anderen Sachen unmöglich, so 
muss das Volksgericht unterstützen, wenn der Leasinggeber angemes-
senen Ersatz fordert.

3. Vertragsauflösung

§ 11 [Auflösung durch Leasinggeber oder Leasingnehmer] Das 
Volksgericht muss die Forderung des Leasinggebers oder Leasingneh-
mers auf Auflösung des Finanzierungsleasing-Vertrags unterstützen, 
wenn:

(1) der durch Leasinggeber und Verkäufer errichtete Kaufvertrag 
aufgelöst, für unwirksam erklärt oder widerrufen wird und beide Sei-
ten nicht erneut einen Kaufvertrag errichten können;

(2) der Leasinggegenstand wegen eines Grundes unvorhersehbar 
beschädigt oder zerstört wird, der keiner der beiden Seiten zugerech-
net werden kann, und [der Leasinggegenstand] auch nicht repariert 
oder ersetzt werden kann;

(3) der Verkäufer dafür verantwortlich ist, dass das Ziel des Finan-
zierungsleasing-Vertrags nicht verwirklicht werden kann.

§ 12 [Auflösung durch Leasinggeber] Das Volksgericht muss die 
Forderung des Leasinggebers auf Auflösung des Finanzierungslea-
sing-Vertrags unterstützen, wenn:

(1) der Leasingnehmer ohne Zustimmung des Leasinggebers den 
Leasinggegenstand überträgt, weitervermietet, mit einer Hypothek be-
lastet, verpfändet, als Kapitalanteil einlegt oder auf andere Weise über 
den Leasinggegenstand verfügt;

(2) der Leasingnehmer nicht innerhalb der vertraglich vereinbarten 
Frist die vereinbarte Höhe des Leasingraten zahlt, dies einer vertrag-
lich vereinbarten auflösenden Bedingung entspricht und er auch nach 
Mahnung durch den Leasinggeber nicht innerhalb einer vernünftigen 
Frist zahlt;

(3) im Vertrag keine eindeutigen Vereinbarungen zu den Umstän-
den der Auflösung wegen ausstehenden Leasingraten enthalten sind, 
aber der Leasingnehmer im mindestens zweimaligen Rückstand mit 
der Zahlung der Leasingraten ist, oder der [ausstehende] Betrag über 
15% der insgesamt geschuldeten Leasingraten erreicht und er diesen 
auch nach Mahnung durch den Leasinggeber nicht innerhalb einer ver-
nünftigen Frist zahlt;

(4) der Leasingnehmer gegen Vertragsvereinbarungen verstößt 
und dadurch die Verwirklichung des Vertragsziels unmöglich macht.

§ 13 [Auflösung durch Leasingnehmer] Verlangt der Leasingneh-
mer die Auflösung des Finanzierungsleasing-Vertrags, da der Leasing-
geber es ihm unmöglich gemacht hat, Besitz am Leasinggegenstand zu 
erlangen oder [den Leasinggegenstand] zu nutzen, muss das Volksge-
richt [dies] unterstützen.

§ 14 [Gerichtlicher Hinweis] Fordern Parteien in der ersten Ins-
tanz lediglich Auflösung des Finanzierungsleasing-Vertrags, ohne die 

第十条　当事人约定租赁期
间届满后租赁物归出租人的，因
租赁物毁损、灭失或者附合、混
同于他物导致承租人不能返还，
出租人要求其给予合理补偿的，
人民法院应予支持。

三、合同的解除

第十一条　有下列情形之
一，出租人或者承租人请求解除
融资租赁合同的，人民法院应予
支持：

（一）出租人与出卖人订立
的买卖合同解除、被确认无效或
者被撤销，且双方未能重新订立
买卖合同的；

（二）租赁物因不可归责于
双方的原因意外毁损、灭失，且
不能修复或者确定替代物的；

（三）因出卖人的原因致使
融资租赁合同的目的不能实现
的。

第十二条　有下列情形之
一，出租人请求解除融资租赁合
同的，人民法院应予支持：

（一）承租人未经出租人同
意，将租赁物转让、转租、抵
押、质押、投资入股或者以其他
方式处分租赁物的；

（二）承租人未按照合同约
定的期限和数额支付租金，符合
合同约定的解除条件，经出租人
催告后在合理期限内仍不支付
的；

（三）合同对于欠付租金解
除合同的情形没有明确约定，但
承租人欠付租金达到两期以上，
或者数额达到全部租金百分之十
五以上，经出租人催告后在合理
期限内仍不支付的；

（四）承租人违反合同约
定，致使合同目的不能实现的其
他情形。

第十三条　因出租人的原因
致使承租人无法占有、使用租赁
物，承租人请求解除融资租赁合
同的，人民法院应予支持。

第十四条　当事人在一审诉
讼中仅请求解除融资租赁合同，
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Zuordnung des Leasinggegenstands oder Schadenersatz geltend zu 
machen, kann das Volksgericht einen entsprechenden Hinweis geben.

§ 15 [Schadenersatzanspruch des Leasinggebers bei unverschul-
detem Untergang des Gegenstands] Wird der Leasinggegenstand 
nach Übergabe an den Leasingnehmer unerwartet beschädigt, zerstört 
oder treten andere Umstände ein, die den Parteien nicht zugerechnet 
werden können, welche zur Auflösung des Finanzierungsleasing-Ver-
trags führen, so unterstützt das Volksgericht eine Forderung des Lea-
singgebers auf Ersatz gemäß den Umständen der Abschreibung des 
Leasinggegenstands durch den Leasingnehmer.

§ 16 [Schadenersatzanspruch des Leasinggebers bei Unwirksam-
keit des Kaufvertrags] Wird der Finanzierungsleasing-Vertrag wegen 
der Auflösung, der Feststellung der Unwirksamkeit oder des Wider-
rufs des Kaufvertrags aufgelöst, und macht der Leasinggeber Ersatz 
der entsprechenden Schäden entweder gemäß der Vereinbarungen 
des Finanzierungsleasing-Vertrags, oder aus dem Grund geltend, dass 
zwar keine oder keine klaren Vereinbarungen im Finanzierungslea-
sing-Vertrag vorhanden sind, aber der Leasingnehmer den Verkäufer 
[oder] den Leasinggegenstand gewählt hat, muss das Volksgericht [die 
Forderung des Leasinggebers] unterstützen.

Wenn die Schäden des Leasinggebers bereits bei Auflösung, bei 
Erklärung der Unwirksamkeit oder beim Widerruf des Kaufvertrages 
ersetzt wurden, dann muss der Leasingnehmer von der Übernahme 
des entsprechenden Schadenersatzes befreit werden.

4. Haftung wegen Vertragsverletzung

§ 17 [Haftung des Leasinggebers wegen Beeinflussung des Be-
sitzes und der Nutzung des Leasinggegenstandes] Das Volksgericht 
muss eine Forderung des Leasingnehmers auf Ersatz des entsprechen-
den Schadens gegen den Leasinggeber gemäß § 245 Vertragsgesetz 
unterstützen, wenn der Leasinggeber den Leasingnehmer in seinem 
Besitz oder der Nutzung des Leasinggegenstands beeinflusst, indem:

(1) der Leasinggegenstand ohne ordentlichen Grund zurückge-
nommen wird;

(2) der Leasingnehmer im Besitz oder der Nutzung des Leasingge-
genstands ohne ordentlichen Grund beeinträchtigt oder gestört wird;

(3) der Leasinggeber verursacht, dass Dritte Rechte am Leasingge-
genstand geltend machen;

(4) der Leasingnehmer in seinem Besitz oder seiner Nutzung des 
Leasinggegenstands auf andere unangemessene Weise beeinflusst wird.

§ 18 [Haftung des Leasinggebers bei Unmöglichkeit der Aus-
übung des Ersatzrechts des Leasingnehmers] Verursacht der Lea-
singgeber, dass der Leasingnehmer dem Verkäufer gegenüber nicht 
fristgemäß Ersatz fordert, oder dass die Ersatzforderung scheitert, un-
terstützt das Volksgericht die Forderung des Leasingnehmers auf ent-
sprechende Haftung des Leasinggebers, wenn:

(1) [der Leasinggeber] Kenntnis von einem Qualitätsmangel des 
Leasinggegenstands hat, den Leasingnehmer über diesen jedoch nicht 
aufklärt;

(2) der Leasingnehmer sein Recht auf Ersatz ausübt, aber [der Lea-
singgeber] ihm nicht die notwendige Hilfe zukommen lässt;

未对租赁物的归属及损失赔偿提
出主张的，人民法院可以向当事
人进行释明。

第十五条　融资租赁合同因
租赁物交付承租人后意外毁损、
灭失等不可归责于当事人的原因
而解除，出租人要求承租人按照
租赁物折旧情况给予补偿的，人
民法院应予支持。

第十六条　融资租赁合同因
买卖合同被解除、被确认无效或
者被撤销而解除，出租人根据融
资租赁合同约定，或者以融资租
赁合同虽未约定或约定不明，但
出卖人及租赁物系由承租人选择
为由，主张承租人赔偿相应损失
的，人民法院应予支持。

出租人的损失已经在买卖合
同被解除、被确认无效或者被撤
销时获得赔偿的，应当免除承租
人相应的赔偿责任。

四、违约责任

第十七条　出租人有下列情
形之一，影响承租人对租赁物的
占有和使用，承租人依照合同法
第二百四十五条的规定，要求出
租人赔偿相应损失的，人民法院
应予支持：

（一）无正当理由收回租赁
物；

（二）无正当理由妨碍、干
扰承租人对租赁物的占有和使
用；

（三）因出租人的原因导致
第三人对租赁物主张权利；

（四）不当影响承租人对租
赁物占有、使用的其他情形。

第十八条　出租人有下列情
形之一，导致承租人对出卖人索
赔逾期或者索赔失败，承租人要
求出租人承担相应责任的，人民
法院应予支持：

（一）明知租赁物有质量瑕
疵而不告知承租人的；

（二）承租人行使索赔权
时，未及时提供必要协助的；
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(3) [der Leasinggeber] die Ausübung des Rechts auf Ersatz verzö-
gert, das nach der Vereinbarung des Finanzierungsleasing-Vertrags 
nur der Leasinggeber dem Verkäufer gegenüber ausüben kann;

(4) [der Leasinggeber] die Ausübung des Rechts auf Ersatz verzö-
gert, das nach der Vereinbarung des Kaufvertrags nur der Leasingge-
ber dem Verkäufer gegenüber ausüben kann.

§ 19 [Haftung des Leasinggebers bei nicht vereinbarungsgemä-
ßem Leasinggegenstand] Entspricht der Leasinggegenstand nicht den 
Vereinbarungen des Finanzierungsleasing-Vertrags, muss das Volks-
gericht eine Forderung des Leasingnehmers gemäß § 241 [und] § 244 
Vertragsgesetz auf Übernahme der entsprechenden Haftung des Lea-
singnehmers unterstützen, wenn:

(1) der Leasinggeber im Zeitpunkt der Wahl durch den Leasing-
nehmer bezüglich des Verkäufers und des Leasinggegenstands die 
Auswahl des Leasinggegenstands entscheidend bestimmt;

(2) der Leasinggeber sich in die Wahl durch den Leasingnehmer 
bezüglich des Verkäufers oder des Leasinggegenstands einmischt oder 
verlangt, diese entsprechend dem Willen des Leasinggebers zu treffen;

(3) der Leasinggeber den bereits durch den Leasingnehmer gewähl-
ten Verkäufer oder Leasinggegenstand eigenmächtig ändert.

Macht der Leasingnehmer geltend, dass er sich bei seiner Wahl des 
Leasinggegenstands auf die Fähigkeiten des Leasinggebers verlassen 
oder der Leasinggeber sich in die Wahl des Leasinggegenstands einge-
mischt hat, so trägt er für die oben genannten Tatsachen die Beweislast.

§ 20 [Haftung des Leasingnehmers bei nicht fristgemäßer Erfül-
lung von Zahlungspflichten] Erfüllt der Leasingnehmer die Zahlungs-
pflicht der Leasingraten nicht fristgerecht oder erfüllt er andere Zah-
lungspflichten verspätet, muss das Volksgericht unterstützen, wenn 
der Leasinggeber gemäß den Vereinbarungen des Finanzierungslea-
sing-Vertrags Verzugszinsen und entsprechende Vertragsstrafe fordert.

§ 21 [Wahlpflicht zwischen Klage auf Zahlung der Leasingraten 
und Vertragsauflösung] Fordert der Leasinggeber sowohl Zahlung 
der gesamten, vertraglich vereinbarten Leasingraten 7, den der Lea-
singnehmer noch nicht gezahlt hat, als auch die Auflösung des Finan-
zierungsleasing-Vertrags, muss das Volksgericht ihn über die zu tref-
fende Wahl gemäß § 248 Vertragsgesetz aufklären.

Fordert der Leasinggeber Zahlung der gesamten, vertraglich ver-
einbarten Leasingraten, die der Leasingnehmer noch nicht gezahlt hat 
[und] erfüllt der Leasingnehmer nach Urteil des Volksgerichts nicht, 
muss das Volksgericht [die Klage] annehmen, wenn der Leasinggeber 
erneut mit der Forderung auf Auflösung des Finanzierungsleasing-
Vertrags und Rückgabe des Leasinggegenstands Klage erhebt.

§ 22 [Schadenersatz nach Vertragsauflösung durch den Leasing-
geber; Berechnung des Schadens] Fordert der Leasinggeber die Auflö-
sung des Finanzierungsleasing-Vertrags gemäß § 12 dieser Erläuterung 
und gleichzeitig die Rückgabe der Mietsache und Schadenersatz, so 
muss das Volksgericht dies unterstützen.

7 Vgl. § 243 Vertragsgesetz. Gemeint sein werden also die gesamten Leasingraten über die gesamte Vertragslaufzeit.

（三）怠于行使融资租赁合
同中约定的只能由出租人行使对
出卖人的索赔权的；

（四）怠于行使买卖合同中
约定的只能由出租人行使对出卖
人的索赔权的。

第十九条　租赁物不符合融
资租赁合同的约定且出租人实施
了下列行为之一，承租人依照合
同法第二百四十一条、第二百四
十四条的规定，要求出租人承担
相应责任的，人民法院应予支
持：

（一）出租人在承租人选择
出卖人、租赁物时，对租赁物的
选定起决定作用的；

（二）出租人干预或者要求
承租人按照出租人意愿选择出卖
人或者租赁物的；

（三）出租人擅自变更承租
人已经选定的出卖人或者租赁物
的。

承租人主张其系依赖出租人
的技能确定租赁物或者出租人干
预选择租赁物的，对上述事实承
担举证责任。

第二十条　承租人逾期履行
支付租金义务或者迟延履行其他
付款义务，出租人按照融资租赁
合同的约定要求承租人支付逾期
利息、相应违约金的，人民法院
应予支持。

第二十一条　出租人既请求
承租人支付合同约定的全部未付
租金又请求解除融资租赁合同
的，人民法院应告知其依照合同
法第二百四十八条的规定作出选
择。

出租人请求承租人支付合同
约定的全部未付租金，人民法院
判决后承租人未予履行，出租人
再行起诉请求解除融资租赁合
同、收回租赁物的，人民法院应
予受理。

第二十二条　出租人依照本
解释第十二条的规定请求解除融
资租赁合同，同时请求收回租赁
物并赔偿损失的，人民法院应予
支持。
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Der Umfang des im vorherigen Absatz bestimmten Schadener-
satzes sind die gesamten, vom Leasingnehmer noch nicht gezahlten 
Leasingraten 8 und andere Gebühren abzüglich des Wertes des zurück-
erhaltenen Leasinggegenstandes. Ist im Vertrag vereinbart, dass der 
Leasinggegenstand nach Ende des Leasingzeitraums ins Eigentum des 
Leasinggebers fällt, so muss der Umfang des Schadenersatzes auch 
den Restwert des Leasinggegenstands nach Ende des Finanzierungs-
leasing-Vertrags umfassen.

§ 23 [Ermittlung des Wertes des Leasinggegenstands] Streiten sich 
der Leasingnehmer und der Leasinggeber während des Prozesses über 
den Wert des Leasinggegenstands, so kann das Volksgericht den Wert 
des Leasinggegenstands gemäß den Vereinbarungen des Finanzie-
rungsleasing-Vertrags bestimmen. Sind im Finanzierungsleasing-Ver-
trag keine Vereinbarungen vorhanden oder diese nicht klar, kann der 
Wert des Leasinggegenstands unter Berücksichtigung der im Finanzie-
rungsleasing-Vertrag vereinbarten Abschreibung des Leasinggegen-
stands und des Restwerts des Leasinggegenstands nach Vertragsende 
festgelegt werden.

Sind Leasingnehmer oder Leasinggeber der Ansicht, dass die Fest-
legung des Wertes nach dem vorherigen Absatz erheblich vom tatsäch-
lichen Wert des Leasinggegenstandes abweicht, so kann vom Volks-
gericht gefordert werden, eine befähigte Stelle zur Bestimmung [des 
Werts] mittels Bewertung oder Versteigerung zu beauftragen.

5. Andere Bestimmungen

§ 24 [Hinzuziehung von Streitgenossen] Kommt es zu Streit zwi-
schen dem Verkäufer und dem Käufer wegen des Kaufvertrages oder 
streiten sich der Leasinggeber und der Leasingnehmer wegen des Fi-
nanzierungsleasing-Vertrags, erheben die Parteien nur zu einem ver-
traglichen Verhältnis Klage, [und] ist das Volksgericht nach Prüfung 
der Ansicht, dass eine Partei des anderen [nicht eingeklagten] vertrag-
lichen Verhältnisses durch die Folge der Regelung des Falls in seinen 
rechtlichen Interessen berührt wird, kann sie zur Teilnahme am Pro-
zess als Dritte aufgefordert werden.

Sind der Leasingnehmer und der tatsächliche Nutzer des Leasing-
gegenstands nicht personengleich, haben die Parteien des Finanzie-
rungsleasing-Vertrags jedoch noch keine Klage gegen den tatsächlichen 
Nutzer des Leasinggegenstands erhoben, [und] ist das Volksgericht 
nach Prüfung der Ansicht, dass die Folge der Regelung des Falls den 
tatsächlichen Nutzer des Leasinggegenstands in seinen rechtlichen 
Interessen berührt, kann dieser zur Teilnahme am Prozess als Dritter 
aufgefordert werden.

Macht der Leasingnehmer auf Grundlage des Kaufvertrags und 
des Finanzierungsleasing-Vertrags direkt gegen den Verkäufer kauf-
vertragliche Rechte wie die Inempfangnahme des Leasinggegenstands 
oder Ersatz geltend, so muss das Volksgericht den Leasinggeber zur 
Teilnahme am Prozess als Dritter auffordern.

§ 25 [Verjährungsfrist für Zahlungsklagen] Streiten die Partei-
en des Finanzierungsleasing-Vertrags um ausstehende Leasingraten 
[und] fordern sie aus diesem Grund vom Volksgericht Schutz ihrer 
Rechte, so gilt eine Klageverjährungsfrist von zwei Jahren, die sich ab 
dem Tag berechnet, an dem die Mietdauer endet.

8 Siehe Fn. 7.

前款规定的损失赔偿范围为
承租人全部未付租金及其他费用
与收回租赁物价值的差额。合同
约定租赁期间届满后租赁物归出
租人所有的，损失赔偿范围还应
包括融资租赁合同到期后租赁物
的残值。

第二十三条　诉讼期间承租
人与出租人对租赁物的价值有争
议的，人民法院可以按照融资租
赁合同的约定确定租赁物价值；
融资租赁合同未约定或者约定不
明的，可以参照融资租赁合同约
定的租赁物折旧以及合同到期后
租赁物的残值确定租赁物价值。

承租人或者出租人认为依前
款确定的价值严重偏离租赁物实
际价值的，可以请求人民法院委
托有资质的机构评估或者拍卖确
定。

五、其他规定

第二十四条　出卖人与买受
人因买卖合同发生纠纷，或者出
租人与承租人因融资租赁合同发
生纠纷，当事人仅对其中一个合
同关系提起诉讼，人民法院经审
查后认为另一合同关系的当事人
与案件处理结果有法律上的利害
关系的，可以通知其作为第三人
参加诉讼。

承租人与租赁物的实际使用
人不一致，融资租赁合同当事人
未对租赁物的实际使用人提起诉
讼，人民法院经审查后认为租赁
物的实际使用人与案件处理结果
有法律上的利害关系的，可以通
知其作为第三人参加诉讼。

承租人基于买卖合同和融资
租赁合同直接向出卖人主张受领
租赁物、索赔等买卖合同权利
的，人民法院应通知出租人作为
第三人参加诉讼。

第二十五条　当事人因融资
租赁合同租金欠付争议向人民法
院请求保护其权利的诉讼时效期
间为两年，自租赁期限届满之日
起计算。
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§ 26 [Inkrafttreten; zeitliche Anwendbarkeit] Diese Erläuterung 
wird ab dem 1.3.2014 angewendet. Die „Bestimmungen des Obersten 
Volksgerichts zu einigen Fragen der Behandlung von Streitfällen zu 
Finanzierungsleasing-Verträgen“ (Fafa [1996] Nr. 19) treten zeitgleich 
außer Kraft.

Nach Inkrafttreten dieser Erläuterung ist sie auf nicht abschließend 
behandelte Streitfälle zu Finanzierungsleasing-Verträgen anzuwenden; 
diese Erläuterung wird nicht angewendet, wenn ein Fall vor Inkraft-
treten der Erläuterung abschließend behandelt und eine Partei Wie-
deraufnahme beantragt oder wenn die Wiederaufnahme gemäß dem 
Verfahren zur Überwachung von Entscheidungen beschlossen wird.

Übersetzung von Jelena Große-Bley, Göttingen/Hamburg; Para-
graphenüberschriften in eckigen Klammern und Anmerkungen von 
Knut Benjamin Pißler, Hamburg.

第二十六条　本解释自2014
年3月1日起施行。《最高人民法
院关于审理融资租赁合同纠纷
案件若干问题的规定》（法发
〔1996〕19号）同时废止。

本解释施行后尚未终审的融
资租赁合同纠纷案件，适用本解
释；本解释施行前已经终审，当
事人申请再审或者按照审判监
督程序决定再审的，不适用本解
释。
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Erlass des Staatsrats

(Nr. 631)

Die „Verordnung zur Verwaltung der Kreditauskunftsbranche“ 
ist am 26.12.2012 auf der 228. Sitzung des Ständigen Ausschusses des 
Staatsrats verabschiedet worden, wird hiermit bekannt gemacht und 
vom 15.3.2013 an durchgeführt. 1

Ministerpräsident WEN Jiabao 
21.1.2013

Verordnung zur Verwaltung der Kreditauskunftsbranche

1. Kapitel: Allgemeine Regeln

§ 1 [Zweck] Diese Verordnung wird erlassen um Kreditauskunfts-
aktivitäten zu regulieren, legale Rechte und Interessen von Parteien 
zu schützen, eine gesunde Entwicklung der Kreditauskunftsbranche 
anzuleiten und voranzutreiben, und den Aufbau eines Systems der ge-
sellschaftlichen Kreditwürdigkeit zu fördern.

§ 2 [Anwendungsbereich; Definition Kreditauskunftsgeschäfte] 
Diese Verordnung wird auf Kreditauskunftsgeschäfte und hiermit in 
Verbindung stehende Aktivitäten innerhalb des chinesischen Gebiets 
angewendet.

Diese Verordnung bezeichnet als Kreditauskunftsgeschäfte Aktivi-
täten, bei denen Kreditinformationen über Unternehmen, Institutions-
einheiten und andere Organisationen (im Folgenden kurz: Unterneh-
men), sowie von Einzelpersonen, gesammelt, geordnet, gespeichert, 
bearbeitet, und Nutzern der Informationen zur Verfügung gestellt 
werden.

Wenn die staatlich errichtete Basisdatenbank für Finanzkreditinfor-
mationen Informationen sammelt, ordnet, speichert, bearbeitet und zur 
Verfügung stellt, wird das 5. Kapitel dieser Verordnung angewendet.

Auf staatliche Behörden und durch Gesetze oder Rechtsnormen 
ermächtigte Organisationen, welche die Funktion besitzen, öffentliche 
Angelegenheiten zu verwalten, [und] gemäß den Gesetzen, Verwal-
tungsrechtsnormen und Bestimmungen des Staatsrats zur Erfüllung 
ihrer Amtsaufgaben Kreditinformationen über Unternehmen und Ein-
zelpersonen sammeln, ordnen, speichern, bearbeiten und bekanntma-
chen, wird diese Verordnung nicht angewendet.

§ 3 [Grundsätze] Bei Tätigung von Kreditauskunftsgeschäften und 
hiermit in Verbindung stehenden Aktivitäten müssen Gesetze und 
Rechtsnormen befolgt, Treu und Glauben beachtet, dürfen Staatsge-

1 Quelle des chinesischen Textes: Erlass des Staatsrats der Volksrepublik China Nr. 631 (中华人民共和国国务院令 第631号) veröffentlicht am 29.1.2013, 
abrufbar unter: <http://www.gov.cn/zwgk/2013-01/29/content_2322231.htm> (zuletzt aufgerufen: 30.6.2015).

国务院令 1

（第631号）

《征信业管理条例》已经
2012年12月26日国务院第228次常
务会议通过，现予公布，自2013
年3月15日起施行。

总理 温家宝 
2013年1月21日

征信业管理条例

第一章　总 则

第一条　为了规范征信活
动，保护当事人合法权益，引
导、促进征信业健康发展，推进
社会信用体系建设，制定本条
例。

第二条　在中国境内从事征
信业务及相关活动，适用本条
例。

本条例所称征信业务，是指
对企业、事业单位等组织（以下
统称企业）的信用信息和个人的
信用信息进行采集、整理、保
存、加工，并向信息使用者提供
的活动。

国家设立的金融信用信息基
础数据库进行信息的采集、整
理、保存、加工和提供，适用本
条例第五章规定。

国家机关以及法律、法规授
权的具有管理公共事务职能的组
织依照法律、行政法规和国务院
的规定，为履行职责进行的企
业和个人信息的采集、整理、保
存、加工和公布，不适用本条
例。

第三条　从事征信业务及相
关活动，应当遵守法律法规，诚
实守信，不得危害国家秘密，不
得侵犯商业秘密和个人隐私。

Verordnung zur Verwaltung der 
Kreditauskunftsbranche
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heimnisse nicht gefährdet, sowie Geschäftsgeheimnisse und die Pri-
vatsphäre nicht verletztet werden.

§ 4 [Aufsichtsorgan für die Kreditauskunftsbranche] Die Chine-
sische Volksbank (im Folgenden: Aufsichtsabteilung des Staatsrats für 
die Kreditauskunftsbranche) und ihre Außenstellen 2 führen nach dem 
Recht Aufsicht über die Kreditauskunftsbranche.

Die lokalen Volksregierungen von der Kreisebene an aufwärts und 
die zuständigen Abteilungen des Staatsrats fördern nach dem Recht 
den Aufbau eines Systems der gesellschaftlichen Kreditwürdigkeit in 
ihrem Gebiet und ihrer Branche, bilden einen Markt für Kreditauskünf-
te aus und treiben die Entwicklung der Kreditauskunftsbranche voran.

2. Kapitel: Kreditauskunftsorgane

§ 5 [Definition] Die Verordnung bezeichnet als Kreditauskunftsor-
gane Organe, die nach dem Recht errichtet werden und deren Haupt-
gewerbe Kreditauskunftsgeschäfte sind.

§ 6 [Errichtung von Kreditauskunftsorganen, die Einzelpersonen 
betreffende Geschäfte betreiben] Die Errichtung eines Kreditaus-
kunftsorgans, das Einzelpersonen betreffende Kreditauskunftsgeschäf-
te betreibt, muss den Voraussetzungen für die Errichtung von Gesell-
schaften des „Gesellschaftsgesetzes der Volksrepublik China“ und den 
folgenden Bedingungen entsprechen, und von der Aufsichtsabteilung 
des Staatsrats für die Kreditauskunftsbranche genehmigt werden:

(1) Wichtige Gesellschafter haben ein gutes Ansehen, in den letzten 
drei Jahren sind keine erheblichen Verstöße gegen Gesetze und Vor-
schriften aktenkundig geworden; 

(2) das registrierte Kapital beträgt nicht weniger als RMB 50 Mio. 
Yuan;

(3) Einrichtungen, Anlagen, Systeme und Maßnahmen sind vor-
handen, welche den Bestimmungen der Aufsichtsabteilung des Staats-
rats für die Kreditauskunftsbranche entsprechend die Sicherheit der 
Informationen gewährleisten;

(4) die zur Ernennung vorgesehenen Vorstandsmitglieder, Auf-
sichtsratsmitglieder und leitenden Manager entsprechen den Voraus-
setzungen für das [jeweilige] Amt aus § 8 dieser Verordnung;

(5) sonstige Voraussetzungen eines umsichtigen [Verhaltens] nach 
den Bestimmungen der Aufsichtsabteilung des Staatsrats für die Kre-
ditauskunftsbranche [werden eingehalten].

§ 7 [Antrag auf Errichtung von Kreditauskunftsorganen, die Ein-
zelpersonen betreffende Geschäfte betreiben] Wird die Errichtung ei-
nes Kreditauskunftsorgans, das Einzelpersonen betreffende Kreditaus-
kunftsgeschäfte betreibt, beantragt, müssen bei der Aufsichtsabteilung 
des Staatsrats für die Kreditauskunftsbranche ein Antragsschreiben 
und Unterlagen eingereicht werden, die nachweisen, dass [das Organ] 
den Voraussetzungen des § 6 dieser Verordnung entspricht.

Die Aufsichtsabteilung des Staatsrats für die Kreditauskunftsbran-
che muss nach dem Recht Prüfungen vornehmen [und] innerhalb von 
60 Tagen ab Annahme des Antrags einen Beschluss über die Geneh-
migung fassen. Wenn die Genehmigung beschlossen ist, wird eine 
Betriebslizenz für Kreditauskunftsgeschäfte ausgestellt; wenn keine 

2 Wörtlich: „delegierte Organe“, teilweise als „Unterorgan“ übersetzt, s. etwa § 8 Bankenaufsichtsgesetz.

第四条　中国人民银行（以
下称国务院征信业监督管理部
门）及其派出机构依法对征信业
进行监督管理。

县级以上地方人民政府和国
务院有关部门依法推进本地区、
本行业的社会信用体系建设，培
育征信市场，推动征信业发展。

第二章　征信机构

第五条　本条例所称征信机
构，是指依法设立，主要经营征
信业务的机构。

第六条　设立经营个人征信
业务的征信机构，应当符合《中
华人民共和国公司法》规定的公
司设立条件和下列条件，并经国
务院征信业监督管理部门批准：

（一）主要股东信誉良好，
最近3年无重大违法违规记录；

（二）注册资本不少于人民
币5000万元；

（三）有符合国务院征信业
监督管理部门规定的保障信息安
全的设施、设备和制度、措施；

（四）拟任董事、监事和高
级管理人员符合本条例第八条规
定的任职条件；

（五）国务院征信业监督管
理部门规定的其他审慎性条件。

第七条　申请设立经营个人
征信业务的征信机构，应当向国
务院征信业监督管理部门提交申
请书和证明其符合本条例第六条
规定条件的材料。

国务院征信业监督管理部门
应当依法进行审查，自受理申请
之日起60日内作出批准或者不予
批准的决定。决定批准的，颁发
个人征信业务经营许可证；不予
批准的，应当书面说明理由。
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Genehmigung erteilt wird, müssen die Gründe schriftlich erläutert 
werden.

Nachdem die Errichtung eines Kreditauskunftsorgans, das Einzel-
personen betreffende Kreditauskunftsgeschäfte betreibt, genehmigt 
worden ist, wird [das Organ] auf Grund der Betriebslizenz für Kre-
ditauskunftsgeschäfte bei der Gesellschaftsregisterbehörde registriert.

Ohne Genehmigung der Aufsichtsabteilung des Staatsrats für die 
Kreditauskunftsbranche ist es keiner Einheit oder Einzelperson erlaubt, 
Einzelpersonen betreffende Kreditauskunftsgeschäfte zu betreiben.

§ 8 [Anforderungen an führende Mitglieder und Manager von 
Kreditauskunftsorganen, die Einzelpersonen betreffende Geschäfte 
betreiben] Vorstandsmitglieder, Aufsichtsratsmitglieder und leitende 
Manager von Kreditauskunftsorganen, die Einzelpersonen betreffende 
Kreditauskunftsgeschäfte betreiben, müssen mit Rechtsnormen ver-
traut sein, die in Verbindung mit Kreditauskunftsgeschäften stehen, 
[und] die zur Erfüllung [ihrer] Amtsaufgaben erforderliche prakti-
sche Erfahrung in der Geschäftstätigkeit der Kreditauskunftsbranche 
sowie Managementfähigkeiten haben; [außerdem] sind in den letzten 
drei Jahren keine erheblichen Verstöße gegen Gesetze und Vorschriften 
aktenkundig geworden und sie haben von der Aufsichtsabteilung des 
Staatsrats für die Kreditauskunftsbranche eine geprüfte und gebilligte 
Amtsqualifikation erhalten.

§ 9 [Genehmigungspflicht für Änderungen innerhalb von Kre-
ditauskunftsorganen, die Einzelpersonen betreffende Geschäfte be-
treiben] Wenn ein Kreditauskunftsorgan, das Einzelpersonen betref-
fende Kreditauskunftsgeschäfte betreibt, Zweigstellen errichtet, sich 
vereinigt oder aufteilt, das eingetragene Kapital ändert [oder] einen 
Gesellschafter 3 ändert, dessen Einlagen mindestens 5% des Gesamt-
kapitals der Gesellschaft oder dessen Anteile mindestens 5% der Ge-
sellschaftsanteile betragen, so muss [hierfür] eine Genehmigung der 
Aufsichtsabteilung des Staatsrats für die Kreditauskunftsbranche [ein-
geholt] werden.

Wenn ein Kreditauskunftsorgan, das Einzelpersonen betreffende 
Kreditauskunftsgeschäfte betreibt, seine Bezeichnung ändert, muss es 
[dies] der Aufsichtsabteilung des Staatsrats für die Kreditauskunfts-
branche zu den Akten melden.

§ 10 [Errichtung und Meldung von Kreditauskunftsorganen, die 
Unternehmen betreffende Geschäfte betreiben] Die Errichtung ei-
nes Kreditauskunftsorgans, das Unternehmen betreffende Kreditaus-
kunftsgeschäfte betreibt, muss den Voraussetzungen für die Errichtung 
[von Gesellschaften] des „Gesellschaftsgesetzes der Volksrepublik 
China“ entsprechen, und [sich] innerhalb von 30 Tagen ab dem Tag, 
an dem die Gesellschaftsregisterbehörde die Registrierung genehmigt 
hat, bei der örtlichen Außenstelle der Aufsichtsabteilung des Staatsrats 
für die Kreditauskunftsbranche zu den Akten melden, sowie folgende 
Unterlagen bereitstellen:

(1) Gewerbeschein;

(2) Erläuterung der Zusammensetzung der Anteilsrechte und der 
Organisationsstruktur;

(3) [Darlegung der] grundlegenden Verhältnisse des Geschäftsbe-
reichs, der Geschäftsvorschriften und des Geschäftssystems;

3 Unklar ist hier, ob mit „变更出资“ die Änderung eines einzelnen oder auch mehrerer Gesellschafter gemeint ist.

经批准设立的经营个人征信
业务的征信机构，凭个人征信业
务经营许可证向公司登记机关办
理登记。

未经国务院征信业监督管理
部门批准，任何单位和个人不得
经营个人征信业务。

第八条　经营个人征信业务
的征信机构的董事、监事和高级
管理人员，应当熟悉与征信业务
相关的法律法规，具有履行职责
所需的征信业从业经验和管理能
力，最近3年无重大违法违规记
录，并取得国务院征信业监督管
理部门核准的任职资格。

第九条　经营个人征信业务
的征信机构设立分支机构、合并
或者分立、变更注册资本、变更
出资额占公司资本总额5%以上或
者持股占公司股份5%以上的股东
的，应当经国务院征信业监督管
理部门批准。

经营个人征信业务的征信机
构变更名称的，应当向国务院征
信业监督管理部门办理备案。

第十条　设立经营企业征信
业务的征信机构，应当符合《中
华人民共和国公司法》规定的设
立条件，并自公司登记机关准予
登记之日起30日内向所在地的国
务院征信业监督管理部门派出机
构办理备案，并提供下列材料：

（一）营业执照；

（二）股权结构、组织机构
说明；

（三）业务范围、业务规
则、业务系统的基本情况；
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(4) Maßnahmen für die Sicherheit der Informationen und zur Risi-
kovermeidung;

Wenn sich zu den Akten zu meldende Umstände ändern, muss die 
Änderung innerhalb von 30 Tagen ab dem Tag der Änderung beim ur-
sprünglich die Akten [verwaltenden] Organ zu den Akten gemeldet 
werden.

§ 11 [Berichtspflicht über Geschäftsentwicklung; öffentliche Na-
mensliste aller Kreditauskunftsorgane] Ein Kreditauskunftsorgan 
muss gemäß den Bestimmungen der Aufsichtsabteilung des Staatsrats 
für die Kreditauskunftsbranche von der Entwicklungen der Kreditaus-
kunftsgeschäfte im vorherigen Jahr berichten.

Die Aufsichtsabteilung des Staatsrats für die Kreditauskunftsbran-
che muss der Bevölkerung eine Namensliste mit Kreditauskunftsor-
ganen, die Einzelpersonen und Unternehmen betreffende Kreditaus-
kunftsgeschäfte betreiben, offenlegen und [diese stets] unverzüglich 
aktualisieren.

§ 12 [Umgang mit Kreditinformationen nach Auflösung oder 
Konkurs eines Kreditauskunftsorgans; Löschung der Betriebslizenz] 
Wenn sich ein Kreditauskunftsorgan auflöst oder über es nach dem 
Recht der Konkurs erklärt wird, so muss [dies] der Aufsichtsabteilung 
des Staatsrats für die Kreditauskunftsbranche berichtet werden, und 
es wird auf folgende Weise mit der Datenbank [des Kreditauskunftsor-
gans] verfahren:

(1) Gibt es eine Vereinbarung mit anderen Kreditauskunftsorganen 
und die Aufsichtsabteilung des Staatsrats für die Kreditauskunftsbran-
che stimmt zu, wird [die Datenbank] den anderen Kreditauskunftsor-
ganen übertragen;

(2) nicht nach der vorherigen Bestimmung Übertragbares, wird an 
von der Aufsichtsabteilung des Staatsrats für die Kreditauskunftsbran-
che bestimmte Kreditauskunftsorgane ausgehändigt;

(3) [was] nicht nach den beiden vorherigen Bestimmungen über-
tragen oder ausgehändigt werden kann, wird unter Aufsicht der Auf-
sichtsabteilung des Staatsrats für die Kreditauskunftsbranche vernich-
tet.

Die Auflösung oder der Konkurs eines Kreditauskunftsorgans, das 
Einzelpersonen betreffende Kreditauskunftsgeschäfte betrieben hat, 
muss zudem noch in durch die Aufsichtsabteilung des Staatsrats für 
die Kreditauskunftsbranche bestimmten Medien offengelegt und die 
Betriebslizenz für Einzelpersonen betreffende Kreditauskunftsgeschäf-
te an die Aufsichtsabteilung des Staatsrats für die Kreditauskunfts-
branche zur Löschung übergeben werden.

3. Kapitel: Vorschriften für Kreditauskunftsgeschäfte

§ 13 [Informationen über Einzelpersonen; Ausnahme] Wenn In-
formationen über Einzelpersonen gesammelt werden, muss die Per-
son, welche Subjekt der Informationen ist, [hierfür] ein Einverständnis 
geben; ohne das Einverständnis der Person ist das Sammeln [der Infor-
mationen] nicht erlaubt. Jedoch sind hiervon nach dem Gesetz [oder] 
Verwaltungsrechtsnormen offengelegte Informationen ausgenommen.

Informationen über Vorstandsmitglieder, Aufsichtsratsmitglieder 
und leitende Manager von Unternehmen, die mit der Erfüllung ihrer 
Amtsaufgaben in Verbindung stehen, sind keine Informationen über 
Einzelpersonen.

（四）信息安全和风险防范
措施。

备案事项发生变更的，应当
自变更之日起30日内向原备案机
构办理变更备案。

第十一条　征信机构应当按
照国务院征信业监督管理部门的
规定，报告上一年度开展征信业
务的情况。

国务院征信业监督管理部门
应当向社会公告经营个人征信业
务和企业征信业务的征信机构名
单，并及时更新。

第十二条　征信机构解散或
者被依法宣告破产的，应当向国
务院征信业监督管理部门报告，
并按照下列方式处理信息数据
库：

（一）与其他征信机构约定
并经国务院征信业监督管理部门
同意，转让给其他征信机构；

（二）不能依照前项规定转
让的，移交给国务院征信业监督
管理部门指定的征信机构；

（三）不能依照前两项规定
转让、移交的，在国务院征信业
监督管理部门的监督下销毁。

经营个人征信业务的征信机
构解散或者被依法宣告破产的，
还应当在国务院征信业监督管理
部门指定的媒体上公告，并将个
人征信业务经营许可证交国务院
征信业监督管理部门注销。

第三章　征信业务规则

第十三条　采集个人信息应
当经信息主体本人同意，未经本
人同意不得采集。但是，依照法
律、行政法规规定公开的信息除
外。

企业的董事、监事、高级管
理人员与其履行职务相关的信
息，不作为个人信息。
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§ 14 [Verbot bestimmter Informationen über Einzelpersonen zu 
sammeln; mögliche Einverständniserklärung] Es ist Kreditauskunfts-
organen verboten, Informationen über Einzelpersonen bezüglich ihrer 
Konfession, Gene, Fingerabdrücke, Blutgruppe, Erkrankungen oder 
Krankengeschichte zu sammeln, sowie andere Informationen [zu sam-
meln], deren Sammlung durch Gesetz [oder] Verwaltungsrechtsnor-
men verboten ist.

Kreditauskunftsorgane dürfen keine Informationen von Einzelper-
sonen bezüglich ihres Einkommens, ihrer Ersparnisse, Wertpapiere, 
kommerziellen Versicherungen und ihres unbeweglichen Vermögens 
sammeln. Dies gilt jedoch nicht, wenn Kreditauskunftsorgane die Sub-
jekte der Informationen deutlich über die nachteiligen Folgen aufge-
klärt haben, welche durch die Zurverfügungstellung der betreffenden 
Informationenentstehen können, und ein schriftliches Einverständnis 
[der aufgeklärten Personen] erhalten haben.

§ 15 [Umgang mit schlechten Informationen] Stellt ein Informa-
tionen zur Verfügung Stellender dem Kreditauskunftsorgan schlechte 
Informationen zur Verfügung, muss [dies] vorab der Person, die Sub-
jekt der Informationen ist, bekanntgegeben werden. Jedoch sind hier-
von nach dem Gesetz [oder] Verwaltungsrechtsnormen offengelegte, 
schlechte Informationen ausgenommen.

§ 16 [Löschung schlechter Informationen nach 5-Jahres-Frist; 
Pflicht Erklärung durch betroffene Person zu vermerken] Die Spei-
cherfrist von Kreditauskunftsorganen für schlechte Informationen 
über Einzelpersonen beträgt fünf Jahre ab Ende des [betreffenden] 
schlechten Verhaltens oder Ereignisses; werden fünf Jahre überschrit-
ten, müssen [die Informationen] gelöscht werden.

Ein Subjekt von Informationen kann innerhalb der Speicherfrist für 
schlechte Informationen zu den schlechten Informationen eine Erklä-
rung abgeben, [und] das Kreditauskunftsorgan muss [dies] vermerken.

§ 17 [Auskunft über eigene Kreditwürdigkeit] Ein Subjekt von 
Informationen kann von Kreditauskunftsorganen Auskunft über seine 
eigenen Informationen einholen. Subjekte von Einzelpersonen betref-
fenden Informationen haben das Recht, jedes Jahr zweimal kostenfrei 
einen Bericht zur Kreditwürdigkeit ihrer Person zu erhalten.

§ 18 [Einverständnis vor Auskunft über Einzelpersonen] Wenn 
bei einem Kreditauskunftsorgan Auskunft über Einzelpersonen betref-
fende Informationen eingeholt wird, muss zuvor ein schriftliches Ein-
verständnis der Person, welche Subjekt der Informationen ist, erlangt 
werden, und eine Vereinbarung über die Verwendung getroffen wer-
den. Hiervon [sind Fälle ausgenommen, in denen] gesetzlich bestimmt 
ist, dass Auskunft ohne ein Einverständnis eingeholt werden kann.

Kreditauskunftsorgane dürfen nicht unter Verletzung der Bestim-
mung des vorherigen Absatzes Einzelpersonen betreffende Informati-
onen zur Verfügung stellen.

§ 19 [Einverständnis durch AGB] Wenn Kreditauskunftsorgane, 
Informationen zur Verfügung stellende oder Informationen nutzende 
Personen allgemeine Geschäftsbedingungen verwenden, um das Ein-
verständnis einer Person, die Subjekt von Informationen ist, zu erlan-
gen, so muss im [betreffenden] Vertrag ein Hinweis enthalten sein, der 
das Subjekt der Informationen [auf das Einverständnis] hinreichend 
aufmerksam macht, und auf Verlangen des Subjekts der Information 
[dieses] deutlich erläutern.

第十四条　禁止征信机构采
集个人的宗教信仰、基因、指
纹、血型、疾病和病史信息以及
法律、行政法规规定禁止采集的
其他个人信息。

征信机构不得采集个人的收
入、存款、有价证券、商业保
险、不动产的信息和纳税数额信
息。但是，征信机构明确告知信
息主体提供该信息可能产生的不
利后果，并取得其书面同意的除
外。

第十五条　信息提供者向征
信机构提供个人不良信息，应当
事先告知信息主体本人。但是，
依照法律、行政法规规定公开的
不良信息除外。

第十六条　征信机构对个人
不良信息的保存期限，自不良行
为或者事件终止之日起为5年；超
过5年的，应当予以删除。

在不良信息保存期限内，信
息主体可以对不良信息作出说
明，征信机构应当予以记载。

第十七条　信息主体可以向
征信机构查询自身信息。个人信
息主体有权每年两次免费获取本
人的信用报告。

第十八条　向征信机构查询
个人信息的，应当取得信息主体
本人的书面同意并约定用途。但
是，法律规定可以不经同意查询
的除外。

征信机构不得违反前款规定
提供个人信息。

第十九条　征信机构或者信
息提供者、信息使用者采用格式
合同条款取得个人信息主体同意
的，应当在合同中作出足以引起
信息主体注意的提示，并按照信
息主体的要求作出明确说明。
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§ 20 [Vereinbarung über Nutzungsumfang von Informationen] 
Nutzer von Informationen müssen gemäß der Vereinbarung über die 
Verwendung mit der Person, die Subjekt der Informationen ist, die 
Einzelpersonen betreffenden Informationen nutzen; eine Verwendung 
außerhalb der Nutzungsvereinbarung oder Zurverfügungstellung der 
Informationen an Dritte ohne Einverständnis der Person, die Subjekt 
der Informationen ist, ist nicht erlaubt.

§ 21 [Wege der Informationsgewinnung für Kreditauskunfts-
organe] Kreditauskunftsorgane können aus verschiedenen Kanälen 
Informationen über ein Unternehmen sammeln, wie etwa Informati-
onen, die durch Subjekte von Informationen, Handelspartner des Un-
ternehmens und Gewerbeverbände zur Verfügung gestellt werden, 
Informationen, die durch die zuständigen Abteilungen der Regierung 
bereits nach dem Recht offengelegt wurden, und Urteile und Verfü-
gungen, die durch die Volksgerichte nach dem Recht bekannt gemacht 
worden sind.

Kreditauskunftsorgane dürfen keine Informationen von Unter-
nehmen sammeln, deren Sammlung durch Gesetz oder Verwaltungs-
rechtsnormen verboten ist.

§ 22 [Gewährleistung der Sicherheit von Informationen durch 
Kreditauskunftsorgane; Pflichten des Personals] Kreditauskunftsor-
gane müssen gemäß den Bestimmungen der Aufsichtsabteilung des 
Staatsrats für die Kreditauskunftsbranche ein Regelsystem zur Gewähr-
leistung der Sicherheit von Informationen etablieren, vervollkommnen 
und streng durchführen, sowie wirksame technische Maßnahmen zur 
Gewährleistung der Sicherheit von Informationen ergreifen.

Kreditauskunftsorgane, die Einzelpersonen betreffende Kredi-
tauskunftsgeschäfte betreiben, müssen für ihr Personal die Grenzen 
seiner Befugnisse und das Verfahren hinsichtlich der Auskünfte über 
Einzelpersonen betreffenden Informationen durch klare Bestimmun-
gen regeln; wenn Personal Auskünfte über Einzelpersonen betreffen-
de Informationen einholt, muss dies wahrheitsgemäß mit dem Namen 
des Auskünfte einholenden Personals, dem Zeitpunkt, Inhalt und der 
Verwendung der Auskunft registriert werden. Personal darf die Be-
stimmungen über die Grenzen seiner Befugnisse und das Verfahren 
hinsichtlich der Auskünfte über Informationen nicht verletzten [und] 
es darf Informationen, welche es während der Arbeit erhält, nicht wei-
tergeben.

§ 23 [Maßnahmen zur Überprüfung von Informationen; Grenze 
des Vertrauens auf Auskünfte der Kreditauskunftsorgane] Kredit-
auskunftsorgane müssen angemessene Maßnahmen ergreifen um die 
Richtigkeit von zur Verfügung gestellten Informationen zu gewährleis-
ten.

Durch Kreditauskunftsorgane zur Verfügung gestellte Informatio-
nen dienen der Berücksichtigung durch die Nutzer der Informationen.

§ 24 [Behandlung und Zurverfügungstellung von Informationen 
innerhalb und außerhalb des chinesischen Gebiets] Die durch Kre-
ditauskunftsorgane innerhalb des chinesischen Gebiets gesammelten 
Informationen müssen innerhalb des chinesischen Gebiets geordnet, 
gespeichert und bearbeitet werden.

Wenn Kreditauskunftsorgane Informationen an Organisationen 
oder Einzelpersonen außerhalb des chinesischen Gebiets zur Verfü-
gung stellen, müssen die einschlägigen Bestimmungen aus Gesetzen, 

第二十条　信息使用者应当
按照与个人信息主体约定的用途
使用个人信息，不得用作约定以
外的用途，不得未经个人信息主
体同意向第三方提供。

第二十一条　征信机构可以
通过信息主体、企业交易对方、
行业协会提供信息，政府有关部
门依法已公开的信息，人民法院
依法公布的判决、裁定等渠道，
采集企业信息。

征信机构不得采集法律、行
政法规禁止采集的企业信息。

第二十二条　征信机构应当
按照国务院征信业监督管理部门
的规定，建立健全和严格执行保
障信息安全的规章制度，并采取
有效技术措施保障信息安全。

经营个人征信业务的征信机
构应当对其工作人员查询个人信
息的权限和程序作出明确规定，
对工作人员查询个人信息的情况
进行登记，如实记载查询工作人
员的姓名，查询的时间、内容及
用途。工作人员不得违反规定的
权限和程序查询信息，不得泄露
工作中获取的信息。

第二十三条　征信机构应当
采取合理措施，保障其提供信息
的准确性。

征信机构提供的信息供信息
使用者参考。

第二十四条　征信机构在中
国境内采集的信息的整理、保存
和加工，应当在中国境内进行。

征信机构向境外组织或者个
人提供信息，应当遵守法律、行
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Verwaltungsrechtsnormen und von der Aufsichtsabteilung des Staats-
rats für die Kreditauskunftsbranche befolgt werden.

4. Kapitel: Einwand und Beschwerde

§ 25 [Einwand des Subjekts wegen Fehler- oder Lückenhaftigkeit 
von Informationen] Wenn das Subjekt von Informationen der Ansicht 
ist, dass die von einem Kreditauskunftsorgan gesammelten, gespei-
cherten und zur Verfügung gestellten Informationen Fehler aufweisen 
[oder] lückenhaft sind, so hat es das Recht, Einwand beim Kreditaus-
kunftsorgan oder bei dem, der die Informationen zur Verfügung stellt, 
zu erheben [und] Berichtigung zu verlangen.

Erhält ein Kreditauskunftsorgan oder der, der die Informationen 
zur Verfügung stellt, einen Einwand, müssen sie gemäß den Bestim-
mungen der Aufsichtsabteilung des Staatsrats für die Kreditauskunfts-
branche einen Vermerk über das Bestehen des Einwands im Hinblick 
auf die betreffenden Informationen machen und [ihn] innerhalb von 
20 Tagen ab dem Tag, an dem der Einwand erhalten wurde, prüfen 
und bearbeiten, sowie das Ergebnis dem Einwand Erhebenden in einer 
schriftlichen Antwort [mitteilen].

Wenn durch Prüfung bestätigt wird, dass die betreffenden Informa-
tionen tatsächlich Fehler aufweisen [oder] lückenhaft sind, so müssen 
der, der die Informationen zur Verfügung stellt, [oder] das Kreditaus-
kunftsorgan [die Informationen] berichtigen; wenn festgestellt wird, 
dass kein Fehler vorliegt oder dass [die Informationen] nicht lücken-
haft sind, muss der Vermerk über den Einwand gelöscht werden; wenn 
trotz Prüfung nicht festgestellt werden kann, [ob ein Fehler vorliegt 
oder die Informationen lückenhaft sind], so müssen die Umstände der 
Prüfung und der Inhalt des Einwands eingetragen werden.

§ 26 [Beschwerde und Klagebefugnis des Subjekts bei Eingriff 
in seine Rechte] Ist ein Subjekt von Informationen der Ansicht, dass 
ein Kreditauskunftsorgan [oder] eine Informationen zur Verfügung 
stellende oder nutzende Person  seine legalen Rechte und Interessen 
verletzt, so kann es Beschwerde bei der örtlichen Außenstelle der Auf-
sichtsabteilung des Staatsrats für die Kreditauskunftsbranche einlegen.

Das eine Beschwerde erhaltende Organ muss [die Beschwerde] un-
verzüglich prüfen und bearbeiten und dem sich Beschwerenden inner-
halb von 30 Tagen ab Erhalt [der Beschwerde] eine schriftliche Antwort 
geben.

Ist das Subjekt von Informationen der Ansicht, dass ein Kreditaus-
kunftsorgan [oder] eine Informationen zur Verfügung stellende oder 
nutzende Person seine legalen Rechte und Interessen verletzt, kann es 
direkt beim Volksgericht Klage erheben.

5. Kapitel: Basisdatenbank für Finanzkreditinformationen

§ 27 [Zweck der Datenbank; Träger der Datenbank] Der Staat 
errichtet eine Basisdatenbank für Finanzkreditinformationen, um Fi-
nanzrisiken abzuwenden und durch den Dienst der Zurverfügungstel-
lung von entsprechenden Informationen die Entwicklung der Finanz-
branche voranzutreiben.

Die Basisdatenbank für Finanzkreditinformationen wird von ei-
nem speziellen Betriebsorgan aufgebaut, betrieben und geschützt. 
Dieses Betriebsorgan ist nicht auf Gewinnerzielung gerichtet und wird 
von der Aufsichtsabteilung des Staatsrats für die Kreditauskunftsbran-
che beaufsichtigt.

政法规和国务院征信业监督管理
部门的有关规定。

第四章　异议和投诉

第二十五条　信息主体认为
征信机构采集、保存、提供的信
息存在错误、遗漏的，有权向征
信机构或者信息提供者提出异
议，要求更正。

征信机构或者信息提供者收
到异议，应当按照国务院征信业
监督管理部门的规定对相关信息
作出存在异议的标注，自收到
异议之日起20日内进行核查和处
理，并将结果书面答复异议人。

经核查，确认相关信息确有
错误、遗漏的，信息提供者、征
信机构应当予以更正；确认不存
在错误、遗漏的，应当取消异议
标注；经核查仍不能确认的，对
核查情况和异议内容应当予以记
载。

第二十六条　信息主体认为
征信机构或者信息提供者、信息
使用者侵害其合法权益的，可以
向所在地的国务院征信业监督管
理部门派出机构投诉。

受理投诉的机构应当及时进
行核查和处理，自受理之日起30
日内书面答复投诉人。

信息主体认为征信机构或者
信息提供者、信息使用者侵害其
合法权益的，可以直接向人民法
院起诉。

第五章　金融信用信息基础数据
库

第二十七条　国家设立金融
信用信息基础数据库，为防范金
融风险、促进金融业发展提供相
关信息服务。

金融信用信息基础数据库由
专业运行机构建设、运行和维
护。该运行机构不以营利为目
的，由国务院征信业监督管理部
门监督管理。
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§ 28 [Informationsquellen der Basisdatenbank; Auskunftsdienst] 
Die Basisdatenbank für Finanzkreditinformationen nimmt von Orga-
nen, die Darlehensgeschäfte betreiben, bestimmungsgemäß zur Verfü-
gung gestellte Informationen über Darlehen entgegen.

Die Basisdatenbank für Finanzkreditinformationen bietet einen 
Auskunftsdienst für Subjekte von Informationen und Nutzer von In-
formationen an, die ein schriftliches Einverständnis der Personen er-
halten haben, die Subjekte der Informationen sind. Staatliche Behörden 
können nach dem Recht Auskunft über Informationen bei der Basisda-
tenbank für Finanzkreditinformationen [einholen].

§ 29 [Informationspflicht für Geschäftsbanken; Einverständnis 
bei Einzelpersonen betreffenden Informationen] Organe, die Darle-
hensgeschäfte betreiben, müssen gemäß den Bestimmungen Informa-
tionen über Darlehen der Basisdatenbank für Finanzkreditinformatio-
nen zur Verfügung stellen.

Wenn Organe, die Darlehensgeschäfte betreiben, Informationen 
über Darlehen der Basisdatenbank für Finanzkreditinformationen 
oder anderen Subjekten zur Verfügung stellen, müssen [sie] vorab ein 
schriftliches Einverständnis der Subjekte der Informationen erhalten 
und die Bestimmungen dieser Verordnung hinsichtlich derjenigen, die 
Informationen zur Verfügung stellen, anwenden.

§ 30 [Informationen anderer Finanzinstitute] Die genaue Metho-
de, [auf welche Weise] Finanzorgane, die keine Darlehensgeschäfte be-
treiben, der Basisdatenbank für Finanzkreditinformationen Informati-
onen zur Kreditwürdigkeit zur Verfügung stellen [oder diesbezügliche] 
Auskunft [erhalten], [oder auf welche Weise] die Basisdatenbank für 
Finanzkreditinformationen ihr zur Verfügung gestellte Kreditinforma-
tionen entgegennimmt, wird durch die Aufsichtsabteilung des Staats-
rats für die Kreditauskunftsbranche gemeinsam mit den zuständigen 
Finanzaufsichtsorganen des Staatsrats nach dem Recht bestimmt.

§ 31 [Auskunftsgebühren] Das Betriebsorgan der Basisdatenbank 
für Finanzkreditinformationen kann gemäß den Prinzipien der Auf-
wandsentschädigung Gebühren für Auskunftsdienste erheben; die 
Sätze der Gebühren werden durch die für Preise zuständige Abteilung 
des Staatsrats bestimmt.

§ 32 [Für Funktionsorgan einschlägige Paragraphen] Die §§ 14, 
16, 17, 18, 22, 23, 24, 25 und 26 dieser Verordnung werden hinsichtlich 
des Betriebsorgans der Basisdatenbank für Finanzkreditinformationen 
angewendet.

6. Kapitel: Aufsicht

§ 33 [Maßnahmen der Aufsichtsabteilung des Staatsrats] Die Auf-
sichtsabteilung des Staatsrats für die Kreditauskunftsbranche und ihre 
Außenstellen können nach Gesetzen, Verwaltungsrechtsnormen und 
Bestimmungen des Staatsrats zur Erfüllung ihrer Aufsichtsamtspflich-
ten gegenüber der Kreditauskunftsbranche und dem Betriebsorgan der 
Basisdatenbank für Finanzkreditinformationen folgende Maßnahmen 
zur Überwachung und Überprüfung ergreifen:

(1) Betreten der Kreditauskunftsorgane und des Betriebsorgans 
der Basisdatenbank für Finanzkreditinformationen, um vor Ort zu 
überprüfen ob Organe, die der Basisdatenbank für Finanzkreditinfor-
mationen Informationen zur Verfügung stellen oder Auskunft über 

第二十八条　金融信用信息
基础数据库接收从事信贷业务的
机构按照规定提供的信贷信息。

金融信用信息基础数据库为
信息主体和取得信息主体本人书
面同意的信息使用者提供查询服
务。国家机关可以依法查询金融
信用信息基础数据库的信息。

第二十九条　从事信贷业务
的机构应当按照规定向金融信用
信息基础数据库提供信贷信息。

从事信贷业务的机构向金融
信用信息基础数据库或者其他主
体提供信贷信息，应当事先取得
信息主体的书面同意，并适用本
条例关于信息提供者的规定。

第三十条　不从事信贷业务
的金融机构向金融信用信息基础
数据库提供、查询信用信息以及
金融信用信息基础数据库接收其
提供的信用信息的具体办法，由
国务院征信业监督管理部门会同
国务院有关金融监督管理机构依
法制定。

第三十一条　金融信用信息
基础数据库运行机构可以按照补
偿成本原则收取查询服务费用，
收费标准由国务院价格主管部门
规定。

第三十二条　本条例第十四
条、第十六条、第十七条、第十
八条、第二十二条、第二十三
条、第二十四条、第二十五条、
第二十六条适用于金融信用信息
基础数据库运行机构。

第六章　监督管理

第三十三条　国务院征信业
监督管理部门及其派出机构依照
法律、行政法规和国务院的规
定，履行对征信业和金融信用信
息基础数据库运行机构的监督管
理职责，可以采取下列监督检查
措施：

（一）进入征信机构、金融
信用信息基础数据库运行机构进
行现场检查，对向金融信用信息
基础数据库提供或者查询信息的
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Informationen einholen, die entsprechenden Bestimmungen dieser 
Verordnung befolgen;

(2) Befragung von Beteiligten sowie Einheiten und Einzelpersonen, 
die mit dem untersuchten Ereignis in Verbindung stehen, [sowie von 
ihnen zu] verlangen, über mit dem untersuchten Ereignis in Verbin-
dung stehende Einzelheiten Erklärungen abzugeben; 

(3) Einsehen und Vervielfältigen von Unterlagen und Materialien, 
welche mit dem untersuchten Ereignis in Verbindung stehen, [und] die 
Beschlagnahme von Unterlagen und Materialien, die übertragen, zer-
stört, verborgen oder verfälscht werden könnten;

(4) Überprüfung der [mit dem untersuchten Ereignis] in Verbin-
dung stehenden Informationssysteme.

Die vor Ort überprüfenden oder untersuchenden Personen dür-
fen nicht weniger als zwei Personen sein und sie müssen rechtmäßige 
Ausweise und ein Mitteilungsschreiben über die Überprüfung [oder] 
Untersuchung vorzeigen.

Die Einheiten und Einzelpersonen, die überprüft und untersucht 
werden, müssen kooperieren, in Verbindung [mit dem Ereignis] ste-
hende Unterlagen und Materialien wahrheitsgemäß zur Verfügung 
stellen [und] dürfen [nichts] verbergen, verweigern oder behindern.

§ 34 [Schadensbegrenzung durch Aufsichtsabteilung des Staats-
rats bei Weitergabe von Informationen] Wenn schwere Fälle etwa des 
Weitergebens von Informationen bei Kreditauskunftsorganen, die Ein-
zelpersonen betreffende Kreditauskunftsgeschäfte betreiben, bei der 
Basisdatenbank für Finanzkreditinformationen oder bei Organen, die 
der Basisdatenbank für Finanzkreditinformationen Informationen zur 
Verfügung stellen oder Auskunft über Informationen einholen, eintre-
ten, so kann die Aufsichtsabteilung des Staatsrats für die Kreditaus-
kunftsbranche notwendige Maßnahmen wie etwa die vorübergehende 
Übernahme der Kontrolle über die betreffenden Informationssysteme 
ergreifen, um die Ausweitung des Schadens zu verhindern.

§ 35 [Geheimhaltungspflicht des Personals der Aufsichtsabtei-
lung des Staatsrats] Das Personal der Aufsichtsabteilung des Staatsrats 
für die Kreditauskunftsbranche und ihrer Außenstellen muss Staatsge-
heimnisse und Informationen über Subjekte von Informationen, von 
denen es während der Arbeit Kenntnis erlangt, geheim halten.

7. Kapitel: Rechtliche Haftung

§ 36 [Haftung für das Betreiben von Kreditauskunftsgeschäften 
ohne Genehmigung] Wenn ohne Genehmigung der Aufsichtsabteilung 
des Staatsrats eigenmächtig ein Kreditauskunftsorgan errichtet wird, 
das Einzelpersonen betreffende Kreditauskunftsgeschäfte betreibt, 
oder Einzelpersonen betreffende Kreditauskunftsgeschäftsaktivitäten 
durchgeführt werden, so wird dies durch die Aufsichtsabteilung des 
Staatsrats für die Kreditauskunftsbranche unterbunden, rechtswidrig 
Erlangtes wird eingezogen, und eine Geldbuße von mindestens RMB 
50.000 Yuan bis maximal RMB 500.000 Yuan verhängt; wird [durch den 
Sachverhalt] ein Straftatbestand erfüllt, so wird nach dem Recht die 
strafrechtliche Verantwortung verfolgt.

§ 37 [Haftung für Verstöße gegen § 9; Haftung für Verstöße ge-
gen § 10] Wenn Kreditauskunftsorgane, die Einzelpersonen betreffen-
de Kreditauskunftsgeschäfte betreiben, gegen § 9 dieser Verordnung 
verstoßen, so setzt die Aufsichtsabteilung des Staatsrats für die Kre-
ditauskunftsbranche eine Frist zur Korrektur [des Verstoßes] [und] 

机构遵守本条例有关规定的情况
进行检查；

（二）询问当事人和与被调
查事件有关的单位和个人，要求
其对与被调查事件有关的事项作
出说明；

（三）查阅、复制与被调查
事件有关的文件、资料，对可能
被转移、销毁、隐匿或者篡改的
文件、资料予以封存；

（四）检查相关信息系统。

进行现场检查或者调查的人
员不得少于2人，并应当出示合法
证件和检查、调查通知书。

被检查、调查的单位和个人
应当配合，如实提供有关文件、
资料，不得隐瞒、拒绝和阻碍。

第三十四条　经营个人征信
业务的征信机构、金融信用信息
基础数据库、向金融信用信息基
础数据库提供或者查询信息的机
构发生重大信息泄露等事件的，
国务院征信业监督管理部门可以
采取临时接管相关信息系统等必
要措施，避免损害扩大。

第三十五条　国务院征信业
监督管理部门及其派出机构的工
作人员对在工作中知悉的国家秘
密和信息主体的信息，应当依法
保密。

第七章　法律责任

第三十六条　未经国务院征
信业监督管理部门批准，擅自设
立经营个人征信业务的征信机构
或者从事个人征信业务活动的，
由国务院征信业监督管理部门予
以取缔，没收违法所得，并处5万
元以上50万元以下的罚款；构成
犯罪的，依法追究刑事责任。

第三十七条　经营个人征信
业务的征信机构违反本条例第九
条规定的，由国务院征信业监督
管理部门责令限期改正，对单位
处2万元以上20万元以下的罚款；
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verhängt ein Bußgeld von mindestens RMB 20.000 Yuan bis maximal 
RMB 200.000 Yuan; unmittelbar verantwortliche Zuständige und ande-
res unmittelbar verantwortliches Personal werden verwarnt und eine 
Geldbuße von maximal RMB 10.000 Yuan verhängt.

Wenn Kreditorgane, die Unternehmen betreffende Kreditaus-
kunftsgeschäfte betreiben, sich nicht gemäß § 10 dieser Verordnung 
zu den Akten melden, so setzt die örtliche Außenstelle der Aufsichts-
abteilung des Staatsrats für die Kreditauskunftsbranche eine Frist zur 
Korrektur [des Fehlverhaltens]; wenn bis Fristablauf keine Korrektur 
erfolgt, so wird nach der vorherigen Bestimmung eine Geldbuße ver-
hängt.

§ 38 [Haftung von Kreditaufsichtsorganen oder des Betriebsor-
gans der Basisdatenbank; in schweren Fällen Entzug der Betriebs-
lizenz von Kreditauskunftsorganen] Wenn Kreditauskunftsorgane 
[oder] das Betriebsorgan der Basisdatenbank für Finanzkreditinforma-
tionen gegen Bestimmungen dieser Verordnung verstoßen [und] eine 
der folgenden Verhaltensweisen vorliegt, so setzt die Aufsichtsabtei-
lung des Staatsrats für die Kreditauskunftsbranche eine Frist zur Kor-
rektur [des Verstoßes] [und] verhängt gegen die Einheit eine Geldbuße 
von mindestens RMB 50.000 Yuan bis maximal RMB 500.000 Yuan; von 
unmittelbar verantwortlichen Zuständigen und unmittelbar verant-
wortlichem Personal werden Geldbußen von mindestens RMB 10.000 
Yuan bis maximal RMB 100.000 Yuan verhängt; wenn es rechtswidrig 
Erlangtes gibt, so wird dies rechtswidrig Erlangte eingezogen. Wird 
einem Subjekt von Informationen ein Schaden verursacht, wird nach 
dem Recht die zivilrechtliche Haftung übernommen; wird [durch den 
Sachverhalt] ein Straftatbestand erfüllt, so wird nach dem Recht die 
strafrechtliche Verantwortung verfolgt:

(1) Stehlen oder auf andere Weise rechtswidriges Erlangen von In-
formationen;

(2) Sammeln von zu sammeln verbotenen Informationen, die Ein-
zelpersonen betreffen, oder Sammeln von Informationen, die Einzel-
personen betreffen, ohne Einverständnis [des Subjekts der Informati-
onen];

(3) rechtswidrige Zurverfügungstellung oder Veräußerung von In-
formationen;

(4) fahrlässige Weitergabe von Informationen;

(5) nicht fristgerechtes Löschen von schlechten Informationen, die 
Einzelpersonen betreffen;

(6) nicht bestimmungsgemäßes Prüfen und Behandeln von Ein-
wänden gegen Informationen;

(7) Verweigern oder Verhindern von Überprüfungen [oder] Unter-
suchungen durch die Aufsichtsabteilung des Staatsrats für die Kredi-
tauskunftsbranche oder ihre Außenstellen, oder keine wahrheitsgemä-
ße Zurverfügungstellung von Unterlagen und Materialien;

(8) Verstöße gegen die Vorschriften für Kreditauskunftsgeschäfte 
[oder] anderes Verhalten, das die legalen Rechte und Interessen der 
Subjekte von Informationen verletzt.

Wenn bei einem Kreditauskunftsorgan, welches Einzelpersonen 
betreffende Kreditauskunftsgeschäfte betreibt, eines der im vorherigen 
Absatz aufgeführten Verhaltensweisen vorliegt, so entzieht in schwer-
wiegenden Fällen oder bei schwerwiegenden Folgen die Aufsichtsab-

对直接负责的主管人员和其他直
接责任人员给予警告，处1万元以
下的罚款。

经营企业征信业务的征信机
构未按照本条例第十条规定办理
备案的，由其所在地的国务院征
信业监督管理部门派出机构责令
限期改正；逾期不改正的，依照
前款规定处罚。

第三十八条　征信机构、金
融信用信息基础数据库运行机构
违反本条例规定，有下列行为之
一的，由国务院征信业监督管理
部门或者其派出机构责令限期改
正，对单位处5万元以上50万元以
下的罚款；对直接负责的主管人
员和其他直接责任人员处1万元以
上10万元以下的罚款；有违法所
得的，没收违法所得。给信息主
体造成损失的，依法承担民事责
任；构成犯罪的，依法追究刑事
责任：

（一）窃取或者以其他方式
非法获取信息；

（二）采集禁止采集的个人
信息或者未经同意采集个人信
息；

（三）违法提供或者出售信
息；

（四）因过失泄露信息；

（五）逾期不删除个人不良
信息；

（六）未按照规定对异议信
息进行核查和处理；

（七）拒绝、阻碍国务院征
信业监督管理部门或者其派出机
构检查、调查或者不如实提供有
关文件、资料；

（八）违反征信业务规则，
侵害信息主体合法权益的其他行
为。

经营个人征信业务的征信机
构有前款所列行为之一，情节严
重或者造成严重后果的，由国务
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teilung des Staatsrats für die Kreditauskunftsbranche die Betriebsli­
zenz für sich an Einzelpersonen richtende Kreditauskunftsgeschäfte.

§ 39 [Haftung für Verstoß gegen Berichtspflicht aus § 11] Wenn 
Kreditauskunftsorgane gegen die Bestimmungen dieser Verordnung 
verstoßen [indem] sie keinen Bericht über die Entwicklung der Kre­
ditauskunftsgeschäfte des vergangenen Jahres erstatten, so setzen die 
Aufsichtsabteilung des Staatsrats für die Kreditauskunftsbranche oder 
ihre Außenstellen eine Frist zur Korrektor [des Verstoßes]; wenn bis 
Fristablauf keine Korrektur erfolgt, so wird der Einheit gegenüber eine 
Geldbuße von mindestens RMB 20.000 Yuan bis maximal RMB 100.000 
Yuan verhängt; unmittelbar verantwortliche Zuständige und unmittel­
bar verantwortliches Personal wird verwarnt [und] es werden Geldbu­
ßen von maximal RMB 10.000 Yuan verhängt.

§ 40 [Haftung von Finanzinstituten] Wenn der Basisdatenbank für 
Finanzkreditinformationen zur Verfügung stellende oder Auskunft zu 
Informationen einholende Organe gegen Bestimmungen dieser Vor­
schrift verstoßen [und] eine der folgenden Verhaltensweisen vorliegt, 
so setzen die Aufsichtsabteilung des Staatsrats für die Kreditauskunfts­
branche oder ihre Außenstellen eine Frist zur Korrektor [des Versto­
ßes] [und] verhängen gegen die Einheit eine Geldbuße von mindestens 
RMB 50.000 Yuan bis maximal RMB 500.000 Yuan; gegen unmittelbar 
verantwortliche Zuständige und unmittelbar verantwortliches Perso­
nal werden Geldbußen von mindestens RMB 10.000 Yuan bis maximal 
RMB 100.000 Yuan verhängt; wenn es rechtswidrig Erlangtes gibt, so 
wird dies rechtswidrig Erlangte eingezogen. Wenn einem Subjekt von 
Informationen Schaden verursacht wird, wird nach dem Recht zivil­
rechtliche Haftung übernommen; wird [durch den Sachverhalt] ein 
Straftatbestand erfüllt, so wird nach dem Recht die strafrechtliche Ver­
antwortung verfolgt:

(1) rechtswidrige Zurverfügungstellung oder Veräußerung von In­
formationen;

(2) fahrlässige Weitergabe von Informationen;

(3) Einholen von Informationen, die Einzelpersonen betreffen, ohne 
Einverständnis [der betreffenden Subjekte], oder von Informationen, 
die Darlehen von Unternehmen betreffen;

(4) nicht den Bestimmungen gemäße Bearbeitung von Einwänden 
oder keine Berichtigung von fehlerhaften [oder] lückenhaften Informa­
tionen;

(5) Verweigern oder Verhindern von Überprüfungen [oder] Unter­
suchungen durch die Aufsichtsabteilung des Staatsrats für die Kredit­
auskunftsbranche oder ihre Außenstellen, oder keine wahrheitsgemä­
ße Zurverfügungstellung von Unterlagen und Materialien.

§ 41 [Haftung für Zurverfügungstellung von rechtswidrig veröf-
fentlichten schlechten Informationen über Einzelpersonen an Basis-
datenbank] Wenn Personen, die Informationen zur Verfügung stellen, 
gegen Bestimmungen dieser Verordnung verstoßen [indem] sie der Ba­
sisdatenbank für Finanzkreditinformationen nicht nach dem Recht of­
fengelegte schlechte Informationen, die Einzelpersonen betreffen, zur 
Verfügung stellen, [dies] der Person, die Subjekt der Informationen ist, 
nicht vorab bekanntgegeben haben, so verhängen die Aufsichtsabtei­
lung des Staatsrats für die Kreditauskunftsbranche oder ihre Außen­
stellen in schwerwiegenden Fällen oder bei schwerwiegenden Folgen 
gegenüber den Einheiten Geldbußen von mindestens RMB 20.000 Yuan 
bis maximal RMB 200.000 Yuan; für Einzelpersonen werden Geldbu­

院征信业监督管理部门吊销其个
人征信业务经营许可证。

第三十九条　征信机构违反
本条例规定，未按照规定报告其
上一年度开展征信业务情况的，
由国务院征信业监督管理部门或
者其派出机构责令限期改正；逾
期不改正的，对单位处2万元以上
10万元以下的罚款；对直接负责
的主管人员和其他直接责任人员
给予警告，处1万元以下的罚款。

第四十条　向金融信用信息
基础数据库提供或者查询信息的
机构违反本条例规定，有下列行
为之一的，由国务院征信业监督
管理部门或者其派出机构责令限
期改正，对单位处5万元以上50万
元以下的罚款；对直接负责的主
管人员和其他直接责任人员处1万
元以上10万元以下的罚款；有违
法所得的，没收违法所得。给信
息主体造成损失的，依法承担民
事责任；构成犯罪的，依法追究
刑事责任：

（一）违法提供或者出售信
息；

（二）因过失泄露信息；

（三）未经同意查询个人信
息或者企业的信贷信息；

（四）未按照规定处理异议
或者对确有错误、遗漏的信息不
予更正；

（五）拒绝、阻碍国务院征
信业监督管理部门或者其派出机
构检查、调查或者不如实提供有
关文件、资料。

第四十一条　信息提供者违
反本条例规定，向征信机构、金
融信用信息基础数据库提供非依
法公开的个人不良信息，未事先
告知信息主体本人，情节严重或
者造成严重后果的，由国务院征
信业监督管理部门或者其派出机
构对单位处2万元以上20万元以下
的罚款；对个人处1万元以上5万
元以下的罚款。
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ßen von mindestens RMB 10.000 Yuan bis maximal RMB 50.000 Yuan 
verhängt.

§ 42 [Haftung für nicht vereinbarungsgemäße Nutzung von Infor-
mationen, die Einzelpersonen betreffen, oder Zurverfügungstellung 
an Dritte ohne Einverständnis des Subjekts der Information] Wenn 
Nutzer von Informationen gegen die Bestimmungen dieser Verord­
nung verstoßen, [indem sie] nicht gemäß den Vereinbarungen über die 
Nutzung mit Personen, die Subjekte von Informationen sind, die Infor­
mationen, die Einzelpersonen betreffen, nutzen, oder [indem sie] die 
Informationen, die Einzelpersonen betreffen, ohne das Einverständnis 
der Personen, die Subjekte von Informationen sind, Dritten zur Ver­
fügung stellen, so verhängen die Aufsichtsabteilung des Staatsrats 
für die Kreditauskunftsbranche oder ihre Außenstellen in schwerwie­
genden Fällen oder bei schwerwiegenden Folgen gegenüber der Ein­
heit Geldbußen von mindestens RMB 20.000 Yuan bis maximal RMB 
200.000 Yuan; für Einzelpersonen werden Geldbußen von mindestens 
RMB 10.000 Yuan bis maximal RMB 50.000 Yuan verhängt; wenn es 
rechtswidrig Erlangtes gibt, so wird dies rechtswidrig Erlangte ein­
gezogen. Wenn dem Subjekt von Informationen Schaden verursacht 
wird, wird nach dem Recht zivilrechtliche Haftung übernommen; wird 
[durch den Sachverhalt] ein Straftatbestand erfüllt, so wird nach dem 
Recht die strafrechtliche Verantwortung verfolgt.

§ 43 [Haftung des Personals der Aufsichtsabteilung des Staats-
rats] Wenn Personal der Aufsichtsabteilung des Staatsrats für die 
Kreditauskunftsbranche oder ihrer Außenstellen seine Amtsbefug­
nisse missbraucht, sein Amt vernachlässigt, Amtspflichten nutzt, um 
sich unlauteren Nutzen zu verschaffen, seine Aufsichtsamtspflichten 
nicht nach dem Recht erfüllt, oder Staatsgeheimnisse [oder] Informa­
tionen über Subjekte von Informationen weitergibt, so werden nach 
dem Recht Disziplinarmaßnahmen verhängt. Wenn einem Subjekt von 
Informationen Schaden verursacht wird, wird nach dem Recht zivil­
rechtliche Haftung übernommen; wird [durch den Sachverhalt] ein 
Straftatbestand erfüllt, so wird nach dem Recht die strafrechtliche Ver­
antwortung verfolgt.

8. Kapitel: Ergänzende Bestimmungen

§ 44 [Definition: Personen, die Informationen zur Verfügung 
stellen; Nutzer von Informationen; schlechte Informationen] Die Be­
deutung folgender Ausdrücke in dieser Verordnung [sind wie folgt]:

(1) Eine Informationen zur Verfügung stellende Person ist eine Ein­
heit oder Einzelperson, welche einem Kreditauskunftsorgan Informa­
tionen zur Verfügung stellt, [oder] eine Einheit, die der Basisdatenbank 
für Finanzkreditinformationen Informationen zur Verfügung stellt.

(2) Nutzer von Informationen, ist eine Einheit oder Einzelperson, 
die von Kreditauskunftsorganen [oder] der Basisdatenbank für Fi­
nanzkreditinformationen Informationen erhält.

(3) Schlechte Informationen sind die folgenden, für das Subjekt der 
Informationen hinsichtlich der Situation seiner Kreditwürdigkeit einen 
negativen Eindruck bildende Informationen: Informationen [darüber, 
dass] das Subjekt bei Aktivitäten etwa bezüglich Darlehen, Kauf auf 
Kredit, Sicherheiten, Miete, Versicherungen [oder] Nutzung von Kre­
ditkarten nicht vertragsgemäß seine Pflichten erfüllt, Informationen 
über Verwaltungssanktionen gegen das Subjekt der Informationen, In­
formationen [darüber, dass] Volksgerichte das Subjekt der Informatio­
nen zur Pflichterfüllung verurteilt [oder] eine solche verfügt haben und 

第四十二条　信息使用者违
反本条例规定，未按照与个人信
息主体约定的用途使用个人信息
或者未经个人信息主体同意向第
三方提供个人信息，情节严重或
者造成严重后果的，由国务院征
信业监督管理部门或者其派出机
构对单位处2万元以上20万元以下
的罚款；对个人处1万元以上5万
元以下的罚款；有违法所得的，
没收违法所得。给信息主体造成
损失的，依法承担民事责任；构
成犯罪的，依法追究刑事责任。

第四十三条　国务院征信业
监督管理部门及其派出机构的工
作人员滥用职权、玩忽职守、徇
私舞弊，不依法履行监督管理职
责，或者泄露国家秘密、信息主
体信息的，依法给予处分。给信
息主体造成损失的，依法承担民
事责任；构成犯罪的，依法追究
刑事责任。

第八章　附则

第四十四条　本条例下列用
语的含义：

（一）信息提供者，是指向
征信机构提供信息的单位和个
人，以及向金融信用信息基础数
据库提供信息的单位。

（二）信息使用者，是指从
征信机构和金融信用信息基础数
据库获取信息的单位和个人。

（三）不良信息，是指对信
息主体信用状况构成负面影响的
下列信息：信息主体在借贷、赊
购、担保、租赁、保险、使用信
用卡等活动中未按照合同履行义
务的信息，对信息主体的行政处
罚信息，人民法院判决或者裁定
信息主体履行义务以及强制执行
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Informationen über die Zwangsvollstreckung, sowie andere schlechte 
Informationen, die von der Aufsichtsabteilung des Staatsrats für die 
Kreditauskunftsbranche [als solche] bestimmt sind.

§ 45 [Genehmigungspflicht für Kreditauskunftsorgane mit Inves-
titionen ausländischer Firmen und für Kreditauskunftsorgane von 
außerhalb des chinesischen Gebiets] Die Voraussetzungen für die Er­
richtung von Kreditauskunftsorganen mit Investitionen ausländischer 
Firmen werden von der Aufsichtsabteilung des Staatsrats für die Kre­
ditauskunftsbranche gemeinsam mit den zuständigen Abteilungen des 
Staatsrats bestimmt [und] dem Staatsrat zur Genehmigung berichtet.

Wenn Kreditauskunftsorgane [von] außerhalb des [chinesischen] 
Gebiets Kreditauskunftsgeschäfte innerhalb des [chinesischen] Gebiets 
betreiben, muss [dies] durch die Aufsichtsabteilung des Staatsrats für 
die Kreditauskunftsbranche genehmigt werden.

§ 46 [Altfallregelung] Organe, die bereits vor Durchführung dieser 
Verordnung Einzelpersonen betreffende Kreditauskunftsgeschäfte be­
trieben haben, müssen innerhalb von sechs Monaten ab Durchführung 
dieser Verordnung eine Betriebslizenz für Kreditauskunftsgeschäfte 
gemäß den Bestimmungen dieser Verordnung beantragen.

Organe, die bereits vor Durchführung dieser Verordnung Unter­
nehmen betreffende Kreditauskunftsgeschäfte betrieben haben, müs­
sen sich innerhalb von drei Monaten ab Durchführung dieser Verord­
nung gemäß den Bestimmungen dieser Verordnung zu den Akten 
melden.

§ 47 [Zeitliche Anwendbarkeit] Diese Verordnung wird ab dem 
15.3.2013 angewendet.

Übersetzung, Paragraphenüberschriften in eckigen Klammern und 
Anmerkungen von Jelena Große­Bley, Hamburg.

的信息，以及国务院征信业监督
管理部门规定的其他不良信息。

第四十五条　外商投资征信
机构的设立条件，由国务院征信
业监督管理部门会同国务院有关
部门制定，报国务院批准。

境外征信机构在境内经营征
信业务，应当经国务院征信业监
督管理部门批准。

第四十六条　本条例施行前
已经经营个人征信业务的机构，
应当自本条例施行之日起6个月
内，依照本条例的规定申请个人
征信业务经营许可证。

本条例施行前已经经营企业
征信业务的机构，应当自本条例
施行之日起3个月内，依照本条例
的规定办理备案。

第四十七条　本条例自2013
年3月15日起施行。
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Introductory remarks 1

The purpose of this chronology is to present the 
most detailed chronology of state and international 
organisation actions in the international relations 
of the European Union and China. The purpose of 
presenting a chronology of events without narra-
tive theme is to provide a resource for scholars to 
trace their own themes. An effort has been made 
to be neutral in the selection of events. Of course, 
this is not wholly possible, as there must be some 
assessment of importance in deciding what to lea-
ve out. However, the author hopes that bringing 
these events together from many disparate sources 
will provide a platform for scholars in the identifi-
cation and development of themes – in short, that 
by eschewing a current international relations or 
national policy goal oriented revision of the past 
to present what now seems important, the neutral 
presentation of organised information will be useful 
for open minded enquiry. The EU and China have 
developed bilateral relations only in the recent past. 
The chronology starts largely with European events 
with Chinese international relations activity incre-
asing as the years progress. Readers are invited to 
contact the author to suggest events which merit in-
clusion or, even, deletion.

1947

5 Oct 1947 At the Warsaw Communist conference, the 
Soviet Union and its satellite states – Hun-
gary, Romania, Bulgaria, Poland, Czecho-
slovakia, Yugoslavia – and representatives 
from France and Italy, form the Cominform 
Organisation after rejecting the Marshall 
Plan. Cominform is an information bureau 
which is to co-ordinate the activities of Eu-
ropean Communist and Workers Parties.

1948

17 Mar 1948 Belgium, France, Luxemburg, the Nether-
lands and the United Kingdom sign the 
Treaty of Brussels pledging mutual de-
fence.

1 Diarmuid Rossa Phelan (drphelan@tcd.ie), Fellow, Trinity College 
Dublin.

7 May 1948 At the Congress of Europe at the Hague, 
nearly 800 European politicians meet to 
discuss the formation of the Council of Eu-
rope. A resolution urges European nations 
to “transfer and merge some portion of 
their sovereign rights“.

27 Sep 1948 27–28 September: The parties to the Treaty 
of Brussels decide to create the Western Un-
ion Defence Organisation. It has a perma-
nent military committee in London, a joint 
headquarters at Fontainebleau, and three 
subordinate commands for land, sea and 
naval forces. A Western Union Chief of Staff 
is formed, with Field Marshall Montgom-
ery being appointed as its first chairman. 
The aim of the organisation is to standard-
ise weaponry amongst the member states. 
The organisation is later integrated into the 
North Atlantic Treaty Organisation. The 
Western Union Defence Organisation was 
formally established on 27–28 September 
1948.

1949

31 Mar 1949 The Soviet Union announces that the pro-
posed Treaty establishing the North Atlan-
tic Treaty Organisation is contrary to the 
Charter of the United Nations. The govern-
ments concerned subsequently repudiate 
Soviet assertions.

4 Apr 1949 In Washington, the treaties forming the 
North Atlantic Treaty Organisation are 
signed by Belgium, Canada, Denmark, 
France, Iceland, Italy, Luxembourg, the 
Netherlands, Norway, Portugal, the United 
Kingdom and the United States.

5 May 1949 The Treaty of London, or Statute of the 
Council of Europe, establishing the Coun-
cil of Europe, is signed by Belgium, Den-
mark, France, the United Kingdom, Ire-
land, Italy, the Netherlands, Luxembourg, 
Norway and Sweden. Its aim is political co-
operation. A Consultative Assembly is set 
up with Strasbourg as its headquarters; a 
Committee of Ministers is also established. 
Defence matters are excluded. The inaugu-
ral meeting of the Council of Europe is held 
in Strasbourg. 135 members of the Consul-
tative Assembly meet for the first time to 
discuss ‘necessary changes in the political 
structure of Europe’.

Major Events in European and Chinese 
International Development 1947–2013
Diarmuid Rossa Phelan 1
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3 Aug 1949 The Treaty of London, or the Statute of the 
Council of Europe, enters into force.

24 Aug 1949 The North Atlantic Treaty comes into force.

17 Sep 1949 The North Atlantic Council holds its first 
session in Washington.

20 Sep 1949 The first courses are given at the College of 
Europe, Bruges. The College emerged from 
the 1948 Hague Congress and begins teach-
ing full-time courses on European integra-
tion in 1950.

28 Sep 1949 United States Congress approves a Mutual 
Defence Aid Programme to the North At-
lantic Treaty Organisation.

October West Germany is admitted into the Organi-
sation for European Economic Coopera-
tion.

1 Oct 1949 Mao Zedong proclaims foundation of Peo-
ple’s Republic of China.

December Mao Zedong travels to Moscow to negoti-
ate a friendship treaty with Joseph Stalin.

1950

1950–1955 Mao Zedong favours a pro-natalistic popu-
lation policy encouraging traditional prac-
tices of having many children. This was 
influenced by the high demand for manual 
labour.

6 Jan 1950 A Franco-German parliamentary confer-
ence opens in Basel, Switzerland, to discuss 
the economic and political relations of the 
two countries within a united Europe.

February China and the Soviet Union sign the “Sino-
Soviet Treaty of Friendship, Alliance and 
Mutual Assistance“.

6 Mar 1950 The West German Bundestag votes to join 
the Council of Europe.

2 Jun 1950 The United Kingdom refuses to join the 
proposed European Coal and Steel Com-
munity.

13 Jun 1950 The Federal Republic of Germany is admit-
ted to the Council of Europe.

14 Jun 1950 At the second Benelux meeting on coop-
eration in coal and steel, the Dutch delega-
tion proposes that a ‘Council of Ministers’ 
should be created to control the political 
decisions of the High Authority.

11 Aug 1950 The Consultative Assembly of the Council 
of Europe approves Churchill’s motion to 
create a European army.

September The North Alantic Treaty Organisation 
decides to adopt unified defence force in 
Europe, including the Federal Republic of 
Germany.

15 Sep 1950 In a meeting with the United Kingdom, 
France and other North Atlantic Treaty Or-
ganisation states in New York, the United 

States formally proposes West German re-
armament within the North Atlantic Treaty 
Organisation.

October The Chinese People’s Volunteer Army en-
ters the Korean Peninsula supporting their 
North Korean allies against the USA.

24 Oct 1950 French Prime Minister Pléven presents a 
plan for a European Defence Community 
to the French National Assembly. The plan 
seeks to integrate the Federal Republic of 
Germany into the defence of Western Eu-
rope and to establish a European Army.

27 Oct 1950 France opposes German rearmament under 
the North Atlantic Treaty.

November  The People’s Republic of China takes con-
trol of Tibet.

20 Dec 1950 The Consultative Council of the Brussels 
Treaty Powers decides to merge the mili-
tary organisation of the Western Union and 
the North Atlantic Treaty Organisation.

1951

12 Feb 1951 The United Kingdom Prime Minister, 
Clement Atlee, states four conditions for a 
West German contribution to the defence of 
Europe: the rearmament of North Atlantic 
Treaty Organisation members is to precede 
that of the Federal Republic of Germany; al-
lied forces have to be sufficiently strength-
ened before West German units could be 
raised; West German units have to be as-
sociated with other North Atlantic Treaty 
Organisation forces in such a manner as 
not to constitute a threat; there has to be 
an agreement with the Federal Republic of 
Germany on the level of its contribution.

2 Apr 1951 North Atlantic Treaty Organisation Allied 
Command in Europe becomes operational. 
Supreme Headquarters Allied Command 
Europe, SHAPE, opens in Paris, with Gen-
eral Eisenhower as Supreme Commander.

18 Apr 1951 The Treaty establishing the European Coal 
and Steel Community is signed in Paris by 
Germany, Belgium, France, Italy, Luxem-
bourg and the Netherlands. France signs 
on behalf of the Saar. Four institutions – 
the High Authority, the Court of Justice, a 
Council of Ministers and an Assembly – are 
established. The Treaty is subsequently rat-
ified by national Parliaments.

21 Jun 1951 The United Nations places a global arms 
embargo on China because of China’s in-
volvement in the Korean War.

10 Sep 1951 The Vatican and China break off diplomatic 
relations following a complicated series of 
events that led to accusations of a conspir-
acy involving the Holy See to assassinate 
Mao Zedong.
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1952

30 May 1952 The Consultative Assembly of the Council 
of Europe resolves that the principles of a 
‘European supranational political author-
ity’ should be agreed upon without wait-
ing for the entry into force of the European 
Defence Community.

11 Sep 1952 Paul-Henri Spaak is elected President of 
the ECSC Common Assembly. The Foreign 
Ministers of the six member states invite 
the Assembly to produce a draft treaty for 
the European Political Community. The Eu-
ropean Political Community subsequently 
fails with the demise of the European De-
fence Community in August 1954.

15 Sep 1952 The ECSC Common Assembly officially 
transforms itself into the Ad Hoc Assembly 
for the express purpose of constructing a 
European Political Community. This new 
entity in turn appoints a special Constitu-
tional Committee of 26 members to draft 
the treaty.

1953

14 Jan 1953 The Consultative Assembly of the Coun-
cil of Europe meets in Strasbourg to draft 
a constitution for the European Political 
Community.

28 Nov 1953 An Intergovernmental Committee is cre-
ated to oversee the setting up of the Euro-
pean Political Community.

December In France, parliament supports member-
ship of the North Atlantic Treaty Organi-
sation and the rearmament of the Federal 
Republic of Germany.

11 Dec 1953 The Council of Europe adopts a convention 
on the equivalence of diplomas leading to 
admission to universities.

1954

31 Mar 1954 The Soviet Union proposes that it be al-
lowed to join the North Atlantic Treaty Or-
ganisation. This is rejected by the Western 
powers on 7 May.

1955

6 May 1955 The Federal Republic of Germany officially 
joins the North Atlantic Treaty Organisa-
tion.

18 Jul 1955 18–23 July: the first conference of Atlantic 
Treaty Organisation Parliamentarians takes 
place in Paris.

13 Oct 1955 Jean Monnet establishes the Action Com-
mittee for the United States of Europe, 
which became known as the Monnet Com-
mittee. He serves as its President from 1956 
to 1957.

1956

1956–1957 The “Hundred Flowers” campaign in Chi-
na instigated by Mao Zedong invites criti-
cism of the regime.

21 Apr 1956 The intergovernmental Spaak Committee 
publishes its report in Brussels. This out-
lined proposals for the creation of a com-
mon market and the establishment of a Eu-
ropean Community for the peaceful use of 
atomic energy.

29 May 1956 The Foreign Ministers of the Member States 
of the European Coal and Steel Communi-
ty, meeting in Venice, approve the Spaak re-
port, clearing the way for the creation of the 
European Ecomomic Community, the EEC, 
and the European Atomic Energy Commit-
tee, Euratom.

26 Jun 1956 Negotiations for the creation of the Euro-
pean Economic Community and the Euro-
pean Atomic Energy Committee begin in 
Brussels.

September The Sino-Soviet agreement on technologi-
cal aid in the field of nuclear industry is 
signed in Moscow.

9 Sep 1956 Tibet becomes an autonomous region with-
in China under the structure of a Chairman 
who is subordinate to the Branch Secretary 
of the Communist Party of China.

3 Oct 1956 Harold Macmillan, the United Kingdom 
Chancellor of the Exchequer, announces 
the government’s readiness to join a limited 
European Free Trade Area.

1957

1957–1958 The “Anti-Rightist” Campaign is used by 
Mao Zedong to remove critical intellectu-
als. Those who are critical of the collectivi-
sation policy or seen to possess capitalist 
sympathies are sent to labour camps as 
part of the ‘re-education through labour’ 
programme.

25 Mar 1957 The Treaty Establishing a European Eco-
nomic Community and the Treaty Establish-
ing a European Atomic Energy Community 
are signed in Rome by France, Belgium, the 
Netherlands, Germany, Luxembourg and 
Italy. The Treaty is ratified by the six coun-
tries involved between July and November 
but there is large parliamentary opposi-
tion from the communist parties in France 
(342 for, 239 against) and Italy (311 for, 144 
against) compared to Luxembourg (46 for, 3 
against). The Council of the European Eco-
nomic Community and Euratom is created. 
COREPER (Comité de répresantants per-
manents) is established. On the same date, 
the Contracting Parties sign a Convention 
on Certain Institutions Common to the Eu-
ropean Communities in order to “limit the 
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number of institutions responsible for car-
rying out similar tasks“. The Convention 
establishes a single Assembly and a single 
Economic and Social Committee. It creates 
a single Court of Justice.

13 Dec 1957 The European Convention on Extradition is 
opened for signature on the initiative of the 
Council of Europe.

1958

1958 In China all land is collectivised and and 
farmers are organized into People’s Com-
munes.

1958 The ‘Great Leap Forward’ campaign be-
gins. This aimed to use China’s vast pop-
ulation to rapidly transform the country 
from an agrarian economy into a modern 
communist society through rapid industri-
alisation and collectivisation.

19 Mar 1958 The Assembly of the European Economic 
Community and the European Atomic En-
ergy Community meets in the Council of 
Europe chamber in Strasbourg for the first 
time, calling itself the European Parliamen-
tary Assembly and electing Robert Schu-
man to the Presidency.

1959

1959 Sino-Soviet relations deteriorate dramati-
cally. The Soviet Union restricts transfer of 
scientific research and technology to China. 
This decline in relations was partly due 
to Mao Zedong’s disagreement with Kru-
shchev’s reversal of Stalinist policies and 
the perception that the USSR was seeking 
“peaceful cooexistence” with the Western 
powers.

1959–1961 The Great Leap Forward campaign triggers 
the largest famine in history with an esti-
mated 14–30 million deaths.

March The revolts of the Tibetan population 
against Chinese occupation are suppressed.

8 Jun 1959 Greece applies for association status with 
the European Economic Community.

31 Jul 1959 Turkey applies for association with the 
EEC. The assocation agreement is conclud-
ed in December 1963.

10 Sep 1959 Negotiations for the association of Greece 
to the EEC begin.

27 Sep 1959 Negotiations for the association of Turkey 
to the EEC begin.

20 Nov 1959 20–29 November: Finance Ministers of 
Austria, Denmark, Norway, Portugal, Swe-
den, Switzerland and the United Kingdom 
meet in Stockholm to initialise the conven-
tion establishing the European Free Trade 
Association.

29 Dec 1959 29 December 1959 – 4 January 1960: the 
Stockholm Convention is signed establish-
ing the European Free Trade Association.

1960

9 Jun 1960 The six members of the European Economic 
Communities refuse to negotiate accession 
to the European Free Trade Association.

July Kruschev recalls Soviet advisors and tech-
nical experts from China.

1 Nov 1960 The Benelux Union comes into force.

13 Dec 1960 New Zealand announces that it will set up 
a trade mission in Brussels, accredited to 
the European Economic Community.

14 Dec 1960 The Organisation for Economic Coop-
eration and Development subsumes and 
expands the role and membership of the 
Organisation for European Economic Co-
operation. The United States, Canada and 
the European Economic Community join. 
Its main function is to assist developing 
countries and to develop international eco-
nomic strategy.

1961

10 Feb 1961 The first summit of the six Member States 
takes place in Paris and pushes the idea of 
greater political cooperation. President of 
France, Charles De Gaulle, launches the 
Fouchet plan for an intergovernmental Eu-
ropean political union.

1 Mar 1961 France rejects a proposal made by the Unit-
ed Kingdom whereby the United Kingdom 
would retain its agricultural arrangements 
and commonwealth preference upon acces-
sion.

11 May 1961 Denmark announces that it will apply for 
membership of the European Economic 
Community if the United Kingdom does.

26 Jun 1961 Finland becomes a full member of the Euro-
pean Free Trade Association.

4 Jul 1961 Ireland announces its intention to join the 
European Economic Community. The Irish 
economy is dependant on the United King-
dom for the majority of its trade.

9 Jul 1961 Greece and the European Economic Com-
munity sign an Agreement on Association. 
Greek tariffs are to be brought in line with 
the European Economic Community and 
full membership is promised within twenty 
two years.

31 Jul 1961 Ireland formally applies to join the Euro-
pean Economic Community.

31 Jul 1961 Harold MacMillan, Prime Minister of the 
United Kingdom, announces his intention 
to apply for membership of the European 
Economic Community. The other members 
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of the European Free Trade Association de-
cide to examine closer links with the Euro-
pean Economic Community.

1 Aug 1961 Austria announces its intention to seek 
some form of participation in the European 
Economic Community.

9 Aug 1961 The United Kingdom formally applies for 
membership of the European Economic 
Community.

10 Aug 1961 Denmark formally applies to join the Euro-
pean Economic Community.

30 Sep 1961 The Convention on the Organisation for 
Economic Cooperation and Development 
comes into force.

13 Nov 1961 Harold MacMillan, Prime Minister of the 
United Kingdom, declares that member-
ship of the European Economic Com-
munity does not mean abandoning the 
Commonwealth, which is necessary “to 
preserve the power and strength of Britain 
in the world“.

29 Nov 1961 The Fouchet Plan is published. It provides 
for a ‘European Political Union’, which 
would be intergovernmental in structure 
and would encompass both foreign policy 
and defence.

15 Dec 1961 Austria, Finland, Sweden and Switzerland 
apply for associate membership of the Eu-
ropean Economic Community.

18 Dec 1961 The International Monetary Fund ratifies 
the ‘General Arrangement to Borrow’. This 
is an agreement that member countries’ 
central banks will make funds available 
to the IMF for other members to borrow. 
The ‘Group of 10’ is formed (G-10) , con-
sisting of Belgium, the Federal Republic of 
Germany, France, Italy, the Netherlands, 
the United Kingdom, Canada, Japan, the 
United States and Sweden. Switzerland is 
an associate member.

1962

9 Feb 1962 Spain applies for an association agreement 
with the European Economic Community.

7 Mar 1962 The European Economic Community and 
the United States sign a tariff agreement.

29 Mar 1962 The European Organisation for the Devel-
opment and Construction of Space Vehicle 
Launchers is established by Australia, Bel-
gium, the Federal Republic of Germany, 
France, Italy, Netherlands and the United 
Kingdom.

10 Apr 1962 The Benelux Union signs a trade agreement 
with Japan

17 Apr 1962 The Fouchet negotiations on European in-
tegration break down. The Netherlands 
and Belgium declare their unwillingness 
to continue negotiations until the United 

Kingdom becomes a member of the Euro-
pean Economic Community.

30 Apr 1962 Norway formally applies for membership 
of the European Economic Community.

9 May 1962 The European Parliament adopts a plan for 
political union.

28 May 1962 Portugal announces its intention to apply 
for membership of the European Economic 
Community.

4 Jul 1962 In his Independence Day speech, United 
States President John F. Kennedy calls for 
Euro-American ‘interdependence’.

20 Oct 1962 Border conflict between China and India 
over areas in the Himalayas

1 Nov 1962 The Treaty of Association between the Eu-
ropean Economic Community and Greece 
enters into force.

15 Dec 1962 The Benelux Union countries sign a trade 
agreement with Hungary.

1963

14 Jan 1963 French President Charles de Gaulle an-
nounces at a press conference that France 
will veto the accession of the United King-
dom to the European Communities follow-
ing British acceptance of Polaris missiles 
from the United States. Irish, Danish and 
Norwegian applications for membership 
are suspended.

22 Jan 1963 The Treaty of Elysée or the Franco-German 
Cooperation Treaty is signed by France and 
the Federal Republic of Germany in Paris 
providing for collaboration in defence, for-
eign affairs, culture and education.

20 Jul 1963 The Yaoundé Convention, an association 
agreement valid for five years, is signed by 
the European Economic Community and 
17 African states in Yaoundé, Cameroon. 
It provides for reciprocal preferences in 
trade except where this conflicts with the 
Common Agricultural Policy and it offers 
associated partners access to the European 
Development Fund and the European In-
vestment Bank.

15 Aug 1963 The Benelux Union concludes a trade 
agreement with Paraguay.

11 Sep 1963 The Benelux Union concludes a trade 
agreement with Poland.

12 Sep 1963 The European Economic Community and 
Turkey sign an association agreement with 
a transitional phase to membership to be-
gin in December 1964 and to last up to 
twenty-two years.

8 Nov 1963 The Benelux Union concludes a trade 
agreement with Czechoslovakia.
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1 Dec 1963 Bilateral trade agreements between the 
European Economic Community and Iran 
take effect.

1964

January China and France establish diplomatic rela-
tions. Taiwan’s embassy in Paris is closed.

25 Feb 1964 The Council adopts Directive 64/221 on the 
co-ordination of special measures concern-
ing the movement and residence of foreign 
nationals which are justified on grounds 
of public policy, public security or public 
health.

15 Apr 1964 The Council decides to establish a Commit-
tee on Medium-Term Economic Policy.

16 May 1964 The Kennedy Round of Negotiations on the 
General Agreement on Tariffs and Trade 
opens in Geneva with the aim of reducing 
tariffs between the European Economic 
Community and the United States. For the 
first time, the European Economic Com-
munity takes part in the negotiations as the 
representative of its Member States.

1 Jun 1964 The Yaoundé Convention comes into force.

1 Oct 1964 The European Commission sets out a plan, 
‘Initiative 1964’, which will accelerate the 
completion of the customs union. The plan 
states that the ultimate objective of the pro-
cess of integration is political union.

16 Oct 1964 China tests its first nuclear bomb (the Chic-
1) at the Lop Nur test site. The bomb had a 
yield of 22 kilotons.

4 Nov 1964 The Federal Republic of Germany submits 
a proposal to the Council detailing its vi-
sion of European integration which aims 
for political union and includes integration 
of defence and cultural policy.

24 Nov 1964 The Benelux Union concludes a trade 
agreement with Bulgaria.

1965

6 Jul 1965 France decides to boycott all meetings of 
the European Economic Community, apart 
from meetings concerned with day-to-day 
management of existing problems, in an es-
calation of the ‘Empty Chair’ crisis. France 
also recalls its permament representative to 
Paris. French President Charles de Gaulle 
warns of the dangers of a European Federa-
tion where national identities give way to 
technocratic rule.

14 Dec 1965 14–16 December: The North Atlantic Coun-
cil meets in Paris and accepts new proce-
dures designed to improve the annual 
process of reviewing the defence efforts of 
member countries and agreeing upon their 
force contributions.

14 Dec 1965 Ireland and the United Kingdom sign the 
Anglo-Irish Free Trade Agreement, which 
establishes a free trade area and links Ire-
land into the European Free Trade Area. It 
will come into effect on 1 July 1966.

31 Dec 1965 The executives of the European Economic 
Community, the European Coal and Steel 
Community and the European Atomic En-
ergy Community merge to become one ex-
ecutive authority.

1966

30 Jan 1966 France ends its boycott of meetings of the 
European Economic Community.

24 Feb 1966 At a press conference, Charles de Gaulle, 
President of France, announces France’s 
withdrawal from the integrated command 
of the North Atlantic Treaty Organisation.

14 Dec 1966 Willy Brandt, Vice-Chancellor and Foreign 
Minister of the Federal Republic of Ger-
many, asks the United Kingdom to join the 
European Economic Community.

31 Dec 1966 The European Free Trade Association abol-
ishes tariffs on industrial goods.

1967

15 Jan 1967 Harold Wilson, Prime Minister of the Unit-
ed Kingdom, tours European capitals to 
campaign for British membership of the 
European Economic Communities.

8 Feb 1967 8–9 February: The Council of the EEC ac-
cepts the first five-year programme outlin-
ing economic development and agrees to 
introduce a uniform system of value-added 
tax across all six Member States.

17 Mar 1967 The Benelux Union concludes a trade 
agreement with Hungary.

31 Mar 1967 The Supreme Headquarters Allied Powers 
Europe, SHAPE, is officially opened at Cas-
teau, near Mons, Belgium.

10 May 1967 Denmark, Ireland and the United Kingdom 
re-apply for membership of the European 
Communities.

17 May 1967 The Benelux Union concludes a trade 
agreement with Czechoslovakia.

24 Jul 1967 Norway formally applies to join the Euro-
pean Economic Community.

16 Oct 1967 The new North Atlantic Treaty Organisa-
tion headquarters in Brussels are officially 
opened.

27 Oct 1967 The Benelux Union concludes a trade 
agreement with Romania.

27 Nov 1967 France President Charles de Gaulle vetoes 
United Kingdom membership of the Eu-
ropean Economic Community. The United 
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Kingdom does not withdraw its applica-
tion.

13 Dec 1967 13–14 December: the Harmel Report is 
adopted by the North Atlantic Treaty Or-
ganisation. It specifies that alongside mili-
tary defence, the Atlantic Alliance should 
work towards the solving of basic politi-
cal questions. The Defence Planning Com-
mittee adopts the concept of ‘flexible re-
sponse’, which allows that, in the event of 
war, the Western strategy would begin with 
conventional defence and then, if neces-
sary, escalate to a full scale strategic strike. 
The Committee also approves the establish-
ment of a Standing Naval Force Atlantic.

15 Dec 1967 The Benelux Union concludes a trade 
agreement with Bulgaria.

19 Dec 1967 Negotiations on the enlargment of Euro-
pean Communities break down once again.

1968

26 Apr 1968 The United Kingdom says it will reject any 
arrangements falling short of full member-
ship of the European Economic Communi-
ties.

27 Sep 1968 The Brussels Convention on jurisdiction 
and the enforcement of judgments in civil 
and commercial matters is signed.

10 Nov 1968 The Vatican establishes diplomatic rela-
tions with the European Communities.

13 Nov 1968 The Eurogroup is formed.

1969

28 Jan 1969 Finland becomes a member of the Organi-
sation for Economic Cooperation and De-
velopment.

March Chinese troops clash with Soviet Troops 
at Damanskii Island (Zhen Bao) of the Us-
suri river (Wusuli Jiang). Tensions were 
reduced through a meeting between Soviet 
Prime Minister Kosygin and Chinese Prime 
Minister Zhou Enlai at Beijing airport on 
the way back from Ho Chi Min’s funeral 
in Vietnam. The two premiers agreed to re-
turn ambassadors previously recalled and 
begin border negotiations.

31 May 1969 The Yaoundé Convention between the EC 
and a number of African states expires.

30 Jun 1969 Negotiations relating to the entry of Den-
mark, Ireland, Norway and the United 
Kingdom into the European Economic 
Community commence in Luxembourg.

10 Jul 1969 Georges Pompidou succeeds Charles de 
Gaulle as President of France on 15 June 
1969. On 10 July he declares that he does 
not oppose the United Kingdom’s acces-
sion to the European Communities.

29 Jul 1969 The Second Yaoundé Convention on as-
sociation between the European Economic 
Community and African States is signed.

1 Sep 1969 The European Communities signs partial 
Association Agreements with Morocco and 
Tunisia.

24 Sep 1969 Kenya, Uganda and Tanzania renew their 
association agreements with the European 
Economic Community.

12 Nov 1969 The Court of Justice of the European Com-
munities hands down judgment in the 
Stauder case (Case 29-69), commenting for 
the first time that the general principles of 
Community law include the fundamental 
rights of the individual.

1 Dec 1969 1–2 December: the Hague Summit of the 
Member States of the European Commu-
nity takes place:

 1. Heads of State or Government decide 
to adopt definitive arrangements for the 
financing of the Common Agricultural Pol-
icy;

 2. They decide in principle to give the Euro-
pean Communities their own resources;

 3. They decide to increase the budgetary 
powers of the Assembly;

 4. They decide in principle on monetary 
union to be completed by 1980 and com-
mission Pierre Werner, the Prime Minister 
of Luxembourg, to head a committee on 
monetary union.

 5. They decide to establish a committee on 
closer political co-ordination, headed by 
Etienne Davignon, the Belgian diplomat 
and a future Commissioner.

 6. They decide in principle on enlargement, 
with France having withdrawn its opposi-
tion.

5 Dec 1969 The European Communities and Malta 
sign an Association Agreement.

1970

1 Mar 1970 Iceland joins the European Free Trade As-
sociation.

19 Mar 1970 The European Communities and Yugo-
slavia sign a three-year non-preferential 
agreement.

20 Mar 1970 The first North Atlantic Treaty Organisa-
tion communications satellite is launched 
from Cape Kennedy.

24 Apr 1970 China launches its first satellite “Long 
March“.

29 Jun 1970 The European Communities and Israel sign 
a preferential trade agreement.

29 Jun 1970 The European Communities and Spain sign 
a preferential trade agreement.
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30 Jun 1970 Negotiations open in Luxembourg between 
the European Communities and Ireland, 
Denmark, Norway and the United King-
dom on accession to membership.

19 Oct 1970 The European Communities and Bangla-
desh sign a preferential trade agreement.

27 Oct 1970 The Davignon Report on European Politi-
cal Cooperation is endorsed by the Coun-
cil. It seeks to promote political cooperation 
and to develop common external policy on 
major international problems. The Report 
recommends that co-ordination of foreign 
policy should be the first area in which con-
crete efforts could show Europe’s political 
vocation. A regular consultation process 
among the Foreign Ministers with quarter-
ly meetings commences from November.

1971

1 Jan 1971 The second Yaoundé Convention and the 
Arusha Agreement come into force. The 
Arusha Agreement was an agreement be-
tween the EC and Kenya, Uganda and Tan-
zania with the aim of establishing better 
economic relations.

14 Feb 1971 Agreement is reached in Tehran between 
the oil-producing countries of the Persian 
Gulf and a cartel of 23 oil companies. The 
agreement contains an increase in the price 
of oil.

18 Mar 1971 An announcement by the Swedish govern-
ment reveals its view that Swedish neutral-
ity and membership of the European Com-
munities are irreconcilable.

31 Mar 1971 The Court of Justice of the European Com-
munities hands down judgment in Case 
22/70, European Commission v. Council, 
the European Agreement on Road Trans-
port Case, on the limits of the competence 
of the Community and of the Member 
States respectively to negotiate agreements 
with non-member states.

1 Apr 1971 The Association Agreement between the 
European Economic Communities and 
Malta comes into effect.

23 Jun 1971 The European Communities and the Unit-
ed Kingdom agree on terms for the acces-
sion of the United Kingdom.

7 Jul 1971 Australia joins the Organisation for Eco-
nomic Cooperation and Development.

9 Jul 1971 Whilst serving as US National Security Ad-
visor, Henry Kissinger secretly visits China. 
This was part of Nixon’s plan to establish 
relations with China as a useful counterbal-
ance to the Soviet Union. The secret visit 
produced an agreement that Nixon would 
visit China in the future. Nixon’s first pub-
lic visit then occurred in February 1972.

13 Sep 1971 September: Lin Biao (a major Chinese Com-
munist military leader who played a fun-
damental role in the Chinese Civil War) is 
killed in an airplane crash whilst fleeing 
after an attempted military coup on Sep-
tember 11. Lin Biao had ordered his subor-
dinates to assasinate Mao Zedong by sabo-
taging his train before it returned to Beijing.

4 Oct 1971 The British Labour Party Conference passes 
a resolution against European Communi-
ties membership.

13 Oct 1971 The British Conservative Party Conference 
votes in favour of membership of the Euro-
pean Communities.

25 Oct 1971 The People’s Republic of China replaces the 
Republic of China (Taiwan) in the UN Secu-
rity Council.

28 Oct 1971 The House of Commons votes in support 
of membership of the European Economic 
Community, despite Labour opposition.

1972

19 Jan 1972 In its favourable opinion on the accession 
of the four applicants, the United Kingdom, 
Ireland, Denmark and Norway, the Euro-
pean Commission refers specifically to the 
applicant States’ acceptance of the political 
objectives of the Treaties.

22 Jan 1972 The first Treaty of Accession is signed in 
Brussels by Member States and Ireland, 
Denmark, Norway and the United King-
dom. There are two Council Decisions on 
the accession of the new Member States. 
The first states the Council’s acceptance of 
the applications for accession. The second 
mirrors the Treaty of Accession, which is 
annexed and forms an integral part of the 
decision.

12 Apr 1972 The House of Commons approves a motion 
in favour of Britain holding a referendum 
on accession to the European Communi-
ties.

23 Apr 1972 France approves enlargement of the Euro-
pean Communities by a 68% majority in a 
referendum.

10 May 1972 An Irish referendum approves membership 
of the European Economic Community 
with 83.09% voting yes.

12 May 1972 The European Economic Community and 
Mauritius sign an Association Agreement.

22 Jul 1972 An agreement on special relations between 
the European Communities and the mem-
ber states of the European Free Trade As-
sociation is concluded. This establishes a 
free trade area of sixteen countries cover-
ing both the enlarged European Economic 
Community and the European Free Trade 
Association region. The agreement envis-
ages gradual progress towards free trade 
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in most industrial goods over a transitional 
period of four and a half years.

25 Sep 1972 Norway withdraws from negotiations to 
join the European Communities, following 
a referendum in which 53.5% vote against 
compared to 46.5% voting for accession. 
This leads to the Labour government, led 
by Trygve Bratteli, to resign.

1 Oct 1972 A referendum is held in Denmark. 63% 
vote in favour of accession to the European 
Communities.

24 Oct 1972 The Organisation of Economic Cooperation 
and Development decides to end the Euro-
pean Monetary Agreement from 31 Decem-
ber 1972.

22 Nov 1972 Rebel Conservative Members of Parliament 
defeat the Government on new immigra-
tion rules favouring European Community 
citizens over white Commonwealth citi-
zens.

December The European Communities signs a trade 
agreement with Brazil and India.

8 Dec 1972 A Special Relations Agreement with the Eu-
ropean Free Trade Association is passed in 
a Swiss referendum. It is also approved by 
the Liechtenstein Parliament.

18 Dec 1972 The European Economic Community signs 
trade agreements with Egypt and the Leba-
non.

19 Dec 1972 The European Communities and Cyprus 
sign an Association Agreement.

31 Dec 1972 Denmark and the United Kingdom leave 
the European Free Trade Association.

1973

26 Feb 1973 The Belgian Deputy Prime Minister Willy 
de Clercq proposes that the Community 
should negotiate with the United States en 
bloc to end the US Dollar’s dominance as a 
reserve currency.

2 Apr 1973 The European Economic Community and 
Uruguay sign a trade agreement.

14 May 1973 Norway and the European Economic Com-
munity sign a Free Trade Agreement.

21 May 1973 The Council adopts a general directive on 
the abolition of restrictions on movement 
and residence within the European Com-
munity Member States of nationals for es-
tablishment and provision of services. The 
Directive introduces a Residence Permit.

29 May 1973 New Zealand becomes a member of the Or-
ganisation for Economic Development and 
Cooperation.

26 Jun 1973 The European Communities and Yugosla-
via sign a five-year trade agreement, due to 
come into effect on 1 October 1973.

30 Sep 1973 30 September – 9 October: European Com-
mission President Francois-Xavier Ortoli 
visits Washington at the invitation of Unit-
ed States President Richard Nixon.

5 Oct 1973 The European Communities sign a free 
trade agreement with Finland. It differs 
from other European Free Trade Associa-
tion agreements in that there is no ‘evolu-
tionary’ clause.

14 Dec 1973 14–15 December: A summit meeting of Eu-
ropean Community Member State leaders 
takes place in Copenhagen agreeing that 
the Heads of State or Government should 
meet whenever justified by the circum-
stances, to introduce a common energy 
policy.

1974

1 Jan 1974 The Association Agreement between the 
European Communities and Finland comes 
into force.

6 Jun 1974 The Council adopts a resolution on the mu-
tual recognition of diplomas, certificates 
and other formal qualifications.

December An Association Agreement with Greece, is 
restored, after the coming to power of a ci-
vilian government in July.

1975

28 Feb 1975 The First Lomé Convention between forty-
six states in Africa, the Caribbean and the 
Pacific and the European Economic Com-
munity (CAPC) is signed in Lomé. A Con-
sultative Assembly of the African, Carrib-
bean and Pacific States as well as Member 
States of the European Communities is 
established on a basis of parity comprising 
Members of the European Parliament and 
representatives designated by the African, 
Carribbean and Pacific States. The Lomé 
Convention replaces the Yaoundé Conven-
tion.

4 May 1975 The first European Commissioner, Christo-
pher Soames, visits China with the aim of 
establishing diplomatic relations. Initially 
the host of the meeting was the quasi-gov-
ernmental organisation the Chinese Peo-
ple’s Institute of Foreign Affairs but after es-
tablishing that the EEC recognised the PRC 
government as opposed to the Taiwanese 
government a heavy political programme 
was arranged where Soames met with the 
Chinese Premier Zhou Enlai. China and the 
EU established diplomatic relations based 
on the condition that the EEC maintained 
no trade agreements with Taiwan. As a re-
sult any trade agreements with Taiwan had 
to be conducted on an autonomous basis. 
In practice this was through the medium of 
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a private company based in Rotterdam that 
represented Taiwan.

11 May 1975 The European Economic Community and 
Israel sign a new agreement providing for 
cooperation as well as trade.

12 Jun 1975 Greece officially applies for membership of 
the European Economic Community.

July The Conference on Security and Co-opera-
tion in Europe is held in Helsinki, Finland. 
33 States sign a declaration that aims to im-
prove relations between the West and the 
Communist bloc. These are later referred to 
as the Helsinki Accords.

15 Jul 1975 The European Economic Community and 
Mexico sign a trade agreement.

22 Jul 1975 The European Economic Community and 
Sri Lanka sign a commercial cooperation 
agreement.

1976

7 Jan 1976 The Tindemans Report is published. It pro-
poses regular meetings of head of govern-
ment as “European Council” and co-ordi-
nation of foreign policy outside areas of 
Community competence. The Commission 
of the European Communities expresses its 
opposition to recommendation in Tinde-
mans report for a two-tier Europe.

20 Jan 1976 The Council decides that relations between 
the European Economic Community and 
Spain should be resumed.

4 Mar 1976 The European Economic Community signs 
two Protocols with Malta, incorporating 
cooperation and agriculture along with the 
original 1970 trade agreement.

1 Apr 1976 The First Lomé Convention enters into 
force.

14 Apr 1976 The Council for Mutual Economic Assis-
tance suggests a preliminary meeting with 
the European Communities for a second 
time.

25 Apr 1976 25–27 April: the European Economic Com-
munity signs cooperation agreements with 
the Maghreb countries: with Tunisia on 25 
April, Algeria on 26 April, and Morocco on 
27 April.

1 Jun 1976 The European Economic Community and 
Pakistan sign a trade cooperation agree-
ment.

6 Jul 1976 Canada and the European Economic Com-
munity sign a framework agreement in Ot-
tawa, providing for economic and commer-
cial cooperation.

14 Jul 1976 The Court of Justice of the European Com-
munities in Joined Cases 3, 4 and 6/76 
rules on international treaty competence. 
Kramer holds that the Community has im-

plied competence even before it acts inter-
nally (or externally) and that the Member 
States have concurrent competence until 
the Community acts.

27 Jul 1976 The European Community formally opens 
negotiations with Greece regarding future 
membership of the European Communi-
ties.

September Chairman Mao Zedong dies at the age of 
82. “Gang of Four” with Mao’s widow seek 
power.

20 Sep 1976 The European Economic Community signs 
an interim agreement and two Protocols 
with Portugal, providing for the expansion 
of the 1972 free trade agreement and open-
ing the way to Portugal’s future member-
ship of the European Economic Commu-
nity.

1 Dec 1976 A Commercial Cooperation Agreement be-
tween Bangladesh and the European Com-
munities comes into force.

10 Dec 1976 The North Atlantic Treaty Organisation re-
jects a proposal by the Warsaw Treaty Or-
ganisation to first renounce the use of nu-
clear weapons.

1977

1977 Deng Xiaoping wins the power stuggle af-
ter Mao’s death by criticising the Cultural 
Revolution to gain support and carefully 
mobilising his supporters within the party 
to outmaneuver Hua Guofeng and oust 
him from his leadership positions. Deng al-
lows Hua to retire peacefully helping to set 
the precedent that losing a high level lead-
ership struggle would not result in physical 
harm.

18 Jan 1977 The European Economic Community and 
Egypt, Jordan, and Syria, complete the 
signing of Cooperation Agreements.

28 Mar 1977 Portugal makes a formal application for 
membership of the European Communi-
ties.

26 Apr 1977 The Court of Justice of the European Com-
munities hands down judgment in Opin-
ion 1/76, the Laying-Up Fund Opinion, 
deciding that where the Community has 
adopted common rules the Member States 
are pre-empted from making treaties with 
Third States in those fields.

3 May 1977 The European Economic Community and 
the Lebanon sign a cooperation agreement.

28 Jul 1977 Spain officially applies for membership of 
European Communities.

21 Sep 1977 Talks between an European Economic 
Community delegation, led by Commis-
sion Vice-President Haferkampf, and the 
Council for Mutual Economic Assistance, 
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led by Marinescu of Romania, take place 
in Brussels. They result in a communique, 
which looks forward to “planning the start 
of negotiations for an agreement for early 
1978“.

4 Oct 1977 4 October – 9 March 1989: the Belgrade 
Conference of the Conference on Security 
and Cooperation in Europe is held as a ‘fol-
low up’ to the 1975 Helsinki Accords.

1978

1978 The 1978 Constitution of the PRC guaran-
tees freedom of religion with a number of 
restrictions. The Constitution was a com-
promise between Hua Guofeng’s desire 
to consolidate power using Mao’s moral 
authority whilst responding to popular de-
mands to reverse the Leftist extremes of the 
previous period. It was later replaced by 
the 1982 Constitution.

1 Feb 1978 Further negotiations on Greece’s accession 
to the European Communities take place.

3 Feb 1978 The European Economic Community and 
the People’s Republic of China conclude 
their first trade agreement.

28 Mar 1978 Portugal applies for accession to the Euro-
pean Communities.

3 Apr 1978 The trade agreement between the Europe-
an Economic Community and the People’s 
Republic of China is signed. It will take ef-
fect in June 1978.

2 May 1978 EEC-China trade agreement is signed. It es-
tablishes the Joint Committee for Trade to 
aid trade between the countries.

29 May 1978 The Secretary-General of the Council for 
Mutual Economic Assistance and the Eu-
ropean Commission Vice-President meet 
in Moscow. An ‘experts’ meeting follows in 
Brussels, between 25 and 28 July, but with-
out a successful conclusion.

September E-mail link is established between Germa-
ny and China (CSNET protocol). First mes-
sage from China on 20 September.

17 Oct 1978 Negotiations open for Portugal’s accession 
to the European Communities.

1 Nov 1978 Cooperation treaties between the European 
Economic Community with North African 
countries Morocco, Algeria, Tunisia, and 
Middle Eastern countries Egypt, Lebanon, 
Syria, Jordan, come into force.

 Additional Financial Protocols with Israel, 
Portugal, Malta also come into force.

December Deng Xiaoping introduces stepwise eco-
nomic reforms: “The Four Modernizations” 
to strengthen the fields of agriculture, in-
dustry, national defense, science and tech-
nology.

7 Dec 1978 Spain and the European Free Trade Asso-
ciation sign a multilateral free trade agree-
ment.

20 Dec 1978 The European Communities and Greece 
conclude detailed negotiation on Greece’s 
accession to the Communities.

1979

1979 Diplomatic relations are established be-
tween the US and China.

February China invades Vietnam (for 29 days) after 
Vietnamese troops ousted the pro-Beijing 
Pol-Pot regime in Cambodia. Both sides 
claimed military victory. China claims to 
have crushed the Vietnamese resistance 
and Vietnam claims that China had fought 
only against border militias.

24 Feb 1979 EC President Roy Jenkins visits China and 
meets with Deng Xiaoping on the eve of 
the textile trade negotiations to reaffirm 
and underline the economic and political 
importance attached by the EC to the PRC. 
This is the first visit to China by an EC Pres-
ident.

28 May 1979 The Treaty of Accession between Greece 
and the European Economic Community 
is signed in Athens. Greece is to become a 
Member State of the European Communi-
ties on 1 January 1981.

6 Jun 1979 6–27 June: the 65th International Labour 
Conference is attended by representatives 
of the European Commission.

26 Jun 1979 Spain and the European Free Trade Asso-
ciation conclude an agreement.

28 Jun 1979 The Treaty on Accession of Greece to the 
European Communities is ratified by the 
Greek Parliament.

July The EU-China Joint Committee hold their 
first meeting in Beijing.

July New Criminal Code becomes effective in 
China banning torture and physical pun-
ishment of suspects.

18 Jul 1979 The first EU-China agreement on textile 
trade within the context of the Multifibre 
Arrangement. Textiles accounted for ¹⁄³ of 
China’s exports to the EC in 1977.

31 Oct 1979 The Second Lomé Convention, between the 
European Economic Community and fifty-
eight African, Caribbean and Pacific States, 
is signed.

29 Nov 1979 The Committee of Three Wise Men – 
Barend Biesheuvel, Edmund Dell, Robert 
Marjolin – presents its Report on the Euro-
pean Institutions, which lists the failures in 
implementing original policies of the Eu-
ropean Communities and suggests specific 
proposals to bring the various institutions 
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in line with the provisions of the Treaties, 
advising against a “two-speed Europe“.

29 Nov 1979 29–30 November: The European Eco-
nomic Community and the Association of 
Southeast Asian Nations conclude a trade 
agreement. The cooperation agreement is 
approved on 17 December and comes into 
force on 1 October 1980. At this time ASE-
AN was comprised of Indonesia, Malaysia, 
Phillipines, Singapore and Thailand.

17 Dec 1979 The European Economic Community signs 
to the Tokyo Round of the General Agree-
ment on Tariffs and Trade.

21 Dec 1979 The transitional protocol between Europe-
an Communities and Cyprus is initialled.

1980

1980 Special Economic Zones are designated in 
Shenzhen, Zhuhai, Shantou (Guangdong), 
Xiamen (Fujian) and the entire province of 
Hainan. Restrictions are removed to allow 
these areas to become more free market-
oriented with special economic policies and 
flexible governmental measures.

1 Jan 1980 The European Economic Community cuts 
the Common Customs Tariff duties on all 
products for the first time.

7 Mar 1980 7–8 March: the European Economic Com-
munity and the Association of Southeast 
Asian Nations nations of Brunei, Indone-
sia, Malaysia, the Philippines, Singapore 
and Thailand, formally sign cooperation 
agreements and approve a joint statement 
on political matters.

2 Apr 1980 The European Economic Community and 
Yugoslavia sign a trade agreement. They 
also adopt an interim agreement and finan-
cial protocol.

16 Jun 1980 The delegations of the European Parlia-
ment and the National Peoples Congress 
(China) meet in Strasbourg. The is the first 
inter-parliamentary meeting (IPM) of the 
two bodies. After this event the IPM be-
tween the two countries has occurred at 
least biannually and is the second largest 
delegation sent out by the EU (39 mem-
bers).

28 Jul 1980 The European Economic Community and 
Romania sign agreements on trade in in-
dustrial products.

23 Sep 1980 The European Communities take a com-
mon position on the Iran-Iraq conflict.

1981

1 Jan 1981 The second Lomé Convention comes into 
force.

2 Jan 1981 Spain applies to join the North Atlantic 
Treaty Organisation.

20 Jan 1981 Foreign Ministers of the Member States of 
the European Communities release a state-
ment at a meeting on political cooperation 
on the release of United States hostages in 
Iran and the lifting of sanctions.

17 Feb 1981 Foreign Ministers of the Member States of 
the European Communities hold a meeting 
on political cooperation, releasing a state-
ment on the failure of the attempted coup 
in Spain.

23 Jun 1981 The European Economic Community and 
India sign an agreement on commercial 
and economic cooperation.

21 Sep 1981 The European Atomic Energy Community 
and Australia sign an agreement on trans-
fers of nuclear products.

13 Oct 1981 13–14 October: Foreign Ministers from the 
European Economic Community and the 
Association of Southeast East Asian Na-
tions hold a summit meeting in London.

14 Dec 1981 Foreign Ministers of the Member States of 
the European Communities meet to discuss 
political cooperation and issue statements 
on the situation in Poland and the Golan 
Heights.

18 Dec 1981 Canada and the European Atomic Energy 
Community sign an agreement on safe-
guard measures to be taken in the transport 
and handling of nuclear materials.

1982

1982 China’s population surpasses 1 billion peo-
ple.

23 Feb 1982 A majority in a referendum in Greenland 
votes in favour of withdrawal from the 
European Economic Community having 
previously joined as part of Denmark. Ne-
gotiations are re-opened.

2 Apr 1982 Argentina invades the Falkland Islands, 
known to the Argentinians as the Malvinas. 
The European Economic Community con-
demns the invasion, places sanctions on all 
Argentinian imports and imposes an arms 
embargo on Argentina.

30 May 1982 Spain joins the North Atlantic Treaty Or-
ganisation.

28 Jun 1982 28–29 June: the European Council discusses 
the negotiations with Portugal and Spain 
on accession.

December The Fifth National People’s Congress 
adopts a new constitution for China. This 
Consitution reflected Deng Xiaoping’s de-
termination to lay a lasting institutional 
foundation for domestic stability and mod-
ernization. Its primary difference from the 
1978 Constitution was the de-emphasiza-
tion of class struggle and placing top prior-
ity on incorporating the contributions and 
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interests of non-party groups who could 
play a role in modernization. It provided an 
extensive legal framework for the economic 
liberalization.

1983

1983 Launch of the first China-European science 
and technology cooperation programme.

17 Jun 1983 The European Council meets in Stuttgart. 
A Solemn Declaration on European Union 
is signed by Heads of State and Foreign 
Ministers of the Member States of the Euro-
pean Communities. Agreement is reached 
on the principle of budgetary reform and 
reform of the Common Agricultural Policy. 
A Solemn Declaration further clarifies the 
European Council’s status and confirms 
and enhances the European Parliament’s 
powers, granting its enlarged Bureau con-
sultative rights over the appointment of the 
President of the European Commission. It 
also concludes that the European Political 
Community (EPC), while outside of the 
Community, can also cover the econmic 
and social aspects of security.

December The European Economic Community lifts 
the economic sanctions imposed on the So-
viet Union in March 1982.

8 Dec 1983 The Third Lomé Convention is signed.

17 Dec 1983 The European Economic Community and 
Andean Pact countries (Bolivia, Columbia, 
Ecuador and Peru) sign an economic coop-
eration agreement in Cartagena, Colombia.

1984

1984 First Chinese-European political consulta-
tions at ministerial level in the context of 
European Political Cooperation.

1984 14 Coastal cities are opened to foreign in-
vestment in China as a part of Deng Xiaop-
ing’s policy to modernize China.

1984 Management training and rural develop-
ment programmes are launched in China 
with the cooperation of the EU.

1 Jan 1984 The European Economic Community-Eu-
ropean Free Trade Association free trade 
area is established.

12 Mar 1984 The Council signs an agreement on Green-
land’s withdrawal from the European 
Economic Community and on future Eu-
ropean Economic Community-Greenland 
relations, following the 1982 Greenland ref-
erendum.

May In a speech to the European Parliament, 
Francois Mitterand expresses enthusiasm 
for a Treaty on European Union.

26 Sep 1984 The European Economic Community and 
China initial a new commercial and eco-
nomic cooperation agremeent.

9 Oct 1984 The European Economic Community and 
Yemen Arab Republic sign a Development 
Cooperation Agreement.

8 Dec 1984 The Third Lomé Convention between sixty 
five African, Caribbean and Pacific states 
and the European Economic Community is 
signed.

1985

1 Feb 1985 Greenland leaves the European Economic 
Community, remaining linked to it by as-
sociation as an overseas territory.

21 May 1985 The agreement on trade and economic co-
operation between the EC and the PRC is 
signed. It comes into force on 16 September 
1985 as Council Regulation 2616/85 with 
the aim of encouraging the steady expan-
sion of economic cooperation in the mutual 
interest of both parties.

12 Jun 1985 The European Communities and Spain and 
Portugal sign Treaties of Accession.

14 Jun 1985 European Commission President Jacques 
Delors receives letter from the Council for 
Mutual Economic Assistance Secretary-
General Vyacheslav Sychov again, propos-
ing the establishment of relations between 
the European Economic Community and 
the Council for Mutual Economic Assis-
tance.

14 Jun 1985 The European Commission publishes its 
White Paper on the completion of the in-
ternal market. The White Paper contains 
details of measures to be taken to remove 
all physical, technical and tax barriers be-
tween the Member States by 1992 and a 
detailed seven-year timetable for adopt-
ing them. Belgium, France, the Federal Re-
public of Germany, Luxembourg and the 
Netherlands sign an Accord in Schengen in 
Luxembourg to open their borders for the 
free movement of persons by the beginning 
of 1990. Its goal is the gradual abolition of 
controls at the Member States’ frontiers. 
This is achieved by the abolition of system-
atic checks, the harmonisation of visa regu-
lations, the relaxation of customs and other 
formalities and closer cooperation between 
the border police forces. However, it be-
comes practically important only with the 
Second Accord in 1990.

29 Jul 1985 De Clercq, for the European Commission, 
replies to the letter of the Council of Mutual 
Economic Assistance’s Secretary-General 
Sychov – to European Commission Presi-
dent Delors, 14 June – indicating the Euro-
pean Community’s willingness to continue 
European Economic Community-Council 
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of Mutual Economic Assistance dialogue 
which had been broken off in 1981.

19 Sep 1985 European Economic Community Foreign 
Ministers agree on sanctions against South 
Africa.

1 Oct 1985 The European Economic Community and 
the Gulf Cooperation Council (Bahrain, 
Kuwait, Oman, Qatar, Saudi Arabia, UAE) 
hold their first meeting at ministerial level.

12 Nov 1985 The European Economic Community and 
the Panama signatories to General Treaty 
for Central American Economic Integration 
(Guatemala, El Salvador, Honduras, Nica-
ragua) sign a cooperation agreement.

1986

1 Jan 1986 Spain and Portugal become Member States 
of the European Communities.

1 Jan 1986 Finland becomes a full member of the Euro-
pean Free Trade Association.

21 Jan 1986 The Danish Parliament passes a resolution 
which states that the Single European Act is 
unacceptable in its current form.

17 Feb 1986 17–28 February: the Single European Act is 
signed at Luxembourg and the Hague by 
the Heads of State and Government of the 
Member States of the European Economic 
Communities: Belgium, France, United 
Kingdom, Luxembourg, Netherlands, 
Spain, Portugal and Ireland sign on 17–18 
February; Italy, Denmark and Greece sign 
on 28 February. This gives additional legal 
impetus to the internal market programme 
and puts European Political Cooperation on 
an intergovernmental Treaty basis, giving 
the European Council a basis in the Treaty 
and making it a Community body. It also 
makes it a requirement that the European 
Parliament agree to any accessions to the 
Community or to Association Agreements. 
Subsequent Commission discussions result 
in internal reforms and the establishment of 
new inter-institutional mechanisms.

 The Single European Act inserts the Euro-
pean Monetary System (EMS) into the Trea-
ty of Rome and establishes the Communi-
ty’s monetary capacity. The Treaty commits 
signatories to the eventual achievement 
of a single currency. It establishes the goal 
of a single market by 1992. It commits the 
Community to creating an internal market 
comprising an area without internal fron-
tiers in which the free movement of goods, 
persons, services and capital is ensured.

12 Mar 1986 Spain’s continued membership of the North 
Atlantic Treaty Organisation is confirmed 
by referendum in Spain with a majority of 
56.85%, However the agreement contains a 
number of reservations including a provi-
sion that allows Spainish forces to operate 

under Spanish command instead of a uni-
fied NATO command except in times of 
emergency.

12 Apr 1986 The Sixth National People’s Congress of 
China adopts new Civil Law Code. The 
aim of the code is to create a consistent le-
gal framework for civil law interpretation 
which previously had not existed.

28 Apr 1986 Western European Union foreign and de-
fence ministers, meeting in Venice, review 
the revitalisation of the organisation. Mem-
ber States decide to cooperate on immigra-
tion policy.

1 May 1986 The third Lomé Convention between the 
European Economic Community and the 
African, Carribbean and Pacific nations 
comes into force.

15 Sep 1986 15–20 September: at Punta del Este, minis-
ters of 92 countries agree on the establish-
ment of a new Uruguay Round of multilat-
eral trade negotiations.

1987

15 Feb 1987 The European Commission adopts an ac-
tion programme entitled ‘The Single Eu-
ropean Act: A new frontier for Europe’ for 
the implementation of the Single European 
Act and the internal market. The reform of 
Community’s Common Agricultural Policy 
and financial institutions is central to the 
programme.

18 Mar 1987 The European Communities and the Coun-
cil for Mutual Economic Assistance hold 
talks in Geneva.

14 Apr 1987 Turkey applies to join the European Com-
munities.

1 Jul 1987 The Single European Act enters into force.

8 Jul 1987 Morocco applies to join the European Eco-
nomic Community.

16 Nov 1987 The European Commission signs the Pro-
tocol Amending the General Agreement on 
Tariffs and Trade in relation to Government 
Procurement on behalf of the European 
Economic Community.

1988

March China successfully launches the DFH-2A 
fully operational communication satellite 
into earth’s orbit.

15 Jun 1988 Member States of the European Commu-
nities and member states of the Coopera-
tion Council for the Arab States of the Gulf 
(Bahrain, Qatar, Kuwait, Oman, Saudi Ara-
bia, UAE) sign a cooperation agreement 
and issue a joint political declaration.

25 Jun 1988 A Joint Declaration is signed in Luxem-
burg on the establishment of relations 
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and cooperation between the European 
Communities and the Council for Mutual 
Economic Assistance. The Council of Mu-
tual Economic Assistance recognises the 
authority of the European Communities to 
negotiate on behalf of the Member States.

1 Jul 1988 Manfred Wörner, former Minister of De-
fence of the Federal Republic of Germany, 
succeeds Lord Carrington as Secretary-
General of the North Atlantic Treaty Or-
ganisation.

16 Sep 1988 The Lugano Convention on Jurisdiction 
and Enforcement of Judgments in Civil and 
Commercial matters is held by the Euro-
pean Community and the European Free 
Trade Association States.

26 Sep 1988 The European Community and Hungary 
sign trade and economic cooperation agree-
ment.

4 Oct 1988 The delegation of the European Commis-
sion in Beijing is opened.

14 Nov 1988 Portugal and Spain sign the Treaty of Ac-
cession to the Western European Union.

1989

June The EC enforces sanctions, including an 
arms embargo, and suspends relations with 
China following the Tiananmen incidents 
of June 4th 1989.

June In Madrid (Spain), the European Council of 
Ministers agrees to an EU-wide arms em-
bargo against China.

4 Jun 1989 Student-led demonstrations in Tiananmen 
Square calling for liberty, human rights and 
a separation of powers, following the death 
of former Communist Party General Secre-
tary Hu Yaobang, are broken up by the use 
of military force (official death toll: 200).

24 Jun 1989 Jiang Zemin replaces Zhao Ziyang as Com-
munist Party Secretary after Zhao shows 
sympathy to Tiananmin protestors. He is 
placed under house arrest for 15 years.

14 Jul 1989 14–16 July: the Western Economic Summit 
is held in Paris. The Poland and Hungary 
Assistance for Economic Restructuring Pro-
gramme, known as PHARE, is established 
to support reforms undertaken in Eastern 
European countries and to co-ordinate aid 
for the economic restructuring of Poland 
and Hungary. The European Commission 
is requested to co-ordinate the aid for finan-
cial restructuring in Poland and Hungary.

17 Jul 1989 Austria applies to join the European Com-
munities.

19 Sep 1989 The European Community and Poland sign 
a trade, commerce and economic agree-
ment in Warsaw.

December Stock markets are opened in Shanghai and 
Shenzhen and allowed to operate indepen-
dently. This is part of Deng Xiaoping’s at-
tempts to develop a social market economy.

15 Dec 1989 The European Community and sixty nine 
African, Caribbean and Pacific States sign 
the fourth Lomé Convention, Lomé IV.

18 Dec 1989 The European Community rejects Turkey’s 
application for membership.

18 Dec 1989 The European Community and the Soviet 
Union sign a trade, economic and commer-
cial cooperation agreement.

19 Dec 1989 Soviet Foreign Minister Eduard Shevard-
nadze visits the North Atlantic Treaty Or-
ganisation Headquarters for talks with 
North Atlantic Treaty Organisation Secre-
tary-General Manfred Wörner and the Per-
manent Representatives of Alliance coun-
tries. This is the first such visit by a Minister 
of a Central or Eastern European govern-
ment to the Alliance’s Headquarters.

1990

17 Jan 1990 European Commission President, Jacques 
Delors, sets out the European Commis-
sion’s 1990 Programme to the European 
Parliament, discussing the new situation in 
Central Europe and the implications for the 
European Community.

5 Feb 1990 The Council defines the approach for the 
development of relations with the states of 
Central and Eastern Europe.

11 Feb 1990 11–13 February: Foreign Ministers of the 
North Atlantic Treaty Organisation and 
the Warsaw Treaty Organisation countries, 
with observers from other CSCE states, 
meet in Ottawa for the opening of the 
“Open Skies” Conference, which proposes 
unarmed surveillance flights over NATO 
territory to improve mutual trust. On the 
margins of the Conference, the Foreign 
Ministers reach agreements to hold discus-
sions on external aspects of the establish-
ment of German unity.

20 Feb 1990 The Conference of European Community 
Foreign Ministers takes place in Dublin, 
establishing an action plan on the develop-
ment of relation with the states of Eastern 
Europe.

19 Mar 1990 19 March – 11 April: the Conference on Se-
curity and Cooperation in Europe takes 
place in Bonn.

2 Apr 1990 The European Community and Argentina 
sign a framework agreement for trade and 
economic cooperation in Luxemburg, con-
taining a clause which stipulates respect for 
democratic principles and human rights to 
be the basis of all cooperation between the 
parties.
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28 Apr 1990 An Extraordinary European Council meet-
ing in Dublin frames a common approach 
to relations with Central and Eastern Eu-
ropean countries, German unification, and 
the Conference of Security and Coopera-
tion in Europe.

7 May 1990 The Council of the European Communi-
ties’ Decision on a trans-European mobil-
ity scheme for university studies, named 
Tempus, to provide training assistance for 
Central and Eastern European countries.

8 May 1990 The European Community signs trade, 
commercial and economic cooperation 
agreements with Bulgaria, Czechoslovakia 
and the German Democratic Republic.

29 May 1990 An agreement establishing the European 
Bank for Reconstruction and Development 
is signed in Paris. The Bank is to foster the 
transition towards market economy and to 
promote private and entrepreneurial initia-
tive in Central and Eastern European coun-
tries by financing investment by granting 
or guaranteeing loans.

15 Jun 1990 The Member States of the European Com-
munities sign the Convention on the Right 
to Asylum.

19 Jun 1990 The Schengen Accord supplementary 
agreement is signed by France, Germany, 
Belgium, Luxembourg and the Nether-
lands, providing for unchecked movement 
of people between signatories and forming 
the basis for the Schengen Group, an infor-
mal intergovernmental grouping of signa-
tories.

20 Jun 1990 Uzbekistan declares independence from 
the Soviet Union.

1 Jul 1990 German economic unification takes place 
on the basis of the West German Deutsch-
mark. The Federal Republic of Germany 
and the Soviet Union agree that a united 
Germany will have full sovereignty includ-
ing the right to join the North Atlantic Trea-
ty Organisation. The Soviet Union agrees to 
withdraw troops from the German Demo-
cratic Republic within three to four years.

4 Jul 1990 Cyprus applies to join the European Com-
munities.

5 Jul 1990 5–6 July: North Atlantic Treaty Organisation 
Heads of State and Government, meeting 
in London, publish the London Declaration 
on a Transformed North Atlantic Alliance. 
The Declaration outlines proposals for de-
veloping cooperation with the countries of 
Central and Eastern Europe across a wide 
spectrum of political and military activ-
ity, including the establishment of regular 
diplomatic liaison between those countries 
and the North Atlantic Treaty Organisation. 
Force structures and nuclear strategy are 
reviewed.

9 Jul 1990 The Interim Report of the European Parlia-
ment’s Donnelly Committee considers the 
impact of the process of German unifica-
tion on the European Community.

16 Jul 1990 Malta applies to join the European Com-
munities.

8 Aug 1990 The Council of the European Communities 
adopts an embargo on all trade with Iraq 
and Kuwait, except for products intended 
for humanitarian purposes.

10 Aug 1990 At the Bund-Länder-Besprechung in West 
Germany, the Federal Government accepts 
three of four demands of the Länder with 
regard to the Federal government’s Euro-
pean Communities policy: 1. The right of 
sub-national entities to bring legal action in 
the courts of the European Community;

 2. The establishment of principle of subsidi-
arity in the European Community treaties;

 3. The creation of an European Community 
regional chamber;

 The federal government rejects a fourth 
demand that Länder representatives be in-
cluded in the German national delegation 
in the Council of Ministers.

October The European Council and European Par-
liament begin to re-establish bilateral rela-
tions with China.

22 Oct 1990 The European Community signs a trade 
and economic agreement with Romania.

27 Oct 1990 It was agreed that the European Central 
Bank would co-ordinate monetary and ex-
change rate policy, develop the necessary 
instruments and supervise the develop-
ment of the European Currency Unit.

27 Oct 1990 The fourth Lomé Convention enters into 
force.

1 Nov 1990 The cooperation agreement between the 
European Community and Czechoslovakia 
enters into force.

7 Nov 1990 The European Commission proposes di-
rectives to the Council to authorise it to 
negotiate Association or European Agree-
ments with Czechoslovakia, Hungary and 
Poland.

19 Nov 1990 The member states of the North Atlan-
tic Treaty Organisation and the Warsaw 
Treaty Organisation sign the the Treaty on 
Conventional Forces in Europe after sev-
enteen years of negotiation. It fixes equal 
maximums on non-nuclear heavy weapons 
deployed by the North Atlantic Treaty Or-
ganisation and by the Warsaw Treaty Or-
ganisation to the Urals. It does not include 
submarines. Excess equipment, mostly of 
the Warsaw Treaty Organisation, is to be 
destroyed.
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21 Nov 1990 Thirty-four Heads of State or Government 
sign the Paris Charter on a New Europe as 
an initiative of the Conference on Security 
and Cooperation in Europe. It signifies the 
relaunch of the Conference and establishes 
a number of institutions, including a Secre-
tariat, a Conflict Prevention Centre, a Par-
liamentary Assembly and an Office for Free 
Elections.

22 Nov 1990 The European Community’s Transatlan-
tic Declaration with the United States and 
its Joint Declaration with Canada confirm 
North American political support for Eu-
rope.

27 Nov 1990 Italy signs the Schengen agreement. Spain 
and Portugal sign as observers.

14 Dec 1990 14–15 December: the European Council, 
meeting in Rome, opens the intergovern-
mental conferences on political union and 
on economic and monetary union. It also 
grants aid to the independent states for-
merly of the Soviet Union and sets guide-
lines for supporting reform.

1991

13 Mar 1991 The European Community establishes a 
support framework for structural assis-
tance to the five new German Länder and 
eastern Berlin.

18 Mar 1991 The San José VII conference on political di-
alogue and economic cooperation between 
the European Communities and the mem-
ber states of Central and South America 
opens in Managua.

April Member States of European Community 
agree to the lifting of sanctions against 
South Africa.

5 Apr 1991 The European Bank for Reconstruction and 
Development is inaugurated in London. It 
is established to assist Eastern European 
countries and the Soviet Union in develop-
ing democracy and a market economy.

15 Apr 1991 Luxemburg presents a draft document on 
European Commission decision-making at 
the fourth intergovernmental conference 
on European Political Union. It proposes 
that the European Commission would have 
a joint decision-making function in relation 
to those areas which could now be decided 
by the Council of Ministers by a qualified 
majority vote.

19 Jun 1991 19–20 June: the first meeting of the Council 
of the Conference on Security and Coopera-
tion in Europe, which takes place in Berlin, 
officially admits Albania as a member.

25 Jun 1991 Spain and Portugal sign the Schengen 
Agreement.

1 Jul 1991 1. Sweden applies for membership of the 
European Communities. 2. Andorra joins 

the customs union, but does not participate 
in any other European Community institu-
tions.

1 Jul 1991 European Community Ministers order a to-
tal arms embargo on Yugoslavia and agree 
to send monitoring mission. The conflict in-
tensifies.

15 Jul 1991 The Council endorses a regulation to pro-
vide technical assistance to the Soviet Un-
ion.

22 Jul 1991 The Council agrees to provide financial aid 
for the population of the Occupied Territo-
ries, both Israeli and Palestinian.

18 Aug 1991 18–19 August: Soviet President Mikhail 
Gorbachev is deposed in a coup d‘État and 
is replaced by an eight-man Emergency 
Committee. Russian Federation President 
Boris Yeltsin calls for a general strike while 
loyalist tanks flying Russian flags position 
themselves near the Russian parliament 
building.

26 Aug 1991 Soviet President Mikhail Gorbachev in-
dicates that the demands of secession-
minded republics for independence can no 
longer be resisted. European Community 
Member States agree to establish diplomat-
ic ties with the three Baltic states of Estonia, 
Latvia and Lithuania.

27 Aug 1991 The Baltic states become the independent 
States of Estonia, Latvia and Lithuania. The 
European Communities recognises their in-
dependence.

1 Sep 1991 The fourth Lomé Convention comes into 
force.

26 Oct 1991 The European Community accedes to the 
United Nations Food and Agriculture Or-
ganisation, making it the first regional eco-
nomic organisation to join a specialised 
agency of the United Nations.

8 Nov 1991 The Council of Ministers imposes economic 
and trade sanctions on Yugoslavia.

2 Dec 1991 The European Community drops its sanc-
tions against Yugoslavia, except in relation 
to Serbia and Montenegro.

14 Dec 1991 The Court of Justice of the European Com-
munities hands down its Opinion 1/91, 
declaring the Agreement Establishing a 
European Economic Area to be contrary to 
European Community law.

16 Dec 1991 The European Communities and Czecho-
slovakia, Hungary and Poland, sign Eu-
rope Agreements, which contain provisions 
on the free movement of workers, services 
and capital, the approximation of laws and 
the granting of financial assistance.

16 Dec 1991 Member States and the European Commu-
nities adopt a common position on recogni-
tion of the Yugoslav Republics.
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20 Dec 1991 The North Atlantic Cooperation Council 
holds its inaugural meeting. It is founded 
on the initiative of the North Atlantic Treaty 
Organisation and composed of the sixteen 
North Atlantic Treaty Organisation mem-
bers, fifteen former Soviet republics, which 
are all former Warsaw Treaty Organisation 
members, and also Albania. Foreign Minis-
ters meet with the purpose being dialogue.

1992

1992 Deng Xiaoping accelerates market reforms 
to establish a “socialist market economy“.

1992 China ratifies the Nuclear Non-Prolifera-
tion Treaty. The treaties objective is to pre-
vent the spread of nuclear weapons and 
weapons technology, to promote coopera-
tion in the peaceful uses of nuclear energy 
and to further the goal of achieving nuclear 
disarmament.

1992 EU-China relations largely recovered after 
Tiananmen Square incident although arms 
embargo remains in place.

15 Jan 1992 The European Community recognises Cro-
atia and Slovenia as independent republics.

26 Jan 1992 The European Community lifts economic 
sanctions on South Africa.

3 Feb 1992 The Council adopts measures to aid Croa-
tia, Slovenia, Montenegro, Bosnia-Hercego-
vina and Macedonia.

7 Feb 1992 The Treaty on European Union is signed 
in Maastricht by the Foreign and Finance 
Ministers of the Member States of the Euro-
pean Communities. It sets out a programme 
leading to a single currency in Stage Three, 
starting on 1 January 1997 at the earli-
est or on 1 January 1999 at the latest. The 
United Kingdom secures opt-out clauses 
over Economic and Monetary Union and 
the European Social Charter. The European 
Council is given an overall role in fixing the 
European Union’s political and economic 
guidelines. The Treaty on European Union 
includes a Common Foreign and Security 
Policy. Four areas of security policy are in-
cluded, as agreed in a Joint Declaration by 
the European Council: arms control, arms 
exports, nuclear non-proliferation and the 
Conference on Security and Cooperation in 
Europe. Defence issues are sub-contracted 
to the Western European Union, which is 
given the tasks of ‘elaborating and imple-
menting’ actions on the Union’s behalf in 
Title V, Article J.4.2. Article J.4 of the Treaty 
states that the Common Foreign and Secu-
rity Policy will include ‘the eventual fram-
ing of a common defence policy, which 
might in time lead to a common defence’. 
The Treaty grants citizens of member states 
‘citizenship’ of the European Union, which 
is consolidated in Article 8 of the Treaty. 

The Treaty also includes a new protocol on 
social policy signed by the social partners; 
the United Kingdom opts out of this proto-
col.

5 Mar 1992 5–6 March: Foreign Ministers of Denmark, 
Estonia, Finland, Germany, Latvia, Lithu-
ania, Norway, Poland, Russia and Sweden, 
along with representatives of the European 
Commission, meeting in Copenhagen, 
sign the Copenhagen Declaration, estab-
lishing the Council of Baltic Sea States to 
serve as a forum for guidance and overall 
co-ordination among participating states. 
Subjects for cooperation include: assistance 
for new democratic institutions; economic 
and technological assistance and coopera-
tion; humanitarian matters and health; en-
vironment and energy; culture, education, 
tourism and information; transport and 
communication. The Council is to comprise 
the Foreign Ministers of Member States and 
a European Commissioner.

18 Mar 1992 Finland formally applies for membership 
of the European Communities.

5 Apr 1992 The European Union and the United States 
recognise the independence of Bosnia-Her-
zegovina.

10 Apr 1992 The Court of Justice of the European Com-
munities gives its Opinion 1/92, affirming 
the legality of the revised European Eco-
nomic Area agreement between the Euro-
pean Community and the European Free 
Trade Association.

2 May 1992 The European Communities, their Member 
States and Austria, Finland, Iceland, Liech-
tenstein, Norway, Sweden and Switzerland 
sign the Agreement on the European Eco-
nomic Area in Oporto. This establishes the 
world’s biggest integrated economic area, 
with 19 countries and 380 million people. 
The bodies responsible for its functioning 
are the European Economic Area Council, 
the European Economic Area Joint Com-
mittee, the European Economic Area Joint 
Parliamentary Committee and the Europe-
an Economic Area Consultative Commit-
tee. The European Economic Area Coun-
cil comprises the members of the Council 
of the European Union and the European 
Commission and a member of the govern-
ment of each of the European Free Trade 
Association countries. Its role is a political 
one. The Joint Committee consists of repre-
sentatives of the contracting parties to de-
cide on Community rules. The Parliamen-
tary Committee consists of 66 members, 33 
Members of the European Parliament and 
33 members of the parliaments of the Eu-
ropean Free Trade Association countries. A 
Surveillance Authority and Court are also 
established. 
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11 May 1992 11–12 May: the General Affairs Council in 
Brussels results in the European Communi-
ty recalling its ambassadors from Belgrade.

11 May 1992 Albania, Latvia, Lithuania and Estonia sign 
Trade Commercial and Economic Coopera-
tion Agreements with the European Com-
munity for a ten-year period.

20 May 1992 Switzerland formally applies for accession 
to the European Communities.

June Establishment of a new bilateral political 
dialogue between the EC and China on en-
vironmental cooperation.

1 Jun 1992 The European Communities implement 
United Nations Security Council Resolu-
tion 757 imposing a total trade embargo 
with Serbia and Montenegro through 
Council Regulations and Decisions.

2 Jun 1992 In a referendum in Denmark, a majority 
votes against ratification of the Treaty on 
European Union (50.7%).

3 Jun 1992 3–14 June: the United Nations Conference 
on Environment and Development takes 
place in Rio de Janeiro. A Climate Change 
Convention and the Convention on Bio-
logical Diversity are signed and the follow-
ing are adopted: Agenda 21, an action Pro-
gramme for sustainable development by 
the year 2000; the Rio Declaration, a twen-
ty-seven point statement of principles; and 
a non-binding Declaration of Principles on 
Forests. Both the European Communities 
and China participate as a full members of 
the Conference.

18 Jun 1992 Majority in referendum in Ireland amend 
the Constitution to allow ratification of 
the Treaty on European Union (69.05% to 
30.95%).

12 Oct 1992 The Council adopts a Regulation establish-
ing the Community Customs Code on the 
surveillance and procedures applicable to 
trade in goods with third countries. The 
Code is designed to make Community cus-
toms legislation more transparent and to 
eliminate the dangers of differing interpre-
tations and legal uncertainty.

5 Nov 1992 The European Community signs a coop-
eration agreement with Slovenia, marking 
the first European Community cooperation 
agreement with a former Yugoslav state.

6 Nov 1992 Greece joins the Schengen Agreement.

20 Nov 1992 The European Community and the United 
States settle their long-running row over 
farm subsidies and pave the way for an 
overall settlement of the Uruguay Round 
trade talks.

25 Nov 1992 Norway applies to accede to the European 
Communities.

27 Nov 1992 The European Community and the Repub-
lic of San Marino sign an interim agreement 
on trade and customs.

1 Dec 1992 The European Community’s agreement on 
cooperation and trade with Albania enters 
into force.

6 Dec 1992 A referendum in Switzerland rejects ratifi-
cation of the Agreement establishing a Eu-
ropean Economic Area by 50.3% to 49.7%. 
As a result, the Treaty cannot enter into 
force on 1 January 1993 and negotiations 
commence to amend it.

11 Dec 1992 11–12 December: the European Council, 
meeting in Edinburgh, decides on special 
arrangements offered to Denmark in order 
that it might hold another referendum on 
the ratification of the Treaty on the Euro-
pean Union. It decides that Denmark will 
retain its existing powers in the field of 
monetary policy according to its national 
laws and regulations, including the pow-
ers of the Danish central bank in the field of 
monetary policy. The Council endorses the 
Delors II package and agrees to begin nego-
tiations with Austria, Sweden and Finland 
on future membership on 1 January 1993.

 The Council follows the European Parlia-
ment’s recommendations in increasing the 
number of seats so as to allow for the five 
new Länder. With a view to the coming en-
largements, the Council decides that France 
and Spain will preside in the two halves of 
1995 and that thereafter, the Presidency will 
rotate according to the following order: It-
aly, Ireland, the Netherlands, Luxembourg, 
the United Kingdom, Austria, Norway, 
Germany, Finland, Portugal, France, Swe-
den, Belgium, Spain, Denmark, Greece.

13 Dec 1992 Liechtenstein votes by referendum in fa-
vour of ratifying the European Economic 
Area agreement.

1993

1 Feb 1993 The European Community signs an Associ-
ation Agreement with Romania. Accession 
negotiations between the European Com-
mission and Austria, Finland and Sweden 
commence.

8 Mar 1993 The United Kingdom government is de-
feated in the House of Commons when a 
small amendment to the Bill to ratify the 
Maastricht Treaty is approved by a major-
ity of opposition Members of Parliament 
as well as rebel Euro-sceptics in the ruling 
Conservative Party. The implementation 
of amendment delays rather than prevents 
the ratification.

8 Mar 1993 The European Community signs an Asso-
ciation Agreement with Bulgaria.

11 Mar 1993 Belgium ratifies the Schengen Accord.
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17 Mar 1993 An additional protocol is signed by the par-
ticipating countires enabling the European 
Economic Area Treaty to enter into force 
following the withdrawal of Switzerland, 
which may nevertheless participate in the 
European Economic Area at a later date if 
it so wishes. Special arrangements are pro-
vided for Liechtenstein. The European Free 
Trade Association Court’s protocol is also 
signed by the European Free Trade Asso-
ciation states adjusting the 1992 Agreement 
establishing a European Surveillance Au-
thority and a Court of Justice.

19 Mar 1993 The Court of Justice of the European Com-
munities delivers Opinion 2/91, relating 
to the International Labour Organisation’s 
Convention on Chemicals at Work. It de-
cides that the existence of an internal power 
which has not been exercised can result in 
external power for the European Commu-
nities.

29 Mar 1993 The European Free Trade Association signs 
free trade agreements with Bulgaria and 
Hungary.

30 Mar 1993 The Danish Parliament approves the Treaty 
on European Union.

5 Apr 1993 The European Community and Slovenia 
sign an economic cooperation agreement.

12 Apr 1993 The North Atlantic Treaty Organisation’s 
operation to enforce the no-fly zone over 
Bosnia-Herzegovina, under the authority 
of United Nations Security Council Resolu-
tion 816, begins. Fighter and surveillance 
aircraft from several allied nations partici-
pate, as well as aircraft from the North At-
lantic Treaty Organisation’s Airborne Early 
Warning Force.

19 Apr 1993 The European Free Trade Association signs 
free trade agreements with the Czech Re-
public and the Republica of Slovakia.

26 May 1993 The General Agreement on Trade and 
Tariffs’ Arbitration Board finds European 
Community measures to control banana 
imports unfair to Latin American countries 
which export the fruit.

21 Jun 1993 21–22 June: the European Council, meeting 
in Copenhagen, assures associated coun-
tries of Eastern and Central Europe that 
they will be admitted to full membership 
of the European Communities as soon as 
they satisfy conditions of institutional and 
economic stability and capacity. The Eu-
ropean Commission is asked to develop a 
long-term strategy for encouragement of 
growth, competitiveness and employment.

30 Jun 1993 The European Community gives a negative 
opinion to Malta’s application for member-
ship. Cyprus’ application is also rejected.

1 Sep 1993 The Schengen Application Convention en-
ters into force.

October European Commission office opens in 
Hong Kong.

4 Oct 1993 The European Community signs Europe 
Agreements with the Czech Republic and 
the Republic of Slovakia. These agreements 
covered the development of political, trade, 
social, cultural and security links.

7 Oct 1993 Romania enters the Council of Europe.

1 Nov 1993 The Treaty on European Union, or the 
Maastrict Treaty, enters into force. The trea-
ty created the ‘three pillars’ of the European 
Union: The Justice and Home Affairs Pillar, 
The Common Foreign and Security Policy 
Pillar, and the European Community Pillar. 
It also paves the way for a monetary union, 
a European Central Bank and the creation 
of the Euro currency.

8 Nov 1993 The Council endorses future relations with 
Switzerland subsequent to Swiss referen-
dum results opposing accession.

16 Dec 1993 Denmark, France, Germany, the Nether-
lands and the United Kingdom give full 
diplomatic recognition to the Former Yugo-
slav Republic of Macedonia.

1994

1994 China connects to NSFNET (National Sci-
ence Foundation Network), the early back-
bone network of the internet.

1 Jan 1994 The agreement establishing the European 
Economic Area enters into force.

4 Jan 1994 The European Free Trade Association Court 
is opened in Geneva.

10 Jan 1994 The North Atlantic Treaty Organisation 
launches the Partnership for Peace Pro-
gramme to provide for military cooperation 
between the Organisation and the states of 
Eastern Europe and the former Soviet Un-
ion.

1 Feb 1994 Association agreements between the Eu-
ropean Union, Poland and Hungary come 
into effect.

1 Mar 1994 Talks concerning forthcoming European 
Union membership for Sweden, Finland 
and Austria are successfully completed, all 
three agreeing terms to join the European 
Union.

1 Mar 1994 In Portugal and Spain, the Schengen Agree-
ment enters into force.

23 Mar 1994 The European Community and Ukraine 
sign a Partnership and Cooperation Agree-
ment.

28 Mar 1994 The Commissioner for External Affairs, 
Hans Van den Broek, warns that the Euro-
pean Commission will take Greece to court 
if it does not lift its trade ban on Macedo-
nia.



185

Phelan, Major Events in European and Chinese International Development 1947–2013, ZChinR 2015

30 Mar 1994 The European Union concludes accession 
negotiations with Austria, Sweden, Finland 
and Norway.

1 Apr 1994 Hungary applies for membership of the 
European Union.

1 Apr 1994 Hungary becomes the first former commu-
nist state to apply to join the North Atlan-
tic Treaty Organisation’s Partnership for 
Peace.

8 Apr 1994 Poland applies for membership of the Eu-
ropean Union.

15 Apr 1994 The Final Act of Uruguay Round of Gen-
eral Agreement on Tariffs and Trade ne-
gotiations is signed in Marrakesh by 117 
nations. The President of the Council and 
Commissioner Sir Leon Britton signs on be-
half of the European Community. The Act 
provides for the creation of the World Trade 
Organisation and the reduction of industri-
al tariffs. It also provides for the establish-
ment of a permanent Dispute Settlement 
Body to provide a formalised structure for 
the resolution of trade disputes. Interim 
arrangements are adopted for agriculture 
and textiles and the European Community 
agrees to gradually dismantle the restric-
tions imposed under the Multifibre Ar-
rangement on textile and clothing imports 
from developing countries.

18 Apr 1994 The European Bank for Reconstruction and 
Development meets in St. Petersburg.

19 May 1994 The European Community and the United 
States hold General Agreement on Tariffs 
and Trade talks regarding civil aircraft.

26 May 1994 26–27 May: The Inaugural Conference on a 
Pact on Stability in Europe is held in Paris. 
European Foreign Ministers discuss a new 
initiative aimed at averting conflicts over 
borders and the rights of minorities, pro-
moting good neighbourly relations in Cen-
tral and Eastern Europe and strengthening 
regional cooperation and democratic insti-
tutions.

1 Jun 1994 The Schengen Agreement enters into force 
in Italy.

12 Jun 1994 A referendum in Austria is favourable to 
membership of the European Union. 66.6% 
voted yes.

14 Jun 1994 The European Communities, the Member 
States and the Ukraine sign a partnership 
and cooperation agreement in Luxem-
bourg.

16 Jun 1994 The Turkish government bans the pro-
Kurdish DEP party. The European Com-
missioner for Foreign Affairs, Hans Van 
den Broek, expresses concern at this devel-
opment.

22 Jun 1994 Russia joins the North Atlantic Treaty Or-
ganisation’s Partnership for Peace pro-
gramme.

24 Jun 1994 24–25 June: the European Union Accession 
Treaty for Austria, Finland and Sweden is 
signed.

24 Jun 1994 24–25 June: the European Council meets at 
Corfu. Russian President Boris Yeltsin signs 
a Partnership and Cooperation Agreement 
with the European Community. The United 
Kingdom blocks the candidacy of Jean-Luc 
Dehaene for the Presidency of the Euro-
pean Commission on account of his “inter-
ventionist” policies. The Prime Ministers of 
Austria, Sweden, Finland and Norway sign 
treaties of accession to the European Union. 
A ” Reflection Group” set up in preparation 
for 1996 Intergovernmental Conference.

29 Jun 1994 The Court of Justice of the European Com-
munities rules that the European Commis-
sion has failed to prove the urgency of the 
case for interim measures against Greece’s 
trade ban against Macedonia (Case 
C-120/94).

5 Jul 1994 The European Court of Justice rules that all 
exports from Cyprus must be authorised by 
the Greek Cypriot government, effectively 
banning trade between the European Un-
ion and the Turkish Republic of Northern 
Cyprus.

18 Jul 1994 The European Community, Estonia, Latvia 
and Lithuania sign free trade agreements in 
Brussels. The agreements are scheduled to 
enter into force on 1 January 1995.

26 Jul 1994 The European Union signs a partnership 
and cooperation agreement with Moldova.

10 Oct 1994 The European Community and South Af-
rica sign a cooperation agreement.

16 Oct 1994 A Finnish referendum approves accession 
to the European Union. 56.9% vote in fa-
vour.

13 Nov 1994 A referendum in Sweden approves acces-
sion to the European Union. 52.3% in fa-
vour.

15 Nov 1994 The Court of Justice of the European Com-
munities delivers its Opinion 1/94 on the 
international treaty competence of the EU 
in the Uruguay Round of international 
trade negotiations, determining that while 
the European Community had exclusive 
competence to conclude the Multilateral 
Agreement on Trade in Goods, the Com-
munity and the Member States were jointly 
competent to conclude both the General 
Agreement on Trade in Services (GATS) and 
the Agreement on Trade Related Aspects of 
Intellectual Property Rights (TRIPS).

28 Nov 1994 Norway rejects accession to the European 
Union in a referendum. Norway stays 
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within the European Economic Area frame-
work.

30 Nov 1994 The Council of Ministers adopts the first 
joint action in the fields of justice and home 
affairs under the Treaty on European Un-
ion.

11 Dec 1994 Rebels in the breakaway Russian republic 
of Chechnya resist an offensive by Rus-
sian troops and aircraft against the capital, 
Grozny.

14 Dec 1994 The European Free Trade Association de-
cides to move its Court from Geneva to 
Luxemburg.

19 Dec 1994 19–20 December: the Council adopts de-
cisions concluding Europe Association 
Agreements between the European Com-
munity and Romania, Bulgaria, the Czech 
Republic and Slovakia: these provide for a 
gradual creation of a free trade area, govern 
political, economic and commercial rela-
tions, including the movement of workers, 
and provide for the approximation of laws.

22 Dec 1994 Member States within the Schengen Group 
agree that they will remove remaining fron-
tier controls on 26 March 1995.

31 Dec 1994 Russian troops commence their offensive 
against the Chechen capital, Grozny.

1995

1995 In China a massive programme to rebuild 
Buddhist temples is started in the mid-90s, 
the government having expressed support 
for Buddhism and Taoism as religions that 
form an integral part of Chinese culture.

1995 Launch of a specific EU dialogue on human 
rights issues in China. Two rounds of dia-
logue are to be held each year, one under 
each EU Presidency. 

1 Jan 1995 The World Trade Organisation is estab-
lished to administrate the 28 agreements 
contained in the Final Act of the Uruguay 
Round, plurilateral agreements on govern-
ment procurement and civil aircraft, tariff 
cuts, and reductions of non-tariff measures.

1 Jan 1995 The date of accession of Austria, Finland 
and Sweden to the EC. Only Iceland, Liech-
tenstein, Norway and Switzerland remain 
in the European Free Trade Association.

1 Feb 1995 The European Association Agreements 
between the European Communities, the 
Member States, and Bulgaria, Romania, 
the Czech Republic and Slovakia enter into 
force, providing for the gradual establish-
ment of a free trade zone.

8 Feb 1995 In Chechenya, the fall of Grozny to the 
Russian Army is conceded by President of 
Chechenya, Dzhoklov Dudayev.

15 Feb 1995 The Russian application for membership of 
the Council of Europe is suspended due to 
war in Chechenya.

6 Mar 1995 European Union Foreign Ministers sign an 
agreement with Turkey to introduce a cus-
toms union from January 1996.

10 Mar 1995 Justice and Internal Affairs Ministers of 
the Member States sign the Convention on 
simplified extradition procedure between 
the Member States of the European Union. 
This is the first Convention adopted under 
the Justice and Home Affairs Title to the 
Treaty on European Union. The Conven-
tion shortens procedures where the extra-
dited person consents and the requested 
State agrees.

26 Mar 1995 The Schengen Accord comes into force 
between Belgium, France, Germany, Lux-
embourg, Portugal, Spain and the Neth-
erlands. Frontier, passport, customs and 
immigration controls are removed in these 
States. France is given a three-month tran-
stitional period.

4 Apr 1995 The European Commission adopts Cus-
toms 2000 to strengthen the European Un-
ion’s borders and make customs controls 
more effective.

9 Apr 1995 A referendum in the Principality of Liech-
tenstein results in a favourable vote to par-
ticipation in the European Economic Area 
with 55.9% voting yes.

19 Apr 1995 Russians capture the last Chechen town in 
rebel hands. Guerrilla war continues.

28 Apr 1995 Austria accedes to the Schengen Agree-
ment.

1 May 1995 Liechtenstein becomes a full member of the 
European Economic Area. This brings the 
European Economic Area membership to 
18: the 15 Member States and Norway, Ice-
land and Liechtenstein.

29 May 1995 The Council concludes that all treaties be-
tween the European Communities and 
third states will include a reference to hu-
man rights in the preamble, a human rights 
clause and a suspension clause mechanism 
in the event of breach of the human rights 
clause.

12 Jun 1995 The European Community signs Associa-
tion Agreements with the Baltic states, Es-
tonia, Latvia and Lithuania.

15 Jun 1995 An Association Agreement between the 
European Union and Slovenia is initialled 
in Brussels, Belgium.

22 Jun 1995 Romania applies to join the European Un-
ion.

27 Jun 1995 Slovakia applies to join the European Un-
ion.
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15 Jul 1995 Publication of EC communication “A long-
term policy for China-Europe relations“. 
This publication outlined the importance of 
the relationship between the EC and China 
to encourage human rights reform, to im-
prove China’s integration with the interna-
tional community and to enhance business 
links.

17 Jul 1995 The European Community signs an interim 
agreement with Russia, a Euro-Mediterra-
nean agreement with Tunisia and a coop-
eration agreement with Vietnam.

26 Jul 1995 European Union Member States sign the 
Europol Convention, the Convention on 
Customs Information System and the Con-
vention for the Protection of the European 
Community’s Financial Interests.

30 Aug 1995 The North Atlantic Treaty Organisation be-
gins large-scale bombing of Bosnian Serbs 
in ‘Operation Deliberate Force’.

24 Sep 1995 The European Council, meeting at Majorca, 
opens negotiations with Malta, Cyprus, 
and central and eastern European countries 
on future membership. France offers a nu-
clear umbrella for the European Union.

27 Oct 1995 Latvia applies to join the European Union.

30 Oct 1995 A cooperation agreement between the Eu-
ropean Community and Brazil, signed in 
1992, is formally concluded.

20 Nov 1995 The European Community signs a Euro-
Mediterranean Association Agreement 
with Israel, replacing the agreement of 11 
May 1975.

20 Nov 1995 The European Community signs a coopera-
tion agreement with Nepal.

27 Nov 1995 The Euro-Mediterranean Conference be-
gins in Barcelona. The Euro-Mediterranean 
Partnership, or Barcelona Process, emerged 
from this meeting, laying a framework of 
political, economic and social relations 
between EU Member States and Southern 
Mediterranean partners (Cyprus, Malta, 
Algeria, Egypt, Israel, Jordan, Lebanon, 
Morocco, the Palestinian Authority, Syria, 
Tunisia and Turkey. Libya has observer sta-
tus.) The main objectives of this process are 
the eventual creation of a common area of 
peace and stability and of a free trade area 
(by 2010), and the promotion of social dia-
logue.

28 Nov 1995 Estonia applies to join the European Union.

3 Dec 1995 At a European Union-United States Summit 
in Madre, the New Transatlantic Agenda is 
signed by Felipe Gonzales in his capacity 
as President of the Council and European 
Commission President Jacques Santer on 
the one hand and United States President 
Bill Clinton on the other. The Agenda out-
lines joint initiatives including contributing 

to the expansion of world trade and eco-
nomic relations.

4 Dec 1995 A joint European Commission and Council 
Decision concludes an additional proto-
col signed by the European Communities 
and their Member States on the one hand 
and the Eastern European countries on 
the other which extends the participation 
of the Associated Country in Community 
Programmes, for example environment, 
education, social policy, health, consumer 
protection, energy and transport. The sig-
natories of the protocol with the European 
Community are Romania, 30 June 1995; 
Hungary, 13 July 1995; Poland, 17 July 1995; 
Bulgaria, 20 July 1995; Czech Republic, 24 
August 1995.

4 Dec 1995 The Council adopts Regulation 2815/95 
which ends trade sanctions against ter-
ritories of the former Yugoslavia, except 
for parts of Bosnia-Herzegovina under 
Bosnian Serb control. The Council decides 
to continue sending humanitarian aid to 
Bosnia-Herzegovina by convoy, and to con-
tinue European Union administration of 
the town of Mostar.

7 Dec 1995 The European Free Trade Association signs 
free trade agreements with Estonia, Latvia 
and Lithuania, effective from 1 June 1996 
and also cooperation agreements with 
Egypt, Morocco and Tunisia.

12 Dec 1995 Lithuania applies to join the European Un-
ion.

16 Dec 1995 Bulgaria applies to join the European Un-
ion.

20 Dec 1995 The United Nations ends its mission in 
Bosnia and a 60,000 strong North Atlantic 
Treaty Organisation force takes over its 
peace-keeping role.

31 Dec 1995 A customs union with Turkey enters into 
force by 1 January 1996. According to the 
European Union, this completes the pro-
cess begun by the Ankara Treaty in 1963.

1996

17 Jan 1996 The Czech Republic applies to join the Eu-
ropean Union.

1 Feb 1996 The interim agreement between the Euro-
pean Union and Russia enters into force. 
This gives effect to the trade clauses of the 
partnership and cooperation agreements 
between the European Union and Russia 
pending the entry into force of the latter. A 
similar interim agreement between the Eu-
ropean Union and Ukraine also enters into 
force.

26 Feb 1996 The European Union signs a Euro-Mediter-
ranean Association Agreement and fisher-
ies agreement with Morocco.
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1 Mar 1996 First Asia-Europe meeting (ASEM) at a 
summit in Bangkok. The aim of the meeting 
is to strengthen the relationship between 
the two regions and aid a cultural, political 
and economic relationship between the two 
regions.

11 Mar 1996 The Council adopts a regulation including 
the Former YugoslavRepublic of Macedo-
nia in the PHARE Programme.

26 Mar 1996 The Schengen agreement – incorporating 
Belgium, Germany, France Luxembourg, 
the Netherlands, Spain and Portugal – en-
ters into force.

28 Mar 1996 The Court of Justice of the European Com-
munities delivers its Opinion 2/94, declar-
ing that the European Union lacks compe-
tence to adhere to the European Convention 
on Human Rights.

22 Apr 1996 Georgia, Armenia and Azerbaijan sign 
partnership and cooperation agreements 
with the European Union.

1 Jun 1996 Cooperation agreements between the Euro-
pean Union and Vietnam and Nepal enter 
into force.

3 Jun 1996 The North Atlantic Council meets in Berlin. 
France accepts a compromise over the CJFT 
concept. The North Atlantic Treaty Organi-
sation will remain “one system capable of 
performing multiple functions“, thereby 
avoiding the creation of separate command 
arrangements for European-only opera-
tions. The conduct of a Western European 
Union operation, drawing upon Alliance 
resources, will necessitate the approval of 
the North Atlantic Council. In deference 
to French pressure, it is agreed that there 
will be exercises to practise how Western 
European Union-led operations could be 
detached from the North Atlantic Treaty 
Organisation’s structure. The North Atlan-
tic Treaty Organisation and the Western Eu-
ropean Union agree on the sharing of mate-
rial with a ‘secret’ classification.

10 Jun 1996 European Union signs Europe Agreement 
with Slovenia; Slovenian Prime Minister 
presents formal application for Slovenia’s 
accession to the European Union.

21 Jun 1996 The European Community signs coop-
eration agreements with Uzbekistan and 
Chile.

25 Jun 1996 The Council adopts a new TACIS regulation 
on assistance to New Independent States of 
the Former Soviet Union and Mongolia un-
til 1999.

8 Aug 1996 The European Union issues a statement 
protesting against the introdution by the 
United States of legislation providing for 
penalties against European countries in-
vesting in Iraq, Libya and Cuba.

1 Sep 1996 The Court of the European Free Trade As-
sociation moves officially to Luxembourg 
from Geneva.

27 Sep 1996 The fifteen European Union Member States 
sign an extradition convention and a proto-
col on protection of the European Union’s 
financial interests. The Council adopts cor-
responding acts.

29 Sep 1996 A cooperation agreement is signed between 
the European Union and MERCORSUR 
– the South American Common Market 
which includes Argentina, Barzil, Paraguay 
and Uruguay.

1 Oct 1996 The Council authorises the European Com-
mission to negotiate the accession of Eur-
atom to the Korean Peninsula Energy De-
velopment Organisation.

28 Oct 1996 The European Union and the Republic of 
Korea sign a cooperation agreement.

16 Dec 1996 The European Union and the United States 
hold a transatlantic summit in Washington.

19 Dec 1996 Denmark, Sweden and Finland accede to 
the Schengen Agreement.

1997

1997 The Euro-Atlantic Partnership Council su-
persedes the North Atlantic Cooperation 
Council, aimed at providing a framework 
for closer political and security-related con-
sultations and cooperation.

24 Feb 1997 The European Community and the Pales-
tinian Liberation Organisation adopt a joint 
statement establishing regular political dia-
logue and sign the Euro-Mediterranean in-
terim association agreement for five years.

6 Apr 1997 France blocks a resolution of the United 
Nations Commission of Human Rights 
condemning China for its human rights 
record, despite the European Union Com-
mon Foreign and Security Policy. This was 
the seventh consecutive year that such a 
resolution had been blocked.

24 Apr 1997 The African, Carribbean and Pacific States 
and the Council of Ministers adopt a deci-
sion approving a protocol governing the 
accession of South Africa to the Lomé Con-
vention.

29 Apr 1997 The European Union signs its first coopera-
tion agreements with Cambodia and Laos.

29 Apr 1997 The European Community signs a trade 
and cooperation agreement with Former 
Yugoslav Republic of Macedonia.

27 May 1997 The Russia-North Atlantic Treaty Organi-
sation Founding Act, governing relations 
between the two parties, is signed.
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29 May 1997 The North Atlantic Treaty Organisation-
Ukraine Charter is signed in Sintra, Portu-
gal.

2 Jun 1997 The European Council meets in Amster-
dam to revise the Treaty on European Un-
ion. It approves various provisions facili-
tating smooth passage to the Third Stage of 
Economic and Monetary Union and adopts 
a resolution on growth and employment.

 1. A provision stating that ‘the Union is 
founded on the principles of liberty, de-
mocracy, respect for human rights and 
fundamental freedoms and the rule of 
law, principles which are common to the 
Member States’ is added to the Treaty and 
a reference to fundamental social rights is 
included in its preamble.

 2. Free movement of persons, asylum, im-
migration, the crossing of external borders 
and judicial cooperation are integrated into 
the Community framework during a tran-
sitional period of five years. Community 
competence is extended to the Justice and 
Home Affairs pillar of the TEU, bringing 
asylum, immigration, and judicial coopera-
tion into the Community legislative frame-
work.

 3. A new title on employment is incorpo-
rated into the Treaty.

 4. A Protocol integrates the Schengen ac-
quis into the framework of the European 
Union.

 5. A Protocol on subsidiarity and propor-
tionality is added to the Treaty.

 6. The Council adopts a resolution con-
firming the Stability and Growth Pact.The 
Council adopts a regulation providing for 
the replacement of the ECU with the euro 
at the rate of one to one from 1 January 1999 
and for continuity of contracts, and laying 
down rules for conversion between nation-
al currencies and the euro.

 7. A Franco-German defence proposal to 
integrate the Western European Union into 
the European Union is resisted by an alli-
ance of the United Kingdom, Denmark, 
Finland, Ireland and Sweden.

1 Jul 1997 Hong Kong returned by UK to China to be 
governed as a special administrative region 
(SAR) with a high degree of autonomy in 
all matters except foreign relations and 
military defence. This was the result of 
extensive negotiations between the British 
government and the PRC which culminat-
ed in the Sino-British Joint Agreement. Pre-
viously Hong Kong had been leased to the 
United Kingdom by the Treaty of Nanking 
in 1842, the Treaty of Beijing in 1860 and 
the Convention for the Extension of Hong 
Kong Territory in 1898.

8 Jul 1997 8–9 July: the North Atlantic Treaty Organi-
sation invites the Czech Republic, Hungary 
and Poland to join at its Madrid summit.

26 Oct 1997 Italy accedes to the Schengen Agreement.

1 Dec 1997 The Schengen Agreement becomes opera-
tive in Austria.

8 Dec 1997 The European Union and Mexico sign an 
Economic Partnership, Political Coopera-
tion and Cooperation Agreement.

1998

1998 Microsoft and Intel establish high-tech re-
search facilities in Beijing.

23 Feb 1998 Foreign ministers of the European Union 
agree that no member state of the European 
Union will sponsor a resolution condemn-
ing China at the United Nations Human 
Rights Committee in Geneva.

25 Mar 1998 Publication of European Commission com-
munication “Building a Comprehensive 
Partnership with China”. The communica-
tion focuses on supporting China’s integra-
tion into the WTO, social reform, promo-
tion of human rights and raising the profie 
of the EU within China.

31 Mar 1998 The European Union opens accession nego-
tiations with Poland, Hungary, the Czech 
Republic, Estonia, Slovenia and Cyprus.

2 Apr 1998 First EU-China summit held in London. 
Ever since they have been held on an an-
nual basis alternating between Beijing and 
the country hosting the EU Presidency. The 
summits are attended by the Chinese Prime 
Minister, the President of the European 
Commission and High Representative for 
Common Foreign and Security Policy, as 
well at other relevant Ministers from each 
country.

19 May 1998 The European Union accuses Israel of tens 
of millions of dollars worth of customs 
fraud by obtaining reduced customs rates 
on exports from Jewish settlements.

28 May 1998 Denmark votes to ratify the Amsterdam 
Treaty in a referendum. 55.1% vote for rati-
fication.

22 Dec 1998 China and the EC sign an agreement on 
scientific and technological cooperation. 
This leads to European Council Decision 
2000/16/EC which outlines the aim of pur-
suing specific development programmes in 
areas of common interest.

1999

18 Feb 1999 Russia and the European Union hold a 
summit meeting in Moscow.

1 Mar 1999 The framework cooperation agreement be-
tween the European Union and the coun-
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tries of the San Jose Group – Costa Rica, El 
Salvador, Guatemala, Honduras, Nicara-
gua and Panama – enters into force.

12 Mar 1999 The Czech Republic, Hungary and Poland 
are formally admitted to the North Atlantic 
Treaty Organisation.

12 Mar 1999 The Council adopts a regulation determin-
ing the third countries whose nationals 
must be in possession of visas when cross-
ing external borders of the Member States.

23 Mar 1999 The North Atlantic Council authorises 
North Atlantic Treaty Organisation air 
strikes against Yugoslavia.

20 Apr 1999 The Council adopts a regulation suspend-
ing restrictive economic measures taken 
against Libya.

25 Apr 1999 The Falun Gong movement (a spiritual dis-
cipline derived from Buddhism and Tao-
ism, and combining meditation with slow-
moving qigong exercises introduced in 
China in 1992 through the public lectures of 
its founder Li Hongzhi.) is declared illegal 
in China and a threat to national security by 
Chairman Jiang Zemin.

7 May 1999 Cooling of US-China relations after NATO 
bombs Chinese embassy in Belgrade, For-
mer Yugoslavia. NATO claim the intended 
target had been the Yugoslav Federal Direc-
torate for Supply and Procurement. Three 
Chinese reporters are killed. President 
Clinton issues an apology. Protests occur 
outside the US Embassy in Beijing.

25 May 1999 The US Cox-Dicks Committee accuses 
China of using espionage to steal neutron 
bomb and other thermonucleartechnology.

3 Jun 1999 3–4 June: the European Council meet in Co-
logne. It adopts the first European Union 
common strategy on Russia. It concludes 
that partnership between the EU and Rus-
sia should be strengthened as it is crucial 
to maintaining peace and security in Eu-
rope and for meeting common European 
challenges. The Presidency also concluded 
that “It wholeheartedly ensorses the ef-
forts made by China and Russia to date 
to achieve WTO accession and urges the 
Council and Commission to support early 
accession by China on the basis of a fair bal-
ance of interests and to encourage Russia’s 
endeadours to adapt to the requirements of 
WTO accession“.

9 Jun 1999 The Federal Republic of Yugoslavia and the 
North Atlantic Treaty Organisation sign a 
Military Technical Agreement.

10 Jun 1999 North Atlantic Treaty Organisation Sec-
retary-General Javier Solana announces a 
formal halt to the bombing campaign in 
Kosovo.

10 Jun 1999 The North Atlantic Treaty Organisation 
suspends air campaign following confirma-
tion of Serbian withdrawal from Kosovo.

12 Jun 1999 First KFOR troops are deployed in Kosovo. 
The province is divided into zones of re-
sponsibilities.

20 Jun 1999 The eighth European Union-Japan summit 
takes place in Bonn.

21 Jun 1999 The European Union-United States Summit 
takes place in Bonn.

21 Jun 1999 The European Community and its Member 
States sign seven bilateral sectoral agree-
ments (free movement of people, public 
procurement, transport, agriculture, re-
search, and mutual recognition of conform-
ity assessment) with Switzerland.

22 Jun 1999 The European Union holds a summit meet-
ing with Armenia, Azerbaijan and Georgia 
in Luxembourg.

1 Jul 1999 The European Union’s partnership and co-
operation agreements with Armenia, Azer-
baijan, Georgia, Kazakhstan, Kyrgyzstan 
and Uzbekistan, enter in force.

1 Jul 1999 The European Union’s interregional frame-
work cooperation agreement with MER-
COSUR – whose member countries are 
Argentina, Brazil, Paraguay and Uruguay 
– enters into force.

15 Jul 1999 China develops technology to build a neu-
tron bomb, a small thermonuclear weapon 
which releases a higher radiation dose than 
conventional warheads. The Cox report 
published in May claims that China had 
stolen US nuclear secrets.

23 Jul 1999 The third summit meeting between the Eu-
ropean Union and Ukraine takes place in 
Kiev.

1 Nov 1999 The European Union’s cooperation agree-
ment with Cambodia enters into force.

10 Dec 1999 An declaration is made by the European 
Council in Helsinki that it aims to establish 
an European Rapid Reaction Force to allow 
European capability for autonomous action 
backed up by credible military forces.

10 Dec 1999 The European Council meets in Helsinki. It 
decides to open accession negotiations with 
Romania, Slovakia, Latvia, Lithuania, Bul-
garia and Malta and to recognise Turkey 
as an applicant country. It agrees to call an 
intergovernmental conference to revise the 
Treaties in February 2000. It takes various 
decisions aimed at stepping up the Euro-
pean common security and defence policy, 
adopts a common strategy with regard to 
Ukraine, a millennium declaration and a 
declaration on Chechnya, and approves 
guidelines for employment for 2000.



191

Phelan, Major Events in European and Chinese International Development 1947–2013, ZChinR 2015

16 Dec 1999 The European Union-Canada summit is 
held in Ottawa.

17 Dec 1999 The European Union-United States of 
America summit is held in Washington.

21 Dec 1999 Second EU-China summit held in Beijing.

2000

1 Jan 2000 The Schengen Information System (SIS) 
comes into force, a governmental database 
used by European counties to maintain and 
distribute information on individuals and 
property. The intended purposes are na-
tional security, border control and law en-
forcement.

9 Apr 2000 The European Community and the Former 
Yugoslav Republic of Macedonia sign their 
first stabilisation and association agree-
ment.

2 May 2000 2–4 May: a European Union troika visits 
the Korean peninsula, visiting the capitals 
of North and South Korea, namely Pyong-
yang and Seoul.

19 May 2000 Bilateral agreement on China’s WTO acces-
sion signed by EU in Beijing. This was after 
lengthy negotiations focusing on EU de-
mands that China allow 51% foreign own-
ership of telecoms and insurance firms. The 
final agreement was on the condition that 
China agree to 25% foreign ownership on 
accession, 35% after 1 year and 49% after 3 
years.

23 Jun 2000 The European Community and the Afri-
can, Caribbean and Pacific countries (ACP) 
sign, in Cotonou, Benin, a new Convention, 
replacing those signed in Lomé. This agree-
ment gives ACP exports preferential access 
to the EU market.

28 Jun 2000 The first European Union-India Summit 
meeting is held in Lisbon.

11 Jul 2000 Chinese Prime Minister Zhu Rongji visits 
Brussels. This is the first visit of a Chinese 
Premier to the Commission.

1 Oct 2000 October: The Vatican canonizes 120 saints 
who were martyred in China.

24 Oct 2000 Third EU-China summit held in Beijing.

8 Nov 2000 The European Commission adopts a pro-
posal for a regulation laying down the gen-
eral principles of food law and establishing 
the European Food Authority.

8 Nov 2000 The European Commission delivers to the 
Council its overall report on enlargement, 
consisting of progress reports assessing the 
preparation of the candidate countries and 
an “Accession Partnership” proposal iden-
tifying the key issues Turkey must address 
before starting accession negotiations.

14 Nov 2000 The Committee of Regions holds a Con-
ference on enlargement, globalisation and 
new forms of governance in Brussels.

15 Nov 2000 15–16 November: the Euro-Mediterranean 
Conference takes place in Marseilles.

20 Nov 2000 The Council adopts a regulation extending 
exceptional trade measures for countries 
participating in or linked to the stabilisa-
tion and association process to the Fed-
eral Republic of Yugoslavia and the For-
mer Yugoslav Republic of Macedonia. It 
also adopts negotiating brief with a view 
to reaching a stabilisation and association 
agreement with Croatia.

23 Nov 2000 23–24 November: the European Union/
Balkans Summit takes place in Zagreb. The 
Stabilisation and Association Process be-
tween the EU and the Balkan States is of-
ficially endorsed by all participants.

7 Dec 2000 7–9 December: A European Council is held 
in Nice and reaches political agreement 
on a new Treaty amending the constitu-
ent treaties to provide for the participation 
of new members in the institutions (to be 
known as the Nice Treaty).

7 Dec 2000 The Presidents of the European Parliament, 
the European Council and the European 
Commission formally proclaim the Char-
ter of Fundamental Rights of the European 
Union in Nice.

2001

1 Jan 2001 EU parliament releases the “EU Strategy 
Towards China: Implementation of the 
1998 Communication and Future Steps for 
a More Effective EU Policy.”

1 Jan 2001 Sweden assumes Presidency of the Council 
of the European Union.

15 Jan 2001 Italian Prime Minister Giuliano Amato 
and Chinese Premier Zhu Rongji discuss 
Sino-Italian relations and international and 
regional issues of common concern at the 
Great Hall of the People, China.

8 Feb 2001 The European Commission adopts a Green 
Paper on Integrated Product Policy (IPP).

26 Feb 2001 The Treaty of Nice is signed by leaders of 
the member States of the EU.

1 Apr 2001 China and Italy sign an agreement on scien-
tific and technological co-operation.

9 Apr 2001 An EU delegation travels to Chin to discuss 
the Kyoto Protocol on global warming.

15 May 2001 The European Commission releases its 
strategy towards China “Implementation 
of the 1998 Communication and Future 
Steps for a more Effective EU Policy”.
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16 May 2001 Chinese President Jiang Zemin meets vis-
iting Austrian President Thomas Klestil at 
the Great Hall of the People, China.

17 May 2001 Chinese Vice-Premier Qian Qichen discuss-
es bilateral relations with Austrian Federal 
President Thomas Klestil at Diaoyutai State 
Guesthouse, China.

1 Jul 2001 Belgium takes over the Presidency of the 
Council of the European Union.

13 Jul 2001 The IOC executive committee elects Beijing 
to host of the 2008 Olympic Games.

1 Sep 2001 China organises a successful “Chinese 
Week” in Germany.

2 Sep 2001 Ireland and China sign a Memorandum of 
Understanding on Cultural Co-operation 
agreeing that a Chinese Cultural Festival 
will be held in Ireland and an Irish Cultural 
Festival, China.

3 Sep 2001 Premier Zhu Rongji meets Irish Prime 
Minister Ahern and Irish President Mary 
McAleese to discuss the continued devel-
opment of bilateral relations between Ire-
land and China.

5 Sep 2001 Fourth China-EU summit, Brussels.

17 Sep 2001 China and the EU launch a bi-lateral Infor-
mation Society Working Group.

25 Oct 2001 25–26 October: 1. EU-China Human Rights 
Dialogue, Beijing. (academic ‘Dialogue 
Seminars’ on human rights topics between 
representatives of the EU (drawn from Eu-
ropean Commission, Presidency of the Eu-
ropean Union, and the EU-China network) 
and the Chinese Ministry of Foreign Af-
fairs.) 2. EU Director General for Enterprise 
and AQSIQ (the General Administration of 
Quality Supervision, Inspection and Quar-
antine of the People’s Republic of China) 
launch a Dialogue on Enterprise, Industrial 
Policy and Regulation

29 Oct 2001 Vice-President Hu Jintao pays an official 
visit to the UK and meets Lord Derry Ir-
vine, the British Lord High Chancellor of 
the Upper House and Chief Justice.

30 Oct 2001 British Queen Elizabeth II meets Vice-Presi-
dent Hu Jintao and his wife in Buckingham 
Palace.

31 Oct 2001 Vice-President Hu Jintao meets British 
Deputy Prime Minister John Prescott and 
Scotland’s First Minister Henrry McLeish 
in Edinburgh.

1 Nov 2001 The Chinese Minister of Cultural Affairs, 
Sun Jiazheng visits Germany to discuss the 
development of the cultural relations be-
tween the two countries.

13 Nov 2001 China – EU Ministerial Troika (Foreign Af-
fairs Minister of the Member State holding 
the Presidency of the Council of Ministers, 
the Secretary-General of the Council of the 

European Union, and the European Com-
missioner for External Relations) meet in 
New York.

30 Nov 2001 Political Directors Troika meeting, Beijing.

8 Dec 2001 EU-China Human Rights Seminar, Brus-
sels.

11 Dec 2001 The People’s Republic of China is officially 
admitted to the World Trade Organization 
WTO as the 143rd member.

2002

1 Jan 2002 Spain takes over the Presidency of the 
Council of the European Union. Euro coins 
and notes enter into circulation in the 
twelve participating Member States; Aus-
tria, Belgium, Finland, France, Germany, 
Greece, Ireland, Italy, Luxembourg, the 
Netherlands, Portugal and Spain.

15 Jan 2002 Chinese Foreign Minister Tang Jiaxuan 
meets visiting British Secretary of Foreign 
Affairs Jack Straw to discuss bilateral ties 
and international and regional issues. 2002 
marks the 30th anniversary of the establish-
ment of ambassador-level diplomatic ties 
between China and the UK and the fifth an-
niversary of Hong Kong’s return to China.

23 Jan 2002 Foreign Minister Tang Jiaxuan meets visit-
ing Irish Foreign Minister Brian Cowen at 
the Great Hall of the People to discuss anti-
terrorism efforts and other international 
and regional issues of mutual concern. Ire-
land seeks to expand economic exchanges 
and cooperation with China.

30 Jan 2002 30–31 January: EU-China Joint Committee 
Meeting on the Agreement on Trade and 
Economic Cooperation between the Euro-
pean Economic Community and the Peo-
ple’s Republic of China of 1985 (EU-China 
Joint Committee Meeting), Brussels.

1 Mar 2002 The EU Commission releases the EU-China 
Country Strategy Paper 2002–2006.

5 Mar 2002 5–6 March: China-EU Human Rights Dia-
logue, Madrid.

15 Mar 2002 15–16 March: At a European Council meet-
ing in Barcelona, Spain, EU leaders urge the 
speedy adoption of legislation for the open-
ing of markets.

1 Apr 2002 European Commissioner for External Re-
lations, Chris Patten, pays his first official 
visit to China.

3 Apr 2002 Patten and Chinese Minister of Foreign 
Trade and Economic Cooperation Shi 
Guangsheng sign (i) the Sino-EU energy 
and environment programme agreement 
and (ii) the Sino-EU Agreement on the Eu-
ropean Study Centre programme.

8 Apr 2002 Chinese President Jiang Zemin visits the 
Federal Republic of Germany.
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16 May 2002 China and the EU begin negotiations on 
Chinese participation in the GALILEO pro-
ject (world’s first global satellite position-
ing system for civil use).

31 May 2002 The European Union ratifies the Kyoto Pro-
tocol.

26 Jun 2002 The German Foreign Office presents its 
new East Asia regional plan focusing on the 
“integration of China”.

23 Jul 2002 The Treaty establishing the European Coal 
and Steel Community (ECSC) expires after 
fifty years.

1 Aug 2002 China and France sign Sino-French agree-
ment on cultural cooperation.

2 Sep 2002 Chinese Premier Zhu Rongji and Italian 
Prime Minister Silvio Burlesconi launch the 
Sino-Italian Environmental Cooperation 
Project at the World Summit on Sustainable 
Development (WSSD) in Johannesburg.

20 Sep 2002 Chinese Premier Zhu Rongji meets both 
Austrian Federal Chancellor Wolfgang 
Schuessel, Austrian Federal President 
Thomas Klestil in Vienna.

22 Sep 2002 Asia-Europe Meeting (ASEM) IV and the 
fifth EU-China summit, (Annual meeting 
attended by the Chinese Prime Minister and 
other relevant Ministers and, for the EU, by 
the President of the Council of Ministers, 
the President of the European Commission 
and the High Representative for Common 
Foreign and Security Policy, as well as other 
relevant Ministers and European Commis-
sioners) Copenhagen, Demark.

26 Sep 2002 France and China sign an agreement on 
cultural cooperation between the two na-
tions.

9 Oct 2002 The European Commission recommends 
the conclusion of accession negotiations by 
the end of 2002 with the following coun-
tries: Cyprus, the Czech Republic, Estonia, 
Hungary, Latvia, Lithuania, Malta, Poland, 
the Slovak Republic and Slovenia.

13 Nov 2002 EU-China Human Rights Dialogue, Beijing.

15 Nov 2002 Chinese Vice-President Hu Jintao is named 
head of the ruling Communist Party, re-
placing Jiang Zemin, the outgoing presi-
dent. Jiang is elected as head of the Central 
Military Commission.

1 Dec 2002 The European and Chinese authorities cre-
ate an “EU-China Working Group on Digi-
tal Olympics”, co-chaired by the European 
Commission and the Chinese Ministry of 
Science and Technology.

6 Dec 2002 The EU and China sign the EU-China Mari-
time Transport Agreement.

31 Dec 2002 German Chancellor Schröder participates 
in the maiden voyage of the Transrapid in 
Shanghai, China which was constructed in 

Germany and uses the world’s fastest train 
technology.

2003

1 Jan 2003 Greece takes over the Presidency of the 
Council of the European Union. The EU 
celebrates 10 years of the Single Market.

14 Feb 2003 EU–China Ministerial Troika, Beijing.

March Hu Jintao is elected as President by Nation-
al People’s Congress in China.

5 Mar 2003 EU-China Human Rights Dialogue, Ath-
ens, Greece.

10 Mar 2003 EU opens the European Economic and 
Trade Office in Taiwan.

9 Apr 2003 The European Parliament gives its assent 
to the accession of the Czech Republic, Es-
tonia, Cyprus, Latvia, Lithuania, Hungary, 
Malta, Poland, Slovenia and Slovakia to the 
European Union.

16 Apr 2003 The Treaty of Accession between the EU 
and the Czech Republic, Estonia, Cyprus, 
Latvia, Lithuania, Hungary, Malta, Poland, 
Slovenia and Slovakia is signed in Athens, 
Greece.

3 Jun 2003 China requests market economy status un-
der the EU’s anti-dumping instrument.

10 Jun 2003 China and India reach de facto agreement 
over status of Tibet and Sikkim in a land-
mark cross-border trade agreement.

25 Jun 2003 UK Prime Minister Tony Blair meets Chi-
nese Foreign Minister Li Zhaoxing in Lon-
don.

30 Jun 2003 EU-China Ministerial Troika, Athens, 
Greece.

20 Jul 2003 UK Prime Minister Tony Blair begins an of-
ficial visit to China.

10 Sep 2003 European Commission adopts policy paper 
“A maturing partnership: shared interests 
and challenges in EU-China relations”.

10 Sep 2003 German President Johannes Rau makes 
his first official visit to China and visits the 
Chinese-German Centre for the Promotion 
of Science in Beijing -a joint institution of 
the Deutsche Forschungsgemeinschaft and 
the Chinese Science Foundation.

October China’s first manned spacecraft is launched. 
Astronaut Yang Liwei is sent into space by 
a Long March 2F rocket.

6 Oct 2003 The Chinese Year in France starts as the first 
of two years of two-way cultural exchanges 
between France and China.

9 Oct 2003 Chinese President Hu Jintao meets visit-
ing Irish President Mary McAleese at the 
Great Hall of the People, China. McAleese 
praises the achievements in modernization 
of the Chinese and notes that bilateral trade 
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between China and Ireland has increased 
seven-fold in the past five years.

10 Oct 2003 Premier Wen Jiabao Meets Irish President 
Mary McAleese.

13 Oct 2003 The EU updates its strategy on China and 
lanches the paper “A Maturing Partner-
ship: Shared Interests and Challenges in 
EU-China Relations”.

13 Oct 2003 The first Chinese policy paper on the EU is 
released.

15 Oct 2003 Chinese Foreign Minister Li Zhaoxing and 
British Secretary of State for Foreign and 
Commonwealth Affairs Jack Straw and US 
Secretary of State Colin Powell discuss the 
UN Security Council’s draft resolution on 
Iraq.

30 Oct 2003 At the sixth EU-China summit in Beijing, 
China and the European Union agree to 
launch a structured dialogue on intellectual 
property rights. European Union leaders 
sign an agreement to lessen visa restric-
tions for Chinese tourists and China agrees 
to support the EU’s satellite navigation sys-
tem.

31 Oct 2003 Chinese Premier Wen Jiabao and Prime 
Minister Berlusconi sign a memorandum 
on the mutual establishment of cultural 
centers between the two countries.

3 Nov 2003 Chinese Foreign Minister Li Zhaoxing 
meets Austrian Foreign Minister Benita 
Ferrero-Waldner at the Chinese foreign 
ministry building.

4 Nov 2003 Premier Wen Jiabao meets Austrian For-
eign Minister Benita Ferrero-Waldner at 
Ziguangge, Zhongnanhai.

18 Nov 2003 Meeting of the European Union Ministers 
of Foreign Affairs Intergovernmental Con-
ference (formal procedure for negotiating 
amendments to the founding treaties of the 
European Union) Brussels, Belgium.

21 Nov 2003 Foreign Minister Li Zhaoxing extends sym-
pathies to British Foreign Secretary Jack 
Straw over the casualties of British diplo-
matic personnel in the terrorist bombings 
in Istanbul.

26 Nov 2003 EU-China Human Rights Dialogue, Beijing, 
China.

1 Dec 2003 German Chancellor Gerhard Schröder vis-
its China.

3 Dec 2003 3–4 December: Asia-Europe Meeting 
(ASEM) on ‘Cultures and Civilizations’, 
Beijing, China. Chinese Minister of Culture 
acknowledges the prominent role of culture 
in Asia-Europe relations.

30 Dec 2003 China and the European Union launch a 
space mission to study the Earth’s magnetic 
fields.

2004

1 Jan 2004 Ireland takes over the Presidency of the 
Council of the European Union.

1 Jan 2004 The European Year of Education through 
Sport, EYES 2004, is launched in Garmisch-
Partenkirchen, Germany.

10 Feb 2004 China and the EU sign “Guidelines for 
Common Action” at the EU-China Ministe-
rial Troika.

12 Feb 2004 China and the EU sign a Memorandum of 
Understanding, under which the EU will 
enjoy an “Approved Destination Status” 
(ADS) (the “Tourism Agreement”).

26 Feb 2004 EU-China Human Rights Dialogue, Dub-
lin, Ireland.

26 Feb 2004 Political Directors Troika, Beijing, China.

10 Mar 2004 10–11 March: Deputy Prime Minister and 
Foreign Secretary of the United Kingdom 
meets Vice Minister of Foreign Affairs of 
China Zhang Yesui.

12 Mar 2004 Vice Foreign Minister Zhang Yesui meets 
Foreign Ministry of Ireland to discuss Chi-
na-Ireland bilateral relations and China-EU 
relations.

25 Mar 2004 25–26 March: Fourth Annual Spring Euro-
pean Council, Brussels, Belgium.

16 Apr 2004 EU Commission President Romano Prodi 
visits China.

1 May 2004 The EU Accession Treaty comes into force. 
10 new countries -Cyprus, the Czech Re-
public, Estonia, Hungary, Latvia, Lithu-
ania, Malta, Poland, the Slovak Republic, 
and Slovenia -together representing more 
than 100 million citizens -join the European 
Union.

6 May 2004 Chinese PM Wen Jiabao visits European 
Commission Headquarters and signs new 
dialogue initiatives and the ‘Customs Co-
operation’ agreement.

6 May 2004 6–9 March: While visiting Italy, Chinese 
Premier Wen Jiabao attends a symposium 
on bilateral investment between China and 
Italy in Rome, meets Italian Prime Minister 
Silvio Berlusconi, the Italian President and 
Speakers of the Senate and House of Rep-
resentatives, and visits some key industrial 
enterprises in the Toscana Region.

10 May 2004 Premier Wen Jiabao meets British Prime 
Minister Tony Blair and the Speakers of the 
House of Lords and the House of Commons 
and addresses the China-Britain Business 
Council.

11 May 2004 Premier Wen Jiabao meets Irish Prime Min-
ister Bertie Ahern to discuss China-EU rela-
tions.
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12 May 2004 Chinese Premier Wen Jiabao meets Irish 
President Mary McAleesse, Chairman of 
Dáil Éireann (Irish House of Representa-
tives) Rory O’Hanlon and Chairman of the 
Senate Rory Kiely.

1 Jul 2004 The Netherlands takes over the Presidency 
of the Council of the European Union.

24 Sep 2004 EU-China Human Rights dialogue, Beijing, 
China.

8 Oct 2004 EU-China Ministerial Troika, Hanoi, Viet-
nam.

9 Oct 2004 Chinese Premier Wen Jiabao Meets Swed-
ish, Polish and Irish State Leaders.

14 Oct 2004 China and Russia sign an agreement to 
settle their border conflicts. The Yinlong 
Island (Tarabarov Island) and half of the 
Heixiazi Island (Bolshoi Ussuriysky Island) 
are transferred to China.

29 Oct 2004 EU Heads of State, government leaders and 
Foreign ministers sign the Treaty establish-
ing a Constitution for Europe.

12 Nov 2004 Geographical Directors’ Troika Beijing, 
China.

16 Nov 2004 Vice Premier of the Chinese State Coun-
cil Huang Ju meets Irish President Mary 
McAleese and Irish Prime Minister Bertie 
Ahern.

29 Nov 2004 China signs a landmark trade agreement 
with 10 South-East Asian countries.

6 Dec 2004 Premier Wen Jiabao of the State Council 
and Italian President Carlo Azeglio Ciampi 
meet in Ziguangge, Zhongnanhai.

8 Dec 2004 Seventh EU-China Summit, The Hague. 
The EU and China sign: 1. Joint declaration 
on Non-proliferations and Arms Control; 
2. EU-China Customs Cooperation Agree-
ment; 3. Agreement on R&D cooperation 
on the peaceful use of nuclear energy.

2005

19 Jan 2005 Chairman Wu Bangguo of the Standing 
Committee of the National People’s Con-
gress (NPC) meets Ireland’s Prime Minister 
Bertie Ahern in the Great Hall of the Peo-
ple, China.

24 Feb 2005 EU-China Human Rights Dialogue, Lux-
emburg.

20 Apr 2005 Austrian Prime Minister Wolfgang Schues-
sel meets Premier Wen Jiabao and Vice-
President Zeng Qinghong at the Great Hall 
of the People, China.

May Chinese Premier Wen Jiabao proposes 
strengthening China-EU leader strategic 
dialogue and expanding bilateral economic 
and technological cooperation at a visit to 
the European Parliament.

11 May 2005 Ministerial Troika Beijing, China.

8 Jun 2005 Chairman Wu Bangguo of the Standing 
Committee of the National People’s Con-
gress (NPC) meets Rory O’Hanlon, Chair-
man of the Irish House of Representatives, 
and Rory Kiely, Chairman of the Irish Sen-
ate, at the Great Hall of the People.

30 Jun 2005 EU-China Civil Aviation Summit, Beijing, 
China.

7 Jul 2005 First meeting on the EU-China new Tour-
ism Agreement (Approved Destination Sta-
tus Agreement – ADS).

14 Jul 2005 14–18 July: newly elected European Com-
mission President Jose Manuel Barroso 
pays an official visit to China.

16 Aug 2005 16–24 August: Chinese Foreign Minister Li 
Zhaoxing visits Lithuania, Serbia, Macedo-
nia, Estonia, Latvia and Cyprus.

28 Aug 2005 EU and Chinese officials meet to discuss 
the new limits on Chinese clothing imports 
to the EU.

5 Sep 2005 Eighth EU-China Summit, Beijing. The EU 
and China sign a Memorandum of Under-
standing on labour, employment and social 
affairs; a joint statement on cooperation in 
space exploitation, science and technology 
development and a joint declaration on cli-
mate change.

6 Sep 2005 UK Prime Minister Tony Blair visits China.

8 Sep 2005 8–9 September: At the invitation of Premier 
Wen Jiabao, Prime Minister of the Republic 
of Hungary Gyurcsany Ferenc visits China.

3 Oct 2005 European Union accession negotiations 
open with Turkey and Croatia.

24 Oct 2005 24–25 October: Foreign Minister of the Re-
public of Hungary Somogyi Ferenc visits 
China.

25 Oct 2005 25–27 October: Human Rights Dialogue, 
Beijing, China.

27 Oct 2005 Chinese Vice Foreign Minister Dai Bingguo 
and Andreas Khol, Speaker of the Austrian 
National Parliament meet to discuss Sino-
Austrian relations.

4 Nov 2005 EU-China Joint Committee, Brussels.

8 Nov 2005 8–17 November: Chinese President Hu Jin-
tao visits the UK, Germany and Spain.

26 Nov 2005 26–17 November: Foreign Minister Mihai 
Razvan Ungureanu of Romania pays an of-
ficial visit to China.

4 Dec 2005 4–15 December: Premier Wen Jiabao visits 
France, Slovakia, Czech, Portugal & Ma-
laysia and attends the ASEAN Plus China, 
Japan and Republic of Korea Summit.

20 Dec 2005 First EU-China Strategic Dialogue, London, 
UK.
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2006

1 Jan 2006 The EU and China sign the EU-China 
Memorandum of Understanding on food 
safety in Beijing, China.

1 Jan 2006 Austria takes over the Presidency of the 
Council of the European Union.

31 Jan 2006 Chinese Foreign Minister Li Zhaoxing at-
tends the London Conference on Afghani-
stan.

3 Feb 2006 EU-China Ministerial Troika, Vienna, Aus-
tria.

20 Feb 2006 EU Commission and Chinese Government 
sign a Memorandum of Understanding on 
cooperation on near-zero emissions power 
generation technology.

22 Feb 2006 22–23 Feb: German Foreign Minister Frank-
Walter Steinmeier pays an official visit to 
China.

12 Apr 2006 60th anniversary of the International Court 
of Justice.

11 May 2006 11–13 May: Minister for Foreign Affairs 
of Ireland, Dermot Ahern, pays an official 
visit to China and meets Foreign Minister 
Li Zhaoxing.

20 Mar 2006 Spanish Foreign Minister Miguel Angel 
Moratinos visits China.

27 Mar 2006 Political Directors Troika, Beijing, China.

27 Mar 2006 Romanian President Traian Basescu pays a 
state visit to China.

28 Mar 2006 Foreign Minister Stefan Meller of Poland 
pays an official visit to China.

30 Mar 2006 EU and China hold bilateral consultations 
under the Climate Change Partnership, in 
Vienna, Austria.

6 Apr 2006 Geographical Directors Troika, Brussels.

12 Apr 2006 12–25 April: Chinese Vice Premier Hui Li-
angyu pays official visits to Albania, Po-
land and the Czech Republic.

12 May 2006 Foreign Minister Li Zhaoxing meets visit-
ing Irish Foreign Minister Dermot Ahern in 
the Diaoyutai State Guesthouse.

15 May 2006 The EU Commission and the Chinese Na-
tional Development and Reform Commis-
sion sign a Memorandum of Understand-
ing on regional policy cooperation.

25 May 2006 Human Rights Dialogue, Vienna.

6 Jun 2006 Second EU-China Strategic Dialogue, Lon-
don.

12 Jul 2006 12–14 July: Spanish Prince Felipe De Bor-
bony Grecia pays an official visit to China.

17 Jul 2006 17–22 July: King Carl XVI Gustaf of Sweden 
pays a state visit to China.

17 Jul 2006 Chinese Premier Hu Jintao and Italian 
Prime Minister Romano Prodi meet in St. 
Petersburg, Russia to discuss Sino-Italian 
relations.

20 Jul 2006 20–21 July: Foreign Minister Philippe 
Douste-Blazy of the Republic of France 
pays an official visit to China.

9 Sep 2006 Ninth China-EU summit, Helsinki, Fin-
land.

13 Sep 2006 13–18 Sep: At the invitation of Premier Wen 
Jiabao of the State Council, Prime Minister 
Romano Prodi of Italy pays an official visit 
to China.

18 Sep 2006 Italian Prime Minister Romano Prodi meets 
Chinese Premier Wen Jiabao.

19 Sep 2006 19–28 September: Chinese Vice Premier 
Zeng Peiyan pays official visits Ireland, 
Belgium, Hungary and Norway.

26 Sep 2006 Vice Premier of the State Council of China, 
Zeng, meets Irish entrepreneurs in Dublin.

11 Oct 2006 Official launch of China-EU Science and 
Technology Year.

19 Oct 2006 Human Rights Dialogue, Beijing, China.

24 Oct 2006 EU Commission issues the communication 
“EU-China: Closer Partners, Growing re-
sponsibilities”.

25 Oct 2006 25–28 October: President Jacques Chirac 
of the French Republic pays a state visit to 
China.

7 Nov 2006 EU-China Joint Committee, Beijing.

12 Nov 2006 12–15 November: Deputy Prime Minister 
and Foreign Minister of Italy pays an of-
ficial visit to China to attends the second 
joint meeting of China-Italy Inter-Govern-
mental Committee.

13 Nov 2006 Chinese Foreign Minister Li Zhaoxing 
meets visiting Italian Deputy Prime Minis-
ter and Foreign Minister Massimo D’Alema 
in Diaoyutai State Guesthouse.

7 Dec 2006 The European Commission and the Chi-
nese National Development and Reform 
Commission hold the first EU-China mac-
roeconomic dialogue.

19 Dec 2006 19–21 December: Minister of Foreign Af-
fairs Jan Kubis of Slovakia visits China

2007

1 Jan 2007 Bulgaria and Romania join the EU. This 
raises the number of EU Member States 
to 27 and the population within the Union 
to 492.8 million inhabitants. Germany as-
sumes presidency of the EU.

16 Jan 2007 16–18 January: EU Commissioner for Exter-
nal Relations Ferrero-Waldner visits Beijing 
and launches negotiations on a Partnership 
and Cooperation Agreement.
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24 Jan 2007 24 January – 2 February: Chinese State 
Councilor Hua Jianmin attends the 2007 
World Economic Forum Meeting in Swit-
zerland and visits Austria and Greece.

30 Jan 2007 30 January – 3 February: Jose Socrates, 
Prime Minister of the Republic of Portugal 
pays an official visit to China.

5 Feb 2007 5–9 February: Prime Minister Robert Fico of 
the Slovak Republic visits China.

13 Feb 2007 Assistant Chinese Foreign Minister Kong 
Quan meets the Director of the Chinese Af-
fairs Office in Salzburg.

28 Feb 2007 28 February – 1 March: French Foreign Min-
ister Philippe Douste-Blazy pays an official 
visit to China.

5 Mar 2007 Geographical Directors Troika, Beijing.

24 Mar 2007 50th anniversary of the Treaties of Rome.

25 Mar 2007 25–28 March: Prime Minister of the King-
dom of Norway Stoltenberg visits China.

2 Apr 2007 2–8 April: María Teresa Fernández de la 
Vega, the First Vice President and Minister 
of the Presidency of Spain pays an official 
visit to China.

3 Apr 2007 The European Community becomes the 
first organisation to accede to the Hague 
Conference on Private International Law.

3 May 2007 EU Commission and the European Central 
Bank discuss economic policy issues with 
Chinese counterparts, Beijing, China.

8 May 2007 Political Directors Troika, Brussels.

8 May 2007 8–13 May: Foreign Minister Dora Bakoyan-
nis of Greece pays an official visit to China.

15 May 2007 15–16 May: Human Rights Dialogue, Ber-
lin, Germany.

15 May 2007 15–17 May: Foreign Minister Maxime Ver-
hagen of the Kingdom of the Netherlands 
pays an official visit to China.

16 May 2007 Margaret Beckett, UK Secretary of State for 
Foreign and Commonwealth Affairs pays 
an official visit to China.

20 May 2007 20–23 May: Minister of Foreign Affairs and 
European Integration of Croatia Kolinda 
Grabar-Kitarovic pays an official visit to 
China.

23 May 2007 23–26 May: President of Federal Republic 
of Germany Horst Koehler pays a state visit 
to China.

8 Jun 2007 Chinese President Hu Jintao meets Italian 
Prime Minister Romano Prodi in Germany 
to discuss strengthening Chinese-Italian 
and Chinese-European ties.

11 Jun 2007 11–12 June: EU-China Joint Committee, 
Brussels.

19 Jun 2007 Assistant Chinese Foreign Minister Kong 
urges progress on the ‘China-Italy Inter-
Governmental Committee’ at a meeting 
with Italian Deputy Foreign Minister Ver-
netti.

21 Jun 2007 Fourth ministerial-level meeting on energy 
between the European Union (EU) and the 
Organization of the Petroleum Exporting 
Countries (OPEC), Vienna, Austria.

22 Jun 2007 First meeting of the ‘EU-China Civil Society 
Round Table’, Beijing, China.

24 Jun 2007 24–29 June: King Juan Carlos I of Spain 
pays a state visit to China.

1 Jul 2007 Portugal takes over the Presidency of the 
Council of the European Union.

30 Jul 2007 11th EU-China Human Rights, Beijing.

26 Aug 2007 26–29 August: Chancellor Angela Merkel of 
the Federal Republic of Germany pays an 
official visit to China.

12 Sep 2007 Chinese Assistant Foreign Minister Kong 
Quan attends a meeting of the China-Italy 
Governmental Committee and meets Ital-
ian Deputy Foreign Minister Vernetti.

15 Oct 2007 The EU and Montenegro sign a stabiliza-
tion and association agreement (SAA) in 
Luxemburg.

17 Oct 2007 Human Rights Dialogue, Beijing, China.

18 Oct 2007 18–19 October: Key EU summit on the Re-
form Treaty takes place in Lisbon. Text is 
agreed for the new ‘Lisbon Treaty’ which is 
formally signed by all European leaders in 
Lisbon on 13 December 2007.

21 Sep 2007 A new Roman Catholic bishop of Beijing 
is consecrated the first for over 50 years to 
have the approval of the Pope.

25 Oct 2007 The third EU-China Strategic Dialogue, Lis-
bon.

31 Oct 2007 French Foreign Minister Bernard Kouchner 
pays an official visit to China.

14 Nov 2007 Second meeting of the EU-China Civil Soci-
ety Round Table, Brussels.

25 Nov 2007 25–27 November: President of the Republic 
of France pays a state visit to China.

26 Nov 2007 China and the European Union discuss 
China’s solar panel exports at the annual 
Joint Committee Talks on trade.

27 Nov 2007 27–29 November: President of the Euro 
group, Prime Minister and Minister of Fi-
nance of Luxemburg, Mr. Trichet, President 
of the European Central Bank and Mr. Alu-
mina, EU Commissioner for Economic and 
Monetary Affairs visit Beijing to discuss 
China-EU economic and financial coopera-
tion.

28 Nov 2007 Euro-zone Troika and Chinese counter-
parts, Beijing, China.
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28 Nov 2007 10th EU-China Summit, Beijing. The EU 
and China (i) establish a High Level Eco-
nomic and Trade Dialogue and (ii) agree to 
enhance cooperation on climate change.

12 Dec 2007 European Parliament President, Jose Ma-
nuel Barroso and Jose Socrates, Portuguese 
Prime Minister and President-in-office of 
the EU Council, sign the Charter of Funda-
mental Rights in Strasbourg.

13 Dec 2007 EU leaders sign the Treaty of Lisbon at 
Mosteiro dos Jeronimos, Lisbon.

21 Dec 2007 The Schengen area is enlarged to include 
Estonia, the Czech Republic, Lithuania, 
Hungary, Latvia, Malta, Poland, Slovakia 
and Slovenia.

2008

1 Jan 2008 Slovenia takes over the Presidency of the 
Council of the European Union. Cyprus 
and Malta adopt the euro, bringing euro-
area membership to 15 EU countries and a 
population of around 320 million.

18 Jan 2008 18–20 January: Gordon Brown, UK Prime 
Minister pays an official visit to China.

28 Jan 2008 EU approves the launch of a military op-
eration in eastern Chad and north eastern 
Central African Republic – EUFOR Tchad/
RCA – within the framework of the Euro-
pean Security and Defence Policy (ESDP), 
and in accordance with UN Security Coun-
cil Resolution 1778 (2007).

16 Feb 2008 The Council of the European Union estab-
lishes the European Union Rule of Law 
Mission in Kosovo -”EULEX Kosovo”.

24 Feb 2008 24–29 February: David Miliband, UK Sec-
retary of State for Foreign and Common-
wealth Affairs pays an official visit to Chi-
na.

11 Mar 2008 Geographical Directors’ Troika, Brussels

15 Apr 2008 The EU and Montenegro sign a bilateral 
WTO accession agreement.

24 Apr 2008 24–25 April: President José Manuel Barroso 
and nine EU Commissioners meet their 
counterparts in Beijing.

25 Apr 2008 First EU-China High Level Economic and 
Trade Dialogue, Beijing, China.

15 May 2008 Political Directors’ Troika, Beijing.

15 May 2008 Human Rights Dialogue, Brdo, Slovenia.

9 Jun 2008 EU-China Ministerial Troika, Ljubljana.

10 Jun 2008 Italian Prime Minister Silvio Berlusconi 
meets visiting Chinese Foreign Minister 
Yang Jiechi in Rome.

11 Jun 2008 Chinese Foreign Minister Yang Jiechi visits 
Brussels.

12 Jun 2008 In a referendum in Ireland, 53.4% of the 
electorate vote against the Treaty of Lisbon.

13 Jun 2008 13–15 June: Vice Chancellor and Foreign 
Minister Steinmeier of the Federal Republic 
of Germany pays an official visit to China.

18 Jun 2008 18–19 June: The European Council decides 
to continue the ratification process of the 
Lisbon Treaty. EU leaders urge internation-
al cooperation to deal with rising food and 
fuel prices.

23 Jun 2008 23–26 June: Third meeting of the EU-China 
Civil Society Roundtable, Beijing, China.

23 Jun 2008 23–27 June: Greek President Karolos Pa-
poulias visits China.

1 Jul 2008 France assumes Presidency of the Council 
of the EU.

21 Jul 2008 The former Bosnian Serb leader Radovan 
Karadzic is arrested after 13 years on the 
run. He is sent to the International Criminal 
Tribunal for the former Yugoslavia (ICTY) 
at The Hague for trial.

7 Sep 2008 Third China-Europe Forum, Hamburg, 
Germany.

24 Sep 2008 24–25 September: EU-China Joint Commit-
tee, Beijing.

23 Oct 2008 One of China’s most prominent human 
rights activists, Hu Jia, wins the European 
Parliament’s prestigious Sakharov Prize for 
Freedom of Thought.

24 Oct 2008 Seventh Asia-EU meeting (ASEM7), China.

6 Nov 2008 Fourth meeting of the EU-China Civil Soci-
ety Roundtable, Paris, France.

16 Nov 2008 16–26 November: Chinese State Councilor 
Liu Yandong attends the 48th Session of 
UNESCO International Education Confer-
ence, Geneva.

28 Nov 2008 EU-China Human Rights Dialogue, Beijing.

12 Dec 2008 Brussels summit – EU leaders reach agree-
ment on climate action, a response to finan-
cial crisis and on a plan for Ireland to ratify 
the Lisbon Treaty.

12 Dec 2008 The EU admits Switzerland to its ‘Schen-
gen area’, which allows people to travel 
between countries without border checks.

2009

1 Jan 2009 The euro becomes legal tender in Slovakia.

1 Jan 2009 The Czech Republic assumes the rotating 
Presidency of the Council of the European 
Union for the first time. Presidency priori-
ties include the economy and energy.

19 Jan 2009 19–22 January: President Heinz Fischer of 
the Republic of Austria pays a state visit to 
China.
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19 Jan 2009 Fourth round of China-EU Strategic Dia-
logue, Beijing.

30 Jan 2009 Chinese Prime Minister Wen Jiabao visits 
Brussels to discuss China-EU relations.

8 Feb 2009 Switzerland votes to extend the agreement 
on the free movement of persons between 
the EU and Switzerland.

22 Feb 2009 European members of the G20 group meet 
in Berlin. Leaders agree on the need for a 
common approach to combat the financial 
crisis.

1 Mar 2009 1–3 March: Mr. Carl Bildt, Minister for For-
eign Affairs of Sweden pays an official visit 
to China.

29 Mar 2009 29–30 March: European Commissioner B. 
Ferrero-Waldner visits China.

31 Mar 2009 Chinese Deputy Foreign Minister Wu Da-
weio attends an international conference on 
Afghanistan in the Netherlands.

1 Apr 2009 Chinese President Hu Jintao meets British 
Prime Minister Gordon Brown in London 
to discuss bilateral relations.

1 Apr 2009 Chinese President Hu Jintao and US Presi-
dent Barack Obama meet in London to dis-
cuss China-US ties and the financial crisis. 
They agree to establish the “China-US Stra-
tegic and Economic Dialogue”.

1 Apr 2009 China and France release a press statement 
in both Beijing and Paris on the formation 
of a new strategic dialogue between France 
and China.

2 Apr 2009 President Hu Jintao participates in the 
second G-20 Leaders Summit on Financial 
Markets and the Global Economy in Lon-
don.

2 Apr 2009 Chinese Commerce Minister Chen Deming 
meets World Trade Organization (WTO) 
Director General Pascal Lamy. China com-
mits to resist trade protectionism.

2 Apr 2009 In response to the Democratic People’s Re-
public of Korea’s (DPRK) planned satellite 
launch, Chinese Foreign Ministry spokes-
man Qin Gang makes an appeal for peace 
and stability on the peninsula.

3 Apr 2009 Defence Minister Liang Guanglie indicates 
to visiting Vice-Chief of the Defence Staff 
of the British Armed Forces, Timothy John 
Granville-Chapman that Chinese armed 
forces would be open to military exchanges 
with Britain.

7 Apr 2009 Chinese Vice-Premier Li Keqiang meets 
former French Prime Minister Jean-Pierre 
Raffarin to discuss the development of Si-
no-French relations.

8 Apr 2009 The European Commission announces 
anti-dumping duties on Chinese seamless 
steel pipes. Duties are set at a rate of 15 % 

for Hubei Xinye Steel and Shangdong Lux-
ing Steel Pipe and 24.2 % for the general im-
ports from other Chinese steel companies.

11 Apr 2009 Scotland’s First Minister Alex Salmond 
pledges Scotland’s cooperation with the 
Chinese National Development and Re-
form Commission on renewable energy 
sources.

13 Apr 2009 Li Yuanchao, member of the Chinese Po-
litical Bureau and Secretariat of the CCP 
Central Committee and a German Chris-
tian Democratic Union (CDU) delegation 
attend a meeting at the Great Hall of the 
People, China.

13 Apr 2009 Wang Shengjun, President of the Supreme 
People’s Court of China, meets Lasar Geor-
giev Gruev, President of Bulgarian Su-
preme Court of Cassation.

16 Apr 2009 Chinese Vice Foreign Minister He Yafei and 
visiting Italian Foreign Minister Sherpa Gi-
ampiero Massolo meet to discuss the up-
coming G8 Outreach Session.

21 Apr 2009 Chinese Vice-Premier Wang Qishan meets 
Dieter Zetsche, Chairman of the board of 
management of the German automaker 
Daimler AG. Wang expresses desire to fur-
ther cooperation between Daimler AG and 
China.

21 Apr 2009 The China Atomic Energy Author-
ity (CAEA) and the French Atomic Energy 
Commission sign the 10th agreement for 
continued cooperation in the peaceful use 
of nuclear power. 

22 Apr 2009 At the China Tianjin International Busi-
ness Convention for Aerospace Industries, 
French Minister of State for Foreign Trade 
Anne-Marie Idrac expresses French interest 
in co-operating with China on its large-jet 
industry and invites the Commercial Air-
craft Corporation of China Ltd (CACC), to 
attend the Paris aerospace convention in 
June for further talks.

24 Apr 2009 Chinese Premier Hu Jintao and Speaker 
of the French National Assembly Bernard 
Accoyer marks the 45th anniversary of the 
establishment of Sino-French diplomatic 
relations at a meeting in China.

27 Apr 2009 China and Germany sign the Chinese-Ger-
man Memorandum of Understanding on 
Cooperation in the Legal Field under which 
Germany commits to provide 8 million 
euro for training of judges, social insurance 
and law enforcement.

28 Apr 2009 Former French President Jacques Chirac 
visits Beijing at the invitation of the Chi-
nese People’s Institute of Foreign Affairs 
and meets Chinese President Hu Jintao.

28 Apr 2009 28–29 April: 8th Euro-China Forum in Tian-
jin, China.
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29 Apr 2009 Chinese Ambassador to the EU, Song Zhe 
visits Brussels.

7 May 2009 7–8 May: Second EU-China High Level 
Economic and Trade Dialogue, Brussels, 
Belgium co-chaired by Chinese Vice Pre-
mier Wang Qishan and EU Trade Commis-
sioner Ashton. China urges the EU to relax 
restrictions on Chinese technology imports.

9 May 2009 Chinese Vice Premier Wang Qishan meets 
Alex Salmond, First Minister of Scotland in 
Edinburgh.

9 May 2009 Guo Boxiong, Chinese Vice Chairman of 
the Central Military Commission visits to 
Turkey, Germany and Finland.

11 May 2009 British Prime Minister Gordon Brown 
meets visiting Chinese Vice Premier Wang 
Qishan to seek China’s cooperation on 
the Copenhagen Conference on climate 
change.

14 May 2009 Human Rights Dialogue, Prague, Czech 
Republic.

16 May 2009 Wu Bangguo, Chairman of the Standing 
Committee of the Chinese National Peo-
ple’s Congress (NPC), and Austrian Vice 
Chancellor and Federal Minister of Finance 
Josef Proll meet in Vienna and agree to ex-
pand trade and technology transfer.

17 May 2009 Wang Gang, President of the China Eco-
nomic and Social Council meets Mario 
Sepi, President of the European Economic 
and Social Committee.

18 May 2009 Wu Bangguo, Chairman of the Standing 
Committee of the NPC, visits Italy at the in-
vitation of Italian Senate President Renato 
Schifani. Wu also meets Italian President 
Giorgio Napolitano and Prime Minister Sil-
vio Berlusconi.

18 May 2009 18–19 May: The fifth meeting of the EU-
China Civil Society Round Table, Tianjin, 
China.

19 May 2009 11th EU-China Summit, Prague. The EU 
and China sign agreements to enhance 
cooperation in (i) clean energy, (ii) sci-
ence and technology, and (iii) small and 
medium-sized enterprises. Meeting had 
been postponed due a meeting between the 
Dalai Lama and French President Nicolas 
Sarkozy in Poland. 

20 May 2009 China and the EU sign the “China-EU Pro-
gramme on Scientific and Technological 
Partnership”.

20 May 2009 Wu Bangguo, Chairman of the Standing 
Committee of the NPC, meets Italian Pre-
mier Silvio Berlusconi in Rome.

27 May 2009 EU-China Ministerial Troika, Phnom Penh, 
Cambodia.

7 Jun 2009 The Dalai Lama receives the title of honor-
ary citizen of the city of Paris, a distinction 

presented by the capital’s mayor, Bertrand 
Delanoe.

8 Jun 2009 Third round of EU-China strategic dia-
logue, Beijing. Co-chaired by Vice Foreign 
Minister Li Hui and German Secretary of 
State for Foreign Affairs Reinhard Silber-
berg.

9 Jun 2009 Chinese Foreign Ministry spokesman Qin 
Gang protests the awarding of “honorary 
citizen” to the Dalai Lama by Paris.

13 Jun 2009 13–27 June: He Guoqiang, member of the 
Standing Committee of the Political Bureau 
of the CCP Central Committee visits Egypt, 
Spain, Jordan and Mongolia.

17 Jun 2009 In a speech at the International Atomic En-
ergy Agency, the Permanent Representa-
tive of China to the United Nations, Tang 
Guoqiang, stresses that the nuclear issues 
of Korea and Iran should be solved in a 
peaceful way through diplomacy.

18 Jun 2009 The Chinese People’s Association for 
Friendship with Foreign Countries 
(CPAFFC) and the Irish Embassy in China 
co-host a reception in Beijing to mark the 
30th anniversary of the establishment of 
diplomatic ties between China and Ireland.

18 Jun 2009 Spanish Prime Minister Jose Luis Rodri-
guez Zapatero reveals Spain’s new Asia-
Pacific action programme to CCP Central 
Committee Political Bureau Standing Com-
mittee member He Guoqian which focuses 
on China.

19 Jun 2009 19–20 June: He Guoqiang and Spanish For-
eign Minister Miguel Angel Moratinos sign 
Spanish-Chinese trade deals.

22 Jun 2009 Chinese President Hu Jintao and Irish Pres-
ident Mary McAleese exchange congratula-
tory messages to mark the 30th anniversary 
of the establishment of diplomatic ties be-
tween the two countries.

22 Jun 2009 He Guoqiang and Greek President Karolos 
Papoulias and Prime Minister Kostas Kara-
manlis in Athens discuss a comprehensive 
strategic partnership between the two na-
tions. He Guoqiang also meets a number 
of other foreign dignitaries including Eu-
ropean Commission President Jose Manuel 
Barroso and UNESCO Director-General 
Koichiro Matsuura.

23 Jun 2009 Wu Bangguo, Chairman of the Standing 
Committee of the NPC in Beijing, meets 
Mircea Geoana, visiting president of Roma-
nia’s senate.

25 Jun 2009 On a visit to Finland, Chinese Vice Premier 
Li Keqiang commits to send a large group 
of entrepreneurs to Finland to make major 
purchases of Finnish goods.

1 Jul 2009 Sweden takes over the rotating presidency 
of the Council of the European Union for 
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the second time. Presidency priorities are 
economic recovery and climate change.

5 Jul 2009 Chinese Premier Hu Jintao attends the out-
reach session of the G8 summit with lead-
ers from India, Brazil, South Africa and 
Mexico.

6 Jul 2009 Chinese Premier Hu Jintao meets Italian 
President Giorgio Napolitano in Rome, 
Italy.

6 Jul 2009 Chinese Premier Hu Jintao and Italian 
Prime Minister Silvio Berlusconi attend 
China-Italy Business Forum and Business 
Matching Event in Rome.

7 Jul 2009 Chinese Premier Hu Jintao meets President 
of the Regional Government of Veneto Gi-
ancarlo Galan in Venice and Italian Culture 
Minister Bondi.

23 Jul 2009 Iceland applies for EU membership.

7 Aug 2009 Chinese Vice Foreign Minister Zhang Zhi-
jun meets Cesare Romiti, Chairman of Ita-
ly-China Foundation.

3 Oct 2009 Referendum required to ratify the Lisbon 
Treaty is passed in Ireland after rejection on 
12 June 2008.

7 Oct 2009 7–21 Oct: Chinese Vice President Xi Jinping 
visits Belgium, Germany, Bulgaria, Hun-
gary and Romania.

28 Oct 2009 The 6th meeting of the EU-China Civil Soci-
ety Round Table, Stockholm, Sweden. 

12 Nov 2009 Chinese Vice Foreign Minister Zhang Zhi-
jun meets a delegation of the Italy-China 
Cooperation Commission.

18 Nov 2009 Political Directors’ Troika, Stockholm, Swe-
den.

20 Nov 2009 Human Rights Dialogue, Beijing, China.

20 Nov 2009 Herman Van Rompuy is appointed first 
permanent President of the EU Council. 
British Trade Commissioner Catherine 
Ashton is appointed as High Representa-
tive of the Union for Foreign Affairs and 
Security Policy.

29 Nov 2009 EU-China Ministerial Troika, Nanjing, Chi-
na.

30 Nov 2009 12th China-EU summit, Nanjing, China. 
China and the EU sign five cooperative 
documents covering technological coop-
eration, near-zero emission coal utilization 
project, energy efficiency and quality on 
buildings, the sustainable development of 
China’s trade and investment, and environ-
mental management.

1 Dec 2009 The Lisbon Treaty enters into force.

17 Dec 2009 The fifth EU-China Strategic Dialogue, 
Stockholm, Sweden.

19 Dec 2009 The non-binding Copenhagen Climate Ac-
cord is signed by delegates to the United 

Nations Framework Convention on Cli-
mate Change.

20 Dec 2009 20–22 December: French Prime Minister 
Fillon visits China.

22 Dec 2009 Serbia applies for EU membership.

2010

1 Jan 2010 Spain assumes presidency of the European 
Council.

14 Jan 2010 Chinese Vice Foreign Minister Zhang Zhi-
jun meets Giuliano Urbani, Italian coordi-
nator for the Chinese Culture Year in Italy.

14 Jan 2010 Chinese Vice Foreign Minister Zhang Zhi-
jun and Slovenian State Secretary, Dragolju-
ba Benčina discuss the Balkans and future 
bilateral cooperation between Slovenia and 
China.

21 Jan 2010 Chinese Premier Wen Jiabao meets visiting 
Austrian President Heinz Fischer in Diao-
yutai State Guesthouse.

28 Jan 2010 EU High Representative Catherine Ashton 
meets Chinese Foreign Minister Yang Jiechi 
to discuss Afghanistan.

11 Feb 2010 EU Heads of State and governments agree 
to support the Greek government in its ef-
forts to meet the Stability Programme tar-
gets for 2010.

24 Feb 2010 24–27 February: Discussion between EU 
and Chinese officials on the commence-
ment of the EU-China Partnership and Co-
operation Agreement (PCA).

14 Mar 2010 14–17 March: David Miliband, UK Sec-
retary of State for Foreign and Common-
wealth Affairs pays an official visit to Chi-
na.

16 Mar 2010 Regional Directors’ Troika, Brussels, Bel-
gium.

20 Mar 2010 20–30 March: Chinese, Vice President Xi 
pays official visits to Belarus, Finland and 
Sweden.

5 Apr 2010 5–7 April: Vanackere, Deputy Prime Min-
ister and Minister of Foreign Affairs and 
Institutional Reform of Belgium pays an of-
ficial visit to China.

8 Apr 2010 8–10 April: Luis Amado, Minister of State 
and Minister of Foreign Affairs of Portugal 
pays an official visit to China.

12 Apr 2010 President of the European Council, Van 
Rimpuy and Preisdent Hu of China meet at 
the Nuclear Security Summit in Washing-
ton.

28 Apr 2010 28–30 April: President Nicolas Sarkozy of 
France pays a state visit to China.

29 Apr 2010 29 April – 1 May: President Barroso of the 
European Commission pays an official visit 
to China.
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6 May 2010 Celebration of the 35th anniversary of the 
establishment of diplomatic relations be-
tween the EU and China. 

17 May 2010 17–21 May: President Horst Köhler of the 
Federal Republic of Germany pays a state 
visit to China.

21 May 2010 The 24th EU-China Joint Committee, Bei-
jing. 

21 May 2010 EU institutions reach a political agreement 
on the structure of the European External 
Action Service.

24 May 2010 24–28 May: Foreign Minister Micheal Mar-
tin of Ireland pays an official visit to China.

26 May 2010 Chinese Assistant Foreign Minister Liu 
Zhenmin meets Sandro De Bernardin, Dep-
uty Secretary General and Political Director 
at Italy’s Ministry of Foreign Affairs to dis-
cuss the reform of the UN Security Council 
and the Iranian nuclear issue. 29th EU-Chi-
na Human Rights Dialogue. 

9 Jun 2010 9–21 June: Vice Premier Zhang Dejiang of 
the State Council pays official visits to Pa-
kistan, Sri Lanka, Greece and Austria.

17 Jun 2010 The Irish National Pavilion Day of the 
Shanghai World Expo is attended by Chi-
nese Vice Foreign Minister Wang Guangya, 
Vice Mayor of Shanghai Tang Dengjie, Irish 
President Mary McAleese, Irish Minister 
for Communications Eamon Ryan, and 
Irish Ambassador to China Declan Kelle-
her.

17 Jun 2010 EU leaders adopt a 10-year strategy for 
sustainable and inclusive growth, “Europe 
2020” and decide to open accession nego-
tiations with Iceland.

26 Jun 2010 26–29 June: 29th EU-China Human Rights 
Dialogue, Madrid, Spain. 

9 Jul 2010 Chinese Foreign Minister Yang Jiechi meets 
in the Foreign Ministry with First Minister 
of Scotland Alex Salmond. Both sides ex-
change views on China-UK relations and 
the enhancement of China’s pragmatic co-
operation with Scotland.

14 Jul 2010 William Hague, UK First Secretary of State 
and Chinese State Councilor Dai Bingguo 
hold the China-UK Strategic Dialogue.

15 Jul 2010 15–18 July: German Chancellor Angela 
Merkel of Germany visits China.

26 Jul 2010 Austrian President Heinz Fischer and 
Chancellor Werner Faymann meets Chi-
nese Foreign Minister Yang Jiechi in Salz-
burg.

29 Aug 2010 29 August – 4 September: High Representa-
tive of the European Union for Foreign Af-
fairs and Security Policy Catherine Ashton 
visits China and attends the China-EU Stra-
tegic Dialogue.

14 Sep 2010 EU-China Partnership & Cooperation 
Agreement negotiations, Brussels.

2 Oct 2010 2–9 October: Chinese Premier Wen Jiabao 
pays official visits to Belgium, Italy Turkey 
and the Hellenic republic.

4 Oct 2010 4–5 October: Eighth Asia-Europe Meeting 
(ASEM), Brussels.

6 Oct 2010 The 13th EU-China Summit, Brussels. 

7 Oct 2010 Chinese Premier Wen Jiabao attends and 
addresses the Opening Ceremony of Chi-
nese Cultural Year in Italy and Celebration 
of the 40th Anniversary of the Establish-
ment of China-Italy Diplomatic Ties.

26 Oct 2010 Chinese President Hu Jintao meets Italian 
President Giorgio Napolitano at the Great 
Hall of the People.

27 Oct 2010 Chinese Premier Wen Jiabao announces 
a three-year action plan on strengthen-
ing economic cooperation with Italy and 
launches the Year of Chinese Culture in 
Italy at a meeting with the Italian President.

4 Nov 2010 4–7 November: President Hu Jintao visits 
France and Portugal.

9 Nov 2010 Third China-UK Economic and Financial 
Dialogue, Beijing.

9 Nov 2010 9–10 November: UK Prime Minister David 
Cameron pays an official visit to China.

29 Nov 2010 29–30 November: Chinese State Councilor 
Ma Kai visits Brussels.

21 Dec 2010 Third China-EU High-Level Economic and 
Trade Dialogue, Beijing.

2011

1 Jan 2011 Estonia adopts the euro as its currency, be-
coming the 17th member of the euro area.

1 Jan 2011 Turku (Finland) and Tallinn (Estonia) be-
come the ‘European Capitals of Culture’ for 
2011.

1 Jan 2011 Hungary assumes presidency of the Coun-
cil of the EU.

4 Jan 2011 4–12 January: Vice Premier Li Keqiang 
pays official visits to Germany, the UK and 
Spain.

10 Jan 2011 10–14 January: EU-China Year of Youth, of-
ficial opening ceremony in Brussels.

1 Feb 2011 China overtakes Japan to become the 
world’s second-largest economy.

17 Feb 2011 The European Parliament approves a reso-
lution granting EU political and financial 
support for Egypt’s transition to democ-
racy.

21 Feb 2011 21–28 February: EU-China Year of Youth, 
official opening ceremony in Beijing, Chi-
na.
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22 Feb 2011 Chinese Foreign Minster Yang Jiechi meets 
his visiting Austrian counterpart Michael 
Spindelegger in Beijing.

23 Feb 2011 Chinese Premier Wen Jiabao meets Josef 
Proll, Austrian vice chancellor and finance 
minister, and Foreign Minister Michael 
Spindelegger in Ziguangge, Zhongnanhai.

25 Mar 2011 Chinese Vice Minister for Foreign Affairs 
Fu Ying visits Brussels.

25 Mar 2011 European Council establish the Euro Plus 
Pact to reinforce economic policy coordina-
tion in the Economic and Monetary Union.

31 Mar 2011 31 March – 2 April: German Federal Foreign 
Minister and Deputy Chancellor Wester-
welle visits China.

1 Apr 2011 Chinese Premier Wen presents China’s Chi-
na-EU Five-Year-Plan in Brussels.

6 May 2011 Chinese President Hu Jintao meets Austri-
an Federal Chancellor Werner Faymann at 
the Great Hall of the People.

12 May 2011 Second China-EU High-level Strategic Dia-
logue, Hungary.

15 May 2011 European Commission President van Rom-
puy visits China.

17 May 2011 17–23 May: European Youth Week.

28 May 2011 40th Anniversary of diplomatic ties be-
tween China and Austria

1 Jun 2011 1–13 June: Chinese Vice President Xi Jin-
ping attends the Celebration of the 150th 
Anniversary of the unification of Italy.

4 Jul 2011 4–7 July: EU-China Youth Culture Week. 
EU-China Forum on Sustainable Develop-
ment, Beijing and Xi’an.

7 Jun 2011 EU High Representative Ashton meets 
Chinese Foreign Minister Yang at the Asia-
Europe Meeting (ASEM) Foreign Ministers’ 
Meeting, Gödöllő, Hungary.

30 Jun 2011 The European Commission proposes a 
multiannual spending plan – an EU budget 
for 2014 to 2020 aimed at boosting growth.

11 Jul 2011 Euro area countries sign a treaty creating a 
European Stability Mechanism which pro-
vides for up to €500 billion to be loaned to 
euro countries in deep economic crisis.

14 Jul 2011 EU-China Joint Committee, Beijing, China.

9 Aug 2011 9–15 August: EU-China Youth Festival for 
Universiade and EU-China Forum for Par-
ticipation in Shenzhen.

30 Aug 2011 30 August – 2 September: Trinidad Jimenez 
Garcia-Herrera, Spanish Minister of For-
eign Affairs and Cooperation visits China.

4–11 Seo 2011 100 Chinese youth volunteers open the EU-
China Volunteer Bridge, in Brussels.

5 Sep 2011 5–9 Sep: Human Rights Dialogue, Beijing, 
China.

8 Sep 2011 EU-China Political Directors’ Dialogue, 
Brussels.

9 Sep 2011 Fourth UK-China Economic and Financial 
Dialogue (EFD), London.

12 Sep 2011 12–14 September: Juppé, Minister of State 
and Minister of Foreign and European Af-
fairs of the Republic of France pays an of-
ficial visit to China.

21 Sep 2011 EU High Representative Ashton meets Chi-
nese Foreign Minister Yang at the margins 
of the UN General Assembly, NY.

28 Sep 2011 A new tax on transactions between finan-
cial institutions is proposed by Commis-
sion President José Manuel Barroso during 
his annual State of the Union address.

13 Oct 2011 Vice Foreign Minister Cui Tiankai meets 
Italian G20 Sherpa Bruno Archi, exchang-
ing views on preparations for the G20 
Cannes Summit.

19 Oct 2011 19–22 October: Chinese Foreign Minister 
Yang Jiechi visits Denmark and the Baha-
mas.

20 Oct 2011 20–27 October: EU-China Youth Leaders 
Summit in Beijing, China.

22 Oct 2011 China-UK Strategic Dialogue, London.

24 Oct 2011 24–25 October: EU High Representative 
Ashton visits China.

25 Oct 2011 The 14th China-EU Summit, Tianjin on Oc-
tober 25.

31 Oct 2011 Chinese President Hu Jintao meets Austri-
an President Heinz Fischer, Austrian Fed-
eral Chancellor Werner Faymann and Aus-
trian National Council President Barbara 
Prammer in Vienna.

3 Nov 2011 3–4 November: At G20 summit in Cannes, 
France leaders agree on coordinated action 
for global economic recovery and job crea-
tion and take steps on financial reform.

8 Nov 2011 The Economic and Financial Affairs Coun-
cil adopts a package of six legislative pro-
posals aimed at strengthening economic 
governance in the EU.

16 Nov 2011 6th Round of EU-China Consultations on 
African Affairs, Brussels. 

5 Dec 2011 Chinese Assistant Foreign Minister Zhang 
Kunsheng meets outgoing Austrian Am-
bassador to China Martin Sajdik.

5 Dec 2011 Chinese Foreign Minister Yang Jiechi at-
tends the International Afghanistan Con-
ference in Bonn, Germany.

9 Dec 2011 17 members of the euro area and several 
other EU countries agree to participate in a 
new ‘fiscal compact’ and to coordinate their 
economic policies more tightly.
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18 Dec 2011 18–22 December: Polish President Ko-
morowski visits China.

19 Dec 2011 Liechtenstein joins the EU’s border-free 
Schengen area.

2012

1 Jan 2012 Guimarães (Portugal) and Maribor (Slove-
nia) become the ‘European Capitals of Cul-
ture’ for 2012.

1 Jan 2012 Denmark takes over the six-month rotating 
presidency of the Council of the EU.

9 Jan 2012 9–11 January: 20th Human Rights dialogue, 
Nanjing, Jiangsu, China. 

17 Jan 2012 EU High Representative Ashton meets 
State Counselor Dai Bingguo of China in 
New Delhi, India.

22 Jan 2012 Croatia votes ‘yes’ in an EU accession refer-
endum.

30 Jan 2012 New EU treaty on stability, coordination 
and governance in the economic and mon-
etary union is agreed by all EU countries 
with the exception of the Czech Republic 
and the United Kingdom.

1 Feb 2012 Launch of 2012 EU-China Year of Intercul-
tural Dialogue by A. Vassiliou, European 
Commissioner for Education, Culture, 
Multilingualism and Youth, and Cai Wu, 
Minister of Culture of the People’s Repub-
lic of China, Brussels.

2 Feb 2012 2–4 February: Chancellor Angela Merkel of 
the Federal Republic of Germany pays an 
official visit to China.

13 Feb 2012 13–22 February: Vice President Xi Jinping 
visits the US, Ireland and Turkey.

14 Feb 2012 14th EU-China Summit, Beijing.

20 Feb 2012 Visiting Chinese Vice President Xi Jinping 
meets Irish President Michael D. Higgins in 
Dublin, Ireland. Vice President Xi and Irish 
Prime Minister Enda Kenny attend China-
Ireland Trade and Investment Forum at 
which Vice President Xi delivers a speech 
on bilateral relations.

1 Mar 2012 The European Council grants EU member 
candidate status to Serbia.

1 Mar 2012 1–2 March: The European Council re-elects 
Herman Van Rompuy as its President. Par-
ticipating Member States sign the Treaty on 
Stability, Coordination and Governance in 
the Economic Monetary Union.

25 Mar 2012 25–29 March: Irish Prime Minister Kenny 
visits China.

29 Mar 2012 The European Parliament adopts legis-
lation making trade in over-the-counter 
(OTC) derivatives more transparent.

31 Mar 2012 Chinese Premier Wen Jiabao meets visiting 
Italian Prime Minister Mario Monti at the 
Great Hall of the People.

1 Apr 2012 Vice Premier Li Keqiang meets Italian 
Prime Minister Mario Monti, Pakistani 
Prime Minister Yousuf Raza Gilani and 
Prime Minister of Kazakhstan Karim Masi-
mov in Boao, Hainan at the 2012 Boao Fo-
rum for Asia (BFA) Annual Conference.

12 Apr 2012 12–21 April: Chinese State Councillor Liu 
Yandong pays visits to the UK, Brussels 
and Cyprus.

18 Apr 2012 Ms A. Vassiliou, European Commissioner 
for Education, Culture, Multilingualism 
and Youth and Ms Liu Yandong, State 
Councilor of the People’s Republic of China 
launch the EU-China High Level People-to-
People Dialogue in Brussels.

20 Apr 2012 20–27 April: Premier Wen Jiabao visits Ice-
land, Sweden, Poland and attends the Han-
nover Messe in Germany.

26 Apr 2012 26 April – 4 May: Vice Premier Li Keqiang 
visits Russia, Hungary, Belgium and the EU 
Headquarters.

3 May 2012 At the first EU-China High Level Meeting 
on Energy, China and the EU launch the 
EU-China Partnership for Urbanization.

28 May 2012 28–31 May: Third EU-China High Level 
Political Parties’ and Groups’ Forum, Brus-
sels.

29 May 2012 29–31 May: Human Rights Dialogue, Brus-
sels.

30 May 2012 EU High Representative Ashton meets 
Wang Jiarui, Minister of the International 
Department of CPC Central Committee.

30 May 2012 EU Commission adopts recommendations 
for each of the 27 EU countries on 2012–
2013 national budgets and economic poli-
cies.

31 May 2012 EU-China Joint Committee, Brussels.

1 Jun 2012 Chinese Vice Foreign Minister Song attends 
the Italian National Day reception held by 
Italian Ambassador to China Attilio Mas-
simo Iannucci.

8 Jun 2012 8–13 June: Ciolos, European Commissioner 
for Agriculture and Rural Development 
visits China.

14 Jun 2012 14–16 June: European Commissioner for 
International Cooperation, Humanitarian 
Aid and Crisis launches the EU-China Dis-
aster Risk Management Project at the open-
ing of the China-EU Institute of Emergency 
Management, Beijing.

14 Jun 2012 14–19 June: G20 Summit in Los Cabos, 
Mexico.
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30 Jun 2012 30 June – 8 July: Portuguese Minister of 
State and Foreign Minister Paulo Portas 
visits China.

4 Jul 2012 The European Parliament exercises for the 
first time its power to reject an international 
trade agreement by refusing to ratify the 
Anti-Counterfeiting Trade Agreement (a 
multinational treaty for the purpose of es-
tablishing international standards for intel-
lectual property rights enforcement signed 
by Australia, Canada, Japan, Morocco, 
New Zealand, Singapore, South Korea and 
the United States.

6 Jul 2012 Meeting between the EU Crisis Manage-
ment and Planning agency and the Chinese 
Ministry of Foreign Affairs and Defence, 
Beijing.

8 Jul 2012 8–10 July: Third round of China-EU High-
level Strategic Dialogue.

9 Jul 201 9–11 July: French Foreign Minister Laurent 
Fabius pays an official visit to China to 
meet Minister Yang Jiechi and Wen Jiabao.

20 Jul 2012 EU-China Political Director’s Dialogue, 
Beijing.

30 Aug 2012 Angela Merkel, Chancellor of the Federal 
Republic of Germany pays an official visit 
to China to co-chair the second round of 
China-Germany Inter-government Consul-
tation with Premier Wen Jiabao.

19 Sep 2012 19–20 September: The first EU-China May-
ors Forum, Brussels.

20 Sep 2012 The 15th EU-China Summit, Brussels. 
Leaders discuss further cooperation within 
the EU-China Strategic Partnership and in-
ternational issues (Syria, Iran, East Asia). 
8th EU-China Business Summit, Brussels. 

11 Oct 2012 China and Germany mark the 40th an-
niversary of the establishment of China-
Germany diplomatic relations at the Chi-
na-Germany Foreign Ministers’ Strategic 
Dialogue.

19 Oct 2012 19–21 October: EU Commissioner C. Hede-
gaard visits China for a bilateral meeting 
with Mr Xie Zhenhua, Vice Chairman of 
National Development and Reform Com-
mission (NDRC).

24 Oct 2012 24–26 October: Romanian Foreign Minister 
Corlăt‚ean visits China.

4 Nov 2012 4–6 November: Chinese Premier Wen Jia-
bao attends the Ninth Asia-Europe Meeting 
and Pay An Official Visit to Laos..

5 Nov 2012 Chinese Premier Wen Jiabao meets Italian 
Prime Minister Mario Monti and Bulgarian 
President Rosen Plevneliev at the ninth an-
nual Asia-Europe Meeting in Vientiane

28 Nov 2012 Jia Qinglin, Chairman of the National Com-
mittee of the Chinese People’s Political 
Consultative Conference (CPPCC), meets 

Italian Prime Minister Mario Monti and Gi-
anfranco Fini, President of the lower house 
of Italian Parliament in Rome.

28 Nov 2012 EU Commission publishes its Annual 
Growth Survey 2012 which prioritises fis-
cal consolidation.

29 Nov 2012 EU Commissioner Vassiliou and Chinese 
State Councillor Liu issue a new Joint Dec-
laration on EU-China Cultural Coopera-
tion.

29 Nov 2012 29–30 November: Chinese and German 
representatives attend the Fifth Meeting of 
the “Hamburg Summit: China meets Eu-
rope”.

30 Nov 2012 30 November – 1 December: Jia Qinglin, 
Chairman of the National Committee of 
the Chinese People’s Political Consultative 
Conference (CPPCC), meets Enrico Rossi, 
Governor of the Tuscany region, and Rosa-
rio Crocetta, Governor of the Sicily region 
of Italy.

10 Dec 2012 The Norwegian Nobel Committee award 
the 2012 Nobel Peace Prize 2012 to the EU 
at a ceremony in Oslo. The prize recognises 
the EU’s contribution over six decades to 
the promotion of peace and reconciliation, 
democracy and human rights.

2013

18 Feb 2013 Chinese Vice President Xi Jinping pays an 
official state visit to Ireland.

28 Feb 2013 EU Commission initiates an anti-dumping 
investigation on solar glass from China.

19 Mar 2013 Chinese military staff attend a training 
seminar in Brussels.

22 Mar 2013 New appointed President Xi Jinping visits 
Russia.

24 Apr 2013 High Representative of the Union for For-
eign Affairs and Security Policy/Vice Presi-
dent of European Commission Catherine 
Ashton pays an official visit to China for 
the EU’s high-level meetings with the new 
Chinese leadership.

15 May 2013 European Commission opens an ex officio 
anti-dumping and an anti-subsidy inves-
tigation concerning imports of mobile tel-
ecommunications networks and their es-
sential elements from China.

29 May 2013 Deputy Secretary General of the EU Helga 
Schmid, visits China for the EU-China Po-
litical Directors’ Dialogue with Assistant 
Foreign Minister Le Yucheng.

21 Jun 2013 27th EU-China Joint Committee meeting, 
China.

25 Jun 2013 EU-China Dialogue on Human Rights, Gui-
yang (Guizhou), China.
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18 Jul 2013 Chinese PLA Navy Escort Task Group Ad-
miral visit the the EU Naval Force’s counter 
piracy flagship in the Gulf of Aden while 
a delegation from the EU NAVFOR Head-
quarters visit to Chinese Naval Ship, Har-
bin.

19 Jul 2013 Zhou Shengxian, Minister of Environment 
Protection of the People’s Republic of Chi-
na, and Janez Potočnik European Commis-
sioner for Environment met in Beijing for 
the EU-China Environmental Policy Dia-
logue.

22 Jul 2013 The European Commissioner for Agricul-
ture and Rural Development visits Beijing 
to strengthen EU-China cooperation in the 
areas of agriculture and rural development.

23 Jul 2013 The European Commissioner for Agricul-
ture and Rural Development, Dacian Cio-
los‚  and the Minister of the Chinese General 
Administration of Quality Supervision, In-
spection and Quarantine, Mr Zhi Shuping, 
sign a letter of intent to cooperate in fight-
ing counterfeit trade in alcoholic beverages, 
Beijing. 

20 Sep 2013 EU Special Representative for Human 
Rights visits China.

18 Oct 2013 European Ministers of the Foreign Affairs 
Council (Trade) adopt mandates to begin 
negotiations with China and ASEAN na-
tions on investment agreements.

24 Oct 2013 Fourth meeting of the EU-China High Lev-
el Economic and Trade Dialogue (HED), 
Brussels.

6 Nov 2013 Leaders update the China-ASEAN Free 
Trade Agreement for the next decade at the 
China-ASEAN Summit.

6 Nov 2013 European Commission release the postion 
paper “The EU-China Comprehensive Stra-
tegic Partnership: Working for You” which 
focuses on trade, international security and 
the promotion of human rights.

21 Nov 2013 16th EU-China Summit, Beijing. EU-China 
Urbanisation Forum, Beijing.

26 Nov 2013 3rd Europe-China Forum of Friends of Eu-
rope. Chinese Premier Li and EU leaders 
adopt a 2020 Strategic Agenda calling for 
greater cooperation between China and the 
EU.
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This 1bibliography aims at providing an overview of 
journal articles, edited books and monographs on Chinese 
law with a focus on publications in English and Ger-
man. 2 The structure of the bibliography follows the clas-
sification scheme of the leading German law bibliography 
“Karlsruher Juristische Bibliographie”.

Classification Scheme:
I. Law and Jurisprudence (Recht und Rechtswissen-

schaft)
II. Legal and Constitutional History (Rechts- und 

Verfassungsgeschichte)
III. Private Law (Privatrecht)

1. In General (Allgemein)
2.  General Part of the Civil Code (Allgemeiner 

Teil des Zivilrechts)
3. Law of Obligations (Schuldrecht)
4. Law of Property (Sachenrecht)
5. Family Law (Familienrecht)
6. Law of Succession (Erbrecht)
7. Commercial Law (Handelsrecht)
8. Business Organisations (Gesellschaftsrecht)
9. Insurance (Privatversicherungsrecht)
10. Industrial Property, Copyright and Publish-

ing (Gewerblicher Rechtsschutz, Urheber- 
und Verlagsrecht)

11. Negotiable Instruments (Wertpapierrecht)
12. Unfair Competition, Trademarks, Anti-trust 

Legislation (Wettbewerbs- und Waren-
zeichenrecht, Kartellrecht)

13. Conflicts of Laws, Uniform Private Law (In-
ternationales Privatrecht, Einheitsrecht)

IV. Judicial System, Practice and Procedure, Civil 
Procedure (Gerichtsverfassung, allgemeines 
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1 Priv.-Doz. Dr. iur. Benjamin Knut Pissler, M.A. (Sinology), Senior Re-
search Fellow at the Max-Planck-Institute for Comparative and Private 
International Law in Hamburg (E-mail: pissler@mpipriv.de). Nina Roter-
mund studies law and sinology at the Georg-August University Göttin-
gen. She was an intern in the China unit of the Max Planck Institute for 
Comparative and International Private Law in March 2015.
2 Writings in other European languages could only partly be considered.
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XIV. Social Legislation (Sozialrecht)
XV. Public International Law (Völkerrecht) 3

I. Law and Jurisprudence (Recht und Rechtswis-
senschaft)

Ahl, Björn, Rechtswesen und Rechtsstaatlichkeit 
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Schwartze, Andreas/Schmidt, Matthias (eds.), Fest-
schrift zu Ehren von Christian Kirchner, Recht im 
ökonomischen Kontext. Tübingen: Mohr-Siebeck 
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3 We admit that this bibliography does not comprehensively include all 
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are explicitly encouraged to remind me of pieces we left unnoticed. We 
will include these in the next bibliography to be published in the second 
issue of this journal in the year 2016.
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(2014), pp. 188 et seq.

Presseamt des Staatsrates der Volksrepublik 
China, Justizreform in China. Beijing: Verlag für 
fremdsprachige Literatur, 2012.

Ramsden, Michael/Marsh, Luke, Using clinical 
education to address an unmet legal need: A Hong 
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SHEN Wei, Corporate Law in China. Structure, 
Governance and Regulation, Sweet & Maxwell, 
Hong Kong 2015, LXII + 669 pp., ISBN: 978-962-
661-436-5, HK$ 2,000.

Nicolaus H. Schmidt 1

Since 1979, the Chinese economy has undergone 
an unprecedented transformation from a command 
model to a socialist market system. How companies 
are governed and regulated, and how investors are 
protected in China’s vibrant economy is a concern of 
legal practitioners and scholars worldwide. China’s 
2013 revision 2 of the Company Law 3 has sparked 
new attention in this more than 35-year-old debate. 
In his 2015 publication, “Corporate Law in China. 
Structure, Governance and Regulation”, author, 
SHEN Wei, Professor of Law at Shanghai Jiao Tong 
University, aims to provide an understanding of the 
dynamics that inform the current legal landscape of 
different corporate actors in China. The book’s ulti-
mate goal is to give a full account of various types 
of Chinese corporations and their distinctive char-
acteristics. As the title indicates, his approach seeks 
to frame legal questions within a broader regulatory 
context. This is an ambitious endeavor, and one that 
necessarily crosses into multiple facets of law, his-
tory, politics and socio-economics.

The book is broken down into thirteen chapters, 
each covering a specific topic. These range from 
key legal and institutional concepts to particular is-
sues concerning Chinese legal entities. The central 
themes developed in the book include basic con-
cepts of company law, corporate finance, corporate 
governance, mergers and acquisitions (M&A), secu-
rities regulations and private equity (PE). Although 
all topics are interconnected, the chapters remain 
largely self-sufficient.

1 The author is a PhD Candidate in Comparative Law at the University 
of Augsburg. He would like to extend his gratitude and deepest appre-appre-
ciation to Prof. Dr. Thomas J. Barnert and Prof. Dr. Dr. Jan-Hendrik Rö- to Prof. Dr. Thomas J. Barnert and Prof. Dr. Dr. Jan-Hendrik Rö-
ver, LL.M. for their unstinted support and encouragement throughout 
his studies.
2  Since its adoption, the 1993 Company Law has been revised in 1999, 
2004, 2005 and 2013; WANG Jiang Yu, in: Company Law in China: Regu-Regu-
lation of Business Organizations in a Socialist Market Economy, Chelten-
ham/Northampton 2014, p. 7. For a brief summary of the latest reform, 
see Barth/Prautzsch/Paus, Reform des chinesischen Gesellschaftsrechts, 
in: Recht der Internationalen Wirtschaft 2015, pp. 133–136.
3  中华人民共和国公司法, December 12, 1993, last amended by the De-De-
cision of the Standing Committee of the National People’s Congress, 
December 28, 2013; for the German translation (rev. 2013) see Pißler, Ge-
sellschaftsgesetz der VR China (Revision 2013), in: ZChinR 2014, pp. 254 
et seq.

The introductory chapter gives a brief overview 
of the history of company laws and touches on the 
complexity of their application and interpretation. 
The first chapter is followed by an overview of the 
different forms of enterprises under the company 
law, foreign investment law and partnership law. 
It explains fundamental concepts such as the bifur-
cated company law system – divided on the basis of 
the investment being foreign or domestic by origin 
– and the dichotomy between public and private es-
tablishments.

Chapter three takes a more theoretical direction. 
The discussion is devoted to basic notions of a com-
pany. The main focus is on piercing the corporate 
veil doctrine, which was incorporated in the Com-
pany Law in 2005. The cohesive illustration of the 
legal framework and pertinent judicial rulings help 
to provide clarity on this area of law renowned for 
its complexity and vagueness, not only in China, 
but worldwide.

In the subsequent chapter, the author explores 
the practice of forming corporations in China. The 
chapter culminates with a short examination of the 
regulatory peculiarities of the Shanghai Free Trade 
Zone.

Chapter five takes on the task of explaining cor-
porate finance in China. It gives a detailed expla-
nation that links issues of registered capital with 
basic types of funding and secured finance. Several 
subsections expose many practical details of how 
to source and structure funding, while leaving no 
questions unanswered both for domestic and for-
eign investments. 

SHEN Wei then moves into a multi-chapter dis-
cussion of corporate governance topics. Perhaps the 
strongest, most revelatory part of the book, it gives 
a doctrinal account of the various corporate govern-
ance regulations and practices in China. Chapter six 
deals with general questions of corporate govern-
ance and corporate structure, clarifying the roles 
and responsibilities of the corporate bodies. The sec-
ond part of the corporate governance debate (chap-
ter seven) is devoted to directors’ duties and liabili-
ties. The final section culminates in the discussion 
of the mechanics of shareholder protection (chapter 
eight). Aside from discussing a shareholder’s rights 
and remedies, attention is accorded to shareholder 
activism in the context of the concentrated owner-
ship structure of most Chinese corporations.

In chapter nine the analysis turns toward exam-
ining bankruptcy proceedings. It provides the read-
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er with substantial knowledge of corporate liquida-
tion and dissolution procedures that demonstrate 
options for companies in financial difficulty.

Chapter 10 expands upon the themes of previ-
ous parts of the book, addressing the laws and regu-
lations that affect mergers and acquisitions. SHEN 
Wei conveys a sound understanding of M&A pro-
cesses to effectively cope with transaction models, 
approval procedures and cross-border contexts.

The explanations on capital markets and secu-
rities regulation are another highlight (chapter 11). 
The chapter takes a mammoth topic and boils it 
down into a relatively brief but useful depiction of 
the interplay between corporate and securities law. 
To be more precise, it reviews China’s securities law 
infrastructure, capturing the salient features of the 
listing rules, including trading and disclosure regu-
lations. The legal framework of takeovers ultimate-
ly serves as a supplement to the previous chapter.

Lastly, a word about private equity: The topic’s 
inclusion in the book (chapter 12) is in part sim-
ply due to the fact that PE activities in China have 
gained significant momentum in recent years. 4 This 
being said, PE firms operate in a complex, uncertain 
and constantly evolving environment. The author 
charts out a path for navigating through the most 
important laws which those involved in PE financ-
ing need to be aware of. Fortunately, the chapter 
also contains valuable impulses for future legisla-
tive developments.

“Corporate Law in China” tries to bridge the 
gap between academic rigor and practical relevance. 
Since there is stronger focus on business practice, the 
book gives us fewer insights as to dogmatic ques-
tions and prospects of legal development. In this re-
spect, more directions for future legislation would be 
of particular interest. Detailed suggestions 5 would, 
however, go well beyond the scope and conception 
of this publication. What is not covered in the book, 
and hopefully will be the aim of future research, is 
to further elucidate the basic question raised in the 
final chapter of why China’s companies have been 
able to succeed without a comprehensive rule of law 
and corporate governance deficiencies. As yet, there 
exists only scant research, not allowing a compre-
hensive explanation of this mystery.

The book is more than a mere synopsis of Chi-
nese company law. It makes an up-to-date state-
ment of the subject, capturing both the status quo 

4 Roland Berger Strategy Consultants, think: act CONTENT, “Private equi-equi-
ty in China”, pp. 2 et seq., available at: <http://www.rolandberger.com/
media/pdf/Roland_Berger_tac_Private_Equity_in_China_20130721.
pdf> last visited June 19, 2015.
5 See, for instance, GU Minkang’s (now partly outdated) proposals, Un-Un-
derstanding Chinese Company Law, 2nd Edition, Hong Kong 2010, pp. 
363–390.

and the complex interplay of forces that shape busi-
ness corporations in China. Another strength is that 
SHEN Wei brings attention to areas complementary 
to company law, such as matters of bankruptcy, pri-
vate equity and securities regulation. All findings 
are based on an extensive literature review, comple-
mented by empirical and historical evidence. More-
over, the book contains many useful references to 
judicial decisions. Despite this wealth of topics and 
details, it remains an analysis with a clear agenda, 
written in an easy-to-read manner. It adds to the 
book’s value that the author clearly distinguishes 
between domestic and foreign-invested enterprises 
throughout the book. Tables and graphs provide the 
reader with comprehensible overviews, reducing 
complex issues into manageable, clear terms.

SHEN Wei’s “Corporate Law in China” is un-
questionably a groundbreaking contribution to its 
field. In this meticulously researched, yet closely 
reasoned format, the author has drawn from his far-
ranging legal experience to bring to life the compa-
ny law of the world’s second largest economy. The 
result is impressive. It’s a compendium that consti-
tutes a fundamental work for a deeper understan-
ding of the Chinese corporate law regime. Despite 
the complexity of the subject, the book succeeds in 
covering the whole spectrum of relevant Chinese 
laws, providing a comprehensive statement of its 
principles. The publication’s value and significance 
can be summarized in one statement: It gives an in-
cisive, in depth and illuminating perspective on the 
topic and will thus be the first port of call for acade-
mics, lawyers, students and others approaching the 
subject.
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Linklaters 年利达律师事务所上海代表处
16/F, Citigroup Tower 花旗集团大厦 16 楼
No. 33, Huayuan Shiqiao Road, Pudong 浦东新区花园石桥路 33 号
200120 Shanghai, VR China 200120 上海，中华人民共和国

Tel.: +86 21 2891 1888; Fax: +86 21 2891 1818; E-Mail: wolfgang.sturm@linklaters.com
Ansprechpartner: Wolfgang F. Sturm

Luther Law Offices 陆德律师事务所
2/F AZIA Center 汇亚大厦 2 层
No. 1233, Lujiazui Ring Road, Pudong 浦东新区陆家嘴环路 1233 号
200120 Shanghai, VR China 200120 上海，中华人民共和国

Tel.: +86 21 5010 6580; E-Mail: eva.drewes@cn.luther-lawfirm.com
Ansprechpartner: Dr. Eva Drewes

Pinsent Masons 品诚梅森律师事务所
Room 4605, Park Place Office Tower 上海越洋广场 4605 室
1601 Nanjing West Road 静安区南京西路 1601 号
200040 Shanghai, VR China 200040 上海，中华人民共和国

Tel.: +86 21 6321 1166; Fax: +86 21 6329 2696; E-Mail: bernd.stucken@pinsentmasons.com
Ansprechpartner: Dr. Bernd-Uwe Stucken

Rödl & Partner 德国罗德律师事务所上海代表处
31/F LJZ Plaza 陆家嘴商务广场 31 楼
No. 1600, Century Avenue 浦东新区世纪大道 1600 号
200122 Shanghai, VR China 200122 上海，中华人民共和国

Tel.: +86 21 6163 5348; Fax: +86 21 6163 5299; E-Mail: alexander.fischer@roedl.pro, oliver.maaz@roedl.pro 
Ansprechpartner: Alexander Fischer, Dr. Oliver Maaz

Schindhelm Rechtsanwälte 德国申特海姆律师事务所上海代表处
German Centre for Industry and Trade Shanghai 1 幢 610~611 室
Tower 1, 6/F, Suite 610–611, No. 88, Keyuan Road 德国中心，科苑路 88 号
Zhangjiang Hi-Tech Park 上海浦东张江高科技园区
201203 Shanghai, VR China 201203 上海，中华人民共和国

Tel.: +86 21 2898 6379; Fax: +86 21 2898 6370; E-Mail: raymond.kok@schindhelm.net,
burkhard.fassbach@schindhelm.net, bernhard.heringhaus@schindhelm.net
Ansprechpartner: Raymond Kok, Burkhard Fassbach, Bernhard Heringhaus

 
Schulz Noack Bärwinkel 德国律师事务所上海办事处
Suite 2302, International Trade Center 国际贸易中心 2302 室
No. 2201, Yan’an Road West 延安西路 2201 号
200336 Shanghai, VR China 200336 上海，中华人民共和国

Tel.: +86 21 6219 8370; Fax: +86 21 6219 6849; E-Mail: jm.scheil@snblaw.com
Ansprechpartner: Dr. Jörg-Michael Scheil

Taylor Wessing 泰乐信律师事务所驻上海代表处
15/F, United Plaza, Unit 1509 中欣大厦 15 楼 1509 单元
No. 1468, Nanjing Road West 南京西路 1468 号
200040 Shanghai, VR China 200040 上海，中华人民共和国

Tel.: +86 21 6247 7247; Fax +86 21 6247 7248; E-Mail: r.koppitz@taylorwessing.com
Ansprechpartner: Ralph Vigo Koppitz
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Wenfei Consulting 文斐商务咨询
Office 18 D, Shanghai Industrial Investment Building 上海实业大厦 18 D
No. 18, Caoxi Road North, Xuhui District 徐汇区漕溪北路1 8 号
200030 Shanghai, VR China 200030 上海，中华人民共和国

Tel.: +86 21 6427 6258; Fax +86 21 6427 6259
Ansprechpartner: Laurent von Niederhäusern, Cheng Chen

White & Case, LL.P. 伟凯律师事务所上海代表处
218 Shanghai Bund No. 12 Building 外滩 12 号 218 室
No. 12, Zhongshan Dong Yi Road 中山东一路 12 号
200002 Shanghai, VR China 200002 上海，中华人民共和国

Tel.: +86 21 6321 2200; Fax: +86 21 6323 9252; E-Mail: jleary@whitecase.com
Ansprechpartner: John Leary

Guangzhou

 
Rödl & Partner 德国罗德律师事务所上海代表处
45/F Metro Plaza 大都会广场 45 楼
No. 183, Tianhe Road North 广州市天河北路 183 号
510075 Guangzhou, VR China 510075 广州，中华人民共和国

Tel.: +86 20 2264 6388; Fax: +86 20 2264 6390; E-Mail: sebastian.wiendieck@roedl.pro
Ansprechpartner: Sebastian Wiendieck
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Die Universitäten Göttingen und Nanjing starten den neuen Doppel -
master studien gang »Chinesisches Recht & Rechtsvergleichung«. Der neue
Studiengang umfasst vier Semester, von denen zwei Semester in Göttingen
und zwei Semester in Nanjing zu absolvieren sind. Der Studiengang soll
Studierenden einen umfänglichen Einblick in das chinesische Recht geben.

Angeboten werden

� Chinesische Sprache und Rechtsterminologie

� Quellen des chinesischen Rechts und Gesetzgebung

� Zivil- und Wirtschaftsrecht (Vertrags-, Gesellschaftsrecht)

� Öffentliches Recht (Verwaltungs- und Verfassungsrecht)

� Rechtsvergleichung 

� Chinesische Rechtsgeschichte und Rechtsphilosophie

� Politik, Gesellschaft, Wirtschaft und Geschichte Chinas

Zulassungsvoraussetzung ist ein Studium der Rechtswissenschaften 
oder der Chinawissenschaften / Sinologie. Je nach vorangegangenem 
Studium sind Nachweise über Kenntnisse der jeweils anderen Disziplin
erforderlich. Der Umfang der nachzuweisenden Vorkenntnisse richtet
sich nach dem gewählten Studienschwerpunkt und dem angestrebten
Abschluss (LL.M. oder M.A.). 

Weitere Informationen finden Sie auf unserer Homepage. 
www.deutschchinesischesinstitut.uni-goettingen.de
Email: ChinaRecht@jura.uni-goettingen.de

UNIVERSITÄT 
NANJING

Chinesisches Recht 

und Rechtsvergleichung (LL.M. / M.A.)

Kurzprofil »Chinesisches Recht und Rechtsvergleichung«
Abschluss: Je nach Studienschwerpunkt Chinawissenschaft »M.A.« oder Rechts -
wissenschaft »LL.M.« der Universität Göttingen und rechtswissenschaftliche Master der
Universität Nanjing · Regelstudienzeit: Vier Semester · Unterrichtssprache: Deutsch
und Englisch · Der Studiengang ist zulassungsbeschränkt · Verfügbare Studienplätze:
25  · Studienverlauf: 1. Semester Göttingen, 2.-3. Semester Nanjing, 4. Semester 
Göttingen · Studienbeginn ist zum Winter semester möglich
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Call for Papers

Since 1994 the German–Chinese Jurists’ Association and the Sino–
German Institute for Legal Studies of the Universities of Göttingen 
and Nanjing are quarterly publishing the “Zeitschrift für Chinesisches 
Recht (German Journal of Chinese Law)”, formerly known as the 
“Newsletter of the German-Chinese Jurists’ Association”.

The journal is focusing on issues of contemporary Chinese law and 
modern Chinese legal history with a particular emphasis on legal 
aspects of Chinese economic development and international rela-
tions. It seeks to advance practical as well as theoretical analysis of 
Chinese law.

The journal invites submissions within its scope as set out above 
to be published in one of its next issues. To guarantee for intellec-
tually stimulating and innovative contributions all submissions will 
be subject to a review procedure by the editors. Manuscripts (Eng-
lish or German) to be published in the journal‘s categories articles, 
short contributions, documentations and book reviews should be 
submitted in electronic form and should follow the rules of citation 
and guidelines for the submission of articles, which can be found at  
www.ZChinR.de. Previous issues of ZChinR can also be found at 
www.ZChinR.de.

Please address your manuscripts as well as any inquiries concerning 
subscription and advertising to the editor-in-chief:

Nils Klages
ZChinR, Sino–German Institute for Legal Studies
Nanjing University
22, Hankou Lu, 210093 Nanjing, People’s Republic of China
E-mail: dcir.nanjing@gmail.com Tel. / Fax: +86 25 8663 7892


